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Die Sitzung wird um 9 Uhr 2 Minuten durch den 
Präsidenten D. Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 24. Sitzung des Bundestages und 
bitte um Bekanntgabe der Namen der entschuldig-
ten Abgeordneten. 

Huth, Schriftführer: Der Präsident hat Urlaub 
erteilt für zwei Tage den Abgeordneten Lemmer, 
Wirths, Margulies, Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein, 
Frau Welter (Aachen), Dr. Schellenberg, Kalbitzer 
und Günther. 
Für die heutige Sitzung ist Urlaub erteilt worden 

den Abgeordneten Karpf, Dr. Kather, Keuning, 
Häussler, Frau Dr. Steinbiß, Pöhler und Dr. Hammer. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Danke schön! 
Meine Damen und Herren! Bevor wir in den Be-

ratungen fortfahren, darf ich darauf hinweisen, daß 
im Ältestenrat eine interfraktionelle Vereinbarung 
darüber zustande gekommen ist, daß wir heute und 
morgen die Sitzung bis 19 Uhr 30 ausdehnen. Das 
geschieht mit dem Ziel, die zweite, möglichst auch 
die dritte Beratung des Haushaltsplans in diesen 
beiden Tagen zu Ende führen zu können. Der 
Altestenrat hat davon abgesehen, Ihnen den Vor-
schlag einer Begrenzung der Redezeit zu machen. 
Es sind allerdings Wünsche ausgesprochen worden, 
durch interne Maßnahmen der Parteien zu erreichen, 
daß bestimmte Haushalte in begrenzten Zeiträumen 
erledigt werden können. Sie würden alle dazu 
helfen, wenn Sie das, was Sie sagen, in der gedräng-
testen Kürze, ohne jede sachliche Einschränkung 
natürlich, hier zum Ausdruck brächten. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 
30. März 1954 die Kleine Anfrage 33 der Abgeordneten Müller-
Hermann, Becker (Pirmasens), Schmücker, Frau Dietz und Ge-
nossen betreffend Forderungen der deutschen Bauwirtschaft an 
die amerikanische Besatzungsmacht (Drucksache 299) beantwor-
tet. Sein Schreiben wird als Drucksache 443 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat unter dem 
3. April 1954 die Kleine Anfrage 37 der Abgeordneten Strauß, 
Dr. Jaeger, Stücklen und Genossen betreffend Preiserhöhungen 
für Hausbrandkohle (Drucksache 321) beantwortet. Sein Schrei

-

ben wird als Drucksache 442 vervielfältigt. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat unter dem 
7. April 1954 die Kleine Anfrage 40 der Abgeordneten Dr. Rinke, 
Donhauser und Genossen betreffend Sozialversicherungspflicht 
bei geringfügigen oder kurzfristigen Arbeitsverhältnissen (Druck-
sache 347) beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 444 
vervielfältigt. 

Meine Damen und Herren, wir fahren fort in der 
gestern begonnenen 

Zweiten Beratung des Entwurfs eines Ge-
setzes über die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans für das Rechnungsjahr 1954 (Haus-
haltsgesetz 1954) (Drucksache 200); 

Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) (Drucksache 350) 

(Erste Beratung: 11., 12. und 13. Sitzung), 
und zwar in der Beratung des 

Einzelplans 12 — Haushalt für den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr 
(Abg. Mellies: Der noch nicht da ist!) 

(Drucksache 362). 
Es stehen noch auf der Rednerliste — ich darf das 

gleich annoncieren — Herr Abgeordneter Dr. Bleiß, 
Herr Abgeordneter Bauer (Würzburg) und Herr Ab-
geordneter Müller-Hermann. 

Bitte, Herr Abgeordneter Dr. Bleiß! 

Dr. Bleiß (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Zusammenhang mit der Beratung 
des Haushalts des Bundesverkehrsministers habe 
ich einen Antrag meiner Fraktion betreffend die 
betriebsfremden Lasten der Bundesbahn zu be-
gründen. 
Der Antrag gehört zwar haushaltsmäßig zum 

Einzelplan 40, ressortmäßig aber zum Aufgaben-
bereich des Verkehrsministeriums. Deshalb habe ich 
den Herrn Präsidenten gebeten, den Antrag im Zu-
sammenhang mit der Beratung des Haushalts des 
Bundesverkehrsministeriums begründen zu dürfen*). 

Zur Sache selbst. Meine Damen und Herren, man 
kann nicht über Verkehrswirtschaft und über Ver-
kehrspolitik sprechen, ohne immer wieder auf die 
finanziellen Schwierigkeiten und auf die verhäng-
nisvolle wirtschaftliche Situation bei der Deutschen 
Bundesbahn hinweisen zu müssen. Das haben wir 
bei der Verkehrsdebatte am 11. Februar dieses 
Jahres getan, das haben wir — im Anschluß daran — 
bei den Ausschußberatungen immer wiederholt, und 
wir möchten auch die Haushaltsdebatte nicht vor-
übergehen lassen, ohne nochmals darauf hinzu-
weisen, daß hier für den Bund das zwingende Er-
fordernis für sofortige und tiefgreifende Sanie-
rungsmaßnahmen besteht. 

Nun haben wir zu unserer Befriedigung feststel-
len können, daß auch bei den anderen Fraktionen 
des Hohen Hauses der Wille besteht, der Bundes-
bahn zu helfen. Wir haben weiter mit Genugtuung 
festgestellt, daß der Verkehrsausschuß den ein-
schlägigen Anträgen meiner Fraktion zugestimmt 
und beschlossen hat, an den Haushaltsausschuß 
eine Empfehlung zu richten, nach welcher die Bun-
desregierung aufgefordert werden soll, zur Be- 

*) Siehe Umdruck 51, Anlage 1 Seite 929. 
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(Dr. Bleiß) 
kämpfung der bedrohlichen Entwicklung der Bahn 
dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorzulegen 
mit dem Ziel, die Bundesbahn von den politischen, 
d. h. betriebsfremden Lasten zu befreien und für 
das Jahr 1954 einen entsprechenden Nachtrag zum 
Haushalt einzubringen. Der Verkehrsausschuß hat 
weiter empfohlen, der Bundesbahn zur Überbrük-
kung und zur Erfüllung des Wirtschaftsplans 1954 
eine angemessene Kassenhilfe zu gewähren. So 
weit der Ausschuß. 
Wir freuen uns über die positive Haltung dieses 

Ausschusses, möchten Sie aber bitten, heute doch 
schon einen Schritt weiterzugehen und diese Hilfs-
maßnahmen für die Bundesbahn schon im vorlie-
genden Haushalt vorzusehen. Wir halten diesen 
zweiten Schritt einmal deshalb für notwendig, weil 
der Nachtragshaushalt, wenn er überhaupt kommt, 
erst zum Herbst dieses Jahres oder noch später zu 
erwarten ist, zum andern aber deswegen, weil wir 
eine gewisse Besorgnis haben, daß der Herr Bun-
desfinanzminister den Beschlüssen des Hohen Hau-
ses nicht immer mit der erforderlichen Dringlich-
keit Folge leistet. Wir haben da in der Vergangen-
heit leider einige böse Erfahrungen gemacht. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Eine Verschiebung aber auf den Herbst und spä-

ter würde nicht nur für die Bundesbahn, sondern 
auch für die gesamte Zulieferindustrie eine Reihe 
von sehr abträglichen Folgen nach sich ziehen. Das 
gilt in erster Linie für d i e Unternehmungen, die 
mit der Bundesbahn am engsten verbunden sind, 
für den Lokomotivbau und für die Waggonindu-
strie. In vielen dieser Betriebe ist der Auftrags-
bestand heute schon auf ein Mindestmaß zusam-
mengeschrumpft, und wir wissen ja,  daß die 
Exportkonjunktur für rollendes Material sehr nach-
gelassen hat. Mehr denn je sind also gerade diese Be-
triebe auf baldige und gleichmäßige Aufträge sei-
tens der Bundesbahn angewiesen. Die Bundesbahn 
ihrerseits ist aber zu der dringend notwendigen 
Auftragserteilung nicht in der Lage. Sie hat — im 
Gegenteil — alle bisher erteilten Aufträge stoppen 
und auf die notwendigsten Ersatzbeschaffungen 
verzichten müssen, weil der Bundesfinanzminister 
den Wirtschaftsplan der Bundesbahn für 1954 nicht 
genehmigt hat. 

In der weiteren Kettenreaktion einer so unheil-
vollen Entwicklung werden vielerorts Kündigun-
gen und auch Arbeiterentlassungen zu erwarten 
sein. 

Ähnlich wie im Lokomotivbau und bei den 
Waggonfabriken liegen die Verhältnisse in anderen 
Zulieferindustrien. Mein Freund Deist hat gestern 
schon sehr nachdrücklich auf diese Tendenzen hin-
gewiesen. Ich möchte das deshalb hier nur noch ein-
mal kurz streifen. 

Uns, meine Damen und Herren, geht es darum, 
daß versucht werden sollte, die Kettenreaktion der 
unausbleiblich deflationistischen Maßnahmen der 
Bundesbahn zu verhindern. Das ist aber nach unse-
rer Auffassung nur möglich, wenn wir die dring-
lichste finanzielle Hilfe nicht auf den Herbst oder 
später verschieben, sondern sie schon je t z t bei 
der Verabschiedung des Etats leisten. Das ist uns 
ein dringendes Anliegen. 

Aber abgesehen von den wirtschaftspolitischen 
Notwendigkeiten halten wir auch aus h a us

-

haltsrechtlichen Motiven heute schon den 
zweiten Schritt für notwendig; denn es handelt sich  

bei den betriebsfremden Lasten um echte Kriegs-
folgelasten, für die allein der Bund zuständig ist 
und die zu einem erheblichen Teil nur aus Grün-
den einer gewissen Verwaltungsvereinfachung auf 
der Bundesbahn hängengeblieben sind. 
Wir alle wissen, daß die Bundesbahn diese 

Lasten nicht tragen kann, und ich glaube, der Cha-
rakter der Kriegsfolgelasten wird auch von Ihnen 
bestätigt werden müssen, wenn ich Ihnen die fol-
genden Posten nenne. Im Verkehrsausschuß wur-
den die Belastungen wie folgt beziffert: 
Versorgungs- und Übergangsbezüge für verdrängte 
Reichsbahnbedienstete und volksdeutsche fremde 
Staatsbahner in einer Summe von 133 Millionen DM, 
Versorgungsbezüge für Westberliner Eisenbahner 
in einer Größenordnung von 31 Millionen DM, 

Mehraufwand durch vorzeitige Gewährung von 
Versorgungsbezügen an Kriegsversehrte und 
Kriegshinterbliebene aus dem ersten und zweiten 
Weltkrieg in einer Größenordnung von 

85 Millionen DM 

und endlich Bezüge auf Grund des Überhangs im 
Zusammenhang mit dem Gesetz zu Art. 131 des 
Grundgesetzes in einem Betrage von 

188 Millionen DM. 
Das sind in der Gesamtsumme für das Jahr 1953 
rund 	 437 Millionen DM. 

Wenn man nun berücksichtigt, daß noch täglich 
Hunderte die sowjetische Zone verlassen müssen 
und sich hieraus ein weiteres Anwachsen der Ver-
pflichtungen der Bundesbahn ergibt, so dürfte ein 
Betrag von 450 Millionen DM ungefähr der zu er-
wartenden Höhe der betriebsfremden Lasten für 
das Jahr 1954 entsprechen. Diese Summe haben wir 
unserem Antrag zugrunde gelegt, der Ihnen mit 
Umdruck 51 vorliegt. 
Im Interesse der Bundesbahn, im Interesse der 

Zulieferindustrien und in Sorge um die Erhaltung 
der Arbeitsplätze in vielen Betrieben bitten wir 
Sie, mit uns doch den zweiten Schritt zu tun und 
unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Bauer (Würzburg). 

Bauer (Würzburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mir obliegt es, einige Worte 
der Begründung zu dem Ihnen mit Umdruck 50*) 
vorgelegten Antrag betreffend Gewährung einer 
zusätzlichen Million für den Ausbau der Groß-
schiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau zu sagen. Im 
Zusammenhang mit diesem Antrag ist gestern von 
dem Herrn Kollegen Gengler von einem „Stim-
mungswettlauf" gesprochen worden. Nun, ich muß 
dazu sagen, daß die Antragsteller weder eine Be-
gabung .als Stimmungskanonen haben noch irgend-
eine Geschicklichkeit im Wettlauf an den Tag legen. 
Ich will auch gleich betonen, daß der Antrag nicht 
eingereicht worden wäre, wenn er irgendeine Be-
einträchtigung für die anderen Projekte, also 
Neckar-Kanalisierung, Dortmund-Ems-Kanal oder 
Mittelweser, bedeuten würde. Ich hoffe, den Kol-
legen Gengler und vielleicht auch andere, die miß-
trauisch sind, zu überzeugen, daß der Antrag aus 
rein sachlichen Gründen gestellt worden ist. 

*) Siehe Anlage 5 zum Stenographischen Bericht der 
23. Sitzung Seite 845. 
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(Bauer [Würzburg]) 
Wie verhält es sich nun im einzelnen? Die Tätig-

keit der Gesellschaft Rhein-Main-Donau beruht auf 
dem Rhein-Main-Donau-Staatsvertrag von 1921 
zwischen dem Reich und dem Freistaat Bayern. In 
diesem Vertrag wurde vereinbart, daß die Gesell-
schaft zunächst den Main von Aschaffenburg 
bis Bamberg und die Donau von Kelheim bis zur 
österreichischen Grenze sowie die Kanalverbindung 
von Bamberg bis Nürnberg ausbauen soll. Zu die-
sem Punkt heißt es im Staatsvertrag: 

Das Reich und Bayern sind darin einverstan-
den, daß dieses Bauziel gleichzeitig mit der 
Neckar-Kanalisierung bis Plochingen erreicht 
werden soll. 

Die übrigen Teilstrecken, also Kanalverbindung 
von Nürnberg zur Donau und Ausbau der oberen 
Donau von Kelheim bis Ulm, sollen damit erst nach 
Erreichung dieses Zwischenzieles in Angriff ge-
nommen werden. Vergleicht man nun den gegen-
wärtigen Stand der Arbeiten mit dem Stand der 
Neckar-Kanalisierung, so ergibt sich eindeutig ein 
außerordentlich starkes Zurückbleiben der Main-
Donau-Wasserstraße. Die Gründe für dieses Zu-
rückbleiben der Wirklichkeit hinter der Absicht 
des Vertrags sind unschwer zu erraten: Die wirt-
schaftlichen Hintergründe und die Unterstützung 
des Neckarprojekts sind in Anbetracht der finan-
ziellen Kraft des Landes Württemberg — und es 
war interessant, gestern zu hören, daß auch 
schwäbische Finanzquellen genannt worden 
sind und auch der Stadt Stuttgart — zu gewichtig, 
als daß hier Bayern entsprechend mithalten 
könnte. Die Rückstände im Projekt Rhein-
Main—Donau können keinesfalls mehr in der 
Zeit aufgeholt werden, die die Neckar-AG für 
die Fertigstellung der Teilstrecke Heilbronn-
Plochingen noch benötigt. Wenn es also auch 
nicht möglich erscheint, die Absicht des ge-
nannten Staatsvertrages zu verwirklichen, so muß 
doch mit Rücksicht auf den nordbayerischen Wirt-
schaftsraum und darüber hinaus auf das ganze 
bayerische Wirtschaftsgefüge alles versucht wer-
den — das werden Sie verstehen —, um den Rück-
stand wenigstens etwas zu verringern. 
Zu dem Problem muß noch gesagt werden, daß 

beim Rhein-Main-Donau-Kanal zwar eine ver-
tragliche Bindung des Bundes gegenüber dem Frei-
staat Bayern und der Gesellschaft in der Richtung 
besteht, den Bau nach Möglichkeit zu fördern; es 
fehlt jedoch im Gegensatz zu Neckar und Mittel-
weser noch eine Vereinbarung über ein länger-
fristiges Bauprogramm, auf Grund dessen der Bund 
zur Bereitstellung fester Mindestjahresbeträge 
für Rhein-Main-Donau verpflichtet wäre. Der bal-
dige Abschluß einer solchen Vereinbarung wäre 
dringend nötig — und diese Bitte möchte ich an 
die Herren vom Bundesverkehrsministerium rich-
ten —, wenn wenigstens ein Teil der erwähnten 
Verkehrsziele — also Mainkanalisierung, Donau-
regulierung und Kanal bis Nürnberg — in etwa 
gleichzeitig mit dem Verkehrsziel der Neckarkana-
lisierung erreicht werden soll. 

Auf Grund der Haushaltsverhandlungen ist nun 
die für den nordbayrischen Raum bedauerliche 
Tatsache zu verzeichnen, daß für das Rhein-Main-
Donau-Projekt immer noch eine echte Kürzung 
von einer Million DM gegenüber dem Vorjahres-
ansatz verbleibt, während z. B. für den Dortmund-
Ems-Kanal die gleichen Beträfe wie im Jahre 1953 
ausgeworfen werden und die Mittelweser-AG. — 
wie die Neckar-AG. — sogar eine Erhöhung von  

0,8 Millionen DM gegenüber dem Vorjahresansatz 
erhält. 

Bedenken Sie, sehr verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, bei der Abstimmung über diesen Antrag 
auch, daß Sie mit der Zustimmung einem Gebiet 
eine Hilfe leisten, das infolge überdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit für jede Mög-
lichkeit einer Arbeitsbeschaffung außerordentlich 
dankbar ist. Denken Sie bitte auch daran, daß 
ganz Bayern heute mehr denn je zuvor auf ver-
stärkten und beschleunigten- Ausbau seiner gro-
ßen Wasserstraßenverbindungen angewiesen ist, 
da es durch den letzten Krieg mehr als jedes an-
dere Bundesland vom Verlust früherer Verkehrs-
verbindungen betroffen wurde und überdies als 
Agrarland jetzt auf eine weitgehende volkswirt-
schaftliche Umstellung zur Unterbringung von über 
2 Millionen Heimatvertriebenen angewiesen ist. 
Ich darf bei dieser Gelegenheit an den Herrn 

Bundesverkehrsminister noch einmal die Bitte 
richten, für den Ausbau der Autobahn Frankfurt-
Nürnberg ein warmes Herz zu haben. Die Strecke 
steht bekanntlich in der Dringlichkeitsstufe eins; 
aber wir wollen hoffen, daß sie innerhalb dieser 
Dringlichkeitsstufe etwas weiter vornehin gescho-
ben wird, als sie zur Zeit anscheinend steht. 

Meinen Ausführungen über die Rhein-Main-
Donau-AG. wäre noch folgendes hinzuzufügen. Die 
heutigen Güterumschlagszahlen auf Main und 
Donau beweisen, und zwar mit drastischer Deut-
lichkeit, welche Bedeutung dieses Projekt für . 

 Bayern hat. Wir bitten Sie, Verständnis für unse-
ren Antrag zu haben, und erbitten Ihre Zustim-
mung dafür, daß die Durchführung des ursprüng-
lichen Plans der Vollendung der Schiffbarmachung 
des Mains bis Bamberg durch Gewährung der Mit-
tel wenigstens bis zum Jahre 1960 ermöglicht 
wird. 
Ich möchte weiter darauf hinweisen, daß von den 

Kraftwerken der Rhein-Main-Donau-AG. heute 
11 % der gesamten Energie in Bayern erzeugt wer-
den; im Winter beträgt diese Energieerzeugung 
durch die genannten Kraftwerke sogar bis zu 
einem Viertel. Sie sehen also, daß es sich wirklich 
um ein großräumiges und bedeutungsvolles Pro-
jekt handelt und daß es sich schon lohnt, für diese 
eine Million zu kämpfen. Wir erbitten Ihr Ver-
ständnis und Ihre Zustimmung zu dem Antrag. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
bevor ich das Wort weitergebe, darf ich mich einer 
Pflicht entledigen. Ich habe leider übersehen, daß 
auch heute ein Abgeordneter Geburtstag hat, Herr 
Abgeordneter Böhm (Düsseldorf); also: herzlichen 
Glückwunsch! 

(Beifall.) 

Das Wort hat der Abgeordnete Niederalt. 

Niederalt (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der vorliegende Änderungs-
antrag der Abgeordneten Frau Strobel, Bauer und 
Genossen wird von uns, der CSU, unterstützt wer-
den. Ich bedaure nur, daß dieser Antrag, der ja 
der gleiche ist, den ich seinerzeit im Haushaltsaus-
schuß gestellt habe, von Ihrer Fraktion, Herr Kol-
lege Bauer,  damals nicht unterstützt worden ist. 
Ich stand damals, als ich diesen Antrag stellte, im 
Haushaltsausschuß allein, und Ihre Fraktion hat 
einstimmig gegen diesen Antrag gestimmt. Ich be-
dauere das deshalb so sehr, weil wir — das wissen 
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(Niederalt) 
Sie so gut wie ich — nunmehr in der Sache selbst 
eine wesentlich schlechtere Position und verhält-
nismäßig geringe Aussicht haben, diesen Antrag 
jetzt noch durchzubringen, und weil der Eindruck 
entstehen muß, daß der Antrag mehr der Optik 
als der Sache dient. 
Zur Sache selber möchte ich nicht mehr viel 

ausführen. Was Herr Kollege Bauer gesagt hat, 
ist sachlich voll und ganz zutreffend. Auch wir 
würden uns freuen, wenn sich das Hohe Haus in 
seiner Mehrheit entschließen könnte, den Antrag 
anzunehmen. Eine Bemerkung nur möchte ich noch 
machen. Wir legen doch immer so großen Wert auf 
die Feststellung, daß wir ein Rechtsstaat sind. Ver-
gessen wir nicht, daß hier rechtliche Verpflichtun-
gen vorliegen! Als ich im Haushaltsausschuß den 
anwesenden Vertreter der Regierung darauf auf-
merksam machte, anscheinend sei doch der Bund 
gegenüber den anderen Leistungen etwas im Ver-
zug, konnte mir das kaum entkräftet werden. Ich 
bitte also, auch für die CSU, dem Antrag zuzu-
stimmen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
das Hohe Haus wird Verständnis dafür haben, daß 
der ehemalige Bezirksamts-Assessor von Kelheim 
an sich gern bereit ist, sich für die Rhein-Main-
Donau-Idee einzusetzen. Aber wir müssen in die-
sem Hause wohl allgemein das Prinzip hochhalten, 
daß regionale und örtliche Wünsche und Liebhabe-
reien gegenüber dem allgemeinen Gesichtspunkt, 
gegenüber den Grundsätzen der Haushaltspolitik 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und gegenüber der Pflicht zur Wahrheit vor der 
Bevölkerung zurückzutreten haben. 
Der Haushaltsausschuß hat mit allen Parteien, 

meines Erinnerns auch mit den Stimmen der Frak-
tion der Antragsteller, 

(Abg. Dr. Vogel: Sehr gut!) 

die Erweiterung des Ansatzes von 9 Millionen auf 
10 Millionen DM in diesem außerordentlichen 
Haushalt abgelehnt. Ich bin überrascht, daß aus 
derselben Fraktion jetzt dieser Antrag kommt. 

Ich darf eine grundsätzliche Bemerkung machen. 
Ich habe folgendes im Haushaltsausschuß ausge-
führt und wiederhole es hier. Unser außerordent-
licher Haushalt hat einen Umfang von ungefähr 
1 1 /2 Milliarden DM. Ich habe neulich eine Verlaut-
barung des Instituts für Steuern und Wirtschaft 
gelesen, in dem — nach meinem Dafürhalten mit 
Grund — dargelegt ist, daß diese 1 500 Millio-
nen DM auf dem Anleihemarkt wahrscheinlich 
nicht oder nur sehr schwierig aufgebracht werden 
können. Wenn wir in diesem Hause Anträge stel-
len — das gilt auch für Anträge aus den Koali-
tionsparteien —, die um der guten optischen Wir-
kung nach außen willen Wünsche in den außeror-
dentlichen Haushalt bringen, und dann sagen: Der 
liebe Bundesfinanzminister braucht es ja nicht zu 
bezahlen! — er muß es ja letzten Endes anweisen 
und darf es nur anweisen, wenn er die Anleihe-
mittel erhalten hat —, dann treiben wir in der Re-
gierungskoalition gegeneinander ein doppelseiti-
ges, zwiegesichtiges Spiel! 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Wir tragen gemeinsam die Verantwortung. Wir 
sind kein Obrigkeitsstaat, in dem die Regierung 
gegen die Parteien steht, sondern die Regierung 
ist, möchte ich sagen, der Vertrauensausschuß der 
Parteien und nichts anderes. Ich stehe auf dem 
Standpunkt, die Pflicht zur Wahrhaftigkeit sollte 
uns, der Opposition wie den Regierungskoalitions-
parteien, dem deutschen Volke gegenüber gemein-
sam sein. 

Wenn wir wissen, daß der außerordentliche 
Haushalt voraussichtlich nur sehr schwer in dem 
Umfang bedient werden kann, wie er vorgesehen 
ist, ist es ein Verstoß gegen die Wahrhaftigkeit, 
wenn wir vor der Bevölkerung immer neu An-
träge mit Ausdehnung des außerordentlichen 
Haushalts stellen, während wir ehrlich wissen, daß 
wir sie nicht vollziehen können. 

Ich bitte deshalb um der Wahrhaftigkeit willen, 
alle diese Anträge einschließlich des Antrags zu-
gunsten des mir lieben Gedankens der Rhein-Main-
Donau AG abzulehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich gedenke, das Haus nicht lange in 
Anspruch zu nehmen. Der Herr Bundesfinanzmi-
nister scheint heute morgen etwas böse zu sein. 

(Heiterkeit.) 

Ich nehme an, das hängt mit der Tatsache zusam-
men, daß er um das Gleichgewicht seines Haus-
halts fürchtet; da kann ich ihm durchaus alle 
Sympathien entgegenbringen. 

Ich habe die Absicht, etwas zu den Äußerungen 
des Herrn Kollegen Niederalt zu sagen, damit 
hier kein Mißverständnis aufkommt. Einmal bitte 
ich darauf zu achten, daß der Antrag von der Frau 
Kollegin Strobel, von dem Kollegen Bauer und 
anderen unterschrieben ist. Es ist kein Antrag der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, sondern, 
wie Sie aus den Unterschriften sehen, ein Antrag 
von Abgeordneten aus Baye rn, die selbstverständ-
lich das Recht haben, hier im Plenum des Hauses 
ihre regionalen Interessen zu betonen. 

Was die Haltung der sozialdemokratischen Mit-
glieder des Haushaltsausschusses betrifft, die Herr 
Kollege Niederalt glaubte gegen die Antragsteller 
ausspielen zu müssen, so kann ich nur folgendes 
sagen. Erstens gehört, soviel ich weiß, der sozial-
demokratischen Fraktion im Haushaltsausschuß 
kein Vertreter aus Bayern an. Zweitens haben die 
Mitglieder des Haushaltsausschusses nicht in 
erster Linie die Aufgabe, regionale Interessen zu 
vertreten; sie vertreten die Interessen des Ge-
samt-Haushalts, wie sie sie verstehen. Das, glaube 
ich, sollte man aus der Polemik heraushalten. 

(Zustimmung bei der SPD und in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Es scheint so, daß die 
Debatte zu diesem Thema damit beendet werden 
könnte. 
(Abg. Schoettle: Soweit wir in Frage kommen, 

ja!) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Müller-

Hermann. 
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Müller-Hermann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir sind uns in die-
sem Hause alle darin einig, daß der Bundesbahn 
die betriebsfremden politischen Lasten in der 
einen oder anderen Form abgenommen werden 
müssen. Ich glaube, daß wir in diese Einmütig-
keit sogar den Herrn Bundestagsabgeordneten 
Schäffer einbeziehen können, auch wenn der Herr 
Bundesfinanzminister im Augenblick vielleicht 
eine andere Meinung vertritt. Auf der anderen 
Seite sind die 450 Millionen DM, die die Bundes-
tagsfraktion der SPD jetzt noch im Haushalt un-
terbringen will, ein ganz erheblicher Brocken. Wir 
haben uns in der vorigen Woche im Verkehrsaus-
schuß mit dieser Materie, mit der Sanierung der 
Bundesbahn, sehr eingehend beschäftigt und sind 
zu der Überzeugung gekommen, daß zunächst ein-
mal geprüft werden muß, wie hoch die Summe ist, 
die die Bundesbahn als sogenannte betriebsfremde 
Lasten in Anspruch nehmen kann. Die Zahlen 
schwanken zwischen 250 und 450 Millionen DM. 
Wir haben weiter den Haushaltsausschuß er-
sucht, zu prüfen, in welcher Form der Bundes-
bahn so schnell wie möglich die Abnahme der be-
triebsfremden Lasten zugesichert werden kann, 
und wie weit die Möglichkeit besteht, der Bundes-
bahn in diesem Jahre eine Kassenhilfe in Höhe 
der entstehenden betriebsfremden Lasten zu ge-
währen. Ich glaube doch, daß wir es bei dieser Re-
gelung belassen sollten, weil die Annahme des von 
Ihnen in Umdruck 51 vorgelegten Antrags das 
Gleichgewicht des ganzen Haushalts durcheinan-
derbringen würde. Meine Fraktion wird daher 
Ihren Antrag ablehnen. 

Präsident D; Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr.-Ing. Drechsel. 

Dr.-Ing. Drechsel (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte mir erlauben, noch 
einmal auf die grundsätzlichen Dinge des Haus-
halts des Bundesverkehrsministers zurückzukom-
men. Von dem Herrn Berichterstatter ist darauf hin-
gewiesen worden, daß den Ausgaben von 1 085 Mil-
lionen DM nur Einnahmen von 73 Millionen DM ge-
genüberständen. Daraus könnte das Bild entstehen, 
als ob der Haushalt des Bundesverkehrsministers 
besonders notleidend und ein besonderer Zuschuß-
haushalt wäre. Es ist aber wenigstens darauf hin-
zuweisen, daß immerhin aus dem Verkehrsgewer-
be und aus den Organisationen, die in dem Haus-
halt zusammengefaßt werden, auch erhebliche 
Steueraufkommen aufgebracht werden, so z. B. 
bei der Beförderungssteuer für Güter und Perso-
nen 470 Millionen und bei der Mineralölsteuer 
810 Millionen, insgesamt also 1 280 Millionen DM. 
Ich weiß, daß es natürlich nicht möglich ist, hier 
eine Bindung zwischen dem Steueraufkommen 
und den Ausgaben herzustellen. Man muß doch 
hier aber berücksichtigen, daß das Verkehrsgewer-
be ein sehr gutes Steueraufkommen bringt und 
daß es auch in dieser Steueraufkommensmöglich-
keit erhalten bleiben muß. Wenn man jahrelang 
für diese Dinge nichts aufbringt, dann werden, wie 
jetzt bei der Bundesbahn, diese Einrichtungen so 
notleidend werden, daß die Ausgaben noch höher 
liegen als bisher. Ich wollte nur auf dieses Pro-
blem hingewiesen haben, weil ja auch bei den be-
vorstehenden Gesetzen wiederum mit einem Mehr-
aufkommen gerechnet wird — man spricht von 
etwa 360 Millionen - und dann womöglich wieder 
das Verkehrsgewerbe zu kurz kommt und die Ver-
kehrsinteressen nicht entsprechend berücksichtigt 
werden. 

Dann wollte ich mir noch erlauben, auf die An-
gelegenheiten der Luftfahrt einzugehen. Ich habe 
auch die Freude gehabt, an der Exkursion nach 
der Schweiz teilnehmen zu können. Bei den Pro-
blemen der Luftfahrt darf man drei Momente nicht 
aus dem Auge verlieren: politische, wirtschaftliche 
und technische. 
Solange nicht die deutsche Lufthoheit wieder-

hergestellt worden ist, ist es nach unserer Auf-
fassung unmöglich, sich bereits ernsthafter mit 
diesen Dingen zu beschäftigen. Das ist überhaupt 
die politische Voraussetzung für den Aufbau einer 
zivilen Luftfahrt in der Bundesrepublik. Wir ha-
ben in der Schweiz gehört, welche Schwierigkeiten 
bestehen, einen Transatlantikverkehr in vollem 
Umfange einzurichten und aufrechtzuerhalten, 
weil man dabei auch von den Einflugberechtigun-
gen der einzelnen Länder abhängig ist, die selbst 
der Schweiz nicht in allen Fällen gegeben worden 
sind. 
Neben diesen politischen Momenten stehen die 

wirtschaftlichen, die in dem ganzen Rahmen eben-
falls nicht außer acht zu lassen sind. Hier ist von 
wesentlicher Bedeutung, welche Anzahl Flugzeuge 
überhaupt für einen Flugbetrieb zur Verfügung 
stehen. Denn erst bei einer genügenden Anzahl 
Flugzeuge rentiert sich die Organisation, die man 
nicht nur im eigenen Lande, sondern auch in frem-
den Ländern aufbauen muß, und rentieren sich 
auch die Anlagen, die man wieder überall in den 
Lufthäfen für die Überholung der eigenen Ma-
schinen erstellen muß. Wir haben in der Schweiz 
gelernt, daß gerade diese Dinge ungeheure Aus-
gaben erfordern, die tatsächlich in irgendeinen 
wirtschaftlichen Rahmen nur eingeordnet werden 
können, wenn der Flugzeugeinsatz so organisiert 
ist, daß die Flugzeuge laufend überholt werden 
können und auch laufend für den Passagierver-
kehr zur Verfügung stehen. 

Die wirtschaftlichen Momente gehen in die tech-
nischen Momente über, da man sich überlegen muß, 
welche Typen man nimmt und wie dann von der 
Wahl der Typen wieder die Aufrechterhaltung der 
notwendigen Reparaturmaterialien und Ergän-
zungsteile abhängig ist. Wenn man zuviel verschie-
dene Typen nimmt, hat man mehr Reparaturma-
terialien auf den Magazinen zu halten. Ich möchte 
daran erinnern, daß selbst die Swissair mit ihrem 
verhältnismäßig kleinen Apparat eine Magazin-
haltung im Werte von 21 Millionen Francs not-
wendig hat. 

Es scheint mir also doch bedeutsam zu sein, daß 
man bei der Organisation der deutschen Luftfahrt, 
die wir an sich natürlich begrüßen müssen, sehr 
darauf achtet, daß hier die politischen, die wirt-
schaftlichen und die technischen Momente alle zu-
sammenpassen und daß wir uns hier nicht etwa 
etwas aufbauen — zu klein oder zu schlecht orga-
nisiert —, was uns dann in den nächsten Jahren 
bei den Haushaltsberatungen nur Schmerzen be-
reiten wird, weil ein laufender Zuschußbetrieb 
daraus erwächst. 

(Abg. Dr. Vogel: Der ist sowieso unver

- meidlich!) 

— Ja, der Zuschuß mag sowieso unvermeidlich 
sein; aber man kann ihn größer oder kleiner ge-
stalten, und wenn man sich die Dinge politisch, 
wirtschaftlich und technisch richtig überlegt und 
vorwegbedenkt, scheint es mir möglich zu sein, zu-
mindest den Zuschuß kleiner zu halten, der aller-
dings - das gebe ich zu — wahrscheinlich in der 
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(Dr.-Ing. Drechsel) 
nächsten Zeit auf jeden Fall bestehenbleiben wird, 
und wie es auf die Dauer wird, das wissen wir 
nicht. 

Das sind also die Dinge, die ich doch hier warnend 
aussprechen möchte. Man sollte ihnen besondere 
Überlegung widmen, und sie sollten auch nicht 
etwa im verschwiegenen Kämmerlein beschlossen 
werden, ohne daß diejenigen, die auch etwas dazu 
zu sagen haben sollten, rechtzeitig befragt werden. 

(Abg. Dr. Bucerius: Sehr richtig!) 

Schließlich komme ich zu dem Antrag. Im Namen 
meiner Fraktion möchte ich der Meinung Ausdruck 
geben, daß es unmöglich ist, die betriebsfremden 
Lasten jetzt noch in dem derzeitigen ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalt unterzubringen. 
Wir stehen auf dem Standpunkt, daß der Bundes-
bahn geholfen werden muß, aber nur in der Weise, 
daß man sie bei einem doch wahrscheinlich not-
wendig werdenden Nachtragshaushalt berücksich-
tigt. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schmidt (Hamburg). 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die ausführliche, große Ver-
kehrsdebatte vom Februar enthebt uns der Not-
wendigkeit, heute und an dieser Stelle abermals 
die Verkehrspolitik des Bundesverkehrsministe-
riums ausführlich zu würdigen. Ich darf aber viel-
leicht mit zwei oder drei Sätzen in die Erinnerung 
zurückrufen, daß damals die Opposition und die 
CDU/CSU-Fraktion sich in der Frage einig waren, 
was denn eigentlich das Ziel dieser Verkehrspoli-
tik sei, und daß sie nicht nur in dieser besorgten 
Frage einig waren, sondern auch in der Beurtei-
lung der bisherigen Verkehrspolitik der Bundes-
regierung. Denn wenn z. B. die Interpellation der 
CDU/CSU-Fraktion mit folgenden Worten anfing: 
„Welche Linie gedenkt die Bundesregierung einzu-
schlagen?", dann wurde daraus ja doch wohl deut-
lich, daß bisher eine Linie überhaupt nicht erkenn-
bar gewesen sei. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Auch in der damals zum Ausdruck gekommenen 
Skepsis in bezug auf die zukünftige Verkehrspoli-
tik war sich dieses Hohe Haus ziemlich einig, und 
auch die ganze deutsche Presse war, wie sich am 
folgenden Tage zeigte, mit uns darin einig. Ich 
brauche deswegen also auf Einzelheiten nicht mehr 
zurückzukommen. 
Heute ist dem, was damals an Skepsis gegenüber 

der unzureichenden Verkehrspolitik zum Ausdruck 
kam, die Feststellung hinzuzufügen, daß auch der 
Verkehrshaushalt als solcher unzureichend ist. Ich 
gebe dem Herrn Kollegen Gengler, der hier gestern 
für die CDU/CSU darüber gesprochen hat, voll-
kommen recht: die in den Bundeshaushalt einge-
stellten Mittel für die Deutsche Bundesbahn und 
für den Straßenbau sind absolut unzureichend. Ich 
habe mit Schmerzen eben gehört, meine Herren 
von der Koalition, daß Sie den Antrag bezüglich 
der betriebsfremden Lasten der Eisenbahn ableh-
nen wollen, weil der Haushalt eine Deckung nicht 
zulasse. Ich lese nun immer in verklausulierten 
Andeutungen der P resse, die aus dem Hause des 
Herrn Bundesverkehrsministers stammen, daß das 
Kabinett sich. den Kopf darüber zerbricht, daß die 
betriebsfremden Lasten abgenommen werden müß-
ten und daß das auch irgendwie in diesem Jahr ge-

schehen müsse. Also gibt es doch offenbar irgend-
welche Deckungsmöglichkeiten, über die man sich 
nur noch nicht recht klar ist. 

(Abg. Dr. Vogel: Später!) 

Man zerbricht sich, scheint mir, den Kopf über diese 
Dinge ein wenig lange. Der Entwurf eines Ver-
kehrsfinanzgesetzes, von dem wir lesen, den wir 
aber immer noch nicht kennen, scheint mir dafür 
zu sprechen, daß man endlich auch auf diesem Ge-
biet ernsthaft etwas tun will, wenngleich etwas 
reichlich spät. 
Ich habe den Eindruck, daß die Debatte über 

diese Dinge fortgeführt werden sollte, wenn das 
Verkehrsfinanzgesetz und das Straßenentlastungs-
gesetz, von dem Herrn Minister Seebohm spricht, 
dem Hohen Hause vorgelegt werden; wir sollten 
heute vielleicht die Debatte nicht vertiefen. Aller-
dings, Herr Bundesverkehrsminister, habe ich den 
Eindruck, daß, während Sie in schwierigen Ver-
handlungen mit dem Kabinett und in noch schwie-
rigeren Verhandlungen mit den Interessenten aus 
Verkehr und Wirtschaft stehen, bei Ihnen zu 
Hause die Bürokraten etwas auf dem Tische herum-
tanzen. Ich lese heute morgen in der Presse, daß im 
gesamten Bundesgebiet die Telefonapparate der 
Gendarmeriestationen an den Autobahnen von den 
direkten Autobahn-Fernsprechleitungen abgetrennt 
worden seien. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Hier beschwert sich ein Kommissar einer Verkehrs-
polizeistation und sagt: Die Gendarmerietelephone 
an der Autobahn können von den Unfallfernspre-
chern der Autobahn in Zukunft nicht mehr erreicht 
werden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und er erklärt dann, daß irgendwelche Beamte in 
Ihrem Hause auf einen bisher gesetzwidrigen Zu-
stand aufmerksam geworden seien und diese Ab-
trennung veranlaßt hätten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Ich nehme an, Sie bringen das sehr schnell wieder 
in Ordnung; denn Sie wollen j a mit den Maßnah-
men Ihres Hauses den Autobahnmördern keinen 
Vorschub leisten, 

(Hu-Rufe bei den Regierungsparteien) 

sondern die sollen ja schnell ergriffen werden, und 
wenn Unfälle geschehen, dann ist das Telephon ja 
dazu da, den Unfallwagen und die Polizei schnell 
herbeizurufen. Ich erwähne das alles nur, weil ich 
das Gefühl habe, daß es in Ihrem Hause im Augen-
blick etwas drunter und drüber geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber neben den Fragen des Binnenverkehrs, 
Herr Minister Seebohm, des Straßen-, des Eisen-
bahn- und des Binnenschiffsverkehrs, ressortieren 
in Ihrem Hause ja auch die Seeschiffahrt und 
die Luftfahrt. Sie haben hier gestern Aus-
führungen über die Weiterführung des Wie-
deraufbaus der Seeschiffahrt und ihre Finan-
zierung gemacht, die sicherlich an der Küste 
mit Aufmerksamkeit registriert worden sind. Ich 
möchte mich darauf beschränken, zu sagen: Wir 
haben diese Ausführungen zur Kenntnis genom-
men. Wir behalten uns vor, darauf sehr ausführ-
lich zurückzukommen, wenn im Zusammenhang 
mit der Steuerreform die Frage der Schiffahrt-
finanzierung, aufgehängt an dem § 7 d, hier ent-
schieden werden muß. 
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Worüber in dieser ganzen Verkehrsdebatte im Sinne 

einer Vertiefung der Probleme wenig gesprochen 
worden ist, das ist das letzte Gebiet, das in Ihrem 
Hause behandelt wird, nämlich die Luftfahrt. Hier 
haben zwar einige Kollegen außerordentlich sach-
verständig anmutende Bemerkungen über die luft-
fahrtpolitischen Probleme gemacht; aber ich habe 
nicht den Eindruck, daß wir dabei an den Kern 
der gegenwärtig vorliegenden Probleme vor-
gedrungen sind. 

Ich darf vorweg sagen: wir sind grundsätzlich 
der Auffassung, daß der Wiederaufbau der deut-
schen Zivilluftfahrt notwendig ist, und Sie wissen, 
Herr Minister, wie stark ich persönlich an diesen 
Dingen Interesse genommen habe. Ich habe aber 
den Eindruck, daß der Wiederaufbau der Zivilluft-
fahrt in den letzten Monaten, sagen wir,  in  eine in 
gewisser Weise zwielichtige Situation geraten ist. 
Sie haben die große Schwierigkeit, daß Sie immer 
noch keine Freigabe für die deutsche Zivilluftfahrt 
erreicht haben oder erreichen wollten — das kann 
ich nicht übersehen — und daß auf der andern 
Seite nunmehr die Flugzeuge zur Ablieferung ge-
langen, die — wie ich glaube — mit Recht von 
Ihnen frühzeitig in den USA bestellt worden sind. 
Es ist nun die Frage, was geschehen soll. 

Sie haben im Zusammenhang mit diesem Pro-
blem jüngst einen Auslandsbesuch gemacht, um 
Verhandlungen zu führen, die diese Frage betref-
fen. Ich lese da in einem Pressedienst, der sich 
„Briefe zur Verkehrspolitik" nennt und der Ihnen 
offenbar außerordentlich nahesteht, über Ihre eng-
lischen Verhandlungen, Herr Minister, folgende Be-
merkung — ich darf wohl einen einzigen Satz zitie-
ren, Herr Präsident —: 

Der Englandbesuch des Bundesverkehrsmini-
sters gehört zu den erfolgreichsten Auslands-
reisen, die von einem Bonner Kabinettsmit-
glied bisher durchgeführt wurden. 

(Heiterkeit links und in der Mitte. — Hört! 
Hört! bei der SPD.) 

Da möchte ich fragen, ob das der Führer weiß! 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber ich will mir gar kein persönliches Urteil 
über die Bedeutung dieser Auslandsreise und die-
ser Verhandlungen anmaßen, und ich habe natür-
lich auch ein gewisses psychologisches Verständnis 
dafür, daß jemand, der wegen seiner Binnenver-
kehrspolitik innerhalb Deutschlands in diesem 
Hause und in der Presse eine solche Kette von 
Prestigeverlusten hinnehmen mußte, dafür im Aus-
land Kompensationsobjekte suchen möchte. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Lachen bei 
den Regierungsparteien.) 

Was ich aber gern wissen möchte, ist, was dort 
eigentlich verhandelt worden ist. In dem genann-
ten Pressedienst heißt es nämlich weiter, es sei eine 
Reihe sehr konstruktiver Absprachen getroffen 
worden. Nun, ich habe auch einen zweiten Presse-
dienst darüber gelesen, der Ihnen, Herr Minister, 
etwas weniger nahezustehen scheint. In diesem 
Pressedienst — ich darf wohl auch das vorlesen, 
Herr Präsident — ist die Rede davon, daß Sie bei 
Ihrer Anwesenheit in London auf einem Essen der 
Royal Air Force eine Rede gehalten hätten. 

(Bundesverkehrsminister Dr. Seebohm: 
Diese Nachricht ist ja gelogen!) 

— Ich lüge hier nicht, ich zitiere nur aus dem 
Pressedienst; er nennt sich „Luftfahrt-Presse-
dienst", wird herausgegeben von einem Ihnen sehr gut 
bekannten Herrn Jenkiewicz und ist sehr an-
gesehen als Fachpressedienst auf diesem Gebiet. 
Aber ich bin begierig, zu hören, daß es sich anders 
verhalten hat, als der Mann hier schreibt. Ich zi-
tiere zunächst einmal: Sie hätten eine Rede gehal-
ten, und der „Daily Express" habe über diese Rede 
am nächsten Tag berichtet, daß die deutsche Zivil-
luftfahrt unter der Leitung der Engländer ihren 
Start und Beginn nehmen werde. Daran knüpft 
dieser durchaus sachverständig anmutende Bericht 
einen längeren Kommentar, und er endet mit der 
Feststellung, es sei wohl weniger der Inhalt des 
Abkommens selbst als seine geheimnisvolle Be-
handlung und der Zeitpunkt seines Abschlusses, die 
hier fragwürdig seien; die Fragen müßten rasch, 
offen und gründlich beantwortet werden, um das 
in der ganzen Welt der neuen deutschen Lufthansa 
entgegengebrachte Goodwill nicht zu verletzen. 
Diesen letzten Satz möchte ich persönlich sehr deut-
lich unterstreichen. 

Ich möchte fragen: was ist dort nun eigentlich 
verhandelt worden? Ich könnte mir denken, Herr 
Minister, daß es zweckmäßig wäre, dieses Problem 
nicht in aller Deutlichkeit hier im Plenum im 
Augenblick zu vertiefen. Aber ich möchte dann 
doch erwarten, daß nun wirklich einmal in Bälde 
und in Gründlichkeit im Verkehrsausschuß oder an 
anderer geeigneter Stelle uns eindeutiger Auf-
schluß gegeben wird über die letzte Entwicklung 
auf dem Gebiet der Luftverkehrspolitik. So sehr 
ich mit meinen Herren Vorrednern der Meinung bin, 
daß der Besuch in Zürich eine nützliche und lehr-
reiche Sache war, so sehr, meine Herren Kollegen, 
muß ich doch darauf hinweisen, daß dort die eigent-
lich aktuellen Probleme der deutschen Luftver-
kehrspolitik nicht berührt worden sind, und Sie 
geben sich Täuschungen hin, wenn Sie glauben, 
nunmehr einen Überblick über das zu haben, was 
los ist und was heute notwendig ist. 

Nach diesem kleinen Abstecher in die Luft darf 
ich zum Schluß kommen. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Vogel: Auf die See! 
— Weitere Zurufe von der Mitte.) 

— Herr Schmidt-Wittmack, es haben so viele Ihrer 
Herren Kollegen gleichzeitig gesprochen, ich habe 
Sie nicht verstehen können; wenn Sie noch einmal 
wiederholen könnten, was Sie gesagt haben, will 
ich darauf antworten. 

(Abg. Schmidt-Wittmack: Eine Luftblase!) 

— Eine Luftblase, das glaube ich auch, und zwar 
diese englische Reise des Herrn Verkehrsministers 
war eine Luftblase. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir hoffen, daß die 
Aschenbrödelrolle, die die Verkehrspolitik seit Jahr 
und Tag im Bundeskabinett gespielt hat, langsam 
zu Ende geht, und wir hoffen, daß sich das Kabi-
nett der drängenden verkehrspolitischen Probleme 
sorgfältiger und eingehender annimmt, als das in 
den vergangenen Jahren der Fall war. Wir glau-
ben, für eine solche positive Entwicklung sogar ge-
wisse Anzeichen erkennen zu können. Es geschehen 
also Zeichen, wenngleich sicherlich keine Wunder. 

An dieser Stelle möchte ich einfügen, daß mir 
der Herr Bundesverkehrsminister vor wenigen 
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(Schmidt [Hamburg]) 
Tagen als Antwort auf einen Artikel, den ich 
irgendwo geschrieben hatte, telegraphisch mitge-
teilt hat, er sei kein Chinese — ich habe das übri-
gens auch nicht angenommen — 

(Heiterkeit bei der SPD) 
und er habe sein Gesicht weder zu behalten noch 
zu verlieren — darüber will ich nicht streiten —, 

(erneute Heiterkeit bei der SPD) 

sondern er trage es stets mit demselben Gleichmut 
durchs Leben. Nun, ich hoffe, daß Sie sich selber 
nie Lügen strafen, was den Gleichmut angeht, Herr 
Minister Seebohm. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich muß jetzt leider doch annehmen, daß Sie 
in Ihrem Gleichmut nicht erschüttert werden, wenn 
ich Ihnen namens meiner Fraktion abermals mit-
teilen muß, daß wir Ihrer Verkehrspolitik insge-
samt mit den größten Sorgen entgegensehen und 
daß wir abermals leider keine Möglichkeit erblik-
ken, Ihrem Verkehrshaushalt zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
für Verkehr! 

(Zuruf von der SPD: Der „Gleichmütige"!) 

Dr. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Gestatten Sie mir nur einige Bemerkungen 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Schmid t. Ich werde in Zukunft einen persön-
lichen Verkehr nicht mehr mit ihm führen kön-
nen, wenn er dies hier in so humorloser Weise 
darstellt. 

(Lachen bei der SPD.) 
Mein Gleichmut ist gleichwohl unerschütterlich. 
Aber er hat die Depesche ja nicht ganz vorge-
lesen. Ich habe den Text leider nicht vor mir 
liegen und kann Ihnen nicht alles zitieren. Ich habe 
ihm nur eines zum Schluß gesagt: Mein Gesicht 
würde auch dann nicht rot anlaufen, wenn es 
politisch erforderlich wäre. 

(Bravo! rechts. — Lachen bei der SPD.) 

Im übrigen darf ich zu der einen Frage, die 
er hier aufgeworfen hat, folgendes bemerken: Die 
Meldung des „Daily Express" ist von mir, soweit 
sie in deutschen Zeitungen stand, schon vor Tagen 
dementiert worden. Ich empfehle dem Herrn Kol-
legen Schmidt, wenn er Zeitungen liest, auch die 
Dementis zu lesen und zu berücksichtigen. 

(Beifall rechts. — Zurufe von der SPD.) 

Es ist so mühsam, diese Dinge dann immer noch 
einmal wieder unter Belastung des Hohen Hauses 
vorzutragen. Ich bin in England niemals von der 
Royal Air Force eingeladen gewesen, sondern ich 
war Gast der britischen Regierung. Ich habe des-
wegen auch niemals auf einem Essen der Royal 
Air Force eine Rede halten können. Ich habe nur 
selbst eine Einladung in meinem Club gegeben, 
und diese Einladung habe ich nur als Mitglied des 
Royal Aero Club in seinen Räumen geben können. 
Ich habe zwar bei diesem Essen eine kurze Rede 
gehalten, die aber mit dem Inhalt, der im „Daily 
Express" veröffentlicht wurde, überhaupt nichts zu 
tun hatte. Ich konnte auch über Abmachungen der 
privaten Luftverkehrsgesellschaften gar nicht spre-
chen, weil es sich dabei um Abmachungen privater 
Gesellschaften untereinander und nicht um Ab-
machungen zwischen den beiden Regierungen han

-

delte. Aber vielleicht wird es das Hohe Haus und 
Herrn Schmidt besonders interessieren, daß bei die-
sem Essen im Royal Aero Club auf meine Rede 
ein Herr geantwortet hat, der meinen Besuch und 
meine Anwesenheit in England in seiner Rede sehr 
positiv beurteilte; und das war der Kriegsminister 
des letzten Labour-Kabinetts, Mr. Bellenger. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schneider (Bremerhaven). 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Fürchten Sie nicht, daß 
ich lange sprechen werde. Aber die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Schmidt zwingen mich doch, 
hier etwas grundsätzlich festzustellen. Es ist in 
der verflossenen Verkehrsdebatte hier schon ein-
deutig zum Ausdruck gekommen, daß keineswegs 
das Bundesverkehrsministerium oder gar der Herr 
Bundesverkehrsminister persönlich dafür verant-
wortlich zu machen ist, daß wir heute praktisch 
auf allen Verkehrssektoren eine Verkehrsmisere 
haben, sondern daß daran in allererster Linie die 
Ereignisse in der Vergangenheit schuld sind. Das 
muß hier noch einmal klar gesagt werden. 

(Abg. Wehner: Die 14 Jahre! — Weitere 
Zurufe von der SPD.) 

Wenn Sie das geflissentlich übersehen, meine Da-
men und Herren, dann kann ich Ihnen leider nicht 
die notwendige Sachlichkeit zusprechen. 

Es wird seit Monaten versucht, auf dem Ge-
biet der Verkehrswirtschaft auf einen gemeinsamen 
Nenner zu kommen. Ich stelle mit Bedauern fest: 
hier liegt wohl der einmalige Fall vor, bei dem 
es den beteiligten Partnern nicht möglich zu sein 
scheint, sich auf einer vernünftigen Basis näher-
zukommen und zu einigen. Wenn ich all die Ver-
öffentlichungen der letzten Wochen, die auf uns 
— gerade auf uns Mitglieder des Verkehrsaus-
schusses — herniederprasseln, betrachte, dann muß 
ich zu meinem Bedauern feststellen, daß eine die 
andere an Unsachlichkeit übertrifft. Dort wird kei-
neswegs mit sachlichen Argumenten gearbeitet! 
Teilweise geht man auch mit derartiger Nieder-
tracht gegeneinander vor, daß das ganze Verkehrs-
problem zu einem unentwirrbaren Knäuel zu wer-
den droht. Ich möchte hier an alle am Verkehr 
beteiligten Stellen, besonders an jene, die sich jetzt 
so sehr darum bemühen, geordnete Verhältnisse 
zu schaffen, die Aufforderung richten, sich end-
lich sachlich zu bescheiden und sich Mühe zu geben, 
auf einen vernünftigen Nenner zu kommen. Sonst 
werden wir die Probleme überhaupt nicht lösen. 

Aber ich möchte noch etwas anderes Grundsätz-
liches anschließen. Ich möchte für meine Fraktion 
keinen Zweifel darüber lassen — ich habe das an-
läßlich der Verkehrsdebatte hier auch schon aus-
geführt —: Wir sind nicht der Auffassung, daß 
die notwendigen Mittel für die Bundesbahn etwa 
durch die Straße aufgebracht werden sollten, wie 
wir selbstverständlich auch nicht der umgekehrten 
Auffassung sein können. Aber es muß, gleichgültig 
wie die Eingriffe in den Straßenverkehr aussehen 
werden, klar herausgestellt werden, daß der Stra-
ßenverkehr unter allen Umständen diejenigen La-
sten aufbringen muß, die zu tragen er volkswirt-
schaftlich gegenüber der gesamten Bevölkerung 
einfach verpflichtet ist. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
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Es kann nicht angehen, daß irgendein Wirtschafts-
zweig, weil es bisher so sehr bequem gewesen 
ist, praktisch auf Kosten der gesamten Bevölke-
rung und der übrigen Steuerzahler seine Wirt-
schaft auf eine etwas angenehmere Art betreiben 
kann. 
Bezüglich der Bundesbahn bedauern meine 

Freunde, daß es nicht möglich gewesen ist, in den 
Haushaltsberatungen die notwendigen Mittel be-
willigt zu bekommen, um der Bundesbahn die 
betriebsfremden Lasten abzunehmen. Ich unter-
streiche mit Nachdruck die Erklärung des Herrn 
Kollegen Drechsel von der FDP, der gesagt hat, 
man könne der Hoffnung Ausdruck geben, daß 
dem Nachtragshaushalt die Aufbringung solcher 
Mittel vorbehalten bleiben solle. Meine Damen und 
Herren, wir kommen auch aus der Bundesbahn-
misere nicht heraus, wenn wir nicht einen Weg 
finden, der Bundesbahn diese betriebsfremden La-
sten abzunehmen. 
Ich kann es mir versagen, hier näher auf die 

Luftfahrt einzugehen, zumal der Herr Verkehrs-
minister dazu persönlich Stellung genommen hat. 
Aber es ist allzu billig, Herr Kollege Schmidt, 
mit solchen, ich möchte sagen, Mätzchen wie den 
Telefonapparaten der Landgendarmerie zu kom-
men. Mit diesen Dingen regeln Sie das Verkehrs-
problem auch nicht. 

(Zustimmung rechts und in der Mitte. — 
Zurufe von der SPD.) 

Sie übersehen immer geflissentlich, daß auch im 
Bundesverkehrsministerium — und an der Spitze 
vom Minister selbst — in den verflossenen Jahren 
ein ganz gewaltiges Maß von Arbeit geleistet wor-
den ist. Sie übersehen beispielsweise immer — ob-
wohl Sie aus Hamburg kommen und es wissen 
müßten —, daß es in den vergangenen Jahren Ihre 
eigenen Parteifreunde waren, die immer gegen 
das Petersberg-Abkommen und gegen sonstige Ab-
kommen Sturm gelaufen sind, 

(Zuruf von der SPD: Was verstehen Sie 
denn davon!) 

deren Abschluß es uns aber möglich gemacht hat, 
daß wir heute wieder eine Handelsschiffahrt ha-
ben, die sich in der Welt sehen lassen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — An

-

haltende Zurufe von der SPD.) 

Ich habe jedes Verständnis dafür, daß Sie heute 
vielleicht etwas ärgerlich darüber sind, die Ver-
kehrsangelegenheiten in Hamburg nicht mehr 
regeln zu können. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Lachen 
bei der SPD.) 

Ich möchte Sie aber dann doch bitten, wenn Sie 
sich hier schon aufschwingen, etwas zur Ver-
kehrsregelung zu sagen, das wenigstens in ver-
nünftiger Weise zu tun. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Erneute 
Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Schmidt! 

Schmidt (Hamburg) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Zunächst darf ich Sie, Herr Schneider, im 
besonderen ansprechen. Es fällt mir zu schwer, auf 
diese Art der Auseinandersetzung einzugehen, die 
Sie zuletzt beliebt haben. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf rechts: Ihr 
habt doch angefangen damit!) 

— Wieso habe ich angefangen? Ich habe mich mit 
dem Herrn Bundesverkehrsminister auseinanderge-
setzt, nicht mit dem Herrn Schneider. 

(Zurufe rechts.) 
— Ja, meine Herren, wenn Sie alle zugleich rufen, 
kann man nichts verstehen. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Mit dem Herrn Schneider möchte ich mich also 
nicht auseinandersetzen, dafür aber gerne mit dem 
Herrn Bundesverkehrsminister. Ich bin dem Herrn 
Schneider nur dankbar, daß auch er als Fraktions-
kollege des Herrn Bundesverkehrsministers wort-
wörtlich festgestellt hat, wir hätten praktisch eine 
Verkehrsmisere  auf allen Gebieten. Das finde ich 
ganz richtig. Das stimmt. Es sei beinahe ein un-
entwirrbarer Knäuel. Das stimmt auch. Deswegen 
hätte man schon lange daran gehen müssen, ihn 
zu entwirren. Aber darüber haben wir lange ge-
nug gesprochen. 

Ich möchte jetzt auf die Äußerungen des Herrn 
Bundesverkehrsminister kommen, und zwar dar-
auf, daß er sagte, er habe doch schon ein Dementi 
abgegeben zu dieser Sache in England, und man 
solle das doch bitte lesen. Nun, man kann nicht 
alle Dementis lesen, die von Herrn Minister See-
bohm kommen. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Es kommen sehr viele Dementis aus diesem Hause. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Aber, Herr Bundesverkehrsminister, was haben 
Sie denn nun wirklich gesagt, und was haben 
Sie denn nun wirklich verhandelt, und welche 
Verträge haben Sie wirklich abgeschlossen? Es tut 
mir leid, daß ich diese Fragen nun hier so kon-
kret und so ausdrücklich stellen muß. Ich möchte 
Sie bitten, hier auf diese Fragen zu antworten. 
Wenn Sie hier wie die Katze um den heißen Brei 
herumgehen und sich auf Dementis beziehen, die 
irgendwo und in irgendeiner Zeitung gestanden ha-
ben, dann muß ich dazu allerdings erklären, daß 
das Ausweichmanöver sind, die erfordern, daß man 
Sie an dieses Pult bittet, Antwort auf die Frage 
zu geben: Was war dort eigentlich los? 

Nun komme ich noch einmal auf Herrn 
Schneider zurück, auf die „Mätzchen", von 
denen ich gesprochen haben soll. Wenn Sie mei-
nen, bei den Telefonapparaten an der Autobahn 
handele es sich um Mätzchen, dann darf ich wie-
derholen, was ich vorhin schon angedeutet habe: 
Es ist eine Kleinigkeit, von der ich annehme, daß 
sie der Bundesverkehrsminister und seine Beam-
ten schnell wieder in Ordnung bringen. Aber es 
ist eine kennzeichnende Kleinigkeit für das ganze 
Bundesverkehrsministerium! Herr Schneider hat 
gesagt, dort ist sehr viel Arbeit geleistet worden. 
Ich weiß aus eigener Erfahrung, daß dort sehr viel 
fleißige und sachverständige Arbeit geleistet wird, 

(Hört! Hört! in der Mitte — Zurufe rechts — 
Bundesminister Dr. Seebohm: Na also!) 

aber — das „Na also" kam zu früh, Herr Bundes-
verkehrsminister! — ganz oben an der Spitze 
stimmt etwas nicht. Na also! 

(Beifall bei der SPD. — Gegenrufe rechts.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
für Verkehr. 
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Dr. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf nur 
bemerken, die Telefonverhältnisse an den Auto-
bahnen, die Herr Schmidt eben charakterisiert hat, 
sind, wie ich inzwischen festgestellt habe, in Hessen 
eingetreten. Bekanntlich ist die Durchführung der 
Gesetze und Verordnungen über den Straßenver-
kehr eine Angelegenheit der Landesregierungen. 
Ich empfehle also Herrn Schmidt, sich mit Herrn 
Ministerpräsident Zinn in Verbindung zu setzen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Zum andern darf ich folgendes bemerken: Ich 
habe eben schon gesagt — und ich möchte Herrn 
Schmidt bitten, doch freundlichst zuzuhören —, 
daß ich auf Einladung der englischen Regierung in 
England war, daß ich dort Besichtigungen gemacht 
und Besprechungen geführt habe und daß von mir 
keine Verträge geschlossen worden sind, sondern 
geschlossen wurde in dieser Zeit ein Abkommen 
zwischen privaten englischen und deutschen Luft-
verkehrsgesellschaf ten.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Damit ist die Debatte 
zu diesem Einzelplan beendet. 

Es liegt vor der Änderungsantrag Umdruck 50*) 
der Abgeordneten Frau Strobel, Bauer (Würzburg), 
Op den Orth und Genossen betreffend die Beteili-
gung an dem Bauvorhaben der Rhein-Main-Donau 
A.G. Ich bitte die Damen und Herren, die diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 
Ich komme zur Abstimmung über den Einzel-

plan 12, Haushalt für den Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesem Haushalt zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dieser Haus-
halt ist mit Mehrheit angenommen. 
Ich komme zur Abstimmung über die Ziffer 2 

des Antrags des Haushaltsausschusses Drucksache 
362, eine große Zahl von Anträgen verschiedener 
Fraktionen und Abgeordneten für erledigt zu er-
klären. Ich bitte die Damen und Herren, die diesem 
Antrag zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erhe-
ben. — Das ist die Mehrheit; dieser Antrag ist 
angenommen. Damit ist dieser Einzelplan erledigt. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zum 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäfts

-

bereich des Bundesministers für Wirtschaft 
(Drucksache 359). 

Ihnen liegen bisher vor die Änderungsanträge 
Umdrucke 22, 29 (neu), 30, 31, 47, 52, 54 und 55.**) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Vogel. 
(Abg. Mellies: Der ist ausgeflogen!) 

— Er scheint in diesem Augenblick der Vogel Strauß 
zu sein. 

(Heiterkeit.) 
Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob Sie 

bereit sind, auf die Berichterstattung zu verzichten. 

(Widerspruch links.) 

*) Siehe Anlage 5 zum Stenographischen Bericht der 
23. Sitzung Seite 845. 
**) Siehe Anlagen 2 bis 9 Seiten 930 bis 934.  

Ich würde glauben, daß bei der Bedeutung dieses 
Etats — - Herr Abgeordneter Dr. Vogel ist bereits 
im Anfliegen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Vogel (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft bildet unter den übrigen 
Ministerien in diesem Haushaltsjahr insofern eine 
erfreuliche Ausnahme, als sich sein Stellenplan 
nicht unwesentlich verringert hat. Der Haushalts-
ausschuß hat das als ein gutes Omen auch für 
andere Ministerien betrachtet. Die Erhöhung der 
Gesamtausgaben auf 75,1 Millionen DM wurde im 
wesentlichen durch Personalausgaben, durch die 
inzwischen eingetretenen Gehaltserhöhungen, be-
dingt. Der Personalbestand an Beamten hat sich 
von 509 auf 494 gesenkt. Im übrigen ist in diesem 
Hause auch zum erstenmal unter allen Ministerien 
ab 4. Januar 1954 eine Einstellungssperre einge-
treten. Auch die Zahl der Angestellten hat sich 
von 718 auf 702 vermindert. Unter diesen Einspa-
rungen befinden sich eine ganze Reihe von über-
tariflich Besoldeten, die bis dahin zeitweilig bei 
der Internationalen Rohstoffkonferenz in Washing-
ton eingesetzt waren. 
Das Ministerium befindet sich zur Zeit noch in 

einem organisatorischen Umbau. Hier wirken sich 
die Beratungen aus, die gemeinschaftlich mit dem 
Beauftragten für Wirtschaftlichkeit gepflogen wor-
den sind und die zum Ziele hatten, zu einer Ver-
stärkung der Abteilung Z zu gelangen und im 
übrigen auch die so oft behandelte handelspoliti-
sche Abteilung in eine entsprechende Relation zu 
der neu zu gründenden handelspolitischen Abtei-
lung des Auswärtigen Amts zu bringen. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich Ihnen 

hier noch einige besondere Hinweise geben, weil 
wir an dieser Stelle zu einem Punkte gelangen, der 
nicht ohne Interesse für das gesamte Haus und für 
die künftige Personalpolitik der einzelnen Ministe-
rien überhaupt ist. Dem Haushaltsausschuß ist be

-

kanntgegeben worden, daß 46 Beamte von der 
handelspolitischen Abteilung des Bundeswirt-
schaftsministeriums mit dem Chef, Herrn von Malt

-

zahn, in das Auswärtige Amt übergesiedelt sind, 
daß aber innerhalb des Bundeswirtschaftsministe-
riums tatsächlich nur eine Stellenminderung um 
8 Beamte und 11 Angestellte eingetreten ist. Hier 
haben Sie bereits wieder jene Parallelerscheinung, 
die wir schon einmal erlebten, als die Abteilung 
Geld und Kredit vom Bundesfinanzministerium in 
das Bundeswirtschaftsministerium übersiedelte mit 
dem „Erfolg", daß zwei ungefähr gleich starke Ab-
teilungen in zwei Ministerien an Stelle einer Ab-
teilung in einem Ministerium entstanden. Der Haus-
haltsausschuß wird — darüber ist ausführlich dis-
kutiert worden — diese Entwicklung im Auge be-
halten und voraussichtlich im Sommer darauf noch 
näher zu sprechen kommen. — Auch bei den Ar-
beitern hat sich eine Verminderung von 194 auf 184 
ergeben. 

Eine besonders lebhafte Debatte entspann sich 
im Haushaltsausschuß bei dem Kapitel „Allgemeine 
Bewilligungen" unter dem Tit. 305 „Pauschbeträge 
zur Abgeltung von Sonderaufträgen an wirtschafts-
wissenschaftliche Forschungsinstitute". Hierzu hat 
Herr Professor Gülich beantragt, die in den letzten 
Jahren ausgebrachten festen Überweisungsbeträge 
an die dort genannten sechs Institute auch in diesem 
Haushaltsjahr wieder fest auszubringen. Das Mi-
nisterium hat darauf hingewiesen, daß es entspre- 
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chende Überweisungen an Institute nur auf Grund 
bestimmter Leistungen vornehmen könne, um zu 
verhindern, daß Ansprüche fest zementiert werden. 
Nach einer sehr langen und ausführlichen Debatte 
hat man sich dann darauf geeinigt, daß in der Zeit 
vom 1. April bis zum 30. September von seiten des 
Bundeswirtschaftsministeriums die Vorjahres-An-
teilsätze der Überweisungen an diese Institute 
zwecks Vermeidung von Personalschwierigkeiten 
so zu belassen sind. In Zukunft werden aber Zu-
schüsse nur noch bei entsprechender wissenschaft-
licher Gegenleistung gewährt werden. 
Ein weiterer Antrag, den ich als Berichterstatter 

noch einmal ausdrücklich erwähnen muß, verlangt 
einen Zuschuß von 10 000 DM an das Deutsche 
Ledermuseum in Offenbach. Das Ministerium gab 
die Auskunft, dieser Betrag sei bereits überwiesen, 
so daß der Antrag, der dem Bundestag vorliegt, 
damit als erledigt angesehen werden kann. 

Eine sehr lange Diskussion gab es über das über-
aus schwierige Problem des Kupferschieferberg-
baus in Sontra. Ich möchte hier nicht den Hergang 
dieser Debatte ausführlich schildern, da ich ver-
mute, daß sich das Haus ohnehin noch mit Anträgen 
dieser Art befassen wird. Ich möchte vielmehr nur 
den Beschluß des Haushaltsausschusses zur Sache 
selbst wiedergeben. Es wurde der Antrag Ritzel 
und Genossen angenommen, wonach der Ansatz 
von 4,7 auf 7,8 Millionen DM erhöht werden soll 
unter der Voraussetzung, daß das Land Hessen 
einen Zuschuß von 2 Millionen DM gewährt. Ferner 
ist ein Antrag Arndgen und Sabel angenommen 
worden, in den Erläuterungen zu dem Titel einen 
Betrag von 50 000 DM für die Erstausstattung der 
Kirchengemeinden im Bezirk Sontra auszubringen. 

Zu Tit. 610 — Industrieforschung - wurde uns 
die Auskuft erteilt, daß die dort ausgebrachten 
15 Millionen nur im Inland Verwendung finden 
werden. Der im Tit. 530 aufgeführte Vorjahresbe-
trag von 100 Millionen DM Darlehen für die de-
montagegeschädigte Industrie ist in diesem Jahr 
nicht wieder aufgenommen worden. 

Wenn ich nun auf die einzelnen Kapitel näher 
eingehe, so fällt vor allen Dingen bei der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt Braunschweig auf, 
daß dort zwar erhöhte Einnahmen ausgebracht 
worden sind — es ergibt sich ein Plus von 
200 000 DM —; von seiten des Ausschusses ist aber 
zum Ausdruck gebracht worden, man möchte sich 
bei dieser Anstalt doch ein wenig mehr um die 
Steigerung der Einnahmen bemühen, da ein sol-
ches Bestreben keineswegs aussichtslos erscheine. 
Wir haben dort eine Stellenvermehrung der Be-
amten von 109 auf 120 zu verzeichnen. Insgesamt 
waren sogar 68 mehr angefordert worden; bewil-
ligt worden sind nur 11 Beamte und 30 Angestellte. 
Damit dürfte diese Anstalt ungefähr da an-
gelangt sein, wo sie nach unserem Wunsch 
schon seit Jahren stehen sollte. Es ergeben sich eine 
ganze Reihe von nicht unwesentlichen Ausgabe-
posten für die weitere Ausstattung und für den 
weiteren Ausbau dieses von uns als absolut not-
wendig angesehenen Unternehmens. 
Hinzu kommt jetzt neu die Zweiganstalt in 

Berlin, die vom Bund übernommen worden ist. 
Hier fand der Ausschuß wesentlich höhere Einnah-
men vor, als sie in Braunschweig zu erzielen wa-
ren, nämlich 300 000 DM, was in Anbetracht des 
dortigen Gesamthaushalts eine keineswegs unbe-
achtliche Summe ist. Der Istbestand des vergange-
nen Jahres betrug bereits 600 000 DM. 

Zum Kap. 0904, Bundesaufsichtsamt für das Ver-
sicherungs- und Bausparwesen, wäre zu bemerken, 
daß sich dieses Amt durch die Beiträge der ange-
schlossenen und kontrollierten Anstalten in Höhe 
von 3,2 Millionen DM selbst trägt. Wir haben hier 
ein Plus von 6 Beamten in den Planstellen zu ver-
zeichnen. Die Zahl der Angestellten hat sich von 
141 auf 137 vermindert. 
Besonders interessant ist das Kap. 0905, Bundes-

stelle für den  Warenverkehr der gewerblichen 
Wirtschaft. Hier ist die Zahl der Beamten zwar 
unverändert geblieben, aber die Zahl der Ange-
stellten hat sich von 643 auf 539 verringert. Auch 
hier ist also ein überaus erfreulicher Rückgang zu 
verzeichnen gewesen. Von seiten des Ministeriums 
ist uns in Aussicht gestellt worden, daß er sich 
noch weiter fortsetzen wird und daß auf Grund der 
inzwischen gepflogenen Beratungen über die end-
gültige Verwendung dieser Bundesstelle und die 
dafür erforderlichen Gesetze — die bereits beste-
henden laufen in diesem Jahr aus — noch eine 
weitere Beschränkung des Personals auf vielleicht 
300 bis 400 mit einer entsprechenden Änderung 
der Zweckbestimmung der Dienststelle eintreten 
soll. Wir finden als Folge dieser Personaleinschrän-
kungen einen Hilfsfonds von 380 000 DM ausgewie-
sen, der zur Unterstützung der zur Entlassung ge-
langenden Angestellten dienen soll. Der Haushalts-
ausschuß empfiehlt dem Bundesfinanzministerium, 
an das Statistische Bundesamt, das ja eine Stellen-
erweiterung erfahren hat, heranzutreten, um zu 
versuchen, die aus der Bundesstelle für den Waren-
verkehr ausscheidenden Kräfte im benachbarten 
Wiesbaden nach Möglichkeit unterzubringen. 
Zu Kap. 0906, Bundesstelle für Außenhandels-

information, ist zu bemerken, daß die Zahl der 
Beamtenplanstellen unverändert mit 12 erscheint, 
daß ein Plus von 7 Angestellten an Stelle von 
23 angeforderten in Erscheinung tritt und daß dort 
der Tit. 300, allgemeine Ausgaben, von 380 000 auf 
480 000 DM erhöht worden ist. Der Ausschuß be-
faßte sich sehr eingehend mit der Tätigkeit gerade 
dieser Bundesstelle. Es lag ein Bericht darüber 
vor, wie eine ähnlich arbeitende Dienststelle des 
Auslands ausgestattet ist. Wir nahmen zur Kennt-
nis, daß 22 Auslandsberichterstatterposten geplant 
sind. Davon sind 17 bereits besetzt. Der Ausschuß 
gelangte zu der Überzeugung, daß diese Auswei-
tung des Außenhandelsinformations- und -nach-
richtendienstes ein nützliches und brauchbares 
Mittel für die Exportförderung sei. 
Zu Kap. 0907, das neu in Erscheinung tritt — 

Bundesanstalt für mechanische und chemische Ma-
terialprüfung —, ist zu bemerken, daß es sich um 
keine Oberbehörde handelt. Die hier übernomme-
nen 60 Beamten und 213 Angestellten — es sind 
keineswegs alle übernommen worden — haben 
keine hoheitlichen Funktionen auszuüben. Es gibt 
eine Reihe von Parallelinstituten mit ähnlicher 
Aufgabensetzung im übrigen Deutschland. Es ist 
Sorge dafür getragen worden, daß eine Überlage-
rung der Aufgaben nicht stattfindet. 
Der Haushaltsausschuß hat mit Mehrheit be-

schlossen, Ihnen den Haushalts-Einzelplan 09 zur 
Annahme zu empfehlen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache über den Einzelplan 
des Bundesministeriums für Wirtschaft. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kurlbaum. 
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Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bevor ich mich mit den einzelnen 
sachlichen, wirtschaftspolitischen Problemen be-
fasse, muß ich das Befremden meiner Fraktion 
darüber zum Ausdruck bringen, daß der Herr Bun-
deswirtschaftsminister bei dieser zweifellos für ihn 
sehr wichtigen Beratung seines Etats leider nicht 
anwesend ist. Wir wissen selbstverständlich, daß 
er sich zur Zeit auf einer Auslandsreise befindet. 

(Zuruf von der Mitte: Na also!) 

Die SPD hat auch immer das größte Verständnis 
für die sehr bedeutsamen Probleme des Außen-
handels gezeigt. Ich glaube, es hat sogar Probleme 
und einzelne Beratungen gegeben, bei denen unsere 
Vertreter noch eine etwas stärkere Förderung des 
Außenhandels gewünscht hätten. Wir möchten aber 
doch die Frage stellen, ob es dem Herrn Bundes-
wirtschaftsminister denn wirklich nicht möglich ge-
wesen ist, seine Pflichten gegenüber dem Parla-
ment rechtzeitig in Einklang mit seinen Reise-
plänen zu bringen. Wir stellen die Frage vor allen 
Dingen deshalb, weil uns schon bei Beginn der 
zweiten Parlamentsperiode aufgefallen ist, daß sich 
der Herr Bundeswirtschaftsminister nicht einmal 
an den sehr eingehenden wirtschaftspolitischen 
Auseinandersetzungen in der Debatte gelegentlich 
der Regierungserklärung beteiligt hat. Damals ha-
ben wir es ja erlebt, daß sozusagen vertretungs-
weise der Herr Wohnungsbauminister einige der 
von uns angeschnittenen Probleme behandeln 
mußte. 

Nun zu den eigentlichen Problemen der Wirt-
schaftspolitik. Wir machen uns zur Zeit über eine 
ganze Reihe von Bereichen der Wirtschaft in der 
Bundesrepublik erhebliche Sorgen. Zu diesen Be-
reichen gehört insbesondere das Gebiet von Kohle, 
Eisen und Stahl. Ein Teil der damit zusammen-
hängenden Probleme ist bereits gelegentlich der 
Beratung des Bundeskanzleretats von meinem Kol-
legen Dr. Deist angeschnitten worden. Weil wir 
dem Bereich Kohle, Eisen und Stahl gerade in 
diesem Augenblick eine ganz besondere Bedeutung 
beimessen, werden wir im Verlauf der Debatte 
dazu gesondert Stellung nehmen. Deshalb will ich 
jetzt darüber nichts weiter sagen. Dagegen möchte 
ich über die Stellung des Verbrauchers in der Wirt-
schaftspolitik der Bundesregierung sprechen. 

Wir erleben es immer wieder, daß die Inter-
essentenverbände, insbesondere der Hersteller, aber 
auch des Handels, einen außerordentlich starken, 
ich möchte beinahe sagen uneingeschränkten Ein-
fluß ausüben, nicht nur auf die Maßnahmen der 
Bundesregierung auf wirtschaftlichem Gebiet, son-
dern insbesondere auch auf ihre Gesetzentwürfe. 

Dies hat — ich glaube, mit Recht — zur Folge, 
daß sich unsere Partei immer wieder verpflichtet 
fühlt, den Verbraucherstandpunkt im Bundestag 
stark zur Geltung zu bringen. Das ist auf Grund 
der wirtschaftspolitischen Entwicklung in der Bun-
desrepublik seit Kriegsende auch sachlich geboten, 
weil die Stellung des Verbrauchers auf den Märk-
ten nicht nur in der Zeit bis zur Währungsreform, 
sondern auch noch nach der Währungsreform 
außerordentlich schwach gewesen ist. Wir wissen 
alle, daß wir auch noch in der Zeit nach der Wäh-
rungsreform und insbesondere nach Ausbruch des 
Koreakonflikts im wesentlichen nur sogenannte 
Verkäufermärkte gehabt haben. 

Nachdem sich hier und da die Ansätze zu einem 
echten Wettbewerb, Ansätze auch zu Käufermärk-

ten gezeigt haben, haben wir mit Erstaunen ver-
nommen, daß gewisse starke Interessentengruppen 
sich auf einmal sehr besorgt um die Auswirkungen 
eines freien Wettbewerbs in der Wirtschaft zei-
gen. Sie haben diese Sorgen niemals gezeigt, so-
lange keine Gefahr bestand, daß sich ein freier 
Wettbewerb etwa zugunsten des Verbrauchers aus-
wirkte, sondern sie zeigen diese Sorgen erst jetzt, 
nachdem wir gewisse Anzeichen sehen, daß er sich 
auch einmal zugunsten des Verbrauchers auswir-
ken könnte. Die SPD hat sich niemals an diesen, 
sagen wir einmal ruhig ganz offen, etwas kritik-
losen Hymnen auf den freien Wettbewerb be-
teiligt. Wir waren uns immer bewußt, daß das 
Wettbewerbsprinzip zwar ein sehr wichtiges Werk-
zeug im Werkzeugkasten des Wirtschaftspolitikers 
ist; aber wir waren immer sehr nüchtern der Mei-
nung, man solle es nur zu angemessener Zeit und 
nur dort anwenden, wo man weiß, daß es wirklich 
wirksam zur Herstellung eines ausgewogenen 
Kräfteverhältnisses zwischen Herstellern und Ver-
teilern auf der einen Seite und den Verbrauchern 
auf der anderen Seite angewandt werden kann. 

Wir hätten uns außerordentlich gefreut, wenn 
die Bundesregierung das rechtzeitig erkannt hätte, 
denn dann ständen wir heute — dank dem auf dem 
Verkehrssektor sehr unsachgemäß angewandten 
Wettbewerbsprinzip — nicht vor der hier schon 
mehrfach heftig kritisierten Krise der Verkehrs-
politik der Bundesregierung, und dann ständen 
wir heute nicht vor der Notwendigkeit, dort Ein-
griffe zu machen, die schon längst hätten gemacht 
werden müssen und die nur darum so schmerz-
haft sind, weil sie viel zu spät gemacht werden. 
Ich möchte deshalb besonders der auf diesem Ge-
biet schon wieder auftauchenden Legende entge-
gentreten, die Verkehrskrise stehe in erster Linie 
mit dem Kriegsausgang und den sich daran an-
schließenden Ereignissen in Zusammenhang. Nein, 
meine Damen und Herren, die Verkehrskrise ist 
entstanden, weil man das Wettbewerbsprinzip un-
eingeschränkt auf einen Sektor angewandt hat, auf 
den es nur in sehr beschränktem Maße angewandt 
werden kann. 
Nun hat uns die Bundesregierung schon im Jahre 

1952 ein Kartellgesetz vorgelegt. Es ist nach unsag-
bar heftigen Geburtswehen, die jahrelang gedauert 
haben, geboren worden. Ich erinnere mich aller-
dings noch sehr genau, daß dieses Kartellgesetz 
im Sommer 1952 sozusagen im Sturmschritt über 
die Bühne gehen sollte. Daß es dazu nicht gekom-
men ist, hat nicht an uns gelegen. Wir haben uns 
für die Arbeit an diesem Gesetz, das in erster 
Linie auch die Stellung des Verbrauchers in unse-
rer Wirtschaft festigen und garantieren sollte, im-
mer sehr lebhaft interessiert, und an unserer posi-
tiven Mitarbeit an diesem Gesetz hat es gewiß 
nicht gefehlt. Der 1. Bundestag hat das Gesetz 
aus Gründen nicht verabschiedet, die ausschließ-
lich von der Koalition zu vertreten sind. Nun war-
ten wir im neuen Bundestag schon über ein Jahr 
darauf, daß dieses Gesetz endlich einmal wieder 
eingebracht wird. 

(Abg. Naegel: Ein halbes Jahr!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ein halbes Jahr, meinen 
Sie. 

Kurlbaum (SPD): — ein halbes Jahr darauf, daß 
dieses Gesetz endlich einmal wieder eingebracht 
wird. Wir warten deshalb so sehr darauf, weil der 
Herr Bundeswirtschaftsminister es sozusagen als 
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den unumgänglich notwendigen Schlußstein für das 
Gebäude der sogenannten sozialen Marktwirtschaft 
erklärt hat. Zu Anfang des Jahres glaubten wir, 
daß diese Sache endlich entscheidungsreif gewor-
den sei. Da haben wir plötzlich gehört, daß der 
Herr Bundeswirtschaftsminister zusammen mit den 
Verbänden zu der Erkenntnis gekommen sei, daß 
ein solches Gesetz und ein freier Wettbewerb der 
Wirtschaft nicht zugemutet werden könnten, wenn 
man ihr nicht weitere, sehr erhebliche Steuerer-
leichterungen gäbe. Uns hat das sehr gewundert; 
denn wir sind der Ansicht, daß schon die so-
genannte kleine Steuerreform im Sommer 1953 er-
hebliche Erleichterungen gebracht hat. Uns hat das 
auch deshalb besonders gewundert, weil der Herr 
Bundeswirtschaftsminister noch am 23. Dezember 
unter seinen sonstigen vielen Äußerungen zu die-
sem Thema einen Aufsatz im „Handelsblatt" ver-
öffentlicht hat, aus dem ich mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten einmal einige Sätze vorlesen 
möchte. Der Herr Bundeswirtschaftsminister sagt 
dort: 

Ich spreche als deutscher Wirtschaftsminister 
für 50 Millionen Verbraucher und habe das 
Wohl von 50 Millionen Menschen im Auge, 
wenn ich diese Politik mit Härte und Zähigkeit 
auch im Jahre 1954 weiterverfolge. Soll diese 
gelingen, dann darf der Wettbewerb keine 
Abschwächung erfahren. 

Zum Schluß sagt er: 

Das Jahr 1954 wird, wenn es ein glückliches 
sein soll, neben den aufgezeichneten Zielen der 
Wirtschaftspolitik die endgültige Sicherung des 
Wettbewerbs bringen müssen. 

Ich habe ernstliche Befürchtungen für den Herrn 
Bundeswirtschaftsminister, daß er am Ende dieses 
Jahres wird feststellen müssen, daß das Jahr 1954 
in seinem Sinne kein glückliches gewesen ist, wenn 
die Dinge sich so weiterentwickeln. 
Wir fragen also — ich glaube, mit Recht — die 

Bundesregierung: Wie lange soll nun noch über 
dieses Gesetz hinter verschlossenen Türen mit den 
Wirtschaftsverbänden verhandelt werden, nachdem 
das schon jahrelang geschehen ist, und wann wird 
man endlich das Parlament als die Instanz, die in 
erster Linie zuständig ist, eine Entscheidung über 
dieses Gesetz zu fällen, zum Zuge kommen lassen? 
Zum zweiten möchte ich mich gern einmal auch mit 

einem allgemeinen wirtschaftspolitischen Problem 
unserer Bundesrepublik beschäftigen. Dies ist das 
Problem unserer Zonenrandgebiete, das Problem des 
ständig zunehmenden Ost-West-Gefälles in unserer 
Wirtschaft, das Problem sozusagen des Soges nach 
dem Westen, mit dem wir uns immer wieder be-
schäftigen müssen. Es ist in starkem Maße auch ein 
außenpolitisches Problem. Ich brauche die Tatsache 
der ständigen Benachteiligungen der Gebiete im 
Osten unseres Wirtschaftsgebietes statistisch nicht 
mehr zu belegen. Darüber gibt es eine ganze Reihe 
von Daten, die genügend bekannt sind. Sie be-
ziehen sich auf den besonders hohen Anteil der 
Arbeitslosen in diesen Gebieten, sie beziehen sich 
auf die außerordentlich großen Unterschiede in 
dem Zuwachs der Beschäftigten in diesen Gebieten 
seit der Währungsreform gegenüber dem Zuwachs 
in den westlichen Gebieten der Bundesrepublik. 
Teilweise haben die Zahlen der Beschäftigten in 
diesen Gebieten seit der Währungsreform abge-
nommen und nicht wie in den Gebieten längs des 

 Rheines zugenommen. Diese Daten beziehen sich 

auf Vergleiche der Entwicklung des Sozialprodukts 
vor dem Kriege und nach dem Kriege. Ich glaube, 
diese Zahlen sind zur Genüge bekannt, so daß 
über sie gar nicht gestritten werden kann. 

Ich möchte in dem Zusammenhang nur eine 
Tatsache erwähnen, die vielleicht ein Schlaglicht 
auf diese ganzen Verhältnisse wirft und die mich 
als Abgeordneten aus Bayern besonders interes-
siert. In Bayern war jetzt noch — jedenfalls war 
das im Frühjahr 1953 der Fall — die Zahl der 
Arbeitslosen größer als in dem kritischen Jahr 
1932, das wir wegen seiner Schicksalhaftigkeit doch 
in sehr böser Erinnerung haben. Es handelt sich 
hierbei um ein sehr wichtiges Problem, dem man 
sich gar nicht genügend widmen kann. Es hängt 
auch mit dem großen Problem der Kriegsfolge-
lasten zusammen, die im Laufe der Debatte noch 
eine erhebliche Rolle spielen werden. Wir stehen 
auf dem Standpunkt, daß die Bereinigung der 
Kriegsfolgen und der Kriegsfolgelasten nicht allein 
den Ländern aufgebürdet werden kann, sondern 
daß sie, auch in wirtschaftspolitischer und finanz-
politischer Beziehung, in erster Linie Sache des 
Bundes ist. Wir werden noch beim Einzelplan 60 
Gelegenheit haben, hierüber zu sprechen. 

Nach meiner Meinung handelt es sich hier nicht 
nur um eine finanzpolitische Angelegenheit, son-
dern sehr weitgehend um eine Sache der Wirt-
schaftspolitik, weil es ja auch eine Frage der Kre-
dithilfe und damit ein Problem der Kreditlenkung 
ist, die wir immer als eine ganz besonders wich-
tige Aufgabe des Bundeswirtschaftsministers be-
trachtet haben. Ich brauche hier nicht näher auf 
diese Fragen einzugehen, weil meine Fraktion in 
diesen Tagen hinsichtlich der Wirtschaftshilfe für 
die Zonenrandgebiete eine Große Anfrage einge-
reicht hat, substantiiert durch eine ganze Reihe 
weiterer konkreter Anträge, die, wie ich hoffe, 
nach Ostern hier behandelt werden. 

Wir haben allerdings neulich im Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik gelegentlich der Beratung über 
die Kurhessische Kupferschieferbergbau GmbH. in 
Sontra eine kleine Kostprobe davon bekommen, 
wie auf diesem Gebiet gearbeitet wird. Auf Grund 
der allgemeinen Kritik, die von den Vertretern 
nahezu aller Fraktionen geübt wurde, würde ich 
doch dem Herrn Bundeswirtschaftsminister empfeh-
len, sich an Hand dieses zunächst nur kleinen Teil-
problems einmal sehr eingehend des Gesamtpro-
blems der Zonenrandgebiete und ihrer wirtschafts-
politischen Stützung anzunehmen. Ich glaube, daß 
das in der Vergangenheit leider bei weitem nicht 
genügend der Fall gewesen ist. 
Zur Zeit beschäftigen sich wohl alle verantwor-

tungsbewußten Wirtschaftspolitiker nicht nur in 
Deutschland, sondern in Europa und der Welt mit 
der Frage der zukünftigen Konjunkturentwicklung. 
Ich möchte hier jeden Anschein vermeiden, als 
wenn unsere Fraktion und unsere Partei etwa da-
zu neigten, nun in Pessimismus zu machen. Das 
liegt uns vollkommen fern. Wir glauben, daß der 
ungestüme deutsche Wiederaufbauwille und auch 
der Drang nach einem höheren Lebensstandard 
die besten Garanten für die zukünftige positive 
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands sind. 
Trotzdem müssen wir uns stets dessen bewußt sein, 
daß die deutsche Wirtschaft in starkem Maße von 
den Weltmärkten und der Wirtschaft draußen in 
der Welt abhängig ist. 
Angesichts dieser Lage müssen wir bezüglich 

der Wirtschaftspolitik eine Anzahl von Mindestfor- 



862 	2. Deutscher Bundestag — 24. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 8. April 1954 

(Kurlbaum) 
derungen aufstellen. Ich habe vorhin von der Stel-
lung des Verbrauchers in der Wirtschaft gespro-
chen. Ich erwähne hier nur am Rande, daß uns 
die sogenannte Steuer- und Finanzreform gerade 
vom wirtschaftspolitischen Standpunkt aus außer-
ordentlich enttäuscht hat und daß wir bei der Be-
ratung dieser Dinge auch den Einfluß des Bundes-
wirtschaftsministers im Kabinett vermißt haben. 

(Zuruf rechts: In welcher Richtung?) 

— In der Richtung der stärkeren Förderung der 
Kaufkraft der Verbraucher und nicht nur der För-
derung der Wirtschaftskraft der Unternehmerseite. 
Es ist doch eine allgemein anerkannte Tatsache, 
daß gerade die Konsumkraft und der Konsum 
eine der stärksten und zuverlässigsten Stützen 
einer Konjunktur stets auch in der Vergangenheit 
gewesen ist. Deshalb sollten wir diesem Problem 
in diesem Stadium der Wirtschaftsentwicklung ein 
ganz besonderes Augenmerk widmen und uns be-
sonders auch für die Hebung des Massenkonsums 
interessieren. 

Weiter glaube ich, daß wir gerade auch in diesem 
speziellen Zeitpunkt unserer wirtschaftlichen Ent-
wicklung den Randgebieten eine ganz besondere 
Aufmerksamkeit zuwenden müssen. Denn diese 
Randgebiete würden im Falle einer rückläufigen 
Entwicklung die ersten sein, die in Gefahr kämen, 
und sie würden, wenn ihre jetzige Krisenanfällig-
keit bestehen bleibt, unter Umständen der Aus-
gangspunkt sehr unangenehmer Entwicklungen 
werden. 
Schließlich sollte — gerade auch unter dem Ge-

sichtspunkt der konjunkturellen Betrachtung — 
der  Herr Bundeswirtschaftsminister sich doch ein-
mal von seinem Standpunkt aus, vom Standpunkt 
der Wirtschaftspolitik, der Teilkrisen annehmen, 
von denen schon die Rede gewesen ist. Ich meine 
hier — das ist ja schon zur Genüge angesprochen 
worden — die Teilkrise, die von der Bundesbahn-
krise auf die Zulieferanten ausgeht, unter denen 
sich — bitte denken Sie daran! — auch gerade die 
Eisen- und Stahlindustrie befindet. Bedenken Sie 
dabei auch die allgemeine sehr schwierige Lage, in 
der sich das ganze Gebiet Kohle, Eisen und Stahl 
befindet. 

Es gibt also, glaube ich, gerade in diesem Augen-
blick eine ganze Reihe von Problemen, deren sich 
der Herr Bundeswirtschaftsminister in viel stärke-
rem Maße annehmen müßte, als er es in der Ver-
gangenheit getan hat. Wir vermissen auf diesen Ge-
bieten, wie schon früher, seine Aktivität, seine 
Förderung der positiven Entwicklung. Weil wir 
diese Förderung in einem bedauerlichen Ausmaß 
vermissen müssen, sehen wir uns auch leider nicht 
in der Lage, seinem Etat zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Samwer. 

Samwer (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Noch habe ich das Donnergrollen in 
der Zurechtweisung durch den Herrn Bundesfinanz-
minister im Ohr. und es gibt mir Veranlassung, 
eine allgemeine Bemerkung vorauszuschicken. Ich 
meine, es wäre gut, wenn in der Organisation der 
Haushaltsberatung im nächsten Jahr eine Verbes-
serung eintreten könnte, nämlich insoweit, daß die 
Fraktionen rechtzeitig die Abschlußberichte des 
Haushaltsausschusses bekommen und dann noch in 
der Lage sind, sie sachlich vernünftig zu verarbei-

ten. Es wäre auch gut, daß dann noch die Möglich

-

keit bestünde, interfraktionelle Abreden zu treffen 
und sich schließlich mit den Ministerien noch ein-
mal über das eine oder andere Problem zu unter-
halten. Wenn also heute auch von meiner Fraktion 
hier und da für den außerordentlichen Haushalt 
noch Wünsche vorgetragen werden, so bitte ich zu 
berücksichtigen, daß das der einzige Weg war, noch 
besondere Wünsche der Fraktion oder einzelner 
Abgeordneter vorzubringen. Welche Posten dann 
vom außerordentlichen Haushalt bedient werden 
können, ist eine Sache, die meiner Ansicht nach 
nicht nur den Herrn Bundesfinanzminister angeht, 
sondern eine Angelegenheit, die auch das Parla-
ment allgemein interessieren muß. Ich nehme an, 
daß hier wohl künftig ein besonderes Interesse des 
Parlaments vorliegen wird. 
Ich möchte die Debatte nicht unnötig verlängern 

und gehe deshalb auf die hier schon angeschnitte-
nen großen Probleme des Kupferbergbaus Sontra 
und der Bundesstelle für den Warenverkehr nicht 
näher ein. Ich verweise bezüglich der Bundesstelle 
für den Warenverkehr auf den Umdruck 52, den 
ich mit unterzeichnet habe. Auch das sehr wichtige 
Problem der Notstandsgebiete, der sogenannten 
Zonengrenzgebiete, hat man ja im Wirtschafts-
politischen Ausschuß zu behandeln begonnen. Wir 
rechnen damit, daß in Verbindung mit unserer Ar-
beit im Ausschuß auch das Plenum sich demnächst 
mit diesen Fragen befassen wird. Sie sind dringend. 
Ich erlaube mir nun, auf den außerordentlichen 

Haushalt A 0901 zu kommen, und bemerke, daß 
wir es bedauert haben, daß für Investitionen in der 
demontagegeschädigten Wirtschaft im außerordent-
lichen Haushalt keine Beträge eingesetzt worden 
sind. Im letzten Jahre waren 100 Millionen einge-
setzt; sie sind nicht mit einem einzigen Pfennig 
bedient worden. Das ist außerordentlich traurig; 
denn die Wirtschaftspolitiker sind sich über den 
großen Umfang der noch vorhandenen Demontage-
schäden vollkommen im klaren, und wir wissen 
auch, welche Sorgen mit diesen Schäden verbunden 
sind. Es ist also notwendig, daß der demontage-
geschädigten Wirtschaft wirklich geholfen wird. Sie 
ist ja völlig unverschuldet in diese Notlage gekom-
men. Wenn nun im Jahre 1954/55 der Versuch ge-
macht werden soll, der demontagegeschädigten 
Wirtschaft durch normale Bankkredite, mit Bun-
desbürgschaft versehen, zu helfen, so wollen wir 
sehen, wie weit wir damit in der Behebung der 
Schäden kommen. Sollte sich der Weg als nicht 
gangbar erweisen, müßte sich das Hohe Haus wohl 
erneut mit dieser Frage befassen. 
Über die Frage der Industrieforschung wird mein 

Fraktionskollege Herr Bender sprechen. Dies über-
gehe ich und komme unmittelbar zu unserm Än-
derungsantrag Umdruck 47*), mit dem wir vom 
Hohen Hause folgendes erbitten: Nachdem Indu-
strie und Handwerk wesentlich gefördert worden 
sind und werden, sind wir der Ansicht, daß auch 
dir dritte Säule der Wirtschaft, der Handel, eine 
Förderung verdient. Wir wissen ja alle, daß der 
Handel leicht zum Stiefkind des Staates und der 
Wirtschaft wird, und wir meinen, daß es jetzt an 
der Zeit ist, auch dem Handel zu helfen, der schon 
viele Jahre hindurch aus seinen nicht sehr hohen 
Spannen für die Ausbildung und Fortbildung sehr 
viel getan hat. Allein der Einzelhandel beschäftigt 
in 300 000 Betrieben etwa 1,2 Millionen Menschen, 
während der Großhandel in 135 000 Betrieben rund 

*) Siehe Anlage 6 Seite 932 B. 
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770 000 Personen beschäftigt. Es handelt sich also 
insgesamt um rund 435 000 Betriebe mit ca. 2 Mil-
lionen Menschen, die sehr wohl eine Förderung 
verdienen. Wir denken uns dies so, daß die von 
uns beantragten 2 Millionen folgendermaßen auf-
geteilt werden könnten: für die Unterstützung der 
wissenschaftlichen Forschung und Entwicklung 
500 000 DM, für Einrichtungen zur Förderung des 
Handels, insbesondere die bereits vorhandenen 
Schulen — die Schule in Neuwied ist j a weithin 
bekannt — rund 1 000 000 DM, für die Durchfüh-
rung eines Leistungswettbewerbs 200 000 DM und 
für die Unterstützung der Absatzwerbung rund 
300 000 DM. Ich will nicht unbedingt auf dieser 
Aufschlüsselung beharren, wenn ein anderer Weg 
gefunden werden kann, der auf jeden Fall das Ziel, 
das wir mit unserem Antrag erstreben, sichert. Wir 
bitten deshalb, daß in Kap. A 0901 nach Tit. 613 
ein neuer Tit. 613 a mit folgender Zweckbestim-
mung eingefügt wird: 

Zuschuß für Förderungsmaßnahmen des Han-
dels 2 000 000 DM. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nicht, daß eine Bemerkung 
des Herrn Kollegen Samwer unwidersprochen 
bleibt, die er zur Technik der Haushaltsberatungen 
gemacht hat. Durch diese Bemerkung könnte der 
Eindruck entstehen, daß die Dinge sozusagen un

-

gebührlich schlecht organisiert seien. 

(Abg. Samwer: Ist nicht richtig!) 

Ich darf hinzufügen: es ist j a nicht die Schuld etwa 
des Haushaltsausschusses dieses Hauses, 

(Abg. Samwer: Nein! Ist es auch nicht!) 

daß wir bei jeder Haushaltsberatung unter Druck 
gesetzt werden, wie auch jetzt wieder. Der Haus

-

haltsausschuß hat diesen Haushalt in 24 Sitzungen 
seit der ersten Januarwoche beraten. Er hat keine 
einzige sitzungsfreie Woche in  Anspruch nehmen 
können, und ich glaube, das ist aller Ehren wert. 

(Beifall. — Abg. Samwer: Jawohl!) 

Wenn etwas getan werden kann, dann ist es das, 
daß wir uns zusammen mit dem Herrn Bundes-
finanzminister und seinen Herren im Finanzmini-
sterium und den Ressorts bemühen, die Vorberei-
tungen für den kommenden Bundeshaushalt so zu 
beschleunigen, daß er anderthalb bis zwei Monate 
früher im Hause eingebracht werden kann. 

(Abg. Samwer: Sehr richtig!) 

Dann werden wir nicht mehr unter Zeitdruck tagen, 
und wir bringen sogar vielleicht einmal das Kunst-
stück fertig, den Haushalt zum 1. April in Kraft 
zu setzen, was wirklich des Schweißes der Edlen 
wert wäre. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär des Bundeswirtschaftsministeriums. 

Dr. Westrick, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Bundeswirt-

schaftsministerium und an seiner Spitze Herr Pro-
fessor Erhard bedauern ebenso wie das Hohe Haus, 
daß Herr Professor Erhard außerstande ist, heute 
bei dieser wichtigen Beratung hier zu sein. Ich 
glaube aber, die Damen und Herren werden doch 
darin zustimmen, daß die große Auslandsreise von 
Herrn Professor Erhard für die gesamten volks-
wirtschaftlichen Belange von außergewöhnlicher 
Bedeutung ist. Wenn Herr Abgeordneter Kurlbaum 
gesagt hat, Herr Professor Erhard hätte seine Reise-
termine nach diesen Dispositionen einrichten können, 
dann darf ich dem vielleicht entgegenhalten, daß die 
Termine nicht nur von der Entschließung des Herrn 
Erhard abhingen, sondern auch von den Disposi-
tionen der Regierungen der Staaten, die er be-
sucht, und der Organisationen, die dort zu be-
suchen sind. Außerdem sind diese Termine seit 
sehr vielen Monaten festgelegt. Infolgedessen bitte 
ich ausdrücklich, es nicht als eine Geringschätzung 
der Bedeutung dieser Diskussion anzusehen, wenn 
Sie heute mit der Vertretung des Herrn Professor 
Erhard vorlieb nehmen müssen. 
Darf ich zu einigen Einzelbemerkungen kurz 

eine Stellungnahme umreißen. Herr Abgeordneter 
Kurlba um  hat sich auf eine Kritik bezogen, 
die gestern der Herr Abgeordnete Deist bei der 
Behandlung des Kanzlerhaushalts geübt hat, aber 
die sich wohl im wesentlichen an die Adresse des 
Bundeswirtschaftsministers richtete, wenn ich das 
richtig verstehe. Die Kritik geht im wesentlichen 
darauf hinaus, daß der Herr Bundeswirtschaftsmi-
nister es unterlassen habe, einen Antrag an die 
Hohe Behörde zu richten, um Unterstützungen, so-
genannte Anpassungsbeihilfen, zugunsten des deut-
schen Eisenerzbergbaus zu bekommen. Dazu ist 
manches zu sagen. Aber ich darf die Versicherung 
vorwegschicken, daß es nicht etwa eine Unterlas-
sung aus Nachlässigkeit, sondern daß es ein nach 
sehr sorgfältiger Überprüfung — die im übrigen 
noch nicht abgeschlossen ist — erfolgtes Abstand

-

nehmen von einem solchen Antrag war. Die deut-
schen Eisenhütten sind bekanntlich die einzigen 
Abnehmer der deutschen Eisenerzgruben, und die 
vorübergehend rückläufige Entwicklung der Roh-
eisenerzeugung, insbesondere der Thomas-Roh-
eisenproduktion, um etwa 30 % mußte den Absatz 
und damit auch die Förderung des Eisenerzberg-
baus gewissermaßen in gleichem Umfang beein-
trächtigen. Der gleichzeitig einsetzende Preisdruck 
von der Konkurrenzseite her zwang nun die Eisen-
hütten dazu, Maßnahmen zur Senkung ihrer Ge-
stehungskosten durchzuführen. Hiervon wurden in 
erster Linie die Inlandserze betroffen, weil sie ge-
rade wegen ihres niedrigen Eisengehaltes und ihres 
gleichzeitigen hohen Schlackenballasts einen we-
sentlich höheren Koksverbrauch bedingen als die 
hochwertigen Auslandserze. Die Erzeugungskosten 
für Roheisen aus deutschem Erz liegen im großen 
Durchschnitt um etwa 50 bis 60 DM über den 
Kosten für Roheisen aus guten Schwedenerzen. In-
folgedessen haben die  Ruhrhütten den Bezug von 
Inlandserzen stark reduziert, und zwar wegen der 
mit der Verwendung der deutschen Erze verbunde-
nen zusätzlichen Selbstkostenbelastung, die oft 
über das Maß hinausgeht, das infolge der derzei-
tigen Produktionskürzung sonst notwendig wäre. 
Der Einsatz der deutschen Eisenerze ist also so-

wohl qualitätsmäßig wie auch preismäßig nur in 
engen Grenzen möglich. Daher sind es konjunktu-
relle Gründe und Maßnahmen zur Erhaltung der 
Konkurrenzfähigkeit, die zu dieser Entwicklung ge-
führt haben. Das ist aber gleichzeitig eines der 
wichtigsten Motive, warum die Bundesregierung, 
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die hierüber in laufenden Beratungen mit dem 
Bergbau, der Eisen- und Stahlindustrie und der In-
dustriegewerkschaft Bergbau ist, sich bisher noch 
nicht entschließen konnte, mit einem Antrag auf 
Gewährung von Beihilfen an die Hohe Behörde 
heranzutreten. Nach dem Wortlaut und dem Sinn 
des Montanunion-Vertrages namlich könnte ein sol-
cher Antrag nur dann mit Aussicht auf Erfolg ge-
stellt werden, wenn die Situation, derentwegen 
eine Beihilfe erbeten wird, eindeutig eine Folge der 
Errichtung des Gemeinsamen Marktes ist. Das aber 
nachzuweisen, meine Damen und Herren, wird zu-
mindest nicht leicht sein. 

Deshalb haben bei den Beratungen, die das Bun-
deswirtschaftsministerium mit den Vertretern des 
Eisenerzbergbaues pflegt, die Bedenken gegen die 
Inanspruchnahme solcher Beihilfen überwogen. Al-
lerdings sind diese Verhandlungen, wie ich ein-
gangs schon sagte, noch im Gange. Gerade gestern, 
zu der Zeit, als Herr Abgeordneter Deist Kritik 
übte, hatten wir im Wirtschaftsministerium eine 
solche Besprechung über diesen Fragenkomplex 
mit Vertretern der Wirtschaft. Es ist jedoch nicht 
zu verkennen, daß, wenn deutscherseits ein solcher 
Beihilfeantrag gestellt werden würde, diese Tat-
sache zu beachtlichen Folgeerscheinungen auch in 
anderen Ländern führen könnte, so daß jedenfalls 
allergrößte Behutsamkeit bei der Beurteilung die-
ser Frage am Platze ist. 

Bei aller Sorge um den Bestand des deutschen 
Eisenerzbergbaues muß die Qualität und preis-
mäßige Schwäche dieses Wirtschaftszweiges, die für 
Absatz und Förderung stets eine erhebliche Beein-
trächtigung bedeutete, berücksichtigt werden. Wenn 
daher auch keine Möglichkeit besteht, die Hütten 
zur Abnahme einer bestimmten Menge von deut-
schen  Eisenerzen zu zwingen, so muß aber doch an-
erkannt werden, daß im allgemeinen seitens der 
Hütten immer das Bestreben deutlich wird, einen 
Teil ihres Eisenerzbedarfs aus der einheimischen 
Erzgrundlage zu decken und damit die Eisenerzgru-
ben im Rahmen des Möglichen zu erhalten. Ich 
gebe allerdings zu, daß dieser Teil in engen Gren-
zen bleibt, und zwar nicht zuletzt im Hinblick auf 
die Konkurrenzfähigkeit. Die konjunkturelle Ent-
wicklung in der Montanwirtschaft, bei der doch 
schon einige Anzeichen einer Besserung zu bemer

-

ken sind, läßt wohl eine Besserung der Beschäf-
tigungslage im Eisenerzbergbau erhoffen. 

Ich darf noch zwei kurze Bemerkungen zu den 
Ausführungen eines der Herren Vorredner über die 
Verbrauchersituation machen. Ich glaube, es kann 
eigentlich keinem Zweifel unterliegen, daß sich die 
Wirtschaftspolitik eindeutig zugunsten des Ver-
brauchers ausgewirkt hat. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Seit zwei Jahren ist eine so deutliche Verbesserung 
der Situation der Verbraucher zu erkennen, daß 
daran eigentlich kein Zweifel sein kann. Der Käu-
fermarkt existiert effektiv seit zwei Jahren und 
macht seine zwingenden Wirkungen deutlich in 
dem Lebensstandard der Verbraucher bemerkbar. 

(Abg. Kurlbaum: Man will ihn aber offen
-bar wieder beseitigen!) 

— Die Absicht besteht allerdings nicht; denn ich 
glaube, daß sich kaum jemand findet, der sich mit 
solcher Liebe um die Verbraucher sorgt wie gerade 
der Leiter der deutschen Wirtschaftspolitik, Pro-
fessor Erhard! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Seine Haltung in der Kartellfrage ist Ihnen sicher 
deutlich, meine Damen und Herren, und Sie werden 
es verstehen, wenn dieses ureigenste Kind von 
Herrn Professor Erhard nach seiner Rückkehr von 
ihm vertreten werden soll. 

(Abg. Kurlbaum: Hoffentlich setzt er sich 
durch!) 

Der „Schnelldienst" des Deutschen Industrie-
instituts hat gerade gestern eine Information ge-
geben, die eine Antwort auf das darstellt, was 
Herr Kurlbaum uns vorhin vorgetragen hat. Ich 
darf daraus fünf Zeilen vorlesen: 

Nettolöhne und -gehälter, Beamtenpensionen 
(netto) und Sozialeinkommen sind nach Berech-
nungen der Bank deutscher Länder von 62,02 
Milliarden DM im Jahre 1952 auf 68,55 Milliar-
den DM im Jahre 1953, d. h. um 10,5 % gestie-
gen, während das Nettosozialprodukt zu Markt-
preisen nur um 6 Milliarden oder um 5 %, also 
prozentual knapp halb so stark angewachsen ist. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich glaube, Steuersenkung, Preissenkungen und 
allgemeine Entwicklungen des Lebensstandards 
machen es deutlich, daß der Verbraucher jeden-
falls  den Mittelpunkt der Sorge der Bundeswirt-
schaftspolitik darstellt. 

(Abg. Kurlbaum: Machen Sie mal inter

-

nationale Vergleiche!) 

— Die internationalen Vergleiche, Herr Abgeord-
neter Kurlbaum, können besten Gewissens ange-
stellt werden. Wir befinden uns, was die allgemeine 
Preislage hinsichtlich der Lebenshaltungskosten 
anlangt, 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht mit den 
Löhnen und Gehältern!) 

im Vergleich mit den anderen europäischen Län-
dern an der untersten Grenze. 

(Erneuter Zuruf von der SPD.) 
— Lohn und Gehalt stehen in einem angemesse-
nen Verhältnis zu dem allgemeinen Preisniveau. 
Jedenfalls ist der Lebensstandard der größten Zahl 
aller Verbraucher in Deutschland über dem Le-
bensstandard vergleichbarer europäischer Länder. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Wir, die Freie Demokratische Partei, haben schon 
in den vergangenen vier Jahren niemals ein Hehl 
daraus gemacht, daß wir die grundsätzliche Wirt-
schaftspolitik von Herrn Professor Erhard voll und 

 ganz unterstützen. In seiner grundsätzlichen Hal-
tung sind keine Änderungen eingetreten. Sie 
brauchten nicht einzutreten, weil er durch die Tat-
sachen eine so große Masse von bisherigen Zweif-
lern hat überzeugen können. Dieser Druck hat sich 
in stärkerem Maße auch auf Ihre Partei, Herr 
Kollege Kurlbaum, ausgewirkt. Sie retardieren 
diesen Druck noch, aber Sie werden ihm doch mehr 
oder weniger folgen müssen. Wir haben zwar Ein-
wendungen gegen die Politik unseres Herrn Mini-
sters in technischer Hinsicht und wünschten, daß er 
die Arbeiten, die notwendigerweise zu verrichten 
sind, in seinem Ministerium mit etwas geringerem 
Aufwand durchführen könnte. Aber das berührt 
nicht die grundsätzliche Frage. 
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Ich möchte noch einmal unterstreichen, was der 

Herr Staatssekretär ausgeführt hat. Der Vorwurf, 
den Herr Kurlbaum hier vorgetragen hat, daß der 
Verbraucher durch die Politik des Bundeswirt-
schaftsministers nicht genügend Schutz erhalten 
habe, ist unberechtigt. Gerade die letzten Jahre 
haben das gezeigt. Man braucht nicht auf die 
Zahlen zurückzukommen, die der Herr Staatsse-
kretär eben angeführt hat. Jeder von uns sieht das 
im täglichen Leben, und die Erfolge zeigen sich 
unbestreitbar bei der großen Masse unseres Volkes. 
Das Wahlergebnis ist nicht zum kleinsten, sondern 
meiner Ansicht nach zum größten Teil auf diese 
Tatsache zurückzuführen. Dabei haben wir als Par-
tei, die die Politik des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers stark unterstützt hat, die Erfolge nicht in 
demselben Maße einheimsen können wie die Par-
tei, deren Namen er trägt. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Pech gehabt!) 

Wir sind auch bereit, weitere Maßnahmen zur 
Unterstützung des Verbrauchers zu ergreifen. Herr 
Kurlbaum, Sie wissen ganz genau, daß ich die 
Bestrebungen im Zusammenhang mit dem Kartell-
gesetz in starkem Maße unterstütze. Ich muß Ihnen 
etwas widersprechen, wenn Sie sagen, auch Sie 
hätten mitgearbeitet. Ich habe bisher nicht das Ge-
fühl gehabt, daß Sie mitgearbeitet haben, sondern 
ich habe bisher nur das Gefühl, daß Sie beobach-
tet, daß Sie sich sehr vorsichtig einer entscheiden-
den Äußerung in dieser Debatte enthalten und daß 
Sie auf einen Zwiespalt innerhalb der Koalition 
gehofft haben. Das ist manchmal recht deutlich 
zum Ausdruck gekommen. 

(Abg. Schoettle: So was soll es ja gele

-

gentlich geben!) 
— Jawohl, aber als Mitarbeit kann ich das nicht 
bezeichnen, Herr Schoettle, höchstens als eine pas-
sive Mitarbeit. 

(Abg. Kurlbaum: Waren Sie am Ende des 
letzten Bundestages im Wirtschaftsaus

-

schuß nicht anwesend?) 
— Ich kenne genau die Äußerungen, die Herr Kol-
lege Schöne dort in recht spöttischer Weise vorge-
bracht hat, die man aber doch nicht als eine eigene 
Stellungnahme bezeichnen konnte. 

Wir sind weiter der Ansicht, daß nur der Wett-
bewerb, der Einsatz der Initiative des einzelnen 
die höchsten Leistungen vollbringen kann. Aller-
dings glauben wir mit Ihnen, Herr Kurlbaum, daß 
man dieses Prinzip nicht einfach überall mit Ge-
walt durchsetzen kann. Der beste Beweis für die 
gewisse Zurückhaltung, die dabei beobachtet wird, 
ist doch unser Wohnungsbauminister Preusker, der 
in der Frage der Mieten aus grundsätzlichen Erwä-
gungen schon längst hätte handeln müssen und der 
nur den richtigen Zeitpunkt abwartet, zu dem diese 
Maßnahme nun wirklich zum Zuge kommen kann. 
Bei einer anderen Gelegenheit haben wir den 
richtigen Zeitpunkt vielleicht sogar versäumt. 

(Zuruf des Abg. Kurlbaum.) 
— Ja, da sind wir anderer Meinung, Herr Kurl-
baum. — Ich denke nur an das unglückliche Inve-
stitionshilfegesetz. Hier hätten wir durch Einsatz 
des Wettbewerbs zu einer Zeit, als es noch keine 
Montan-Union gab, vielleicht zu besseren Ergeb-
nissen kommen können, dann hätten wir heute 
nicht die Schwierigkeiten, deren Überwindung uns 
jetzt so schwer wird. 

Auch zur Verkehrskrise bin ich anderer Meinung 
als Sie, Herr Kurlbaum. Hier ist in ziemlich weitem 
Umfang ein Wettbewerb notwendig. Man kann 
nicht sagen: Das ganze Verkehrsgewerbe muß aus 
der freien Unternehmerwirtschaft, aus dem Wett-
bewerb, herausgenommen werden. 

(Abg. Kurlbaum: Hat niemand gesagt!) 

— Dann habe ich Sie falsch verstanden, dann freue 
ich mich, daß wir uns auch in diesem Punkt einig 
werden, wie wir überhaupt in der letzten Zeit auf 
dem wirtschaftlichen Gebiet zu einer immer grö-
ßeren Einigung kommen. 

(Abg. Lücke: Die haben gelernt!) 

Sie haben die Zonenrandgebiete erwähnt und 
finden auch darin unsere volle Unterstützung. Sie 
ersehen dies aus den Anträgen, die beim Einzelplan 
60 behandelt werden. Wir müssen aber auch dieses 
Gebiet mit Vorsicht behandeln, damit die Wirkung 
von Maßnahmen, die einfach durch Einschießen 
von Geld in diese Gebiete getroffen werden, nicht 
sofort wieder verpufft. 

Dem Herrn Bundeswirtschaftsminister, der seine 
Ideen sicher sehr selbstbewußt vertritt, wünschte 
ich ein etwas stärkeres Rückgrat gegenüber den 
Bestrebungen, die aus der Regierung selber gegen 
ihn kommen. Das beste Beispiel war der lange 
Widerstand, der dem Bundestagsbeschluß entgegen-
gesetzt worden ist, als es sich darum handelte, die 
Abteilung Geld und Kredit in sein Ministerium zu 
bekommen. 
Ich bedaure außerordentlich — wie auch der Herr 

Berichterstatter es getan hat —, daß ein ganz gro-
ßer Teil der echten Wirtschaftspolitik plötzlich in 
das Auswärtige Amt hinübergewechselt ist. Ich 
halte das für absolut unnötig und bin der Meinung, 
daß diese Abteilung im Auswärtigen Amt auf ein 
Drittel verkleinert werden könnte. 

Ein Weiteres. Das wirtschaftliche Bundesvermö-
gen gehörte meiner Ansicht nach auch in das Ar-
beitsgebiet des Wirtschaftsministeriums. Es ist 
doch eigentlich grotesk: ein kleines, ganz unren-
tables Unternehmen hat man dem Bundeswirt-
schaftsminister in seinen Etat hineingebracht; aber 
alle anderen, von denen wir bei richtiger Wirt-
schaftsführung auch Erträge herausziehen könnten, 
verweigert man dem Bundeswirtschaftsministe-
rium; die werden weiter im Bundesfinanzministe-
rium verwaltet. Wir werden beim Einzelplan 60 
noch eingehend darauf zu sprechen kommen. 
Ich möchte zum Schluß auf einen Antrag der SPD 

eingehen — und das ist ein typisches Beispiel für 
unsere Stellungnahme zu den Grundsätzen des 
Wirtschaftsministeriums —, der sich mit dem Sie-
gerländer Eisenerzbergbau bzw. mit dem Eisenerz-
bergbau überhaupt beschäftigt. Auch wir haben 
Sorge um die Menschen, die eventuell durch ir-
gendwelche Maßnahmen außer Arbeit kommen 
werden. Wir machen uns sehr ernste Sorgen um 
diesen Kreis von Menschen. Ich bin wiederholt in 
den letzten Tagen im Siegerland gewesen. Aber so 
einfach, wie Sie das hier machen, geht es nun doch 
nicht. An und für sich gehörte ein solcher Antrag 
zum Haushalt des Arbeitsministeriums, denn er 
betrifft eine rein soziale Maßnahme, wenn er for-
dert, daß 4 Millionen als Entschädigung verteilt 
werden sollen. Wir müssen uns schon an Ort und 
Stelle darum bemühen, zu etwas konkreteren und 
besseren Maßnahmen zu kommen. Es war gerade 
mein Kollege Scheel, der im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen den Antrag gestellt hat, alle Par- 
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teien möchten sich zu einer Besichtigung in das Sie-
gerland begeben, um an Ort und Stelle einmal 
Maßnahmen zu überlegen, mit denen man viel-
leicht besser helfen könnte. Dabei könnte man sich, 
glaube ich, zum Teil auch an Kreise wenden, denen 
Kollege Dr. Deist nicht allzu fern steht und die da-
bei Hilfe bringen können. 
Soviel ich bisher schon habe übersehen können, 

sind an manchen Stellen die Schwierigkeiten über-
haupt erst durch die Maßnahmen der Entflechtung 
aufgetreten. Ein großer Teil der Gruben könnte, 
wenn es bei der alten Zusammengehörigkeit ge-
blieben wäre, heute ohne jede Hilfe weiterbestehen. 
Bei den allerschlechtesten natürlich kommt es wie-
der auf das Problem hinaus, das wir kürzlich bei 
der Debatte über ein anderes Bergwerk im Wirt-
schaftspolitischen Ausschuß behandelt haben, näm-
lich auf die Frage, ob ein rettungslos und für alle 
Zeit unrentables Unternehmen mit Zuschüssen er-
halten werden soll oder ob man nicht vielmehr an-
dere Wege finden muß, um den Interessen der be-
teiligten Arbeitskräfte gerecht zu werden. Das be-
rührt die grundsätzliche Seite der Wirtschaftspoli-
tik von Professor Erhard, der wir auch in dieser 
Hinsicht zustimmen. 
Zum Schluß darf ich nochmals wiederholen, daß 

wir uns nach wie vor für die Initiative und die 
möglichst uneingeschränkte, freie Unternehmertä-
tigkeit voll einsetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dannebom. 
Dannebom (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Nachdem die Probleme des Erzberg-
baus hier schon eine sehr große Rolle gespielt 
l haben, erscheint es meiner Fraktion notwendig, 
auch auf das Krisenproblem im Steinkohlenberg-
bau hinzuweisen und einige Fragen an das Bun-
deswirtschaftsministerium zu richten. Vorweg aber 
darf ich vielleicht noch auf einiges von dem zurück-
kommen, was der Kollege Dr. Höck gestern auf die 
Ausführungen meines Kollegen Dr. Deist zum Erz-
bergbauproblem erwidert hat. Ich glaube, das, was 
Kollege Deist hier erklärt hat, war so sachlich 
gehalten, 

(Zuruf von der Mitte: Na, na!) 
daß man darauf nicht in der Form eingehen durfte, 
wie es Herr Kollege Dr. Höck getan hat. Wir soll

-

ten uns doch bemühen — das ist ja wohl unser aller 
Anliegen —, wenn es sich um die Sorgen von Tau

-

senden von Menschen handelt, sachlich zu unter

-

suchen, wie ein Krisenproblem gelöst werden kann. 
Ich glaube, Ausführungen, die darauf hinausgehen, 
daß man von Almosen und von Agitationsanträgen 
anläßlich bevorstehender Wahlen spricht, sind weiß 
Gott nicht geeignet, hier gemeinsam nach Wegen zu 
suchen, wie diese Probleme gelöst werden können. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Noch ein anderes ist zu sagen. Ich glaube, wenn 

der Herr Kollege Dr. Höck seine gestrigen Ausfüh-
rungen vor den Erzbergarbeitern machen würde, 
könnte er sein blaues Wunder erleben. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Ich bin ja nur ganz einfacher Bergarbeiter, und er 
ist Akademiker, aber ich möchte ihm einmal vor-
schlagen, in einer gemeinsamen Versammlung vor 
den Erzbergarbeitern im Revier Watenstedt-Salz-
gitter über dieses Problem zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Ich glaube, die Antwort, die ihm dort zuteil wer

-

den würde, müßte er sich noch schwer vor Augen 

führen. Sie haben gestern unseren Antrag abge-
lehnt; das ist Ihr gutes Recht, aber wir glauben 
doch, daß die 4 Millionen DM, die dem Fonds des 
Bundeskanzlers zugeführt worden sind, besser zur 
Unterstützung der entlassenen Erzbergarbeiter hät-
ten verwendet werden können. Nun bitte, das ist 
unsere Auffassung, und ich glaube, man sollte da 
doch nicht von Agitationsanträgen und von Dema-
gogie sprechen. 

Ich möchte hier ein anderes Krisenproblem an-
sprechen, das uns mit besonderer Sorge erfüllt: 
das Absatzkrisenproblem im Steinkohlenbergbau. 
I'm Bulletin der Bundesregierung vom 6. April ist 
auf einen „beachtenswerten Kommentar" hinge-
wiesen worden, der im Schnelldienst des Deut-
schen Industrieinstituts veröffentlicht worden ist 
und sich mit dem Absatzproblem und dem Feier-
schichtenproblem im Ruhrbergbau beschäftigt. Ich 
glaube, es ist notwendig, auch einmal an das Bun-
deswirtschaftsministerium die Frage zu stellen, ob 
sich das Wirtschaftsministerium mit dem Inhalt 
dieses Kommentars des Industrieinstituts identifi-
ziert; denn es ist doch eigentlich etwas leichtfertig 
gehandelt, wenn man nun das Feierschichtenpro-
blem im Steinkohlenbergbau zu bagatellisieren 
versucht, indem man davon spricht, daß bei den 
300 verfahrenen Arbeitsschichten im Jahr je Berg-
arbeiter nur ein Lohnausfall von rund 0,33 Prozent 
zu verzeichnen ist. Wenn man weiter davon spricht, 
daß im Jahresdurchschnitt 1952 rund 15,73 ent-
gangene Schichten aus persönlichen Gründen ent-
standen sind, dann, glaube ich, ist das auch etwas 
allzu leicht gesehen. Man muß doch beachten, daß 
ein großer Teil dieser aus persönlichen Gründen 
gefeierten Schichten nun einmal auf Tarifurlaub 
und Krankfeierzeiten zurückzuführen ist, die aus 
der Gefährlichkeit des Bergbaus resultieren, und 
daß nur ein ganz kleiner Teil wirklich als soge-
nannte „Bummelschichten" angesprochen werden 
kann, die wir auch nicht gutheißen. Sowohl von den 
Gewerkschaften als auch seitens der Betriebsräte 
ist, glaube ich, alles getan worden, um das Feier-
schichtenunwesen, wenn man einmal davon spre-
chen darf, zu unterbinden. 

Ich meine also, daß man das Absatzproblem im 
Steinkohlenbergbau eigentlich etwas ernsthafter 
betrachten muß. Eine Verharmlosung wäre das 
Allerschlechteste, was man tun könnte. Es geht 
ja nicht nur um die Tatsache, daß eine Feierschicht 
zu einem Lohnausfall von nur 0,33 vom Hundert 
führt, sondern die psychologische Seite steht heute 
sehr stark im Vordergrund. Die Bergleute, die 
doch schon in den zwanziger Jahren gezwungen 
waren, pro Monat drei, vier und noch mehr Feier-
schichten zu verfahren, betrachten nämlich aus der 
Sorge, daß sich das jetzt wiederholt, das Problem 
mit großem Ernst. 

Ich glaube, wir sind dem Bergmann auch noch 
etwas anderes schuldig. Als wir in den vergange-
nen Jahren eine akute Kohlenmangellage hatten, 
erklärten sich die Bergleute bereit, Überschichten 
und Sonderschichten zu verfahren, um die Haus-
brandversorgung zu verbessern. Dabei wurden 
Freizeit und Gesundheit geopfert. Dank und An-
erkennung wurden den Bergleuten auch von dieser 
Stelle aus sowohl von den Sprechern der einzelnen 
Parteien als auch vom Herrn Bundeswirtschafts-
minister ausgesprochen. Daneben wurden Wirt-
schaftsprogramme für den Steinkohlenbergbau 
aufgestellt, um eine Kohlenförderung von min-
destens 450 000 Tagestonnen zu erreichen. Heute 
haben wir keinen Kohlenmangel, sondern einen 
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Absatzmangel. Nach Feststellungen, die Ende März 
getroffen worden sind, liegen schon rund 4,5 Mil-
lionen Tonnen Kohle und Koks auf Halden. Es 
erscheint berechtigt, an das Bundeswirtschafts-
ministerium die Frage zu stellen, wie es dieser 
Krisenentwicklung im Steinkohlenbergbau ent-
gegentreten will, diesem Absatzmangel im Berg-
bau, der nun doch schon seit Monaten besteht. 
Böse Zungen behaupten sogar, daß seitens des 
Ruhrbergbaus die Absicht bestanden habe, schon 
im September des vergangenen Jahres Feierschich-
ten einzulegen, und daß die Gesellschaften nur aus 
politischen Gesichtspunkten aufgefordert worden 
seien, die Feierschichten hinauszuschieben. 

(Zuruf von der FDP: Das zieht wieder 
einmal, gerade in Nordrhein-Westfalen 

vor der Landtagswahl!) 

— Bitte, ich habe gesagt: Böse Zungen behaupten 
es. 

(Zurufe von der Mitte und rechts.) 

— Es wäre einiges darüber zu sagen, was sich in 
dieser Frage bei den verschiedenen Gesellschaften 
abgespielt hat. 

(Abg. Lücke: Und wie steht es mit den 
Beweisen?) 

— Bitte, wenn es gewünscht wird, kann man dafür 
auch die notwendigen Beweise bringen. Ich meine 
aber, meine Damen und Herren, daß, nachdem das 
Problem seit Monaten akut ist, ihm jetzt eigent-
lich die notwendige Beachtung geschenkt und nach 
Mitteln und Wegen gesucht werden muß, mit 
denen man diesen Absatzmangel beseitigen kann, 
um unter die Bergarbeiter im Ruhrgebiet wieder 
eine gewisse Ruhe zu bringen. 

Die Hoffnungen, die man an eine neue Preis-
regulierung bei der Kohle geknüpft hat, sind auch 
nicht in Erfüllung gegangen. Nach den Mitteilun-
gen, die mir zur Verfügung stehen, sind bis zum 
1. April dieses Jahres im Ruhrgebiet auf 38 Schacht-
anlagen Feierschichten eingelegt worden, von de-
nen rund 110 250 Bergarbeiter betroffen worden 
sind. Nach dem 1. April sind dort wiederum auf 
verschiedenen Schachtanlagen Feierschichten, ja 
sogar schon als zweite Feierschicht eingelegt wor-
den, die 30 000 Bergleute betroffen haben. Gestern 
sind im Raum Essen auf weiteren vier Schacht-
anlagen Feierschichten verfahren worden. Die 
Hoffnung, nach der neuen Kohlenpreisfestsetzung 
werde sich die Absatzlage verbessern, ist also auch 
nicht in Erfüllung gegangen. Deshalb um so mehr 
unsere Sorge und unsere Frage, wie man dieses 
Problem zu lösen gedenkt. 

Durch die bisher verfahrenen Feierschichten ha-
ben die davon betroffenen Bergleute einen Ein-
kommensverlust von rund 4 Millionen DM zu ver-
zeichnen. Die Auswirkungen dieses Kaufkraft-
verlustes der Bergarbeiter machen sich schon jetzt 
beim Einzelhandel sehr stark bemerkbar. Sie 
werden ebenfalls durch vermindertes Beitrags-
aufkommen in der Knappschaftsversicherung un-
günstig in Erscheinung treten. Wir sollten also 
auch diese Entwicklung mit der notwendigen Be-
achtung verfolgen. 
Man spricht heute davon, das alles bedeute keine 

akute Gefahr für den Ruhrbergbau. Aber es steht 
doch fest, daß diese ungünstige Entwicklung 
wiederum der schwächste Teil, nämlich die Arbeit-
nehmerschaft des Ruhrbergbaus, zu tragen hat. 
Bei den Bergarbeitern entsteht der Eindruck, daß 
in der Wirtschaftspolitik doch irgend etwas nicht  

stimmt. Wer glaubt denn, im Ruhrbergbau werde 
es verstanden, daß trotz der 4,5 Millionen t Kohlen 
und Koks auf Halden im vergangenen Jahr aus 
Ländern außerhalb der Montan-Union — ich be-
ziehe mich dabei auf eine Mitteilung der Bergbau-
industrie — 5 Millionen t Kohlen eingeführt wor-
den sind? Es ist auch eine Aufgabe der Regierung, 
zu überprüfen, ob die Einfuhr in dieser Höhe not-
wendig ist oder ob nicht durch Suche nach Absatz-
märkten auch im Inland versucht werden muß, 
diese Haldenbestände und damit die Feierschichten 
zu unterbinden. 

Ich sagte vorhin schon, daß der Kohlenpreis eine 
bestimmte Rolle spielt. Wenn in den küstennahen 
Gebieten die Ruhrkohle bei einem Preis von 
60 DM abgesetzt, dagegen die englische Kohle die-
sen Preis mit 53,50 DM unterbietet, dann ist das, 
glaube ich, auch eine Frage, die im Bundeswirt-
schaftsministerium einmal sehr ernsthaft unter-
sucht werden muß. 

Ferner muß, gerade angesichts der Absatzkrise 
im Bergbau, der Frage nähergetreten werden, wie 
die Bundesregierung zu der Gemeinschaftsorgani-
sation „Ruhrkohle" steht, die doch nun nach den 
Wünschen der Hohen Behörde aufgelöst oder zer-
schlagen werden soll. Die Bergleute und auch 
meine Fraktion sehen dieser Entwicklung mit gro-
ßer Besorgnis entgegen. Wir sind der Auffassung, 
daß die Frage des Kostenausgleichs, das Sorten- 
und Beschäftigungsproblem im Bergbau ohne diese 
Gemeinschaftsorganisation nicht gelöst werden 
können. Es wäre notwendig, auch einmal diese 
Frage hier beantwortet zu bekommen und die Ein-
stellung des Bundeswirtschaftsministeriums zu 
erfahren, wobei der Zusammensetzung dieser Or-
ganisation noch eine besondere Bedeutung beizu-
messen ist. 

Aber nicht nur das Feierschichtenproblem hat in 
Bergarbeiterkreisen zu einer Beunruhigung ge-
führt; daneben steht das Gespenst der Arbeits-
losigkeit. Die Tatsache, daß aus dem Bergbau schon 
eine erhebliche Anzahl von Arbeitskräften, nicht 
nur invalide, sondern auch noch voll einsatzfähige 
Bergarbeiter, entlassen worden sind und noch ent-
lassen werden, spielt bei der Beurteilung der Un-
ruhe im Bergbau eine ebenso bedeutende Rolle. In 
den vergangenen Tagen ging durch die Presse die 
Meldung, daß 70 000 Ruhrbergarbeiter entlassen 
werden sollen. Ich weiß nicht, ob es wahr ist; es ist 
in der Presse mitgeteilt worden. 

(Zuruf von der Mitte: In welcher?) 
— Es ist vor einigen Tagen in einer Dortmunder 
Zeitung mitgeteilt worden. 

(Zuruf von der Mitte: „Freies Volk"?) 

Ohne unken zu wollen, wenn Sie meinen, ich malte 
nur in schwarz, eines weiß ich: daß bei der Gesell-
schaft im Dortmunder Raum, bei der ich beschäf-
tigt bin, aus einer Gruppe von 6000 Beschäftigten 
am 31. März dieses Jahres über 200 Bergarbeitern 
gekündigt worden ist. Das ist bei einer Gesellschaft 
der Fall; ähnliches vollzieht sich bei vielen anderen 
Gesellschaften. Auch dieses Problem spielt eine 
große Rolle und führt mit zu der Beunruhigung, 
die heute in Bergarbeiterkreisen zu verzeichnen ist. 
Wir alle haben das allergrößte Interesse daran, daß 
im Bergbau, in dem übervölkerten Ruhrgebiet 
wirtschaftliche Ruhe unter den Arbeitern herrscht 
und nicht Maßnahmen durchgeführt werden, die zu 
einer Radikalisierung führen. Aus dieser Sorge 
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glaubte meine Fraktion einige Fragen an das Bun-
deswirtschaftsministerium stellen zu sollen. Wir 
behalten uns vor, zu dem gesamten Krisenproblem 
in der allernächsten Zeit einige Anträge zu stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Naegel. 

Naegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Behandlung 
des Mats des Bundeswirtschaftsministeriums reizt 
natürlich dazu, einmal grundsatzlich und auch aus 
der Erinnerung und.  Beobachtung zu der allgemei-
nen Wirtschaftspolitik Stellung zu nehmen. Ich 
glaube aber, der Verlauf der Diskussion zeigt 
schon, daß man in eine etwas ruhigere Atmosphare 
als in früheren Jahren gekommen ist. Ich bin der 
Überzeugung, daß damit auch so etwas die Aner-
kennung der Opposition fur das zum Ausdruck 
kommt, was die Bundesregierung mit ihrer Wirt-
schaftspolitik bisher geleistet hat. Wir sollten daran 
denken, daß nicht Einzelheiten losgelost aus der 
Gesamtheit d as  Bild bestimmen. Man muß viel-
mehr immer die Verzahnung, die Korrelation und 
das Gesamtbild betrachten, wenn man ehrlich und 
objektiv Kritik üben und Stellung nehmen will. 
Ich bin der gleichen Meinung wie viele meiner 
Vorredner, dais wir auf diesem oder jenem Spezial-
gebiet sorgen haben. Ich bin auch der Überzeu-
gung, daß niemand mehr als der Bundeswirtschafts-
minister sich ernsthaft darum bemuht, diese sor-
gen einer Lösung zuzuführen, die im Interesse der 
Gesamtheit des deutschen Volkes und der deut-
schen Wirtschaft, sowohl der Unternehmer als auch 
der Arbeitnehmer, und nicht zuletzt im Interesse 
der Verbraucher liegt. 
Lassen Sie mich aber ganz kurz noch einmal 

daran erinnern, daß wir uns hier nicht a priori in 
einer Diskussion über Wirtschaftspolitik befinden, 
sondern in einer Diskussion über den Etat. Dazu 
darf ich auf Grund der Beratungen, die wir in den 
Fachausschüssen gehabt haben, grundsatzlich sagen: 
es ist dringend notwendig, daß wir bei der kunfti-
gen Etatsaufstellung und  Etatsberatung auch die 
Fachausschüsse entsprechend beteiligen, damit in 
diesen Fragen nicht durch den sicher sehr wohl-
meinenden und sehr gut arbeitenden Ausschuß fur 
Haushaltsfragen allein entschieden wird. Wir be-
grüßen es auch vom Ausschuß für Wirtschaftspoli-
tik hier in aller Offenheit und in aller Öffentlich-
keit, daß der Herr Vorsitzende des Haushaftsaus-
schusses, Herr Abgeordneter Schoettle, den Ver-
such gemacht hat, die Fachausschüsse bei der Bera-
tung heranzuziehen. Leider ist von anderer Seite 
dem nicht immer Rechnung getragen worden. Ich 
würde also bitten, daß wir den Grundsatz hier 
heute einmal klar aussprechen und auch für die 
Zukunft beachten, daß bei allen Etatberatungen, 
sowohl bei der Vorbereitung als auch bei der Ab-
schlußberatung, die Fachausschüsse entsprechend 
beteiligt werden. 

(Sehr gut! in der Mitte und rechts.) 
In diesem Zusammenhang scheint mir ein weite-

teres Problem darin zu liegen, wie diese Beratun-
gen in Zukunft durchgeführt werden sollen. Auch 
darüber müssen wir uns einmal unterhalten. Wir 
haben schon angemeldet, daß wir bei der Aufstel-
lung des Etats für das nächste Jahr - die Bera-
tungen werden höchstwahrscheinlich im Sommer 
dieses Jahres durchgeführt — rechtzeitig unsere 

Überlegungen zu den Vorschlägen vorbringen wer-
den. Dabei könnte dann schon sehr vieles appla-
niert werden, was bei den späteren Beratungen 
wahrscheinlich auf Schwierigkeiten stoßen würde. 
Die Entwicklung der deutschen Wirtschaft unter 

der Führung einer Wirtschaftspolitik, die unter der 
Bezeichnung „Soziale Marktwirtschaft" steht, ist so 
eklatant und so offensichtlich, daß man sich eigent-
lich wundern muts, daß es immer noch Menschen 
gibt, die von vermeintlichen Katastrophen spre-
chen, die sich auf dem wirtschaftlichen Gebiet ent-
wickeln sollen. Wir wissen, daß es eine besondere 
Aufgabe darstellt, eine Wirtschaftspolitik aus der 
Mangellage heraus überzuleiten in eine Wirtschafts-
politik der Überflußlage bzw. der Vollausnutzung 
der vorhandenen Kapazitäten. Das erfordert selbst-
verständlich ernsthafte Überlegungen, vor allem 
auch daruber, ob man die neben der Wirtschafts-
ordnung zur Verfügung stehenden Mittel der Wirt-
schaftstechnik in jedem Augenblick richtig anwen-
den kann. Dabei kommen leicht Erinnerungen an 
vergangene Zeiten der konjunkturzyklischen Ent-
wicklung auf. Wir verfügen heute bestimmt über 
Erkenntnisse und Mittel, die uns in den zwanziger 
Jahren nicht zur Verfügung gestanden haben, so 
daß man also ernsthaft sagen darf: Heute etwa an-
deutungsweise sich zeigende Schwierigkeiten auf 
dem einen oder anderen Gebiet in konjunktureller 
Hinsicht werden mit den heutigen Mitteln. der 
Technik, auch der Verwaltungstechnik, schnellstens 
aufgefangen werden können. 
Es besteht durchaus keine Veranlassung und es 

liegt auch kein Grund vor, anzunehmen, wir be-
fänden uns irgendwie in der Entwicklung zu einer 
Krise hin. Wie wäre es sonst denkbar, daß auch 
hier das Hohe. Haus sich sowohl bei den Beratun-
gen des Finanzausschusses als auch bei den Vor-
schlägen des Finanzministers immer wieder davon 
hat überzeugen lassen, daß man mit einem auf-
wärtsgehenden Trend rechnen muß, und daß auch 
der Herr Finanzminister, der nach unser aller Auf-
fassung doch wohl kritisch genug ist, mit einer 
Zuwachsrate von mindestens 5 % rechnet! Anders 
wäre doch eigentlich alles das nicht zu verstehen, 
was bisher hier als die Grundlage der Berechnun-
gen für den Etat und die Besteuerung sowie für 
die oft genannte Steuerreform diskutiert worden 
ist. 
Neben der Wirtschaftsordnung und der Wirt-

schaftstechnik gehört natürlich auch die echte 
Wirtschaftsgesinnung zu der Lebendigmachung und 
Aktivierung einer Wirtschaft in einem solchen Ge-
biet wie dem unsrigen. Da mangelt es allerdings 
manchmal, und wir finden in der Praxis draußen 
immer wieder, daß den von der Bundesregierung 
und vor allen Dingen von dem Bundeswirtschafts-
minister und seinem Ministerium veranlaßten Maß-
nahmen nicht das notwendige Verständnis ent-
gegengebracht wird. 
Hier, meine Damen und Herren, finde ich einen 

guten Ansatzpunkt für das, was Herr Kurlbaum 
sagte hinsichtlich der Stellung des Verbrauchers in 
der heutigen Wirtschaftspolitik und hinsichtlich 
der Aufgaben der Interessentenverbände, der Wirt-
schaftsverbände und anderer Gruppen, die nun 
einmal nach seiner Auffassung einen zu starken 
Einfluß auf die Gestaltung der Wirtschaftspolitik 
haben. Ich nehme an, er hat dabei natürlich die 
Gewerkschaften eingeschlossen und nicht nur die 
Wirtschaftsverbände auf der anderen Seite ge-
meint. Ich meine, gerade hier liegt eine echte Auf- 
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gabe dieser Organisationen vor, eine Korrelation 
herzustellen zwischen dem, was die Wirtschafts-
politik der Bundesregierung beabsichtigt und will, 
und dem, was seitens der verschiedenen Gruppen 
innerhalb der Wirtschaft für notwendig gehalten 
wird. Wenn hier auf der einen Seite das Ver-
ständnis geweckt wird und auf der anderen Seite 
die entsprechenden Forderungen, Wünsche und 
sonstigen Argumente zur weiteren Gestaltung der 
Wirtschaftspolitik übermittelt werden, dann, 
glaube ich, ist hier eine echte Aufgabe zu sehen, 
die, soweit ich es überblicken kann, auch in der 
Vergangenheit schon weitgehend gefördert worden 
ist. Es wäre aber sicher gut, man würde sich auf 
beiden Seiten, sowohl auf Seiten der Regierung 
als auch auf Seiten der Organisationen, einmal 
überlegen, ob man nicht zu einer neuen Regelung 
der Ordnung des Zusammenspiels der Kräfte und 
des Zusammenwirkens im Interesse der Gestaltung 
der Wirtschaftspolitik gelangen könnte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 
Wir lehnen jeden Syndikalismus ab. Wir sind 

nicht der Meinung, daß man hier nun plötzlich 
über das parlamentarisch-demokratische System 
mit irgendwelchen syndikalistischen Mitteln hin-
weggehen könnte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
Aber gerade deshalb sind wir der Meinung, daß 
eine bessere Zusammenarbeit von beiden Seiten 
sicherlich auch dazu beitragen könnte, die Stellung 
des Verbrauchers innerhalb der Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung noch einmal zu festigen und 
zu untermauern. 
Gestatten Sie mir nur eine einzige Frage: Wo 

stände wohl der Verbraucher heute in Deutschland, 
wenn wir nicht eine Marktwirtschaft mit den ent-
sprechenden Wettbewerbsmitteln hätten? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, diese Frage brauche ich nur als rheto-
rische anzusehen. Ich brauche auch nicht auf die 
verschiedenen Entwicklungsphasen vor der Wäh-
rungsreform, nach der Währungsreform, vor Korea, 
zur Zeit Koreas und nach Korea einzugehen. Die 
Entwicklung der Einzelhandelsumsätze auf die 
Höhe von rund 35 Milliarden DM im letzten 
Jahre ist der Beweis dafür, daß bestimmt 
der Verbraucher in erster Linie der Nutz-
nießer — und das mit Recht und mit Absicht — 
der  bisherigen Wirtschaftspolitik gewesen ist; und 
wenn wir diese Wirtschaftspolitik fortsetzen, dann 
wird es auch in Zukunft so bleiben. 
Dazu gehört natürlich auch das Problem des 

Wettbewerbs und einer Wettbewerbsordnung, viel-
leicht im Rahmen des Kartellgesetzes allein, viel-
leicht aber darüber hinaus auch noch mit anderen 
Möglichkeiten der Gestaltung einer ordentlichen 
Wettbewerbsentwicklung innerhalb der deutschen 
Wirtschaft. Ich glaube aber, die Kritik des Herrn 
Kurlbaum an der Haltung des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers Erhard in der Kartellfrage ist nun 
gerade an die falsche Adresse gegangen. Denn 
wenn einer sich darum bemüht hat, eine Kartell-
gesetzgebung auszuarbeiten und zu verteidigen — 
deshalb j a auch, wie schon gesagt wurde, die Zu-
rückstellung der Behandlung dieses Gesetzes vor 
dem Bundesrat, bis er von seiner Auslandsreise 
zurückgekehrt ist —, dann war es doch wohl Pro-
fessor Erhard, der den Mut hatte, einmal zu sagen: 
Wir wollen Kartelle verbieten, nicht, weil sie un-
bedingt dahin führen müssen, aber weil Gefahren  

darin liegen könnt en,  daß man einmal auf Kar-
tellseite Maßnahmen trifft, die zum Nachteil des 
Verbrauchers sein können. 

Sie wissen, wir haben über diese Dinge schon 
diskutiert. Wir werden weiter diskutieren. Ich bin 
der Meinung, daß wir uns bemühen müssen, hier 
eine Entgiftung der Atmosphäre in der von mir 
gekennzeichneten echten Wirtschaftsgesinnung 
durchzuführen, damit wir dann auch im Interesse 
der gesamten Wirtschaft und des gesamten deut-
schen Volkes zu einer gerechten Lösung kommen. 
Es gilt nicht allein, die Kaufkraft zu erhöhen, wenn 
nicht gleichzeitig Maßnahmen getroffen werden, 
eine Sicherung der Versorgung zu billigsten und, 
sagen wir, rationellsten Preisen durchzuführen. 
Eine einseitige Erhöhung der Kaufkraft nützt 
nichts, wenn wir nicht gleichzeitig auf der anderen 
Seite Produktivitätssteigerungen und die dazu not-
wendigen Rationalisierungen in der Praxis zum 
Niederschlag kommen lassen. 
Zu den Notstandsgebieten. Ich weiß nicht, ob es 

dem Herrn Vorredner entgangen ist, daß dafür 
immerhin 129 Millionen im Finanzgesetz vorge-
sehen sind, von denen, wenn ich richtig unterrich-
tet bin, allein 29,2 Millionen für Bayern vorge-
sehen sind. Bei der Gesamtnot in den Zonengrenz-
gebieten ist selbstverständlich damit nicht alles er-
ledigt; aber ich bin doch der Meinung, daß man 
auch bei aller Kritik diese Zahlen zumindest ein-
mal mit in die Berechnungen einführen sollte, wenn 
man daran geht, diese Kritik hier offen auszu-
sprechen. Wir wissen, daß wir in den Zonengrenz-
gebieten ein besonders schwieriges Problem vor 
uns haben, das uns ja schon lange beschäftigt. Ver-
gessen Sie nicht das Anorganische der Entwicklung 
dieser Gebiete! Die Zonengrenze, die Abtrennung 
der Absatz- und Zulieferungsgebiete, die Zusam-
menballung von Menschen, die dort nicht immer 
in der rechten Weise entsprechend ihren Fähig-
keiten Arbeit und Brot finden können, all das sind 
Momente, die zusammentreffen. Ich erwähne hier 
die Versuche, neue Industrien anzusiedeln. Diese 
Aufgaben sind in den vergangenen Jahren durch 
das Wirtschaftsministerium und das Arbeitsmini-
sterium mit besonderer Aufmerksamkeit beobach-
tet worden. 
Ich höre gerade, daß gestern im Bundesanzeiger 

eine Verordnung über die Regelung des öffent-
lichen Auftragswesens mit besonderem Hinblick 
auf die Zonenrandgebiete veröffentlicht und dabei 
vor allen Dingen ein — ich sage: ein — beson-
deres Anliegen dieser Zonenrandgebiete dadurch 
befriedigt worden ist, maß man sie den übrigen 
Notstandsgebieten gleichgestellt hat. Wir glauben, 
daß gerade eine solche Anordnung, die auch aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium stammt, sehr 
dazu beitragen wird, Aufträge in besonderem Maße 
in die Zonenrandgebiete zu legen und so auch 
dort der wirtschaftlichen Not steuern zu helfen. 
Gestatten Sie noch ein Wort zum Schluß meiner 

Ausführungen, die durch meinen Kollegen Dr. 
Hellwig noch ergänzt werden, nämlich hinsichtlich 
der Abgrenzung gewisser Aufgaben und Aufgaben-
bereiche. Es ist schon davon gesprochen worden, 
daß die Handelsabteilung im Auswärtigen Amt, 
die sich ja praktisch aus dem Wirtschaftsministe-
rium heraus entwickelt hat, die Gefahr mit sich 
bringt, daß die Geschlossenheit der Wirtschafts-
politik nicht mehr in allen Fällen so gegeben ist, 
wie wir es uns wünschen. Ich glaube wohl, mich 
zum Sprecher meiner Freunde von der Koalition 
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machen zu dürfen, wenn ich sage: wir wollen nicht 
einen Minister für gewerbliche Wirtschaft in Herrn 
Professor Erhard haben, sondern wir wollen einen 
echten Wirtschaftsminister haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Aber dann muß man ihm auch die Möglichkeit 
geben, das gesamte Gebiet der Wirtschaftspolitik 
in allen Phasen zu behandeln und ressortmäßig 
in seinem Hause zu bearbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Ich spreche nicht gegen die Handelsabteilung des 
Auswärtigen Amts als solche; ich spreche nur gegen 
das Prinzip, weil hier noch manche Unklarheiten 
in der Aufgabenverteilung vorhanden sind. Es gibt 
selbstverständlich auch an anderen Orten und mit 
anderen Häusern Überschneidungen, die wir eben-
falls einmal einer Kritik unterwerfen müssen, 
aber nicht einer böswilligen oder destruktiven, 
sondern einer konstruktiven Kritik. Dabei die Bitte 
an die Regierung, daß auch bei der künftigen Orga-
nisation auf diese Fragen Rücksicht genommen 
werden möge. 

Zum Schluß noch eine Überlegung hinsichtlich 
einer Zwischeninstanz oder Mittelinstanz oder 
Bundesoberbehörde, die wir nötig haben und die 
bisher in der Form der Bundesstelle für den Wa-
renverkehr oder auch in der Bundesoberbehörde 
für die Außenhandelsinformation in Köln noch 
nicht vollkommen genug verwirklicht worden ist. 
Wir haben uns im Wirtschaftspolitischen Ausschuß 
und darüber hinaus in weiten Kreisen derjenigen 
Freunde, die sich mit Wirtschaftspolitik beschäf-
tigen, schon seit langen Jahren ernsthaft über die-
ses Problem unterhalten. Wir kennen die histori-
sche Entwicklung, wir kennen die Aufgaben, die 
dieser Behörde seinerzeit gestellt waren. Wir wis-
sen aber auch um die Entwicklung der Beschrän-
kung der Aufgaben durch die Gestaltung der Libe-
ralisierung und anderer Dinge auf dem Gebiet des 
Handels und des Außenhandels. 

Alle diese Überlegungen führen uns immer wie-
der zu der Erkenntnis, daß hier eine Neuordnung 
Platz greifen muß. Wir haben deshalb den Wunsch, 
daß man sich auch in der Regierung klarwird. 
Die Weiterführung der Bundesstelle für den Wa-
renverkehr in der jetzigen Form und auf der jetzi-
gen Rechtsgrundlage scheint uns nicht opportun zu 
sein. Wir sind wohl der Meinung, daß man ernst-
haft prüfen muß, wie weit aus der Vergangenheit 
noch Verwaltungsaufgaben auch im Bundeswirt-
schaftsministerium wahrgenommen werden, die 
dort nicht hingehören. Wir sollten endlich dazu 
kommen, eine klare Scheidung zwischen echten 
ministeriellen Aufgaben und Verwaltungsaufgaben 
zu treffen und dann entsprechend dieser Schei-
dung auch dafür zu sorgen, daß die Verwaltungs-
aufgaben aus dem eigentlichen Ministerium her-
ausverlagert werden. Ich glaube, es würde sich bei 
einer ernsten Betrachtung dieser Frage, die ich im 
Augenblick nicht vertiefen möchte — ich melde das 
nur einmal an —, die Überzeugung durchsetzen„ 
daß wir eine echte Mittelinstanz auch auf dem Ge-
biet des Bundeswirtschaftsministeriums benötigen. 
Vielleicht läßt sich dann im Laufe der weiteren 
Beratung dieses Problems eine Lösung finden. 

Ich möchte Sie bitten, unter Berücksichtigung 
dessen, was ich vorgetragen habe, eine objektive 
Kritik an dem zu üben, was das Bundeswirtschafts-
ministerium getan hat, aber den Etat anzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Hellwig. 

Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wer die Diskussion um die 
Wirtschaftspolitik über einige Jahre hin verfolgt 
hat, der wird das abgewandelte Wort unterschrei-
ben: „Mit Zahlen läßt sich trefflich streiten." Ich 
glaube, es ist kein erfreuliches Zeichen für den 
Stand unserer volkswirtschaftlichen Gesamter-
kenntnis, daß man sich gegenseitig irgendwelche 
Zahlen, die im Moment vielleicht überzeugend klin-
gen, aber nicht bewiesen, auch nicht nachgeprüft 
werden können, an den Kopf wirft. Ich darf viel-
leicht hier nebenbei schon einflechten, daß wir zu 
einer Bereinigung des volkswirtschaftlichen Zah-
lenmaterials, insbesondere zu einer Verfeinerung 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung kommen 
sollten, ein Anliegen, das alle, die in der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik mit Zahlen umzugehen 
haben, nur unterschreiben können. Wir bedauern, 
daß wir in dem Zahlenmaterial sowohl über die 
Wertung der Arbeitslosenziffern wie über die Lohn-
entwicklung, Realeinkommensentwicklung usw. 
noch nicht die sachliche Einstellung von beiden Sei-
ten haben, wie sie etwa die Amerikaner seit vie-
len Jahren in bezug auf ihr Bureau of Labor Sta-
tistics haben und und das von dort gelieferte Mate-
rial auch anerkennen. 

Aber es sollte hier doch vor einigen Zahlen ge-
warnt werden, insbesondere vor Zahlen, wie sie 
etwa zur Kennzeichnung der Kohlenmarktlage ge-
bracht worden sind. Natürlich, wenn ich für die 
Gesamtheit des Ruhrbergbaus eine Zahl addiere 
und hier ohne die internationalen Vergleiche vor-
bringe, dann ergibt sich für den, der die Zahlen 
im allgemeinen nicht kennt, eine überragende 
Größe. Wenn man dann aber einmal vergleicht, 
wie die Marktverhältnisse wirklich sind, dann 
schrumpft doch das, was hier an Befürchtungen 
ausgesprochen wurde, nicht unerheblich zusammen. 
Es ist von den Feierschichten und von der bedroh-
lichen Entwicklung der Haldenbestände gesprochen 
worden. Die Höhe der Haldenbestände im deut-
schen Steinkohlenbergbau erreicht bei Steinkohle 
etwa die Förderung von drei bis vier Tagen, wäh-
rend die Haldenbestände im Saargebiet die För-
derung von sieben Tagen ausmachen und die Hal-
denbestände in Frankreich die Förderung von 
nahezu dreißig Tagen. Das ist das internationale 
Verhältnis, aus dem sich wohl eindeutig ergibt, 
daß zu einer beunruhigenden Beurteilung der 
Kohlenmarktlage für uns keine Veranlassung be-
steht. Es geht hier selbstverständlich nicht darum, 
etwa den Einkommensausfall, den eine Feier-
schicht bedeutet, zu bagatellisieren; aber man soll 
diese Dinge auch nicht dramatisieren, nicht über-
spitzen und erst damit unnötige Unruhe in die 
Bevölkerung hineinbringen. 

Es ist von der ungünstigen Entwicklung des 
Kohlenmarktes gesprochen worden, insbesondere 
also davon, daß noch zuviel Kohle eingeführt 
würde und ähnliche Dinge mehr. Nun, die Einfuhr 
an Steinkohle war bei uns im Jahre 1953 um 20 % 
niedriger als im Jahre 1952, während die Ausfuhr 
von Steinkohle im gleichen Zeitraum um 14 % zu-
genommen hat. Mit anderen Worten: der gemein-
same Markt, der ja nun für Kohle schon geschaf-
fen ist, hat sich in einer verstärkten Nachfrage 
und Hereinnahme von Ruhrkohle ausgewirkt. 
Demgegenüber ist bei uns die Einfuhr auslän-
discher Kohle zurückgegangen, und zwar trotz Zu- 
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nahme der Einfuhr von Saar- und Lothringen-
kohle nach Süddeutschland. 
Wie verhält sich ein Förderausfall bei den jetzt 

eingetretenen Feierschichten etwa zur gesamten 
Leistung? Bei einer arbeitstäglichen Förderung von 
im Augenblick etwa 430 000 t bedeutet der durch 
die vereinzelten Feierschichten bisher eingetretene 
Förderausfall insgesamt etwa ein gutes Drittel 
einer Tagesförderung. Daß hier noch nicht von 
irgendwelchen nennenswerten Ausfällen gespro-
chen werden kann, ergibt sich doch wohl aus die-
sen Zahlen. 
Ich darf auch darauf aufmerksam machen, daß 

die arbeitstägliche Förderleistung im deutschen 
Bergbau im Augenblick um 5 % über der des Vor-
jahres liegt, daß also im letzten Jahre noch eine 
deutliche Zunahme eingetreten ist, während etwa 
in Frankreich im gleichen Zeitraum ein Rückgang 
um 5 % zu verzeichnen ist. Der gemeinsame Markt 
ist tatsächlich der Ruhrkohle bisher wesentlich 
mehr zugute gekommen als der Kohle Frankreichs, 
der Saar und Belgiens. 

(Abg. Dr. Bucerius: Hört! Hört!) 
Zu dem Thema Eisen und Stahl möchte ich nur 

auf einen Punkt aufmerksam machen: die Höhe 
der Einfuhr von Walzwerkerzeugnissen im Jahre 
1952 und im Jahre 1953. Hier zeigt sich, wenn 
man es mit den Verhältnissen der dreißiger und 
zwanziger Jahre vergleicht, wieder die Rückkehr 
zu normalen Standort- und Lagebedingungen. Ich 
darf daran erinnern, daß etwa die Einfuhr von 
lothringischem Eisen oder von Eisen aus dem Saar-
gebiet oder aus Luxemburg nach Süddeutschland 
in den letzten Jahren kaum eine Rolle gespielt 
hat, obwohl sie in den zwanziger und dreißiger 
Jahren mit weit über 1 Million t Eisen und Stahl 
jährlich auf dem deutschen Markt selbstverständ-
lich ihren Platz hatte. Die Saar hat vor dem Kriege 
1,3 Millionen t Eisen und Stahl auf dem deut-
schen Markt abgesetzt und im Jahre 1952 erst 
wieder knapp 200 000 t zum deutschen Markt ge-
bracht. 
Wenn hier durch den gemeinsamen Markt im 

Zuge der montanwirtschaftlichen Integration ein 
Zusammenwachsen der Märkte eintritt, dann wer-
den auch diese ursprünglichen natürlichen Liefer-
beziehungen, die ja nur durch politische Interven-
tionen beeinträchtigt waren, wiederhergestellt wer-
den. 
Lassen Sie mich aber noch ein Wort zu der volks-

wirtschaftlichen Gesamtlage sagen, im besonderen 
im Hinblick auf das, was der Herr Kollege Kurl-
baum erwähnte, als er die Berücksichtigung der 
wirtschaftspolitischen Gesichtspunkte bei der 
Steuerreform verlangte. Ich glaube nicht, daß man 
sagen kann, das Unternehmereinkommen erfahre 
in der jetzigen Situation steuerlich eine stärkere 
Begünstigung bzw. würde eine solche durch die 
Steuerreform erfahren als das im wesentlichen für 
den Konsum bestimmte Masseneinkommen. Die 
volkswirtschaftliche Rechnung für das Jahr 
1953 — — 

(Zuruf von der SPD: Ifo-Institut!) 
— Ich spreche im Augenblick von der volkswirt-
schaftlichen Rechnung für das Jahr 1953 und nicht 
von den Rechnungen des Ifo-Instituts, sondern von 
den Berechnungen des Berliner Instituts für Kon-
junkturforschung und entsprechenden Angaben der 
Bank deutscher Länder. Danach ist unbestritten, 
daß das Masseneinkommen im vergangenen Jahre 
einen Anstieg um etwa 12% erfahren hat, wäh

-

rend das Unternehmereinkommen, aus dem die In

-

vestitionen zu einem erheblichen Teil aufzubrin-
gen sind, einen Rückgang von 10 bis 11 % erfah-
ren hat. Wir haben im vergangenen Jahre eine 
deutliche Verlagerung von für Investitionen be-
stimmten privaten Einkommen zu den für den 
Konsum bestimmten privaten Einkommen beobach-
ten können. 
Das hat sich auch in der unterschiedlichen Ent-

wicklung der Investitionsgüterindustrie im Ver-
gleich zur Konsumgüterindustrie im vergangenen 
Jahre gezeigt. Die Gesamtsituation soll nicht pes-
simistisch beurteilt werden. Daß das nicht notwen-
dig ist, zeigt der enorme Anstieg und das Anlau-
fen der Investitionstätigkeit gerade in den letzten 
Wochen, insbesondere auch der nicht unbedeutende 
Rückgang der Arbeitslosenziffer. Es hat seit langem 
keinen Monat mehr gegeben, in dem der Rückgang 
der Arbeitslosenzahl um 600 000 — also .  in einer 
derartigen Größenordnung innerhalb eines Monats 
— erreicht werden konnte. 

Zum Abschluß noch ein kurzes Wort über das 
Wesentliche, das wir doch in der Wirtschaftspolitik 
sehen und worin wir uns doch wohl unterschei-
den von dem, was aus den Reden einiger Herren 
der Opposition hervorging. Man kann die Qualität 
einer Wirtschaftspolitik nicht nach der Zahl von 
Paragraphen, Erlassen und Verordnungen bemes-
sen, die sie hervorgebracht hat. Wir lehnen eben 
die Intervention als ein durchgängiges Mittel der 
Wirtschaftspolitik ab und beschränken die Inter-
ventionen des Staates auf die Bereiche, wo es un-
bedingt notwendig ist. Daher ist das absolut kein 
Gradmesser für die Qualität einer Wirtschafts-
politik. 

Es wird davon gesprochen, daß der Herr Bun-
deswirtschaftsminister im Ausland herumreise und 
sich nicht so sehr im Sinne eines Behördenvor-
stehers betätige. Ich glaube, daß die Pflege und 
die Erschließung der Auslandsmärkte nicht nur im 
Augenblick, sondern auch in den vor uns liegenden 
Jahren die entscheidende wirtschaftspolitische Auf-
gabe ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, daß wir keinen besseren wirtschafts-
politischen Botschafter für unsere wirtschaftspoli-
tischen Konzeptionen ins Ausland schicken können 
als den Herrn Bundeswirtschaftsminister. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Kurlbaum: Wer hat denn 
Anlaß gegeben zu der Bemerkung?) 

— Ich glaube, Veranlassung zu dieser Feststellung 
hat Ihre Bemerkung gegeben, daß der Herr Bun-
deswirtschaftsminister nun so lange im Ausland 
herumfahre. 

(Abg. Kurlbaum: Das habe ich gar nicht 
gesagt!) 

— Ich glaube, Sie können es in der Niederschrift 
nachlesen. 

(Abg. Wehner: Etwas genauer, bitte! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

Jedenfalls habe ich es in diesem Sinne verstanden. 
(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe es in diesem Sinn verstanden, und ich 
glaube, Sie können es ruhig noch nachlesen. 

Noch ein letzes Wort! Es ist über die sogenannten 
Teilkrisen gesprochen worden. Ein nicht unerheb-
licher Teil dieser Teilkrisen geht auf Wirtschafts- 
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planungs- und Lenkungsmaßnahmen einer diri-
gistischen Wirtschaftsauffassung zurück und hat 
auch gerade auf der Ebene bestimmter Länder sehr 
viel mit wirtschaftspolitischen Initiativen aus Ihrem 
Freundeskreise zu tun. Wir haben hier an manchen 
Stellen das Problem der Überkapazitäten, die mit 
öffentlichen Darlehen und Krediten am Leben ge-
halten oder entwickelt worden sind. Wir haben 
auch, da gebe ich Ihnen völlig recht, das Problem 
der öffentlichen Hand als Auftraggeber und kön-
nen nur immer wieder bedauern, daß die öffent-
liche Hand als Auftraggeber — siehe Bundesbahn 
— sich in ihrer Auftragsvergebung nicht so recht 
in den konjunkturellen Ablauf einzugliedern ver-
steht, wie wir es im Interesse eines möglichst aus-
reichenden und vollen Beschäftigungsstandes an-
streben. Aber diese Beobachtungen haben für uns 
zumindest zur Folge, daß wir nicht mehr 

(Zurufe von der SPD) 
an die Zweckmäßigkeit einer Ausdehnung der öf-
fentlichen Wirtschaft, der öffentlichen Kredit- und 
Darlehenspolitik und der Kapitalbildung bei der 
öffentlichen Hand glauben, wie es in Ihrem Partei-
programm zur letzten Bundestagswahl allerdings 
noch zu sehen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Wohnungsbau Dr. Preus-
ker, wie ich annehme, als Vertreter des Herrn 
Bundeswirtschaftsministers. 

Dr. Preusker, Bundesminister für Wohnungsbau: 
Meine Damen und Herren! Ich möchte als Vertre-
ter des Bundeswirtschaftsministers nur das Wort 
zu den ernsten Befürchtungen nehmen, die hier 
hinsichtlich einer eventuell im Kohlenbergbau 
drohenden Arbeitslosigkeit, hinsichtlich einer kri-
tischen Entwicklung, die von dort her — anknüp-
fend an die augenblickliche Situation der Feier-
schichten im Ruhrbergbau — ihren Ausgang neh-
men könnte, ausgesprochen worden sind. Meine 
Damen und Herren, die Bundesregierung nimmt 
diese Erscheinungen im Ruhrbergbau außerordent-
lich ernst. Sie schenkt ihnen volle Beachtung und 
hat seit langem überlegt, wie der Übergang vom 
Verkäufer- zum Käufermarkt, der so lange bei 
Kohle, Eisen und Stahl angestrebt worden ist und 
der nun im Augenblick gewisse Anpassungsschwie-
rigkeiten ausgelöst hat, wieder im ganzen in die po-
sitiv aufwärts gerichtete Entwicklung eingefügt 
werden kann. 

Die Bundesregierung möchte ausdrücklich be-
tonen, daß in der allgemeinen Situation erfreu-
licherweise nicht die geringsten Anzeichen für eine 
kritische Entwicklung unserer Wirtschaft zu erken-
nen sind. Im Gegenteil, es hat sich erwiesen, daß 
sich mit dem im Interesse der Verbraucher syste-
matisch mit der Sozialen Marktwirtschaft ange-
strebten Übergang zum Käufermarkt das Tempo 
des wirtschaftlichen Aufschwungs im Laufe des 
letzten Jahres wieder ständig vergrößert hat. Wir 
hatten beispielsweise im Jahre 1952 nur mehr eine 
Steigerung unserer industriellen Produktion von 
7 % gegenüber 1951 zu verzeichnen. Wir haben aber 
im Jahre 1953 diese Steigerung schon wieder auf 
8,6 % erhöhen und beschleunigen können. Die er-
sten Monate dieses Jahres beweisen, daß dieser 
Prozeß sich im ganzen sogar noch weiter beschleu-
nigt hat. 
Diese Entwicklung hat ihren Niederschlag deut-

lich genug auch in der Zahl der Beschäftigten ge-

funden. Während 1952 die Zahl der Beschäftigten 
um 432 000 zunahm, hat sie 1953 schon um mehr 
als 622 000 zugenommen und damit erstmals einen 
Stand von 16 Millionen überschreiten können. Wie 
stark jetzt in diesem Frühjahr, nach Beendigung 
der winterlichen abnormen Kälte, die ja auch ihren 
Einfluß auf die Entwicklung des Kohlenbergbaues 
ausgeübt hat, die Zahl der Beschäftigten gestiegen 
ist, ist schon gerade von meinem Vorredner unter-
strichen worden. Wir haben eine in den vorherge-
henden Jahren nicht gekannte plötzliche Verringe-
rung der Arbeitslosenzahlen des Winters um über 
600 000 Menschen auf 1,4 Millionen erlebt. Eine 
solche starke Steigerung der Beschäftigung gibt es 
nur in einer Volkswirtschaft, die im ganzen erfreu-
licherweise in der Expansion, in der Ausweitung 
geblieben ist und ihre Kraft auf diesem Gebiet un-
ter Beweis stellt. 
Verschiedentlich ist an der Abwesenheit des 

Herrn Bundeswirtschaftsministers — sicher ist es 
von Herrn Kurlbaum nicht so gemeint gewesen 
— Kritik geübt worden, oder es sind Worte ge-
fallen, die seine Abwesenheit heute bedauern. 
Auch ich bedauere es, daß er nicht in der Lage 
ist, selbst zu Ihren Bemerkungen Stellung zu neh-
men, daß auf verschiedenen Gebieten, wie Sie zum 
Schluß sagten, eine Aktivität und Förderung der 
positiven Entwicklung vermißt wird. Aber, Herr 
Kurlbaum, gerade diese Reise nach Südamerika 
dient ja der Ausweitung der deutschen Außenhan-
delsmöglichkeiten. Auch Sie haben vorhin betont, 
daß die deutsche Volkswirtschaft gar nicht ohne 
die Förderung und Pflege dieser Außenhandels-
wirtschaft auskommt. Wir sind uns alle darüber 
klar, daß heute Millionen von Arbeitsplätzen un-
mittelbar und mittelbar durch die deutsche Aus-
fuhr, die auf der anderen Seite die Einfuhr ermög-
licht, gesichert werden. Wir sind uns weiter auch 
darüber klar, daß Deutschland trotz seiner außer-
gewöhnlichen Erfolge auf dem Gebiet des Außen-
handels noch immer nicht seinen früheren Anteil 
an den Weltmärkten wieder zurückerlangen konnte. 
Aber immerhin ist doch eines bemerkenswert: daß 
in den ersten beiden Monaten des Jahres 1954, 
für die die Zahlen bereits vorliegen, die deutsche 
Ausfuhr noch einmal um 21 % gegenüber dem sehr 
hohen Ergebnis des Vorjahres hat zunehmen kön-
nen. Sie hat in diesen beiden Monaten schon wie-
der 3 Milliarden DM betragen gegenüber einer Ein-
fuhr von 2 1/2 Milliarden DM. In den beiden ersten 
Monaten ist also mit 500 Millionen DM ein Aus-
fuhrüberschuß erzielt worden, der fast so hoch 
liegt wie der des ganzen Jahres 1952. Nehmen 
Sie weiter hinzu, daß diese Zahl von 3 Milliarden 
DM Ausfuhr für zwei Monate auch fast so hoch 
ist wie die gesamte Ausfuhr des Jahres 1949. 
Hierin zeigt sich eine ungewöhnlich erfreuliche 
Entwicklung, die allerdings der weiteren Förderung 
bedarf. 
Die Bundesregierung weiß, daß über diese Aus-

weitung des Außenhandels, über die Schaffung der 
wettbewerbsmäßigen Voraussetzungen und gleich-
zeitig über die Fortführung der Ausweitung im 
Innern die sicherste Garantie dafür gegeben wird, 
daß .nicht nur die augenblickliche Anpassungs-
stockung im Kohlenbergbau überwunden wird, 
sondern daß sich die Beschäftigung, die Produktion 
und das reale Einkommen unseres Volkes im gan-
zen weiter steigern. 
Bedenken Sie einmal die Entwicklung bei Eisen 

und Stahl, an der weitgehend die Kohle- oder viel-
mehr Koksabsatzgestaltung hängt. In den ersten 
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drei Monaten dieses Jahres sind an Rohstahl pro-
duziert worden 3,87 Millionen t, während in den 
letzten drei Monaten des Jahres 1953 nur 3,73 Mil-
lionen t produziert werden konnten. Wir haben 
also auch hier bereits wieder eine deutliche Auf-
wärtsentwicklung, eine Steigerung um 135 000 t. 
Wir sind überzeugt, daß sich diese Entwicklung in 
den kommenden Monaten auch von der Inlandseite 
her verstärkt fortsetzen wird, weil die Entwicklung 
des Käufermarktes ebenso wie die Notwendigkeit 
der Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit im Ex-
port die gesamte gewerbliche Wirtschaft dazu zwin-
gen wird, ihre Rationalisierung fortzuführen und 
dafür wieder in stärkerem Umfange Investitionen 
vorzunehmen. 
Man kann nun die Fähigkeit einer Volkswirt-

schaft zur Ausweitung grundsätzlich nach zwei 
Richtungen verstärken. Man kann einmal über eine 
ausschließlich oder überwiegend von den Regie-
rungen über die Haushalte gesteuerte Entwicklung 
Mittel in die Wirtschaft hineinstecken. Man kann 
mit dieser Politik der Kreditschöpfung, des deficit 
spending, sicher auch eine Ausweitung von Be-
schäftigung und Produktion erreichen, aber doch 
nur um den Preis einer laufenden Verschlechte-
rung der Währung, letztlich um den Preis einer 
schleichenden inflationistischen Entwicklung, die 
gerade in Deutschland nach zwei Inflationen unter 
allen Umständen vermieden werden muß. Das wäre 
ein Weg, der für uns ausscheiden muß und über-
haupt nie in Frage kommen kann. 

(Abg. Kurlbaum: Hat ja niemand vorge

-

schlagen!) 
— Nein, habe ich auch nicht behauptet. Ich möchte 
nur demgegenüber klar sagen: die Bundesregierung 
hat sich deshalb dafür entschieden, die Entlastung 
der Wirtschaft und der Einkommenbezieher durch 
steuerliche Maßnahmen vorzunehmen und auf diese 
Weise es sowohl der Wirtschaft selbst zu ermögli-
chen, Investitionen durchzuführen, als auch die 
einzelnen Einkommensbezieher zu einem erhöhten 
Verbrauch oder, was genau so wesentlich ist, zu 
einer erhöhten Spartätigkeit anzuregen. Daß schon 
die bisherige Spartätigkeit das Vertrauen in die 
deutsche wirtschaftliche Entwicklung in einem 
außergewöhnlichen Maße unterstrichen hat, wissen 
wir alle, wenn wir sehen, daß im Jahre 1953 die 
Einzahlungsüberschüsse bei den Sparkassen allein 
um 4,2 Milliarden DM gestiegen sind gegenüber 
erst 2,7 Milliarden im Jahre 1952, daß allein bei 
den Bausparkassen Einzahlungsüberschüsse von 
über 700 Millionen DM entstanden sind, daß über 
anderthalb Milliarden an Pfandbriefen und Kom-
munalobligationen und weitere anderthalb Milli-
arden an sonstigen Wertpapieren in diesem einen 
Jahr untergebracht werden konnten und daß in 
den ersten 2 1/2 Monaten 1954, wie aus dem neu-
esten Bericht der Bank deutscher Länder zu ent-
nehmen ist, die Spartätigkeit sich im Schnitt noch-
mals um fast 50 % über die Anfangsmonate des 
vergangenen Jahres hinaus entwickelt hat. 
Meine Damen und Herren, ich glaube, Ihnen 

damit im ganzen dargetan zu haben, daß es sich 
hier nicht etwa um einen Zweckoptimismus, son-
dern um die nüchterne Auswertung der gegebenen 
Tatsachen handelt, daß die deutsche Wirtschaft sich 
im ganzen nicht in einer gefährlichen krisenhaften 
Zuspitzung, sondern im Gegenteil in einer ver-
stärkten Entwicklung zugunsten einer endgültigen 
Festigung ihrer sozialen und wirtschaftlichen 
Grundlagen befindet und daß mit dem Mittel der 
steuerlichen Entlastung und dem Anreiz für In-
vestitionen und Verbrauch in diesem Jahr, mit den  

weiteren Fortschritten auf dem Gebiet des Abbaus 
der Devisenzwangswirtschaft und der Handels-
schranken, mit der weiteren Fortführung der Be-
günstigung der Spartätigkeit und des Kapitalmark-
tes die Wege deutlich gewesen sind, mit denen eine 
mengenkonjunkturelle Ausweitung gesichert fort-
geführt werden kann und mit denen auch, in rela-
tiv kurzer Zeit, wie wir glauben, das Problem der 
augenblicklichen Feierschichten an der Ruhr, das 
wir sehr ernst nehmen, wieder überwunden sein 
wird. 
Wir glauben im übrigen, daß diese Politik der 

Ausweitung auch die sicherste Garantie dafür gibt, 
daß sich das Gefälle zwischen der wirtschaftlichen 
Entwicklung in den Randgebieten und dem Zen-
trum an der Ruhr oder in Baden-Württemberg — 

ein zweites von Herrn Kurlbaum mit Recht so 
stark herausgestelltes Problem — weiter sichtbar 
angleichen und anpassen wird. Die Bundesregierung 
hat hier einmal mit den inzwischen sich dem Ab-
schluß nähernden Maßnahmen der Umsiedlung 
versucht, ein natürlicheres und besseres Gefälle zu 
schaffen. Sie hat sich zum zweiten von vornherein 
darüber keine Illusionen gemacht, daß man nur 
mit Notstandsmaßnahmen keine dauerhafte Ge-
sundung der Randgebiete erreichen kann, sondern 
sie hat ihre Maßnahmen immer bewußt darauf 
ausgerichtet, daß sie zur Schaffung von dauerhaf-
ten gewerblichen Ansiedlungen, gesunden Dauer-
arbeitsplätzen und Unternehmen führen können. 
Diese Entwicklung soll in verstärktem Maße mit 
den in dem Ergänzungshaushalt stehenden Mitteln 
in diesem Jahr weiter gefördert werden. Dazu soll 
auch die verstärkte Spartätigkeit und die Möglich-
keit des Ausgleichs auf dem Gebiet des Kapital-
marktes herangezogen werden. Gleichzeitig soll 
noch — wenn Sie einmal auf mein Gebiet zurück-
greifen wollen — die notwendige Siedlungs- und 
Bautätigkeit hinzukommen. 
Wenn Sie sich einmal den Zustand unserer Rand-

gebiete, wie er noch vor zwei Jahren war, vor 
Augen führen und jetzt sehen, wie auch dort be-
reits die ersten Zeichen einer fruchtbaren Bele-
bung erkennbar sind, so glauben wir doch sagen 
zu können, daß das Jahr 1954 mit seiner allgemei-
nen Verstärkung der wirtschaftlichen Impulse auch 
gerade für diese Gebiete in besonderem Maße eine 
Belebung bringen wird. Allerdings gehört dazu 
eine eingehende und sehr wohl abgestimmte Ver-
zahnung mit allen verkehrspolitischen Maßnahmen, 
die auf die Bedürfnisse dieser Randgebiete beson-
ders Rücksicht nehmen müssen. 
Ich glaube, daß damit die wichtigsten Fragen 

aus der Diskussion, die noch offengeblieben sind, 
ihre Beantwortung gefunden haben. Zum Schluß 
darf ich wohl noch einmal folgendes unterstreichen. 
Die ganze Politik der sozialen Marktwirtschaft, wie 
sie die Bundesregierung bewußt betrieben hat, ist 
doch von Anbeginn an nur eine Politik zugunsten 
der Verbraucher, zugunsten der breiten Schichten 
gewesen, und zwar von dem Augenblick an, in dem 
man sie mit dem Übergang zur Marktwirtschaft 
aus der Zwangssituation der Kartenwirtschaft und 
Normal verbraucherrationierungen befreit hat, bis 
zu der Zeit, in der sich der Übergang von den Man-
gelerscheinungen der Verkäufermärkte bei Kohle 
und Stahl zum Käufermarkt durchgesetzt hat, und 
dem jetzigen Augenblick, in dem als Ergebnis der 
bisherigen außerordentlichen Leistungen nicht nur 
die starke Steigerung der Wochenarbeitslöhne bei 
stabilen Preisen möglich gewesen ist, sondern dar-
über hinaus — zum zweiten Male innerhalb eines 
Jahres — steuerliche Entlastungen in erheblich 
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fühlbarem Ausmaß durchgeführt werden können. 
Und das obwohl sich unser Volk durch eine unge

-

heure Not einzelner Gebiete und einzelner Bevöl

-

kerungsgruppen nach wie vor hindurchzuarbeiten 
hat, denen aus dem, was in unserem Volk mehr 
erarbeitet worden ist, gleichzeitig und immer wie

-

der zusätzliche Milliardenbeträge zur Überwin

-

dung dieser besonderen Notlage zugeführt werden 
mußten und auch für die Zukunft gewährt werden 
müssen, damit überall ein solides, festes und echtes 
Gesamtbild einer sozialen Marktwirtschaft entsteht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags Umdruck 22*) hat der Ab-
geordnete Dr. Schild. 

Dr. Schild (Düsseldorf) (DP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Wirtschaftspoliti-
sche Ausschuß hat dem Haushaltsausschuß mehrere 
Anträge unterbreitet, von denen der Antrag auf 
Genehmigung von Mitteln zur Förderung des Ein-
zelhandels und des Hotel- und Gaststättengewer-
bes im Haushaltsausschuß abgelehnt worden ist. 
Ein interfraktioneller Änderungsantrag — Um-
druck 22 — greift das Problem der Förderungs-
mittel für den Einzelhandel und das Hotel- und 
Gaststättengewerbe wieder auf. Ich bitte Sie, in 
diesem Umdruck unter a) Tit. 601 a die Worte 
„Maßnahmen zur Förderung gesamtdeutscher Fra-
gen des Einzelhandels" zu berichtigen in: „Maß-
nahmen zur Förderung des Einzelhandels in der 
Bundesrepublik". 
Der Änderungsantrag Umdruck 47, wonach für 

Förderungsmaßnahmen des Handels ein Zuschuß 
von 2 Millionen DM gewährt werden soll, ist be-
reits begründet worden. Nachdem der Herr Bun-
deswirtschaftsminister in der vorigen Legislatur-
periode des Bundestags aus Anlaß verschiedener 
Anträge, im Bundeswirtschaftsministerium einen 
Staatssekretär für den gewerblichen Mittelstand 
zu plazieren, öffentlich und intern die Erklärung 
abgegeben hat, daß er ja selber der Minister des 
gewerblichen Mittelstandes sei und es eines beson-
deren Staatssekretärs nicht bedürfe, wurde es 
selbstverständlich, daß die Förderung des gewerb-
lichen Mittelstandes in diesem Ministerium von 
Stufe zu Stufe ausgebaut werden mußte. Das ist 
auch in den letzten Jahren geschehen. Aus den 
Unterreferaten „Handwerk" und „Handel" sind 
allmählich Unterabteilungen und Abteilungen ge-
macht worden. Die Förderungsmittel für das Hand-
werk sind von anfänglich sehr geringen Summen 
jetzt auf 1 Million DM im ordentlichen und 5 Mil-
lionen DM im außerordentlichen Haushalt erhöht 
worden, und zwar schon im vergangenen Jahre und 
in diesem Jahre wieder. Dagegen vollzieht sich die 
Entwicklung mittelständischer Wirtschaftspolitik 
im Rahmen des Bundeswirtschaftsministeriums für 
den Handel und für andere mittelständische Ge-
werbegruppen, insbesondere für das Hotel- und 
Gaststättengewerbe, noch nicht mit der notwendi-
gen Deutlichkeit. 
Die Antragsteller bitten deshalb das Hohe Haus, 

diesen Änderungsantrag zu genehmigen, und wei-
sen gleichzeitig darauf hin, daß in diesem Antrag 
im Gegensatz zu Umdruck 47 auch ein bestimm-
ter Deckungsvorschlag gemacht wird. 

(Zuruf von der Mitte: Im außerordent

-

lichen Haushalt ist das nicht nötig!) 

*) Siehe Anlage 2 Seite 930 A.  

Es hat j a keinen Zweck, diese Mittel etwa im 
außerordentlichen Haushalt unterzubringen. Wie 
der Herr Finanzminister im Haushaltsausschuß 
mitgeteilt hat, sind gewisse Spitzenbeträge des 
außerordentlichen Haushalts immer noch fraglich. 
Wir sind der Auffassung, daß den Wünschen des 
Einzelhandels, zunächst einmal überhaupt in den 
ordentlichen Haushalt des Bundeswirtschafts-
ministeriums mit seinen Gewerbeförderungs-
mitteln aufgenommen zu werden, am besten Rech-
nung getragen werden kann, wenn die auch in 
den Vorverhandlungen vorgesehene eine Million, 
die zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium 
einerseits und den Spitzenorganisationen des Han-
dels andererseits zur Debatte stand, zunächst in 
den ordentlichen Haushaltsplan übernommen wird. 
Die weitergehenden Wünsche auf 3,5 Millionen DM 
können im außerordentlichen Haushaltsplan zu-
rückgestellt werden, weil man die Dotierung die-
ser Mittel nicht übersehen kann. Das gleiche trifft 
auch für den Antrag des Hotel- und Gast-
stättengewerbes zu, als Gewerbeförderungsmittel 
250 000 DM zu erhalten. 
Darf ich nun grundsätzlich zu den Gewerbe-

förderungsmitteln noch etwas sagen: Für den Ein-
zelhandel kommt es darauf an, Fachschulen auszu-
bauen, Lehrlingskurse einzurichten, Betriebsver-
gleiche durchzuführen, Rationalisierungsvorträge, 
Kurse und Erfahrungsgruppen auszugestalten und 
ein bestimmtes Rationalisierungsschrifttum heraus-
zugeben. Die Gewerbeförderung in den mittel-
ständischen Berufen und Wirtschaftskreisen ist 
etwas wesentlich anderes als Wirtschaftsförderung 
bei der Industrie, in der Technik und bei For-
schungsunternehmen, an denen die Industrie be-
teiligt ist. Der Haushaltsplan sieht Millionen-
beträge für wissenschaftliche Forschung auf tech-
nischem, auf betriebswirtschaftlichem, auf sozialem 
und auf soziologischem Gebiet vor. Die Industrie 
ist mit ihren Betrieben oder Gruppen in der Lage, 
sich diese Forschungen unmittelbar zunutze zu 
machen. Das ist in den Hunderttausenden von 
Handwerksbetrieben, Einzelhandelsbetrieben und 
Gewerbebetrieben des Mittelstandes nicht möglich. 
Sie können sich die wissenschaftlichen Forschungs-
ergebnisse nur mittelbar zunutze machen, indem 
sie Zwischeninstanzen einschalten, die ihnen diese 
Forschungsergebnisse vermitteln. Diese Zwischen-
instanzen sind zum Teil Gewerbeförderungsstellen 
der Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammern, zum Teil Fachschulen be-
sonderer Art, zum Teil Kurse, die von Organisati-
onen veranstaltet werden. Derartige Zwischen-
instanzen sind notwendig, um das entscheidende 
moderne betriebswirtschaftliche und betriebstech-
nische Forschungsgut, das bei Universitäten, Tech-
nischen Hochschulen usw. erarbeitet wird, zu ver-
mitteln. 

(Abg. Dr. Dresbach: Vergessen Sie nicht 
die Berufsschulen!) 

Es ist weiter erforderlich, daß im Rahmen dieser 
Gewerbeförderungsmaßnahmen die modernen be-
triebswirtschaftlichen und betriebstechnischen 
Kenntnisse nicht nur für die Inhaber aller mittel-
ständischen Betriebe vermittelt werden, sondern 
genau so durch Fortbildungskurse für die Beleg-
schaftsmitglieder, für die Mitarbeiter in allen die-
sen Betrieben und erst recht für den Nachwuchs, 
für die Lehrlinge in all den Branchen, in denen 
sie vorkommen. 

Die Antragsteller bitten deshalb unter Hinweis 
auf den Deckungsvorschlag, nunmehr erstmalig in 
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den Haushaltsplan des Bundeswirtschaftsministe-
riums Gewerbeförderungsmittel für den Einzel-
handel und für das Hotel- und Gaststättengewerbe 
in Höhe von 1 Million DM bzw. 250 000 DM einzu-
setzen. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ohlig zur Begründung des Antrags 
auf Umdruck 29 (neu). 

Ohlig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte den von meiner Fraktion auf 
Umdruck 29 *) gestellten Antrag kurz begründen. 
Die Begründung wird mir dadurch etwas leichter 
gemacht, daß der Herr Bundesminister Dr. Preus-
ker, wenn auch nur stellvertretend, hier zugesagt 
hat, daß es eine besondere Aufgabe des Wirtschafts-
ministeriums sei, Zonenrand- und Grenzgebiete 
wirtschaftlich zu fördern. Seit Jahren gibt der 
Bund erfreulicherweise recht erhebliche Zuschüsse 
zur Erschließung des Emslandes. Diese Mittel die-
nen in allererster Linie der landwirtschaftlichen 
Erschließung. Aber neben dieser Hauptaufgabe er-
scheint es uns dringend notwendig, durch die Schaf-
fung von Mittel- und Kleinindustrien auch die 
gewerbliche Wirtschaft in diesem Raum zu fördern. 
Obwohl dieses Gebiet gemessen an der Bevölke-
rungsdichte anderer Gebietsteile der Bundesrepu-
blik viel schwächer besiedelt ist, gibt es dort eine 
verhältnismäßig große Arbeitslosigkeit. Im Februar 
1954 zählten in den Emsland-Kreisen die Arbeits-
ämter insgesamt 16 500 Arbeitslose. Der Jahres-
durchschnitt beträgt in diesen Gebieten ungefähr 
8800 Arbeitslose. Wir bitten deshalb, daß das Bun-
deswirtschaftsministerium seine Aufmerksamkeit 
auch auf eine industrielle und gewerbliche Erschlie-
ßung des Emslandes lenkt. Bis jetzt ist leider ein 
Vertreter des Bundeswirtschaftsministeriums noch 
nicht offiziell in diesem Raum gewesen, um sich 
über die Möglichkeiten einer industriellen und ge-
werblichen Erschließung berichten zu lassen. Wir 
stellen diesen Antrag hier zum Etat des Bundes-
wirtschaftsministeriums, weil wir der Auffassung 
sind, daß die Förderung dieser Aufgaben besser 
durch das Bundeswirtschaftsministerium als durch 
das Landwirtschaftsministerium erfolgt. Dort ist 
nämlich im Emsland-Programm nur ein sogenann-
ter Merkposten von 300 000 DM vorgesehen, der 
lediglich die Voraussetzungen zu einer industriellen 
Erschließung schaffen soll. Es erscheint uns aber 
notwendig, daß in diesen Gebieten, um eine ge-
wisse Konjunkturfestigkeit zu erreichen, in den 
nächsten Jahren ernsthaft der Versuch gemacht 
wird, zu einer gewerblichen und industriellen Er-
schließung zu kommen. 
Damit uns nicht wieder der Vorwurf gemacht 

werden kann, daß wir erst heute diesen Antrag 
stellen und unsere Wünsche nicht bereits im Haus-
haltsausschuß angemeldet haben, möchte ich dem 
Hohen Hause nur mitteilen, daß in den letzten 
Tagen eine Aufsichtsratssitzung der Emsland-
GmbH. stattgefunden hat und daß der Aufsichtsrat 
auf dieser Sitzung aus Gründen, die mir im Augen-
blick nicht bekannt sind, keine Möglichkeit gesehen 
hat, irgendwelche Mittel für diese Aufgaben zur 
Verfügung zu stellen. 
Somit bitten wir Sie, unserem Antrag auf Um-

druck 29 (neu) zuzustimmen. 
(Beifall bei der SPD.) 

*) Siehe Anlage 3 Seite 931 A. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Scheel zur Begründung des Ände-
rungsantrags auf Umdruck 54*). 

Scheel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Einige Kollegen und ich 
haben Ihnen einen Antrag vorgelegt, im außer-
ordentlichen Haushalt 100 Millionen DM einzustel-
len für Darlehen an Werke, die demontagegeschä-
digt sind. Ich glaube, ich brauche Sie heute mit 
einer längeren Erläuterung über die sachliche Seite 
des Antrags nicht zu belasten, weil schon im 
1. Bundestag im Wirtschaftsausschuß und auch im 
Plenum sehr ausführlich über das Problem der 
Demontageschäden und über die Maßnahmen, die 
zu treffen sind, gesprochen worden ist. Damals war 
es die Meinung des Plenums, daß man neben vie-
len anderen Maßnahmen, auch steuerlichen Maß-
nahmen, in den Haushalt des Bundes Beträge ein-
stellen möge, die als Kreditmittel dienen sollten. 
Man hat damals 60 Millionen DM in den außerordent-
lichen Haushalt des Jahres 1952 hineinnehmen wol-
len und hat diese Summe im Jahre 1953 sogar auf 
100 Millionen DM erhöht. 

Meine Damen und Herren, das Überraschende 
ist, daß beide Male nicht ein einziger Pfennig von 
diesen Mitteln ausgeschüttet worden ist. Ich will 
jetzt nicht im einzelnen untersuchen, warum das 
nicht geschehen ist. Das wird einer Diskussion vor-
behalten bleiben, die wir bei der Behandlung der 
Großen Anfrage der FDP-Fraktion zu diesem 
Punkte hier durchführen müssen. 

Ich möchte nur feststellen, daß die sachliche Not-
wendigkeit, der betroffenen Industrie auch von 
seiten des Bundes weiterhin zu helfen, nach wie 
vor besteht. Die Gesamtschäden beliefen sich, wie 
Sie wissen, auf weit über 5 Milliarden DM. In Ab-
sprachen zwischen dem Wirtschaftsausschuß des 
Bundestages, den Länderregierungen und den be-
troffenen Industrien ist ein langfristiger Plan auf-
gestellt worden, wie man nun mit Unterstützung 
des Bundes und der Länder einen gewissen Teil wie-
deraufbauen kann. Damals hat man eine Remontage-
finanzierungssumme von praeter propter 1,2 Mil-
liarden DM für richtig befunden, die zu einem ge-
wissen Teil abgedeckt worden ist. Aber es verblei-
ben heute noch, über den Daumen gepeilt, 600 Mil-
lionen DM, die kurzfristig zur Verfügung gestellt 
werden müßten. 

Ich brauche wohl nur kurz zu erwähnen, welche 
wirtschaftspolitische und sozialpolitische Bedeutung 
der Wiederaufbau gerade dieser Werke hat. Denn 
hier handelt es sich darum, echte Dauerarbeits-
plätze wiederherzustellen, die die billigsten sind, 
die wir überhaupt schaffen können. Das Verhält-
nis ist ungefähr 3000 DM für einen Arbeitsplatz, 
während es normalerweise 12 000 DM und mehr 
sind. Es ist also zweifellos eine sehr wichtige 
sozialpolitische Aufgabe. Außerdem sind wir uns 
wohl alle in dem Wunsche einig, daß gerade diese 
Industrien wieder leistungsfähig werden, und zwar 
nicht nur auf dem Inlandsmarkt, sondern auch im 
internationalen Wettbewerb. Dies gilt vor allem für 
unsere demontierten Werke aus dem Bereich der 
Montan-Industrie, die heute, wie Sie mehrfach ge-
hört haben, unter einem sehr starken Druck im 
Rahmen der Montan-Union stehen. 

*) Siehe Anlage 8 Seite 934 A. 



876 	 2. Deutscher Bundestag — 24. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 8. April 1954 

(Scheel) 
Wir glauben also, daß es richtig sei, auch in die-

sem Jahre wieder eine Summe von 100 Millionen 
DM in den Haushaltsplan einzustellen. 

Bei der Gelegenheit gestatten Sie mir doch bitte, 
etwas über die Handhabung des außerordentlichen 
Haushalts durch den Herrn Finanzminister zu 
sagen. Es muß doch erstaunlich sein, daß eine so 
wichtige Aufgabe, deren Bedeutung hier vom Ple-
num und von den Ausschüssen ganz besonders 
deutlich zum Ausdruck gebracht worden ist, zwei 
Jahre lang vom Bundesfinanzminister einfach nicht 
beachtet worden ist. 

(Abg. Samwer: Sehr richtig!) 
Hier sollte man doch einmal die Handhabung des 
außerordentlichen Haushalts des Bundes überprü-
fen. Wir wissen, daß der Herr Bundesfinanzmini-
ster in der Auswahl der Möglichkeiten zur Dotie-
rung der Titel im außerordentlichen Haushalt 
rechtlich so handeln konnte, wie er es getan hat. 
Ich will gar nicht davon sprechen, daß es viel-
leicht aus Gründen des Taktes richtig gewesen 
wäre, sich bei einem so wichtigen Problem noch 
einmal mit dem Fachausschuß ins Benehmen zu 
setzen, sondern ich möchte nur andeuten, daß man 
sich in dieser Situation und nach den Erfahrun-
gen, die wir gemacht haben, immerhin einmal 
ernstlich mit dem Gedanken beschäftigen muß, die 
Handhabung des außerordentlichen Haushalts in 
ihrer Technik, d. h. also die haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen der Reichshaushaltsordnung, einer 
Prüfung zu unterziehen. 
Der Herr Bundesfinanzminister hat, glaube ich, 

schon einmal in einem Zusammenhang hier dar-
auf hingewiesen, daß er sehr wohl von der Not-
wendigkeit der Hilfe für diese Industrien über-
zeugt sei und auch etwas tun wolle, nämlich eben 
Bürgschaften hergeben würde, um diese 100 Mil-
lionen DM in diesem Rahmen nun zum Zuge zu 
bringen. Zunächst einmal warten wir natürlich, 
Herr Bundesfinanzminister, auf eine entsprechende 
Vorlage, die bisher ja noch nicht eingegangen ist. 
Wir würden uns freuen, wenn sie bald käme, 
wenn wir also die Erhöhung des Bürgschaftspla-
fonds hier bald sehen würden. Aber darüber hin-
aus möchte ich doch sagen, daß Bürgschaften sicher-
lich zu einem großen Teil die Aufgabe überneh-
men können, die wir mit der Bereitstellung der 
100 Millionen DM im außerordentlichen Haushalt 
erfüllen wollten, aber eben nur zu einem Teil, nicht 
in allen Fällen. Es gibt eine ganze Anzahl von Fäl-
len, wo die betreffenden Werke gar nicht in der 
Lage sind, an den Kapitalmarkt heranzugehen. 

(Abg. Samwer: Sehr richtig!) 

Das wissen auch die Herren des Bundesfinanzmini-
steriums. Gerade für diesen Teil muß man ja 
irgendwie eine Lösung finden, ganz unabhängig 
von der Situation, daß die Länder ja doch in der 
Vergangenheit Erhebliches getan haben und der 
Bund vielleicht dagegen etwas abfällt. Ich meine, 
es ist doch eine Aufgabe des Bundes, auf diesem 
Sektor etwas zu tun. Ich will der Deutlichkeit 
halber sagen, daß ich mich persönlich und meine 
Fraktion sich immer sehr darüber gefreut haben, 
daß die Bundesregierung eine große Zahl von zen-
tral steuerbaren Mitteln aus anderen Quellen für 
diese Zwecke zur Verfügung gestellt hat. Das muß 
selbstverständlich erwähnt werden und ist sehr er-
freulich gewesen. Aber immerhin glaube ich, daß 
in diesem Jahre über den außerordentlichen Haus-
halt wieder etwas getan werden muß, zumal ja 

eben die Mittel im letzten Jahre und auch im vor-
letzten Jahre nicht geflossen sind. 

Ich bitte Sie sehr, meine Damen und Herren, 
dem Antrag, der Ihnen als Umdruck 54 vorliegt, 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Bender zur Begründung des Ände-
rungsantrags auf Umdruck 55*). 

Bender (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Ihnen vorgelegten Ände-
rungsantrag Umdruck 55 strebt meine Fraktion an, 
den Ansatz von 15 Millionen DM im außerordent-
lichen Haushalt des Wirtschaftsministeriums für 
industrielle Forschung zu verdoppeln, also 30 Mil-
lionen DM anzusetzen. 

Dieses Unterfangen mag etwas kühn erscheinen. 
Aber ich möchte sagen, daß die Zahlen beide tot 
sind, wenn man sie nicht in den richtigen Rahmen 
stellt. 

Von den Ländern und vom Bund sind im Jahre 
1948 für diesen Zweck etwa 280 Millionen DM und 
im Jahre 1952 etwa 500 Millionen DM ausgegeben 
worden. Aus der nichtöffentlichen Hand sind 1948 
11 Millionen DM, 1952 76 Millionen DM gegeben 
worden. Aus ERP-Mitteln erhielt die Forschung 
seit dem Jahre 1951 etwa 43 Millionen DM. Es 
ist bemerkenswert, daß sich die Zuwendungen aus 
der nichtöffentlichen Hand in der Zeit von 1949 
bis 1952 ungefähr auf das Siebenfache erhöht ha-
ben, während die Zuwendungen, die von den Län-
dern und vom Bund gegeben worden sind, nur 
etwa verdoppelt wurden. Diese Entwicklung ist 
um so bedenklicher, als die Aufwendungen, die für 
diesen Zweck in den Staaten gemacht werden, die 
mit uns im Außenhandelswettbewerb stehen, we-
sentlich höher sind, und zwar sowohl relativ wie 
absolut. Ich darf Ihnen zum Vergleich die Zah-
len von USA und England sagen. In den Vereinig-
ten Staaten werden jährlich pro Kopf der Bevöl-
kerung für industrielle Forschung — ohne Atom-
forschung — 71 DM ausgegeben, in England 25 DM 
und bei uns 7,75 DM. Das bedeutet, in Prozenten 
ausgedrückt, in den USA 1,4 % des Volkseinkom-
mens, in England 1 0/0 und bei uns 0,4 %. Meine 
Damen und Herren, man kann uns nicht sagen: 
Ihr seid ein armes Land, habt den Krieg verloren 
und habt deshalb nicht die Möglichkeit, so luxu-
riöse Forschung zu treiben, wie es die anderen 
Länder tun. Für uns ist die Forschung von heute 
viel mehr das Brot von morgen als für unsere 
Konkurrenzländer. Es ist notwendig, daß wir ge-
rade deshalb, weil wir arm sind, für diesen Zweck 
höhere Ansätze, und zwar relativ und absolut 
höhere Ansätze ausbringen als unsere Konkurren-
ten auf dem Weltmarkt. 

Warum meine Fraktion, der Gesamtdeutsche 
Block/BHE, sich dieser Sache besonders annimmt, 
dazu einige Worte. Die Heimatvertriebenen, die 
einen großen Teil unserer Wählerschaft stellen, 
sind nicht mit leeren Händen gekommen. Sie sind 
mit einem profunden industriellen Wissen und 
Können gekommen und haben es vermocht, in 
Westdeutschland wieder Produktionsstätten zu er-
richten und unser Exportpotential in einem Maße 
auszuweiten, das höchst beachtlich ist. Ich brauche 
nur die Namen Gablonz, Haida und Steinschönau 

*) Siehe Anlage 9 Seite 934 B. 
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oder die Lausitzer Industrie und die Industrie des 
Glatzer Berglandes zu nennen und an die Instru-
mentenmacher aus Graslitz oder die Handschuh-
macher aus Abertham zu erinnern. Alle diese Indu-
strien und die in ihr Tätigen tragen dazu bei, 
daß der deutsche Export wieder Weltgeltung hat. 
Naturgemäß sind die neugegründeten Betriebe aber 
anfälliger als die ansässigen Betriebe. Sie haben 
deswegen ein besonderes Interesse daran, daß für 
die industrielle Forschung etwas getan wird, da-
mit auch sie daran partizipieren können, um auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu sein. Meine 
Damen und Herren, vergleichen Sie einmal die 
Kurven der Arbeitslosigkeit in den Wintermona-
ten. Sie werden im allgemeinen finden, daß die 
Kurve der Flüchtlingsarbeitslosigkeit steiler auf-
wärts geht als die der allgemeinen Arbeitslosig-
keit. Es könnte sein, daß sich bei Konjunktur-
schwankungen, insbesondere bei irgendwelchen 
Krisenerscheinungen, das Wunder der Flüchtlings-
eingliederung als etwas darstellt, was gar nicht 
wunderbar ist, und daß die Flüchtlinge arbeitslos 
sind, während die Eingesessenen noch in einem 
höheren Prozentsatz in Arbeit stehen. Die For-
schung von heute ist das Brot von morgen. Es 
ist ein echtes Anliegen, daß für alle, auch für die 
Heimatvertriebenen, das morgige Brot gesichert 
wird. Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, 
unserm Antrag zuzustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesfinanzminister. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Es wäre 
wirklich eine dankbare Aufgabe, eine Rede über 
die Notwendigkeit und den Wert der wissenschaft-
lichen Forschung oder über die Notwendigkeit und 
den Wert einer Förderung der gewerblichen Wirt-
schaft im Emsland halten zu dürfen. Es wäre sehr 
dankbar, eine Rede über Remontagekredite und 
über den Wiederaufbau der seinerzeit demontierten 
Betriebe halten zu dürfen. Es wäre verlockend, 
über die Liebe zum Handel und zum Gaststätten-
gewerbe zu sprechen, 

(Sehr richtig! und Heiterkeit in der Mitte) 
und es wäre sehr verlockend, über die eisenschaf-
fende Industrie und eisenschaffende Arbeit und 
über alles, was dazu gegeben werden soll, zu spre-
chen. Es würde mich fast verlocken, aber, meine 
Damen und Herren, ich glaube, daß wir uns viel 
kürzer fassen könnten und den Finanzminister auch 
nicht zu Wiederholungen zwingen brauchten, wenn 
wir das angehört hätten, was vorher kurz, klar 
und nüchtern gesagt worden ist. 

Die drei Anträge Umdruck 55, Umdruck 29 und 
Umdruck 54 betreffend Remontagekredite, Ems

-

land und wissenschaftliche Forschung im Betrage 
von insgesamt 135 Millionen DM beziehen sich 
auf den außerordentlichen Haushalt und verlan-
gen dessen Ausweitung. Meine Herren, Sie wis-
sen ganz genau, daß -der außerordentliche Haus-
halt durch Anleihen gedeckt werden muß, und die 
Wirtschaftskreise — jetzt ein offenes Wort! —, die 
die Anträge auf Ausweitung des außerordentlichen 
Haushalts stellen, sind es, die in ihrer Presse den 
Kampf gegen den Bund führen, weil er Anleihen 
auf dem Kapitalmarkt aufnimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Meine Herren, so liegen die Dinge! 

(Zuruf vom GB/BHE: Das stimmt nicht!)  

Seit Monaten und seit Jahren ist der Bundesfinanz

-

minister Gegenstand von Angriffen, weil er an 
den Kapitalmarkt herangehen wolle, und dabei 
ist niemand in Deutschland so wenig an den Ka-
pitalmarkt herangetreten wie der Bund. Der Bund 
hat eine Bundesanleihe im Betrage von 500 Mil-
lionen DM aufgenommen, von der 125 Millionen 
DM neues Geld gewesen sind, und landauf, land-
ab Angriffe gegen die Bundesregierung — mit 
„öffentlicher Hand" ist ja immer die Bundesregie-
rung gemeint —, sie schöpfe den Kapitalmarkt 
ab. Meine Damen und Herren, der Bundesfinanz-
minister schöpft den Kapitalmarkt nicht zugunsten 
des Bundes ab; aber wenn er den außerordentlichen 
Haushalt befriedigen will, muß er — das ist Sinn 
des außerordentlichen Haushalts — an den Kapi-
talmarkt herantreten. 

(Abg. Samwer: Sehr richtig!) 
Ich glaube mich mit dem Wirtschaftsminister einig, 
der ja, wie heute erwähnt ist, die Zuständigkeit 
für Geld und Kredit hat, daß Geld und Kredit 
nicht nur die private, sondern auch die öffentliche 
Finanzwirtschaft umfassen und daß es infolgedes-
sen eine Spaltung in der Behandlung des Geld- und 
Kapitalmarktes nicht geben darf, weil ja dieselbe 
Wirtschaft, die an den Staat herantritt, um über 
den außerordentlichen Haushalt Hilfe zu bekom-
men, ein Interesse daran haben müßte, daß der 
Kapitalmarkt auch für diese Anleihen der soviel 
angegriffenen „öffentlichen Hand" zur Verfügung 
steht. 

Ich darf daran erinnern, daß wir heuer einen 
außerordentlichen Haushalt im Betrage von rund 
1500 Millionen DM aufgestellt haben. Ich habe hier 
im Plenum und im Haushaltsausschuß warnend 
darauf hingewiesen, daß es kaum möglich sein 
wird, diesen Bedarf des außerordentlichen Haus-
halts am Kapitalmarkt zu befriedigen. Das Insti-
tut für Finanzen und Steuern, das ja den Kreisen 
der großen Wirtschaft nahesteht, hat in den letz-
ten Tagen dieselbe Überzeugung ausgesprochen 
und betont, daß es wahrscheinlich nicht möglich 
sein wird, auch unter günstigen Verhältnissen 
diese 1500 Millionen DM aufzubringen, Diese 1500 
Millionen DM des außerordentlichen Haushalts 
sind bestimmt für Zwecke, deren Vordringlichkeit 
niemand bestreiten kann. 

Meine Damen und Herren, ich möchte offen ge-
stehen — hoffentlich schadet es den Mitgliedern 
des Haushaltsausschusses nicht, wenn ich das sage 
—, daß der Haushaltsausschuß nach meiner Über-
zeugung eine vorbildliche Arbeit geleistet hat, nicht 
nur in bezug auf Fleiß, sondern, worauf ich Wert 
lege, mit dem Verständnis und mit der Gewissen-
haftigkeit, mit der er angesichts der vorhandenen 
Mittel das Vordringliche von dem weniger Vor-
dringlichen zu scheiden wußte und dem Vordring-
lichen die vorhandenen Mittel zur Verfügung ge-
stellt hat. Ich würde bitten, daß Sie bei Ihren An-
trägen daran denken, daß hier schon Ihre eigenen 
Vertrauensleute das ganze Thema mit all den Fra-
gen bereits geprüft haben und eine gewisse Rang-
folge haben vornehmen können und mit mir der 
Überzeugung waren, daß der außerordentliche 
Haushalt über den Umfang, den er heute schon 
im Etat hat, nicht ausgedehnt werden kann, wenn 
wir nicht uns selbst, die Öffentlichkeit und die 
Kreise, für die die Anträge gestellt sind — ver-
zeihen Sie das harte Wort —, anlügen wollen. Denn 
wir wissen doch, daß die Möglichkeit einer Über-
schreitung des außerordentlichen Haushalts nicht 
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(Bundesfinanzminister Schäffer) 
besteht. Wenn wir trotzdem Anträge auf Über-
schreitung stellen, wissen wir genau, daß kein 
Bundesfinanzminister, gleichgültig wie er heiße, 
diese Anträge auch auszahlen kann. Da hilft keine 
Änderung der Reichshaushaltsordnung. Auch eine 
Änderung der Reichshaushaltsordnung kann keine 
Anleihen beschaffen. Wenn die Decke nicht reicht, 
dann muß zwischen Dringlichkeit und Vordring-
lichkeit unterschieden werden. 

(Abg. Dr. Eckhardt: Sehr richtig!) 
Deswegen bitte ich dringend, alle diese Anträge 
abzulehnen, weil sie der Wirklichkeit und der 
Pflicht zur Wahrhaftigkeit gegenüber der Öffent-
lichkeit nicht entsprechen. 

Ich darf noch eine Bemerkung machen. Die Vor-
lage über die 200-Millionen-Bürgschaft des Bundes 
für die Remontagekredite ist im Bundesfinanzmini-
sterium im Entwurf längst ausgearbeitet worden 
und liegt zur Zeit im Bundeswirtschaftsministe-
rium. 

Nun ein Wort zum ordentlichen Haushalt. Ich 
darf mich hier genau so offen und klar mit Ihnen 
unterhalten. Erstens Umdruck 22. Ich kann es nicht 
als wirkliche Begründung anerkennen, wenn an 
den Steuerzahler — nicht der Finanzminister zahlt, 
die Steuerzahler zahlen — Forderungen zugunsten 
irgendeiner Gruppe mit der einzigen Begründung 
gestellt werden, daß eine andere Gruppe etwas er-
halten habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deswegen bin ich der Meinung, daß es keine Be-
gründung des Antrags auf Umdruck 22 ist, dar-
auf hinzuweisen, daß für das Handwerk schon ein 
ähnlicher Fonds zur Verfügung gestellt worden 
sei. Dabei bemerke ich, daß jeder, der die Dinge 
kennt, gegen diese Fondswirtschaft grundsätzliche 
Bedenken haben muß, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

gerade in einer Zeit, in der wir den letzten Pfen-
nig, den wir vom Steuerzahler erhalten, auch spar-
sam und zweckmäßig verwalten sollen. Alle diese 
Fonds bringen die Gefahr mit sich, daß Gelder 
nach Schema und nicht nach Zweckmäßigkeit ver-
geben werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Mellies: Herr Minister, haben Sie 
gesehen, daß ein Kabinettsmitglied den 
Antrag auf Umdruck 22 unterschrieben 

hat?) 

— Meine Worte gelten jedem Unterzeichner, meine 
Worte gelten der Gesamtheit. Ich werde mich so-
wohl mit Regierungsparteien als auch mit der 
Opposition unterhalten müssen. 

Zur Deckung ist vorgeschlagen worden, man 
möge den Zinsfonds von 50 Millionen auf 48,75 
Millionen ermäßigen. Meine Damen und Herren, 
ich möchte betonen, ich halte es für nicht richtig 
und nicht verantwortlich, daß man mit gewissen 
Fonds jongliert und sagt: Da läßt sich immer noch 
streichen und noch etwas erreichen. Wir haben 
— ich muß sagen: mit den allerschwersten Beden-
ken — den Zinsfonds schon von 100 Millionen auf 
50 Millionen gesenkt, weil sonst die Hilfe für Ber-
lin, die Erhöhung des Bundeszuschusses für Ber-
lin, nicht möglich gewesen wäre. Ich darf aber 
das Haus einmal auf etwas hinweisen. Es hat in 
der Öffentlichkeit auch zur Mode gehört, immer 
von den Kassenüberschüssen des Bundes zu reden, 
obwohl man genau gewußt hat, daß diese Kas-

senüberschüsse des Bundes bisher mit den rück-
ständigen Besatzungskosten in gleicher Höhe oder 
nur einige Prozente darüber gelegen haben. Ich 
möchte vor der deutschen Öffentlichkeit feststel-
len: Das Bild hat sich gewandelt. Es ist so, daß 
die Kassenguthaben des Bundes heute um mehrere 
hundert Millionen unter den rückständigen Be-
satzungskosten liegen. Es ist also heute so, daß, 
wenn wir nicht diese rückständigen Besatzungs-
kosten hätten, der Bund bereits einen offenen Kas-
senfehlbetrag aufweisen würde. Ich möchte das 
einmal feststellen; denn es ist bekannt, daß der 
Bund nicht in der Lage ist, über die rückstän-
digen Besatzungskosten zu verfügen. Die rück-
ständigen Besatzungskosten sind für ihn fremdes 
Geld. Wenn er das Geld zur Abdeckung dieser 
Verpflichtungen nicht zur Verfügung hat, besteht 
dieselbe Situation, wie wenn er seinen Kredit-
plafonds in der Höhe dieser Differenz in Anspruch 
genommen hätte. Bei dieser Lage muß damit ge-
rechnet werden, daß der vorhandene Teil dieses 
Zinskontos von 50 Millionen DM verbraucht wird. 
Ich möchte davor warnen, darüber hinwegzugehen, 
und möchte Sie bitten — weil nach meiner Über-
zeugung kein Deckungsvorschlag gegeben ist —, 
den  Antrag abzulehnen. 
Nun komme ich zu einem Antrag, der an sich 

schon dadurch erledigt sein sollte, weil die Dek

-

kungsgrundlage dieses Antrags bereits abgelehnt 
worden ist. Ich meine den Antrag auf Umdruck 30. 
Gestatten Sie mir aber auch dazu eine grundsätz-
liche Bemerkung. Was ich bisher gesagt habe, ging 
mahnend an die Regierungskoalitionsparteien. Was 
ich jetzt sage, geht ebenso mahnend an die Oppo-
sition. Meine Herren von der Opposition, vielleicht 
fasse ich die Aufgabe einer Oppostion falsch auf; 
aber ich bin der Meinung, die Oppositionsparteien 
müßten in der Zeit, wo sie Oppositonsparteien sind, 
das vertreten, was sie tun würden, wenn sie Regie-
rungsparteien geworden wären. Sie müssen das, 
was sie heute vertreten, morgen als Regierungs-
partei tun können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Jetzt eine Frage, meine Herren von der Opposition: 
Ich habe kurzerhand einmal die Anträge der SPD 
zu diesem Haushalt — der vorliegende Antrag ist 
der erste, dann kommt noch eine lange Reihe —, 
die von Ihnen gestellt werden, zusammengestellt 
und die Anforderungen zusammengerechnet. Die 
Ausgabenmehrung bei diesem Haushalt, die Sie 
heute beantragen, beträgt nach meiner Rechnung 
2145 Millionen DM. 

(Hört! Hört! bei den Regierungsparteien.) 

Meine Herren, glauben Sie, daß Sie, wenn Sie Re-
gierungsverantwortung tragen würden und wenn 
Sie im Rahmen der Verfassung die Abgleichung des 
Haushalts durchführen müßten, wenn Sie vor dem 
deutschen Steuerzahler stünden und dem deutschen 
Steuerzahler eine Entlastung versprochen hätten, 
dann diese Anträge auf Mehrausgaben von 2145 
Millionen DM stellen, vertreten und verantworten 
könnten? 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Meine Herren, Sie haben einen einzigen Gegen-
vorschlag gemacht, nämlich den EVG-Beitrag um 
1000 Millionen DM zu kürzen. Sie wissen genau, 
daß das ein Ding der Unmöglichkeit ist. 

(Abg. Wehner: Das ist Ihre Politik! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Ja, es dreht sich um unsere Politik. Sie wissen 
ganz genau, daß eine solche Aktion eine Bekun- 
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dung des deutschen Parlaments wäre, den Ab-
schluß des EVG-Vertrags unmöglich zu machen. 
Und wenn Sie das als Gegenposten für die Ausgabe 
für die Luftschutzmaßnahmen einsetzen, — meine 
Herren, wenn der EVG-Beitrag nicht geleistet wird, 
wenn der EVG-Vertrag nicht zustande kommt, 
dann wird Deutschland das Schlachtfeld des näch-
sten Weltkriegs. Dann helfen uns keine Luft-
schutzmaßnahmen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Zuruf von der SPD: Unver

-

antwortlich! — Abg. Wehner: Ihre Politik 
ist das!) 

— Wir treiben die EVG-Politik um des Friedens 
willen. Das ist unsere Überzeugung. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Bender (GB/BHE): Herr Minister, ich habe einen 
Deckungsvorschlag. Verkaufen Sie ein paar Dut-
zend Betriebe der öffentlichen Hand! 

(Oho-Rufe und Unruhe in der Mitte und 
rechts.) 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Ich darf 
dem Herrn einmal folgendes antworten. Suchen 
Sie mir einmal den Käufer für die Deutsche Bun-
desbahn, suchen Sie mir einmal den Käufer für 
die Deutsche Bundespost! 

(Lebhafter Beifall in der Mitte und rechts.) 

Dann darf ich Ihnen noch etwas sagen. Der Bund 
hat sich bereit erklärt, alle privatwirtschaftlichen 
Betriebe abzustoßen, aber gegen angemessenen 
Kaufpreis. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts.) 

Sie können mir Leute bringen, die gerne einen 
Betrieb wollen. Es gibt Leute, die zu uns gekom-
men sind und einen Betrieb, der unter Brüdern 
mehr als 1 Million DM wert ist, für 100 000 DM 
erwerben wollten. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Bitte, gehen Sie einmal hin und sagen Sie mir, 
ob ich unter diesen Umständen das Problem mit 
einer Verschleuderung dieses Vermögens sollte 
lösen können. 

(Abg. Samwer: Hat ja kein Mensch ge

-

fordert, Herr Minister! Reine Demagogie!) 

— Ich verbitte mir diesen Vorwurf „Demagogie". 
(Zurufe von der SPD.) 

Ich erzähle ein Beispiel, das aktenmäßig nachzu-
weisen ist. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nur fest-
stellen: 2145 Millionen DM Mehrausgaben können 
nicht verantwortet werden. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD. — Ge

-

genrufe von der Mitte und rechts.) 

Ich werfe Ihnen nicht vor, daß Sie die Anträge 
aus Agitationsgründen stellten; denn das wäre 
eine schlechte Agitation gewesen. Der deutsche 
Steuerzahler, die deutsche Bevölkerung würde bei 
dieser Zahl von 2145 Millionen DM sagen: ich kann 
in solche Hände die Verantwortung für die Auf-
rechterhaltung der finanziellen Ordnung nicht 
legen. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Deist. 

Dr. Deist (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Bundesfinanzminister hat 
ein Wort ausgesprochen, das ich für meine Frak-
tion vorbehaltlos unterstreichen möchte. Er hat ge-
sagt, jeder, der hier im Hause Anträge stelle, 
müsse sich bewußt sein, daß er sie eines Tages 
auch durchführen und zu ihnen stehen müsse, 
wenn er einmal selbst die Verantwortung dafür 
zu übernehmen habe. Dazu stehen wir hundert-
prozentig. 

(Abg. Pelster: Heute!) 

— Zu dieser Auffassung haben wir immer gestan-
den. 

(Abg. Dr. Dresbach: Herr Deist, Sie sind 
jetzt erst dabei!) 

Meine Damen und Herren, ich darf dann eine 
zweite Bemerkung machen. Der Herr Bundes-
finanzminister hat uns insgesamt Neuanträge von, 
ich glaube, etwas über 2 Milliarden DM vorgerech-
net. Ich weiß nicht, wie diese Zahl von 2 Milliarden 
zustande kommt. Ich weiß nur, daß die Berech-
nungen des Herrn Bundesfinanzministers immer 
etwas komplizierte Wege gehen und daher nicht 
immer vorbehaltlos übernommen werden können. 
Aber ich möchte auf eines hinweisen. Der 
Ausgangspunkt für seine Bemerkung war der 
Antrag auf Umdruck 30. Dem Herrn Bundes-
finanzminister wird nicht entgangen sein, daß das 
an sich der geringste Betrag ist und daß wir zu-
gleich einen Deckungsvorschlag eingebracht hatten, 
der leider vom Hause abgelehnt worden ist. Ich 
glaube, es ist ein Zeichen von Verantwortung, 
wenn man Anträge stellt und sie zugleich mit den 
entsprechenden Deckungsanträgen versieht. 

Ich darf weiterhin auf folgendes hinweisen. Un-
ter den Anträgen befindet sich ein zweiter auf 
Bereitstellung eines Betrages von mehr als 1 Mil-
liarde DM für Luftschutzmaßnahmen, bei dem wir 
— vielleicht ist es dem Herrn Bundesfinanz-
minister entgangen — ebenfalls für die er-
forderliche Deckung Vorsorge getragen haben. Wir 
glaubten nämlich, diesen Betrag aus einem Titel 
entnehmen zu müssen, in dem er nicht so notwen-
dig ist wie für den Luftschutz. 

(Abg. Dr. Vogel: Wenn nun aber inter

-

nationale Verträge erfüllt werden 
müssen?!) 

Aber ich möchte mich im übrigen, meine Damen 
und Herren — so reizvoll das wäre — , nicht per-
sönlich an den allgemeinen Erörterungen über die 
Bundeswirtschaftspolitik beteiligen, sondern auf die 
Dinge eingehen, die mit den Fragen des Eisen-
erzbergbaues zusammenhängen. 

Wir haben heute — man darf es wohl so nennen 
— den Schwanengesang des Herrn Staatssekretärs 
des Bundeswirtschaftsministers über den Eisenerz-
bergbau gehört. Wenn ich mir die Situation unse-
res Kollegen Dr. Höck vorstelle, der gestern so 
mutig dafür eingetreten ist, solche „Almosen" von 
4 Millionen abzulehnen, dann kann ich nur sagen, 
er muß eigentlich denken: Das war der Dank vom 
Hause Habsburg! 

Meine Damen und Herren, das Problem des 
Eisenerzbergbaus ist zweifellos nicht einfach, und 
ich glaube, ich habe es mir auch in der Debatte 
gestern mit diesem Problem nicht einfach gemacht. 
Aber man sieht es doch wohl zu einfach, wenn man 
meint, der Rückgang der Eisen- und Stahlindustrie 
und die Entwicklung der Gestehungskosten müß-
ten dazu führen, daß eben der deutsche Eisenerz- 
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bergbau in Zukunft nur in kleinstem Umfange be-
trieben werden könne und daß man sich mit dieser 
Tatsache ohne weiteres abzufinden habe. 

(Zuruf von der Mitte: Hat keiner 
behauptet!) 

So einfach liegen die Dinge im deutschen Eisenerz-
bergbau wirklich nicht. 

(Erneuter Zuruf von der Mitte: Hat 
niemand gesagt!) 

Ich glaube auch nicht, daß das eine gute Formu-
lierung ist, zu sagen, der Eisenerzbergbau könne 
nur noch im Rahmen des Möglichen durchgeführt 
werden. Man sollte vielmehr Untersuchungen 
gen darüber anstellen, was volkswirtschaftlich un-
ter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte wohl 
zweckmäßig wäre, und danach die Wirtschafts-
politik hinsichtlich des Eisenerzbergbaus einrichten. 

(Abg. Pelster: Das wäre für alle Fälle gut!) 

Bei stärkeren Gruppen der Grundstoffindustrien, 
z. B. beim Kohlenbergbau, der sicherlich eine grö-
ßere Durchschlagskraft hat, weiß man, daß man 
eine planmäßige Wirtschaftsführung betreiben 
muß und das Schicksal dieses Bergbaus nicht ein-
fach von den Konjunkturschwankungen abhängig 
machen kann. Der Eisenerzbergbau ist eine 
schwache Position, das weiß jeder, und es ist wirk-
lich keine gute Wirtschaftspolitik, ihn im wesent-
lichen seinem Schicksal zu überlassen, sondern es 
wäre Aufgabe der Wirtschaftspolitik, sich dieser 
Dinge anzunehmen. 

(Präsident D. Dr. Ehlers übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Ich habe gestern schon mit Genugtuung festge-
stellt, daß die Kleine Anfrage 39 auf diese Not-
wendigkeit einer konstruktiven Einflußnahme der 
amtlichen Wirtschaftspolitik sehr deutlich hinge-
wiesen hat. Ich möchte den Herrn Staatssekretär 
des Bundeswirtschaftsministers auch bitten, sich 
doch noch einmal zu überlegen, ob es nicht wirk-
lich eine Aufgabe des Bundeswirtschaftsministeri-
ums wäre, in Zusammenarbeit mit den Länder-
wirtschaftsministern für eine Entwicklung zu sor-
gen, die eine planmäßige Führung des Eisenerz-
bergbaus zuläßt. 

Sodann muß ich mich aber noch mit zwei Be-
merkungen befassen, die Herr Kollege Dr. Höck 
gemacht hat, weil uns gerade im Interesse des Ge-
bietes, für das wir ja beide eintreten, und zwar 
nicht nur, weil uns dieses Gebiet besonders am 
Herzen liegt, sondern aus gesamtvolkswirtschaft-
lichen Gründen die Argumentation höchst abträg-
lich und unzweckmäßig erscheint. Ich glaube, es 
geht sehr weit, wenn man behauptet, das Gebiet 
an der Zonengrenze, das Salzgittergebiet, sei wirt-
schaftlich gesund und politische Gefahren bestün-
den dort nicht. Das ist ein großes Wort, sehr ge-
lassen von Herrn Kollegen Dr. Höck ausgesprochen, 
entspricht aber zweifellos nicht ganz den Tatsachen. 

(Zuruf von der Mitte: Woher haben Sie 
die Information?) 

— Ich habe sie mir notiert. Herr Kollege Dr. Höck 
hat das gestern gesagt; wir werden es ja vielleicht 
im Stenogramm feststellen können, was er tat-
sächlich gesagt hat. 

(Zuruf von der SPD: Er hat's gesagt!) 

Herr Kollege Dr. Höck, man sollte die Dinge 
etwas realistischer sehen, und da treffen wir uns 
wieder so ziemlich auf einem Boden, anders als bei 
dem, was der Herr Staatssekretär heute vorge-
bracht hat. In dem Grenzgebiet sind zweifellos 
Grundlagen für eine wirtschaftliche Gestaltung 
vorhanden, man muß die Probleme des Salzgitter-
gebiets nur im Rahmen einer großzügigen kon-
struktiven deutschen Wirtschaftspolitik sehen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Diese Grundlagen gilt es zu nutzen, und wir mäh-
ten mit Ihnen dahin wirken, daß das geschieht. 

Aber, Kollege Dr. Höck, daß dort im Salzgitter-
gebiet keine Schwierigkeiten politischer Art 
wären, ich glaube, das ist auch zuviel gesagt. Selbst 
wenn Sie meinen, durch eine 47 %ige Mehrheit der 
CDU bei den letzten Wahlen sei dort alles gesi-
chert, Herr Kollege Dr. Höck, so wissen wir doch 
beide, was in diesem Gebiet gespielt wird und 
welche Infiltrationsversuche dort vor sich gehen. 
Ihnen kann nur begegnet werden, wenn wir in 
diesem Gebiet für gesunde soziale Verhältnisse 
sorgen, und da sollte man sich nicht ein gewichtiges 
Argument für die Zukunft einfach dadurch neh-
men lassen, daß man behauptet, dieses Gebiet sei 
wirtschaftlich gesund und politisch nicht gefährdet. 

Aber nun zu unserem Antrag. Ich glaube, aus 
meinen Darlegungen ist deutlich geworden, daß wir 
viel lieber gesehen hätten, man hätte sich frühzei-
tig mit wirklich aktiven Maßnahmen der Wirt-
schaftspolitik um dieses Problem des Eisenerzberg-
baues gekümmert. Aber nachdem es nunmehr zu 
diesen Entlassungen gekommen ist — und 520 
junge freiwillig Abgekehrte haben für dieses Ge-
biet ebenfalls ihre Bedeutung—, bleibt ja schließlich 
nichts anderes übrig, als dafür zu sorgen, daß die 
Folgen dieser Entwicklung möglichst gering gehal-
ten werden. 

(Abg. Dr. Vogel: Soll der Antrag zweimal 
begründet werden, Herr Dr. Deist?) 

— Nein, ich antworte nur auf die Darlegungen, die 
der Herr Staatssekretär und der Herr Kollege Dr. 
Höck gemacht haben, zumal ich glaube, daß ein 
nicht unwesentlicher Unterschied zwischen den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Dr. Höck und den 
Überlegungen des Herrn Staatssekretärs besteht. 

(Abg. Dr. Vogel: Ich bin nur bekümmert 
über die Ausweitung der Debatte, Herr 

Dr. Deist!) 

— Herr Kollege, vielleicht darf ich kurz noch eines 
sagen. Der Kollege Dr. Höck hat dargelegt, es han-
dele sich hier um Almosen. Ich weiß nicht, ob der 
Kollege Dr. Höck die entsprechenden Bestimmun-
gen des Vertrages kennt. 

(Abg. Dr. Höck: Mit 4 Millionen den Erz

-

bergbau sanieren!!) 

Nach diesen Bestimmungen handelt es sich näm-
lich nicht nur um soziale Hilfsmaßnahmen, sondern 
um Maßnahmen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze, 
wenn Entlassungen vorgekommen sind, und zur Be-
reitstellung der erforderlichen Mittel für die Um-
schulung. Ich glaube nicht, daß man solche Maß-
nahmen als Almosen bezeichnen kann. 

(Abg. Dr. Höck: Herr Kollege Deist, die 
werden doch laufend mit Hilfe des Bun

-

des durchgeführt; aber mit 4 Millionen 
können wir doch nicht den gesamten Erz

-

bergbau sanieren!) 



2. Deutscher Bundestag — 24. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 8. April 1954 	 881 
(Dr. Deist) 
- Herr Kollege Dr. Höck, zunächst einmal ist das 
der halbe Betrag, weil die andere Hälfte von der 
Hohen Behörde zur Verfügung gestellt wird. Zwei-
tens haben wir in diesem Augenblick nur die Mög-
lichkeit, für einen speziellen Zweck, nämlich für 
Anpassungsmaßnahmen für die etwa 2000 entlas-
senen Bergarbeiter, die es zur Zeit im Erzbergbau 
gibt, Beträge bereitzustellen. Diese Beträge reichen 
nach den üblichen Berechnungen der Hohen Be-
hörde in etwa aus. Wenn Sie, Herr Kollege Dr. 
Höck, der Auffassung sind, daß größere Mittel für 
eine konstruktive Regelung der Fragen des Erz-
bergbaus notwendig sind, dann muß ich Sie bitten, 
den entsprechenden Antrag zu stellen. Können wir 
ihn als berechtigt anerkennen und sollte die er-
forderliche Deckung vorhanden sein, dann sind wir 
im Interesse des Eisenerzbergbaus gern bereit, 
einem solchen Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kurlbaum. 

Kurlbaum (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir sind über die Art und Weise, in 
der der Herr Bundesfinanzminister eben die Oppo-
sition angegriffen hat, erstaunt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir sind ganz besonders darüber erstaunt, daß er 
es nicht für notwendig gehalten hat, die Zahl von 
über 2 Milliarden in irgendeiner Form zu spezifi-
zieren. Ich glaube, das wäre das mindeste gewesen, 
was er der deutschen Öffentlichkeit und der Sach-
lichkeit der Diskussion hier schuldig gewesen wäre. 

(Zuruf von der Mitte: Ist ja ausgerechnet!) 

Wir wundern uns weiter darüber, daß er dies hier 
anläßlich des Etats des Bundeswirtschaftsministers 
vorbringt. Ich glaube, eine sachliche Behandlung 
hätte es notwendig gemacht, daß man diese Dinge 
bei den Einzelplänen behandelt, wo sie auch wirk-
lich hingehören. Unsere Sprecher werden das im 
weiteren Verlauf der Debatte auch tun und damit 
ihren Beitrag dazu liefern, daß die Dinge in wirk-
lich sachlicher Form diskutiert werden. 

Nun, ich bin dem Herrn Dr. Preusker dankbar, 
daß er es mir abgenommen hat, zu den Ausführun-
gen des Herrn D r. Hellwig  bezüglich meiner 
Ausführungen zur Abwesenheit des Bundeswirt-
schaftsministers Stellung zu nehmen. Hier lag  of f en-
bar  ein klares Mißverständnis vor. Ich habe das, 
worauf sich Herr Dr. Hellwig bezogen hat, über-
haupt niemals gesagt, wie er selbst an Hand des 
Protokolls wird feststellen können. 

Nun zum Kartellgesetz. Ich bedaure es lebhaft, 
daß wir im Laufe der Debatte nicht gehört haben, 
wann denn nun wirklich das Kartellgesetz einge-
bracht werden wird. Diese klare Frage habe ich ja 
gestellt und leider keine Antwort darauf bekom-
men. 

Von einzelnen Rednern der Koalition ist im 
Laufe der Aussprache kritisiert worden, daß wir 
nicht klar genug zum Ausdruck gebracht hätten, 
was wir auf dem Gebiet der Wettbewerbsordnung 
denn wollten. Mich wundert das sehr. Ich möchte 
aber den Kollegen, die daran Zweifel haben, ein-
mal in einigen Sätzen kurz sagen, was unser Stand-
punkt ist. Die SPD ist nach wie vor lebhaft an 
einem Gesetz interessiert, das sowohl die berechtig-
ten Interessen der Hersteller und des Handels auf 
der einen Seite als auch die der Verbraucher auf  

der andern Seite in wirtschaftlich und sozial ge-
rechter Weise gegeneinander abgewogen sicher-
stellt. 

(Zuruf rechts: Schön gesagt!) 
— Ich werde das gleich noch konkreter formulie-
ren. Wir stehen weiter auf dem Standpunkt, daß 
im Rahmen eines solchen Grundsatzes der echte 
Leistungswettbewerb so viel Spielraum haben 
muß, als er in der Lage ist, ein solch gesundes 
Gleichgewicht herzustellen. Wir wissen aber auch, 
daß der Leistungswettbewerb allein das nicht über-
all fertigbringt und deshalb in bestimmten Berei-
chen eine gewisse Ordnung, eben eine Wettbe-
werbsordnung, notwendig ist. 
Damit komme ich allerdings auf einen wesent-

lichen Unterschied gegenüber den Vorstellungen zu 
sprechen, wie sie von den Kreisen um Herrn Berg 
vertreten werden. Wir stehen auf dem Standpunkt, 
daß die praktische Ausgestaltung einer solchen 
Wettbewerbsordnung nicht nur einen Teil der In-
teressengruppen, die am Markt beteiligt sind, über-
lassen werden darf, sondern daß für diese Wettbe-
werbsordnung sehr konkrete, gesetzliche Bestim-
mungen und außerdem Instanzen maßgebend sein 
müssen, die der Allgemeinheit verantwortlich sind. 
Ich glaube, daß das eine ziemlich klare Definition 
unseres Standpunktes ist. 
Es ist nun gesagt worden, daß der Herr Bundes-

wirtschaftsminister j a vielfach selber eine andere 
Meinung als die Koalitionsparteien vertrete. Uns ist 
es durchaus bekannt, daß das so ist. Wir sind 
natürlich nicht in allen Einzelheiten über diese 
Meinungsverschiedenheiten so unterrichtet wie Sie, 
meine Herren von der Koalition. Ich möchte aber 
eines klar zum Ausdruck bringen. Wenn wir die 
Wirtschaftspolitik kritisieren, kritisieren wir doch 
nicht nur den Bundeswirtschaftsminister, sondern 
die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. Da 
können wir uns nicht auf sehr genaue Differenzie-
rungen einlassen, die uns j a auch im einzelnen nicht 
so bekannt sind. 
Herr D r. Preusker hat von den Zonenrand-

gebieten und einer Belebung der Wirtschaft in die-
sen gesprochen. Ich hätte es natürlich außerordent-
lich begrüßt, wenn er sich da etwas konkreter aus-
gedrückt hätte. Bis zu uns sind Nachrichten über 
eine wirklich merkliche und befriedigende Bele-
bung noch nicht gedrungen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auch unsere 

große Besorgnis darüber zum Ausdruck bringen — 
das wird ja, wie gesagt, noch im einzelnen gele-
gentlich der Beratung des Finanzplans zur Sprache 
kommen —, daß der Bundesfinanzminister die 
120 Millionen für die Zonenrandgebiete, die wir 
für dringend notwendig halten, an die Zustimmung 
der Länder zu einer Erhöhung des Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer ge-
koppelt hat. Das kommt doch praktisch einer Strei-
chung dieses Betrages gleich. 

(Zuruf von der Mitte: Wieso?) 
Ich glaube, daß wir da die allergrößten Befürch-
tungen haben müssen. 
Wenn jetzt von einem Ergänzungshaushalt ge-

sprochen wird, so können wir dazu nur sagen: ein 
solcher Ergänzungshaushalt ist uns noch nicht be-
kannt, und wir sind sehr begierig, ihn baldmög-
lichst kennenzulernen; wir würden uns außer-
ordentlich freuen, wenn in diesem Nachtragshaus-
halt diese 120 Millionen DM für die Zonenrand-
gebiete enthalten und durch die Vorschläge des 
Bundesfinanzministers auch sichergestellt wären. 
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Nun noch ein paar Worte zu dem, was Herr 

Staatssekretär D r. Westrick über den Anteil 
der Löhne und Gehälter am Sozialprodukt und den 
Anteil der Unternehmereinkommen am Sozialpro-
dukt gesagt hat. Dieses Problem hat uns ja schon 
vor Jahren hier beschäftigt. Ich begrüße es außer-
ordentlich, daß vorhin gesagt worden ist, man solle 
doch solche statistischen Betrachtungen nicht 
immer so kurzfristig machen. Wir haben uns — 
ich glaube, im Jahre 1951 oder 1952 — schon ein-
mal damit befaßt. Ich war damals in der Lage, 
nachzuweisen, daß seit der Währungsreform bis 
1951/52 der Anteil der Löhne und Gehälter am 
Sozialprodukt nicht im Steigen, sondern im Fallen 
begriffen war. Mir ist durchaus — auch aus den 
statistischen Zahlen — bekannt, daß sich die Ent-
wicklung im Jahre 1953 wieder umgekehrt hat. Das 
begrüße ich, aber ich möchte darauf hinweisen, 
daß es sich dabei im wesentlichen nur um eine 
Nachholung gegenüber einer sehr nachteiligen frü-
heren Entwicklung für die Lohn- und Gehalts-
empfänger gehandelt hat. Diese Gruppen haben bis 
heute noch nicht den Anteil am Sozialprodukt er-
reicht, den sie vor dem Kriege hatten. Ich habe 
auch die Befürchtung, daß sich die neue Steuer-
reform, wenn sie in der vom Bundesfinanzminister 
vorgeschlagenen Form durchgeführt wird, wieder 
in ungünstiger Weise auf den Anteil der Lohn- und 
Gehaltsempfänger auswirkt. 
In diesem Zusammenhang wird Sie vielleicht 

interessieren, was der Wissenschaftliche Beirat des 
Bundeswirtschaftsministeriums im Januar zu die-
sen Dingen gesagt hat. Er hat — und darauf 
möchte ich Herrn Dr. Westrick hinweisen, und es 
steht in klarem Gegensatz zu dem, was er hier vor-
getragen hat — dargelegt, die Lebenshaltung der 
Bevölkerung habe bei uns noch bei weitem nicht 
das Niveau in vergleichbaren Volkswirtschaften 
der westlichen Welt erreicht. Der Beirat hat wei-
ter eine Senkung der Einkommensteuersätze ge-
rade in den unteren Einkommensstufen, und damit 
eine Hebung des Konsums besonders empfohlen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Scheel. 

Scheel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bemerkungen des Herrn Finanz-
ministers zu Umdruck 54 veranlassen mich, einiges 
dazu zu sagen. Er hat festgestellt, dieser Antrag sei 
offensichtlich aus Kreisen gestellt worden, die ihn 
sonst wegen der Inanspruchnahme des Kapital

-

markts beschimpften, die also seine starke Inan-
spruchnahme angriffen. 
Nun handelt es sich bei diesem Ansinnen nicht 

etwa um den Wunsch, Kredite zugunsten nur der 
Werke zu bekommen, sondern hier liegt eine aner-
kannte volkswirtschaftliche Aufgabe vor. Zweitens 
ist erwiesen, daß in vielen Fällen Mittel des nor-
malen Kapitalmarkts nicht in Anspruch genommen 
werden können. Ich freue mich aber darüber, daß 
der Herr Finanzminister die Priorität des Investi-
tionsbedürfnisses der Wirtschaft am Kapitalmarkt 
anerkennt. Nur wundert es mich dann, daß in den 
vergangenen zwei Jahren gerade die beiden Titel 
aus seinem außerordentlichen Haushalt herausge-
fallen sind, die nachweislich ausschließlich Investi-
tionen in der Wirtschaft dienten. Das wundert mich 
einigermaßen. 
Nun noch ein letztes Wort! Ich bin mir darüber 

im klaren, daß mit der Reichshaushaltsordnung  

keinerlei Kapital anzusammeln ist. Ich glaube, Herr 
Bundesfinanzminister, Sie haben mich — gelinde 
ausgedrückt —, mißverstanden, wenn Sie es so auf-
gefaßt haben. Aber ich bin mir im klaren, daß man 
mit der Reichshaushaltsordnung zumindest Priori-
täten regeln kann. Darauf kam es mir an. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
der Finanzen! 

Schäffer: Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zunächst nur die Frage beantworten, die der Herr 
Vertreter der Fraktion der SPD an mich gerichtet 
hat. Er hat gefragt, wie ich zu der Auffassung 
komme, die Anträge der SPD erforderten 2154 Mil-
lionen DM, denen höchstens ein fiktiver Deckungs-
vorschlag von 1000 Millionen DM gegenüberstehe. 
Ich darf einmal — ich hoffe das Haus nicht zu lang-
weilen — eine Zusammenstellung der Anträge 
geben, soweit sie mir schon bekannt sind. Ob noch 
andere hinzukommen, weiß ich nicht. 
Ich nehme nur die bekannten. Einzelplan 10 

Einfügung eines neuen Titels 40 Millionen DM; 
Einzelplan 10 Kap. 1012 Tit. 650 0,1 Millionen DM; 
Einzelplan 10 Kap. 1002 Tit. 650 40 Millionen DM. 
Einzelplan 06 Kap. 0602 Tit. 640 0,5 Millionen DM; 
Einzelplan 06 Kap. 0617 beantragt neuer Tit. 302 
1 Milliarde DM; dann Kap. 0635 Tit. 300 1,4 Millio-
nen DM, glaube ich. Dann Einzelplan 25 Kap. 2501 
beantragt Einfügung eines neuen Titels mit 20 Mil-
lionen DM. Einzelplan 11 betreffend Schuldver-
schreibungen 262 Millionen DM. Einzelplan 40 
Kap. 4009 Tit. 300 250 Millionen DM. Einzelplan 40 
Kap. 4009 zahlenmäßig noch nicht zu berechnen. 
Einzelplan 45 90 Millionen DM. Dann kommt Kap. 
4007 Tit. 340 gleich 450 Millionen DM. Ich bitte zu 
addieren, das ergibt die runde Zahl von 2150 Mil-
lionen DM; die Hunderttausender darf ich ausschal-
ten. Dem steht praktisch gegenüber der Antrag, 
den EVG-Beitrag um 1000 Millionen DM zu kür-
zen, was ich als einen fiktiven und nicht realisier-
baren Antrag bezeichne. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Abgeordnete 
Ritzel wünscht eine Zwischenfrage zu stellen. 

Ritzel (SPD): Ich habe eine Frage an den Herrn 
Finanzminister. Vielleicht ist der Herr Finanz-
minister so freundlich, dem Hause eine gleiche Zu-
sammenstellung der Anträge aus den Kreisen der 
Regierungskoalition mit Angabe der Summe be-
kanntzugeben. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Das kann 
ich machen, soweit die Anträge mir bisher bekannt 
sind. Ich rede nur vom ordentlichen Haushalt. Für 
den ordentlichen Haushalt ist es der Antrag, über 
den wir jetzt sprechen. Insgesamt werden es 4 bis 5 
Millionen DM sein. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Neu-
mann wünscht eine Zwischenfrage. 

Neumann (SPD): Ist dem Herrn Bundesfinanz-
minister bekannt, daß die im Einzelplan 45 von 
ihm genannten 90 Millionen DM zweckbestimmte 
Steuer Notopfer Berlin sind? 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Es han-
delt sich darum, ob es eine Haushaltsverschlechte-
rung ist oder nicht. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Wenn der Bundeszuschuß um 90 Millionen DM 
erhöht wird, ist es eine Haushaltsverschlechterung. 
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Und wenn das Berliner Notopfer bisher Berlin 
ohnehin, sei es über Bundeszuschuß, sei es über 
andere Zwecke, voll zugute kommt, ist aus dem 
Berliner Notopfer nichts mehr da; es muß also 
von anderer Seite aufgebracht werden. 

Neumann (SPD): Herr Bundesfinanzminister, ich 
glaube, diese Angabe ist nicht ganz richtig. Wir 
werden uns morgen bei der Behandlung des Ein-
zelplans 45 darüber unterhalten müssen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Jawohl, 
und Sie werden sich morgen überzeugen, daß 
meine Angaben „ganz richtig" sind. 

(Heiterkeit.) 

Neumann (SPD): Das wollen wir abwarten. 
Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Nun darf 

ich noch dem Herrn Kollegen Scheel kurz wegen 
der Remontagekredite antworten. Ich glaube, es 
liegt bei Ihnen jetzt ein kleines Mißverständnis 
vor. Ich habe erklärt, daß bei dem Verbrauch der 
Anleihemittel, die für den außerordentlichen Haus-
halt zur Verfügung stehen, nach einer Dringlich-
keitsliste vorgegangen werden muß. Lassen Sie 
mich in runden Zahlen sprechen. Wir haben im 
außerordentlichen Haushalt 567 Millionen DM 
allein für Wohnungsbau. Sind die vordringlich? 
Ja! Wir haben 500 bis 600 Millionen für Brücken, 
Straßen, Kanäle, also für Verkehrsbauten. Sind 
die vordringlich? Ja! Wenn wir schon einmal über 
die 1 000 Millionen DM in der Vordringlichkeit 
einig sind, lesen Sie bitte die Liste der anderen 
Posten nach, Sie werden mir zugeben, daß auch 
die anderen Posten alle als vordringlichst zu be-
zeichnen sind. Es tut mir leid — Haushaltsordnung 
hin, Wünsche der Wirtschaft her —, der außer-
ordentliche Haushalt kann nicht weiter ausgedehnt 
werden. Ich habe davor gewarnt, vor der Öffent-
lichkeit falsche Hoffnungen zu erwecken. Wir wür-
den, wenn wir solche Anträge befürworteten und 
annähmen, wirklich in den Verdacht kommen, kein 
offenes Spiel zu spielen. Deswegen bitte ich Sie, 
sich damit zu begnügen, daß das Mögliche geschieht 
und der Bund die Bereitschaft, 200 Millionen DM 
Bürgschaft zur Verfügung zu stellen, gegeben hat. 
Damit kann der Bedarf gedeckt werden, und die 
private Wirtschaft wünscht ja selbst im Gedanken 
der freien Wirtschaft sich möglichst aus eigenen 
Kräften auf dem privaten Kapitalmarkt zu be-
helfen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Ritzel 
zu einer Zwischenfrage. 

Ritzel (SPD): Glaubt der Herr Finanzminister 
nicht mit uns, daß es für das deutsche Volk lebens-
wichtig ist, die von uns verlangte eine Milliarde 
für den Luftschutz des deutschen Volkes zu Lasten 
der vielen Milliarden für den EVG-Beitrag bereit-
zustellen? 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Ich er-
kläre lediglich, was ich vorhin erklärt habe, und 
deswegen war die Frage etwas überflüssig. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Zurufe 
von der SPD.) 

Ich habe erklärt: es ist unmöglich, in diesem Par-
lament heute den Beschluß zu fassen, den EVG-
Beitrag um 1000 Millionen zu kürzen, weil Sie ganz 
genau wissen, was die politischen Folgen eines 
solchen Entschlusses des deutschen Parlamentes 
wären. Das wäre keine Haushalts-, das wäre eine 
politische Demonstration. Und ich habe weiterhin 
erklärt: wenn wir den EVG-Vertrag nicht schlie

-

ßen, wenn der Schutz Europas gegen die drohende 
Gefahr nicht geschaffen wird, dann brauchen wir 
keine Luftschutzmaßnahmen mehr! 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ritzel (SPD): Sieht der Herr Bundesfinanzmi-
nister demnach den Schutz des deutschen Volkes 
vor den Folgen eines etwaigen Angriffs aus dem 
Osten für weniger wichtig an als die aktive Bereit-
stellung von Mitteln für den EVG-Vertrag? 

(Unruhe in der, Mitte und rechts. —Zurufe 
von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesfinanz-
minister wünscht offenbar nicht mehr zu ant-
worten. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar-
teien. — Abg. Kunze (Bethel): Ist auch 
nicht nötig! — Zurufe von der SPD: Un-
verschämt! - Abg. Mellies: Der Ton .der 
Geschäftsführung ist sehr interessant!) 

Keine weiteren Wortmeldungen. Ich schließe die 
Besprechung zu dem Einzelplan 09. 

Zur Abstimmung wünscht Herr Abgeordneter 
Lange das Wort. 

Lange (Essen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beantrage, über den Ände-
rungsantrag auf Umdruck 22 zu a und b getrennt 
abzustimmen. Wir sind bereit, dem Buchstaben a 
zuzustimmen mit der Maßgabe, daß die von dem 
Begründer dieses Antrags aufgezählten fünf Posi-
tionen als die entscheidenden in die Erläuterung 
zu diesem Titel hineingenommen werden. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich darf annehmen, daß 
gegen die Teilung der Abstimmung keine Beden-
ken bestehen. — Von seiten der Antragsteller keine 
Bedenken. 
Wir kommen zur Abstimmung zunächst über 

Umdruck 22*). Das ist der Änderungsantrag, zu dem 
getrennte Abstimmung beantragt wurde. 

Ich lasse abstimmen über den Antrag Um-
druck 22 Buchstabe a, mit dem ein neuer Tit. 601 a 
gewünscht wird. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dem Antrag zuzustimmen wünschen, eine Hand 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abge-
lehnt. 
Ich komme zur Abstimmung über Umdruck 22 

Buchstabe b bezüglich eines neuen Tit. 601b. Ich 
bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Das scheint mir 
nicht die Mehrheit zu sein; 

(Heiterkeit) 
der Antrag ist abgelehnt. Damit ist Umdruck 22 
in der Einzelabstimmung erledigt. 
Ich komme zu Umdruck 30**). Ich bitte die Damen 

und Herren, die diesem Antrag der Fraktion der 
SPD betreffend einen neuen Titel in Kap. 0902 
zuzustimmen wünschen; eine Hand zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über Umdruck 54***) —Antrag 
der Abgeordneten Scheel und Genossen betreffend 
Tit. 530 in Kap. A 0901. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, 

*) Siehe Anlage 2 Seite 930 A. 
**) Siehe Anlage 4 Seite 931 B. 
***) Siehe Anlage 8 Seite 934 A. 
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eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Das zweite ist die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 
Ich komme zu Umdruck 29 (neu)*)—Änderungs-

antrag der Fraktion der SPD betreffend Förde-
rung der gewerblichen Wirtschaft im Emsland. Ich 
bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 
Ich komme zum Antrag der Fraktion des GB/ 

BHE Umdruck 55**). Ich bitte die Damen und Her-
ren, die diesem Antrage zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das zweite ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 
Ich komme zum Umdruck 47***), Änderungsan-

trag der Fraktion des GB/BHE. Ich bitte die Damen 
und Herren, die zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das zweite ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Über die Anträge auf Umdruck 31 und Umdruck 

52 wird nach unserer Übung erst in der dritten 
Beratung abgestimmt, da es Entschließungsanträge 
sind. 
Sämtliche Änderungsanträge sind abgelehnt. 
Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 

des Haushaltsausschusses — Drucksache 359 —, zu-
nächst zu Ziffer 1 betreffend den Einzelplan 09. 
Ich bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dieser Antrag 
ist mit Mehrheit angenommen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Anträge 

der Abgeordneten Ritzel und Dr. Arndt und Ge-
nossen für erledigt erklären wollen — Ziffern 2 
und 3 der Drucksache 359 —, um ein Handzeichen. 
— Das ist die Mehrheit; angenommen. 
Damit ist der Einzelplan 09 erledigt. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zum 

Einzelplan 02 — Haushalt des Deutschen 
Bundestages (Drucksache 352). 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Rösch. Ich 
bitte sie, das Wort zu nehmen. 

Frau Rösch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Der Einzelplan 02 wurde vom 
Vorstand des neuen Deutschen Bundestages nach 
dessen Zusammentritt festgestellt. Der Feststellung 
ging die Beratung der Verwaltungsvorlage in ver-
schiedenen Sitzungen durch eine vom Vorstand ge-
bildete Unterkommission voraus. Hierauf fand 
eine Abstimmung mit dem Bundesfinanzministe-
rium statt, und schließlich hat der Haushaltsaus-
schuß sich dann noch veranlaßt gesehen, einzelne 
Kürzungen vorzunehmen. 
Im Gesamten schließt der Haushalt 1953 mit 

einem Zuschußbedarf von 16,9 Millionen DM ab, 
der Haushalt 1954 dagegen mit einem Gesamtzu-
schuß von rund 22,5 Millionen DM. Diese Er-
höhung ergibt sich aus der Erhöhung der Zahl der 
Abgeordneten, der Erweiterung der Baulichkeiten 
und der hierdurch bedingten Personalvermehrung. 
Dazu entstehen für das Rechnungsjahr 1954 außer-
dem noch Ausgaben für die Bundesversammlung, 
die bei Kap. 0203 besonders ausgebracht sind. 
In den Einnahmen ist im Vergleich zum Jahre 

1953 keine wesentliche Änderung eingetreten. 
*) Siehe Anlage 3 Seite 931 A. 
**) Siehe Anlage 9 Seite 934 B. 

***) Siehe Anlage 6 Seite 932 B. 

Zu den Personalausgaben ist folgendes zu be-
merken: Die Ausgaben für Personal betrugen im 
Rechnungsjahr 1953 nahezu 3,9 Millionen DM; sie 
.betragen im Rechnungsjahr 1954 5,3 Millionen DM. 
Das hat folgende Ursache: Im Haushalt 1954 ist 
erstmals die 20%ige Erhöhung der Gehälter der 
Beamten und Angestellten berücksichtigt. Die 
weitere Erhöhung des Haushaltsansatzes ergibt sich 
aus der Vermehrung des Personalstandes, im 
wesentlichen hervorgerufen durch die Vergröße-
rung der Gebäude, und dies alles im Zusammenhang 
mit der Erhöhung der Abgeordnetenzahl. Die Zahl 
der insgesamt Beschäftigten belief sich im Haus-
halt 1953 auf 654, im Haushalt 1954 beträgt sie 747. 
Das ist eine Steigerung um 93 Beamte, Angestellte 
und Arbeiter. Von diesen 93 Kräften entfallen 46 
auf den einfachen Dienst — Lohnempfänger, Amts-
gehilfen, Kanzleiassistenten —. Die Erhöhung der 
Zahl der Beamten und Angestellten des mittleren 
Dienstes, also bis zur Gruppe A 5 b bzw. VIa der 
TO.A, ausgenommen die Gruppen A 10 und A 9, 
die ich vorhin schon erwähnt habe, beläuft sich 
auf 31 Kräfte. Das sind insgesamt 77 Kräfte. Die 
übrigen 16 Kräfte entfallen auf den gehobenen und 
höheren Dienst. 
Von diesen Kräften sind 9 für den bisher noch 

nicht abgeschlossenen Ausbau der Abteilung III 
vorgesehen. Die restlichen 7 Kräfte des gehobenen 
und des höheren Dienstes sind zur notwendigen 
Verstärkung der Abteilungen I und II sowie der 
Vorprüfungsstelle und eine Stelle für das Vor-
zimmer des neuen Vizepräsidenten vorgesehen. Die 
Erhöhung der übrigen persönlichen Titel des Haus-
halts ergibt sich zwangsläufig aus der Erhöhung 
der Zahl der Beschäftigten. 
Zu den Sachausgaben habe ich folgendes zu er-

wähnen. Der Ansatz für 1953 betrug 2,4 Millionen. 
Der Ansatz im Haushalt 1954 ist mit 3,2 Millionen 
veranschlagt. Auch die Erhöhung der Geschäfts-
bedürfnisse ist eine Folge der Vermehrung der Ab-
geordnetenzahl. Ferner entstehen durch die Unter-
haltung und Bewirtschaftung der um 30 % ver-
größerten Gebäulichkeiten des Bundestags größere 
Kosten. Weiterhin vergrößern sich die Kasten für 
Fernmeldegebühren, die Unterhaltung der Bücherei 
und die Unterhaltung des Kraftfahrzeugparks — 
durch Erweiterung der Anzahl der Kraftfahrzeuge 
— sowie durch Vornahme von kleinen baulichen 
Ergänzungen, z. B. auf Grund der feuerpolizeilichen 
Auflagen für die im Jahre 1949 übernommenen 
und erstellten Gebäude. 
Bei  den allgemeinen Ausgaben hat der Ansatz 

für 1953 10,4 Millionen betragen; er beträgt für 
1954 13,3 Millionen. Die Erhöhung der allgemeinen 
Ausgaben ergibt sich zwangsläufig aus der Er-
höhung der Abgeordnetenzahl. Aufwandsentschädi-
gungen, Tagegelder, Fahrkosten der Abgeordneten, 
Fraktionszuschüsse, Unfallversicherung usw. sind 
hier einbegriffen. Erwähnen möchte ich in diesem 
Zusammenhang, daß der Haushaltsausschuß dem 
Vorschlag des Bundestagsvorstandes gefolgt ist 
und die Mittel für die Einführung von Jugend-
gruppen in die Arbeit des Parlaments verdoppelt 
hat. (Beifall.) 
Bei den einmaligen Ausgaben hat der Ansatz für 

1953 160 000 DM betragen; er beträgt für 1954 
667 000 DM. Aus diesen Mitteln sind vorgesehen 
die Anschaffung von vier weiteren Kraftwagen — 
ebenfalls notwendig geworden durch die Erhöhung 
der Abgeordnetenzahl —, die erstmalige An-
schaffung von Einrichtungen für neue Arbeits-
zimmer von Abgeordneten und Verwaltungs- 
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angehörigen, notwendige Anschaffungen für die 
Ausstattung der Bibliothek und des Archivs sowie 
die Anschaffung von Schreib- und Verviel-
fältigungsmaschinen usw. 

Da im Laufe des Jahres 1954 wegen der not-
wendig werdenden Wahl des Bundespräsidenten 
die Bundesversammlung einberufen werden muß, 
ist hierfür bei Kap. 0203 ein Betrag von 210 000 DM 
eingesetzt. Dieser Ansatz ist nach den Erfahrungen 
der Bundesversammlung von 1949 festgelegt 
worden. 

Ich darf Sie im Auftrag des Haushaltsausschusses 
bitten, dem Antrag des Ausschusses auf Druck-
sache 352 Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke der Frau Be-
richterstatterin. 

Ich eröffne die Aussprache der zweiten Beratung. 
Herr Abgeordneter Dr. Gülich! 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Einzelplan 02 — Haushalt des 
Deutschen Bundestages — mit einem Zuschuß von 
22,7 Millionen wurde uns bei der ersten Beratung 
nur in vier grob geschätzten Globaltiteln ohne Auf-
gliederung und Erläuterung vorgelegt. Der aufge-
gliederte Haushaltsplan und der Organisations- und 
Stellenplan wurden den Abgeordneten am Ende 
einer parlamentsfreien Woche, am Samstag, dem 
20. März, in die Fächer gelegt, und am 24. März 
fand im Haushaltsausschuß die Beratung statt. Am 
Tage vorher war zwischen dem Vorstand des Bun-
destages und dem Finanzminister ein Kompromiß 
abgeschlossen worden; der Finanzminister hätte 
sonst nach § 21 Abs. 4 der Reichshaushaltsordnung 
eine Doppelvorlage eingebracht. Das hat keinen 
guten Eindruck gemacht. Der Bundestag sollte in 
Zukunft darauf halten, mit gutem Beispiel voran-
zugehen; denn sein Haushaltsplan läßt sich ja we-
sentlich einfacher aufstellen als die Haushaltspläne 
der großen Ministerien. Die Differenzen, die zwi-
schen dem Bundesfinanzminister und dem Bundes-
tag bestanden haben, lagen darin, daß der Bundes-
tag eine ganze Reihe von Stellen gefordert hat, 
denen der Herr Finanzminister widersprechen zu 
müssen glaubte. Der Haushaltsausschuß hat über 
den am 23. März erzielten Kompromiß hinaus einige 
Neuanforderungen von Stellen gestrichen. Er hat 
dabei die Tendenz deutlich werden lassen, seinen 
eigenen Apparat nicht zu groß aufzuziehen oder 
gar aufzublähen. Der Haushaltsausschuß hat sich 
auch gegen Verbeamtungen von Stellen gewendet, 
bei denen ein Grund zur Verbeamtung nicht gege-
ben war oder, wie ich ausdrücklich sagen möchte, 
noch nicht gegeben war. 

Die zweite Beratung des Haushaltsplans des 
Deutschen Bundestages findet vor nur mäßig be-
setztem Hause statt. Dabei hätte doch der 2. Deut-
sche Bundestag allen Grund, über sich selber nach-
zudenken. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Aachen]: Sehr richtig!) 

Das Wahlergebnis vom 6. September vorigen Jah-
res hat die extremen Gruppen ausgeschaltet und 
hat dadurch die Möglichkeit zu ungestörter sach-
licher Arbeit gegeben. Wir sollten von dieser Mög-
lichkeit Gebrauch machen. Außerdem ist es dem 
Herrn Bundeskanzler gelungen, durch Ausweitung 
seines Kabinetts sich eine Zweidrittelmehrheit im 

Bundestag zu sichern; man kann schon fast von 
einer Gefolgschaft sprechen. 

(Widerspruch und Lachen in der Mitte. 
— Abg. Arndgen: Was hat das mit dem 

Haushalt des Bundestages zu tun?) 
— Was das mit dem Haushalt des Bundestages zu 
tun hat, Herr Arndgen, werden Sie gleich sehen. 
Ich finde nämlich, daß hierin eine Gefahr für die 
Arbeit des Parlaments liegt, weil sie das notwen-
dige Wechselgespräch zwischen den Parteien und 
Gruppen des Parlaments beeinträchtigen kann. 

(Abg. Arndgen: Von der Möglichkeit des 
Gruppengesprächs ist ja gestern und heute 
reichlich Gebrauch gemacht worden! — 

Weitere Zurufe von der Mitte.) 
— Da ist Gebrauch gemacht worden, aber wir 
haben ja in den letzten Monaten sehr viel weniger 
Plenarsitzungen gehabt, als das früher der Fall 
war, und wir haben im ganzen die Arbeit des Bun-
destages, glaube ich, etwas langsamer betrieben 
als früher. 

(Abg. Dr. Horlacher: Die Wähler wollten 
nach der Wahl nicht soviel Gespräche 

haben!) 
— Ich glaube nicht, verehrter Herr Horlacher, daß 
die Wähler durch ihre Wahl nicht soviel Gespräche 
gewollt haben; ich glaube, daß die Wähler durch 
ihre Wahl sachliche Arbeit im Bundestag gewollt 
haben, 

(Sehr richtig! bei der SPD — Abg. Kunze 
[Bethel]: Darum haben sie uns ja gewählt! 

— Heiterkeit in der Mitte) 

und im Parlament kann die sachliche Arbeit nur 
durch das Parlamentieren erreicht werden. — 
Wenn Herr Kunze sagt „Darum haben sie uns ja 
gewählt", dann sage ich: uns haben sie auch ge-
wählt! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Aber wie!) 

Wir sind gewählt, damit wir die Rolle der Oppo-
sition in diesem Hause wahrnehmen können, 

(Abg. Arndgen: Richtig wahrnehmen!) 

und die Opposition spielt im Bundestag eine wich-
tige Rolle. Herr Arndgen, ob die Opposition ihre 
Rolle richtig wahrnimmt, das werden wir im Laufe 
der Zeit sehen; ich glaube, sie hat sie bisher durch-
aus richtig wahrgenommen. 

Wer nun eine stärkere Initiative der Regierungs-
parteien bei der Gesetzgebung erwartet hat, der 
hat sich geirrt. Ganz offensichtlich ist nämlich die 
Gesetzesinitiative noch stärker auf die Bundes-
regierung, also auch auf die Exekutive, übergegan-
gen, als das bisher schon der Fall war. 

Schon der 1. Bundestag war charakterisiert 
durch die übermächtige Stellung des Herrn Bundes-
kanzlers. 

(Unruhe und Zurufe.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
es handelt sich um Lautsprecherstörungen, es kni-
stert nicht im Gebälk. 

Dr. Gülich (SPD): Also, es handelt sich nach der 
Meinung des Herrn Präsidenten um technische Stö-
rungen, nicht um ein Knistern im Gebälk des Bun-
destages. Denn das Haus ist ja neu und schön er-
richtet worden; es wird schon nicht zusammen-
brechen. Sorgen wir dafür, daß es hier bei uns in 
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Ordnung ist. Darum wollen wir ja etwas miteinan-
der erörtern, was uns alle angeht. 

(Abg. Kunze [Bethel]: Aber doch heute 
nicht! Wir haben doch weiß Gott was an-

deres zu tun!) 
— Doch, heute, Herr Kunze! 

(Abg. Kunze [Bethel]: Dann machen wir 
morgen bis 12 Uhr Nachtsitzung!) 

— Herr Kunze, durch die Zwischenrufe, die von 
Ihrer Seite gemacht werden, wird ja das Verfahren 
wahrhaftig nicht beschleunigt. Warten Sie doch 
bitte ab, was ich dazu zu sagen habe. Ich habe ge-
sagt, daß im 1. Bundestag bereits der Herr Bundes-
kanzler — — 

(Unruhe.)  
Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 

Sie brauchen nur keine Zwischenrufe zu machen; 
dann kann man es schon verstehen. 

Dr. Gülich (SPD): Ich habe gesagt — jetzt sage 
ich es zum drittenmal —, daß der Bundeskanzler 
im 1. Bundestag bereits eine übermächtige Stellung 
hatte. Im 2. Bundestag herrscht er autoritär. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei den 
Regierungsparteien.) 

— Wenn ich sage, er herrscht autoritär, so sage ich 
damit nicht, daß er eine totale Diktatur ausübt. Die 
Diktatur ist seinen Koalitionsfreunden gegenüber 
durch wohlwollendes Überhören der Einwände 
etwas gemildert, das gebe ich Ihnen zu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 
Auf die Opposition nimmt er keine Rücksicht mehr. 

(Zuruf von der Mitte: Unerhört!) 
— Sie sagen, das sei unerhört. So ist es doch! Und 
Sie sehen ja auch, wie vorhin der Herr Bundesfi-
nanzminister, der gern als der zweitstärkste Mann 
des Kabinetts bezeichnet wird, mit dem Bundestag 
umgegangen ist. 

(Zuruf von der SPD: Umgesprungen!) 
Sie haben ja gehört, welche Zensuren er ausgestellt 
hat, Sie haben gehört, was er zur Opposition gesagt 
hat. Das geht doch über den Rahmen dessen hin-
aus, was ein Regierungsvertreter sagen kann. Und' 
der Herr Präsident sagte — ich habe es mir 
notiert —: „Der Herr Bundesfinanzminister 
wünscht offensichtlich nicht mehr zu antworten", 
wohlgemerkt auf eine klare Frage, die von einem 
meiner Freunde gestellt war — und das gehört 
zur Debatte über den Deutschen Bundestag —, und 
er bekam hierfür aus den Reihen der Koalitions-
parteien lebhaften Beifall. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 
Das ist Grund genug, daß wir über uns nachdenken 
sollten. 
Das Schwergewicht der Gesetzgebung ist also in 

diesem Bundestag entgegen dem Sinn des Grund-
gesetzes noch stärker auf die Exekutive verschoben 
worden. Verfassungsrechtlich hat das Parlament 
ebenso das Recht zur Gesetzgebungsinitiative wie 
die Bundesregierung. Man kann sicher der Auf-
fassung nicht beipflichten, die kürzlich in den 
„Abhandlungen für öffentliches Recht" aus der 
Reihenfolge in Art. 76 Abs. 1 des Grundgesetzes 
„Gesetzesvorlagen werden beim Bundestag durch 
die Bundesregierung, aus der Mitte des Bundes-
tages oder durch den Bundesrat eingebracht" auf 
eine Rangfolge schließen wollte. In Wirklichkeit 
— das ist eine Tatsache-- werden etwa neun Zehn-
tel aller Gesetzentwürfe von der Regierung ein-
gebracht. 

Ich bin der Meinung, daß sowohl die Opposition 
wie die Koalition vom Recht der Gesetzesinitiative 
stärker Gebrauch machen sollte. Sonst droht 
schwere Gefahr für den gesamten Parlamentaris-
mus und die Demokratie in der Bundesrepublik. 
Wenn das so weitergeht, was gestern und heute 
hier geschehen ist, dann, glaube ich, behauptet 
man nicht zuviel, wenn man sagt, daß das Parla-
ment dabei ist, sich selber zu entmachten. 

(Beifall bei der SPD.) 
Nun ist es ganz klar, daß die meisten Abgeord-

neten auf die Ausführungen der Bürokratie der 
Regierung und der Verbände angewiesen sind. Den 
Mitgliedern der Regierungsparteien stehen in ihren 
Fraktionen die Minister, die zu diesen Fraktionen 
gehören, mit ihrem Fachwissen und mit ihrem 
Dienstwissen zur Verfügung. Man hört sogar, daß 
leitende Beamte der Ministerien auch in Fraktions-
sitzungen der Koalitionsparteien erscheinen und 
dort referieren. Es ist eine Gefahr für das Parla-
ment, wenn es sich in die Abhängigkeit von der 
Regierung begibt, während die Regierung dem 
Sinne des Parlamentarismus nach in Abhängigkeit 
von dem Parlament leben sollte. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist aber nicht 
allein in Bonn so!) 

Es ist utopisch, um einer strengen Gewalten-
teilung und demokratischer Doktrin willen etwa 
die ausschließliche Parlamentsinitiative zu fordern, 
wie sie in den USA besteht. Das liegt mir fern. Die 
deutsche staatsrechtliche Entwicklung läßt sich 
nicht zurückdrehen. Die Regierung wird stets einen 
großen Teil der Vorlagen selbst einbringen, weil 
sie die erforderlichen Erfahrungen hat und über 
Fachleute verfügt, die eine stetige und sachgerechte 
Fortentwicklung der Gesetzgebung unterstützen 
können. Notwendig aber — und deswegen spreche 
ich heute dazu — ist ein gesundes Gleichgewicht, 
damit ein echtes Gegenspiel zwischen Regierung 
und Parlament entsteht. Man weiß heute das Ab-
stimmungsergebnis im voraus. Es fehlen die Span-
nungselemente, die Voraussetzung einer echten 
Diskussion sind. 

(Zuruf rechts: Bei der SPD weiß man 
immer, wie sie stimmt!) 

Die Hauptregierungspartei legt oft kaum noch 
Wert darauf, ihre Ansicht im Plenum zu be-
gründen, 

(Gegenrufe von der Mitte) 

und sie legt oft kaum noch Wert darauf, die Auf

-

fassung der Opposition kennenzule rnen. Darum 
haben viele Leute den Eindruck, daß der Bundes

-

tag langweiliger geworden ist. Wir haben dafür 
zu sorgen, daß diese Langeweile nicht tödlich wird. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Aachen]: Ja, das 
liegt an den Rednern! — Zuruf rechts: 
Das ist so langweilig, weil Sie immer nein 

sagen!) 
— Ach, wie können Sie denn so etwas sagen! Sie 
wissen ja selbst ganz genau, daß das nicht zutrifft. 
Zu wieviel Dingen haben wir ja gesagt, wie viele 
Dinge sind von uns initiativ vorgebracht worden! 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn der Herr Bundesfinanzminister vorhin ge-
sagt hat, man habe im Haushaltsausschuß eine 
sachliche und gute Arbeit geleistet, dann hat er 
ganz bestimmt — davon bin ich überzeugt — die 
Mitglieder der Opposition im Haushaltsausschuß 
nicht ausgenommen. Sie müssen also schon etwas 
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mehr aufwenden, um der Opposition zu begegnen. 
Der kleine Aufwand, den Sie sich eben erlaubt 
haben, genügt nicht. 

(Abg. Heiland: Jeder nach seinem Maß! — 
Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist eben so — und deswegen rede ich, meine 
Damen und Herren —, daß uns alle das angeht, 
nicht nur die Opposition; das sollte ein Anliegen 
des gesamten Parlaments sein. 
Eine Möglichkeit — und damit komme ich zu 

meinem eigentlichen Anliegen —, dieser staats-
rechtlich bedrohlichen Entwicklung entgegenzu-
treten, — — 

(Zuruf von der Mitte: „bedrohlich?") 
— Jawohl, bedrohlich! Die Entwicklung, in der 
wir uns befinden, ist durchaus bedrohlich. Lassen 
Sie uns einmal in zwei Jahren wieder darüber 
sprechen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Wir haben einmal einen März 1933 

gehabt!) 
1951 bereits hat mein Freund Dr. Mommer einen 
Antrag auf Einrichtung eines Gesetzgebungshilfs-
dienstes gestellt. Er ist damals diskutiert worden. 
Dem Antrag konnte seinerzeit nicht entsprochen 
werden, weil sowohl die personellen wie die mate-
riellen Voraussetzungen für einen derartigen Hilf s-
dienst nicht vorhanden waren. Ich halte ihn für so 
wichtig, daß wir ein paar Minuten auf die Dis-
kussion der Einrichtung eines solchen Gesetz-
gebungshilfsdienstes verwenden sollten. Die Ein-
wände sind bekannt. Sie lauten etwa so: Die 
Regierung macht das besser; denn sie besteht aus 
Fachleuten. Dieser Einwand geht vollständig am 
Problem vorbei. Es ist nicht der Sinn der Demo-
kratie, daß die Regierung, daß die Exekutive die 
Gesetze verfaßt und daß ihr allein die Gestaltung 
unserer Lebensverhältnisse überlassen bleibt, son-
dern in der praktischen Wirklichkeit des Parla-
mentslebens soll dies den vom Volk gewählten 
Vertretern überlassen sein. Die Regierung soll aus 
ihrer Erfahrung heraus beraten, sie soll verbessern, 
sie soll durchaus die Stellung haben, wie sie ihr 
im Grundgesetz gegeben ist. Bei Initiativgesetz-
entwürfen einer Partei, wird eingewendet, komme 
immer dann gleich ein Initiativgesetzentwurf einer 
anderen Partei. Das ist richtig. Aber selbst so ein 
Neben- oder Gegenentwurf ist ja doch nicht schäd-
lich, er fördert die Diskussion. 
Dann wird eingewendet, ein Gesetzgebungshilfs-

dienst bedeute die Schaffung einer neuen Büro-
kratie, und man warnt vor dem Apparat einer 
Parlamentsbürokratie neben dem Apparat der 
Ministerialbürokratie. Wenn dabei aber im End-
ergebnis die Einengung der Ministerialbürokratie 
etwa im Hinblick auf ihre Grundsatz-, ihre all-
gemeinen, ihre volkswirtschaftlichen Abteilungen 
herauskäme, wäre das meines Erachtens durchaus 
zu begrüßen. Die Parlamentsbürokratie wäre an 
sich geringeren Gefahren ausgesetzt, weil sie ja 
fortgesetzt mit dem Parlament, den Abgeordneten, 
zu tun hätte und nicht an Weisungen eines Ressort-
ministers gebunden wäre. 
Weiter wird gesagt, es koste Geld und dieses 

Geld sei nicht vorhanden. Dieser Einwand läßt sich 
sehr leicht widerlegen. Ein Gesetzgebungshilfs-
dienst bedeutet bessere Vorbereitung, er bedeutet 
für das Parlament und für jeden einzelnen Ab-
geordneten die Möglichkeit zu konzentrierterem 
Arbeiten. Ein solcher Gesetzgebungshilfsdienst 
läßt sich natürlich nicht von heute auf morgen und  

nicht nur durch Einrichtung von Stellen schaffen. 
Deswegen war der Haushaltsausschuß, glaube ich, 
gut beraten, als er zu vielen Stellenanforderungen 
nein sagte. Ein solcher Gesetzgebungshilfsdienst 
muß wachsen, und die Grundlage dafür muß eine 
umfassende Bibliothek sein. Die Sammlung, Ord-
nung und Erschließung des Materials muß so sein, 
daß für jeden Abgeordneten das gesamte Material 
vom Buch bis zum Zeitungsaufsatz gleichsam griff-
bereit vorgeordnet ist. Die Anfänge dazu hat der 
Deutsche Bundestag mit seiner Bibliothek gemacht. 
Es sollte nun die Aufgabe des 2. Deutschen Bundes

-

tages sein, seine Abteilung III, den Wissenschaft-
lichen Dienst, nach dem Bedarf des Parlaments 
zu organisieren und in diesen Apparat wissen-
schaftliche Hilfskräfte einzubauen, die in wenigen 
Jahren die Aufgaben des Gesetzgebungshilfs-
dienstes erfüllen können. Wir haben jetzt be-
antragte Stellen nicht genehmigt, weil die Material-
basis für diese neuen Stellen jetzt noch nicht vor-
handen war. Der Weg kann nicht sein Ausbau des 
personellen Apparates ohne Materialbasis, sondern 
Ausweitung der Bibliothek und allmähliche Heran-
bildung der Kräfte für ihre Aufgabe. 
Ein Wort zur Parlamentsbürokratie. Man hat 

den Eindruck, wenn man dieses Haus seit nun-
mehr über vier Jahren kennt, daß manche hier 
durch Zufall und manche durch Protektion herein-
gekommen sind. Damit ist aber nicht gesagt, daß 
sie nun alle bleiben müssen und daß sie alle be-
fördert werden müssen. Wir sehen auch sehr un-
gleichmäßige Beförderungen. Wir sehen z. B., daß 
im Stenographischen Dienst sehr qualifizierte 
Männer sitzen, die heute noch denselben Dienst-
rang bekleiden und nach derselben Gruppe be-
soldet werden, wie sie es im Deutschen Reichstag 
wurden. Und wir sehen, daß andere, junge Kräfte 
hereingekommen sind, die in wenigen Jahren eine 
ganze Stufenfolge von Beförderungen durch-
gemacht haben. Dann glaube ich, daß wir bei der 
nächsten Haushaltsberatung unsere Aufmerksam-
keit auch auf die unteren und mittleren Stellen 
richten sollten, weil hier offensichtlich eine Reihe 
von Stellen unterbewertet sind. Der Bundestag 
müßte großen Wert darauf legen, bei allen Stellen-
besetzungen und Beförderungen nur Eignung und 
Charakter ausschlaggebend sein zu lassen, nicht 
aber etwa konfessionelle Gründe und schon gar 
nicht den Grund, bequeme Untergebene haben 
zu wollen. 

Zum Technischen ein Wort. Die Stenographischen 
Berichte der Plenarsitzungen erscheinen recht spät. 
Soweit ich sehe, liegt das nicht am Stenographi-
schen Dienst, der ja schnell und qualifiziert ar-
beitet. Es wäre vielleicht zu überprüfen, ob der 
Druck rationeller und schneller vorgenommen 
werden könnte. 

Nun möchte ich noch ein Wort sagen zum Amt-
lichen Handbuch des Deutschen Bundestages, 
worüber ich im Haushaltsausschuß neulich bereits 
gesprochen habe. Es hat sich gezeigt, daß diese 
paar Bemerkungen überall herumgetragen, und 
zwar entstellt herumgetragen worden sind. Des-
wegen will ich an dieser Stelle dazu sagen, was ich 
glaube, dazu sagen zu müssen. 

Im früheren Deutschen Reichstag gab es ein 
Amtliches Handbuch, das in der Reichsdruckerei 
gedruckt wurde und sehr schnell nach dem Zu-
sammentritt des Reichstages erschien. Wir haben 
im Jahre 1924 innerhalb eines halben Jahres 
zwei Wahlen zum Reichstag gehabt. Und wie 
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schnell ist das Handbuch für die zweite Wahl-
periode 1924 und für die dritte Wahlperiode 1924 
erschienen! 

(Abg. Frau Dr. Weber [Aachen] : Sehr richtig!) 
Der 1. Bundestag hat es überhaupt nicht ge-

schafft, ein Amtliches Handbuch herauszugeben. 
Fritz Sänger von dpa machte ein privates. Die 
zweite Auflage 1952 wurde dann gleichzeitig zum 
Amtlichen Handbuch erklärt. Jetzt, im 2. Bundes-
tag, haben wir erst das Handbuch Sänger gehabt, 
und dann haben wir vor sechs bis acht Wochen 
erlebt, daß der Direktor beim Bundestag ein pri-
vates Handbuch in einem privaten Verlag heraus-
brachte, dessen Verbreitung 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
sehr gefördert worden ist. Da bin ich nun der Mei-
nung, es gehört zu den dienstlichen Pflichten des 
Direktors beim Bundestag, das Amtliche Handbuch 
zu bearbeiten und seine ganzen Kräfte auf die 
möglichst schnelle Herausgabe des Amtlichen 
Handbuchs zu konzentrieren. 

(Beifall bei der SPD.) 
Anstatt das zu tun, hat er aber mit Hilfe der ihm 
unterstellten Beamten und Angestellten ein pri-
vates Handbuch herausgebracht. Diese Tatsache 
hat in allen Kreisen, die mit Büchern und Amts-
drucksachen etwas zu tun haben, Befremden er-
regt, und der Bundestag sollte dazu nicht schwei-
gen. 

(Zuruf von der SPD: Nur bei den Regie

-

rungsparteien schweigt man!) 
Man stelle sich vor, der Geheimrat Galle vom 
Deutschen Reichstag hätte vor Herausgabe des 
Amtlichen Handbuchs ein privates Handbuch her-
ausgebracht, 

(Abg. Kriedemann: Unvorstellbar!) 
und zwar mit finanzieller Unterstützung der da-
maligen Reichszentrale für Heimatdienst! Man 
stelle sich vor, der Präsident des Statistischen Bun-
desamtes würde mit dem amtlichen Material, das 
ihm und zunächst nur ihm zur Verfügung steht, 
ein Statistisches Handbuch herausbringen, 
(Vizepräsident Dr. Schneider übernimmt 

den Vorsitz) 
welches zu 80 oder 90 % den gleichen Inhalt hat 
wie das später von ihm zu bearbeitende Amtliche 
Handbuch! 
Wie harmlos diese Sache hier nun aufgenommen 

worden ist, geht daraus hervor, daß der Herr Prä-
sident des Bundestags auf sicher freundliche Auf-
forderung hin ein freundliches Vorwort zu diesem 
Buch geschrieben hat. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Auch dem Direktor beim Bundestag — das möchte 
ich ausdrücklich sagen — will ich keine unehren-
hafte Gesinnung unterstellen. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Aachen]: Das wäre 
auch noch schöner!) 

— Nein, das will ich nicht. Ich unterstelle sie nicht, 
sondern ich unterstelle eine Gedankenlosigkeit. Es 
hat im „Dritten Reich" angefangen, daß Ange-
hörige von Ministerien ein Gesetz, das beschlossen 
wurde — es wurde ja im Reichstag nicht be-
raten —, mit dem Motivenbericht als Buch heraus-
brachten. Diese Praxis des „Dritten Reichs" ist 
heute noch nicht ganz wieder behoben. Kein 
Mensch denkt sich etwas dabei, aber wir sollten 
uns etwas dabei denken. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Mein Anliegen ist also folgendes. Es geht nicht 
darum, daß das amtliche Handbuch so spät heraus-
gekommen ist, sondern darum, daß der Direktor 
beim Bundestag ein privates Handbuch heraus-
gebracht hat, 

(Zuruf von der SPD: Mit amtlichem 
Material!) 

— mit amtlichem Material — das zunächst ihm 
und nur ihm zur Verfügung stand, und daß dieses 
Buch gleichzeitig von der Bundeszentrale für 
Heimatdienst finanziell gefördert worden ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD!) 
Infolgedessen kostet es 7,50 DM, das amtliche 
Handbuch kostet 12,60 DM; es ist allerdings durch 
die mehr oder minder gelungenen Porträts der 
Abgeordneten bereichert. 

(Heiterkeit.) 
Ich hoffe, daß ich mich klar ausgedrückt habe: Es 
handelt sich nicht primär um die Verspätung, son-
dern es handelt sich einfach darum, daß man nicht 
privat etwas tun kann, was man amtlich zu tun 
verpflichtet ist. Ich spreche diesen Fall nicht als 
Einzelfall an, sondern als ein Symptom. Das pri-
vate Handbuch ist aus dem Bundeshaushalt — Bun-
deszentrale für Heimatdienst — mit Mitteln der 
Steuerzahler subventioniert worden. Das ist eine 
Sache, der man nicht zustimmen kann. 

Der Deutsche Bundestag wird in der Öffent-
lichkeit vielfach verkannt. Man hat von der Arbeit 
des Bundestages eine falsche Vorstellung. Nun bin 
ich der Meinung, man sollte nicht nur im Mittel-
westen Amerikas für die deutsche Demokratie 
Propaganda machen, sondern man sollte die deut-
schen Staatsbürger dadurch zur deutschen Demo-
kratie erziehen oder diese Erziehung unterstützen, 
daß man sie mit den Arbeiten des Deutschen Bun-
destages vertraut macht. Das ist durchaus nötig. 
Ich denke an den Verfügungsfonds des Herrn 
Bundeskanzlers, der im vorigen Jahr 4,5 Mil-
lionen DM betrug und in zähem Ringen mit dem 
Finanzminister auf 5,5 Millionen erhöht werden 
sollte, wobei am letzten Tag der Haushaltsbera-
tungen durch ein Mitglied der Koalitionsparteien 
der Antrag gestellt wurde, ihn auf 10 Millionen 
zu erhöhen. Der Herr Vertreter des Bundeskanz-
lers hat in der Hauptsache angeführt, daß man 
Amerika, z. B. im Mittelwesten, über Deutsch-
land aufklären möchte. 

(Lachen bei der SPD.) 

Ich bin deshalb der Meinung, man sollte dem 
Herrn Bundeskanzler empfehlen, aus Mitteln 
seines Dispositionsfonds den deutschen Volks-
büchereien, insbesondere in den Mittel- und Klein-
städten je ein Exemplar des Amtlichen Handbuches 
und die Stenographischen Berichte des Deutschen 
Bundestages zuzustellen. Damit würde ein wich-
tiger und nicht kostspieliger Beitrag zur Festigung 
der deutschen Demokratie geleistet. Ich bitte 
namens meiner Fraktion, folgender Entschließung 
in der dritten Beratung zuzustimmen: 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Herr Bundeskanzler wird gebeten, aus 
seinem Dispositionsfonds — Kap. 0403, 
Tit. 300 — die erforderlichen Mittel bereitzu-
stellen, um den deutschen Volksbüchereien, 
insbesondere in den Mittel- und Kleinstädten, 
1. das amtliche Handbuch des zweiten Deut-
schen Bundestages, 2. die Stenographischen 
Berichte des Deutschen Bundestages vom Be-
ginn der 2. Wahlperiode 1953 ab zur Verfügung 
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zu stellen und den Bundestag im Herbst 1954 
über Umfang und Ergebnis dieser Aktion zu 
unterrichten. 

Dieser Entschließung, die ich dem Herrn Präsi-
denten überreiche, wird wohl jeder Angehörige 
des Deutschen Bundestages zustimmen können. 
Ein Deckungsvorschlag dazu ist nicht notwendig, 
denn dieser Tit. 300 im Einzelplan 0403 ist ja für 
besondere Zwecke gedacht. 

Meine Fraktion stimmt dem Haushalt des 
Deutschen Bundestages zu. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundestagspräsident. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Aachen]: Nein, der 
Herr Abeordnete! — Abg. Kriedemann: 
Den Herrn Abgeordneten Dr. Ehlers mein

-

ten Sie!) 

D. Dr. Ehlers (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren! Damit auf keiner Seite des Hauses — auch 
nicht auf der augenblicklich schwach besetzten — 
irgendwelche Meinungsverschiedenheiten entstehen: 
es spricht der Abgeordnete Dr. Ehlers, 

(Heiterkeit) 

allerdings in der Verpflichtung seines Amtes, das er 
hier hat, mindestens einige Korrekturen an gewis-
sen Irrtümern anzubringen, die dem Herrn Abge-
ordneten Professor Dr. Gülich, den ich meiner be-
sonderen Hochachtung nicht zu versichern brauche 
— das weiß er —, unterlaufen sind. 

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, daß 
man hier im Augenblick eine Debatte führen sollte 
— ich möchte sie jedenfalls nicht führen — über 
das Verhältnis von Bundeskanzler, autoritärem 
Bundeskanzler und Parlament. Wahrscheinlich 
wird zu anderer Gelegenheit und auch an anderer 
Stelle über dieses Thema einiges zu sagen sein. Ich 
würde vorschlagen, diese Debatte nun heute nicht 
zu führen; sonst würde man dazu ja auch noch 
einiges zu sagen haben. 
Ich habe doch den Eindruck, daß sich nach die-

sen viereinhalb Jahren das Parlament in allen 
seinen Teilen nicht gar so gering einzuschätzen 
braucht, wie Herr Professor Gülich fürchtet, es tun 
zu müssen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Zunächst muß ich etwas sagen, um eine Instanz 
in Schutz zu nehmen, die es nicht mehr gibt, näm-
lich den 1. Deutschen Bundestag. Herr Professor 
Gülich hat moniert, daß der Haushalt des Bundes-
tags so spät eingegangen ist, und Sie sehen das 
ja auch in der Bemerkung am Schluß der Ihnen vor-
liegenden Drucksache, der Vorlage des Bundes-
finanzministers zum Haushalt des Deutschen Bun-
destages. Das ist auf das, glaube ich, sehr berech-
tigte Anliegen des 1. Deutschen Bundestags zurück-
zuführen, daß er dem 2. Deutschen Bundestag 
seinen Haushalt nicht präjudizieren wollte. 

'(Abg. Dr. Gülich: Der 2. ist am 6. Oktober 
zusammengetreten!) 

— Der 2. ist am 6. Oktober zusammengetreten. Sie 
wissen, Herr Professor Gülich, wie ich, daß es 
einiger Zeit bedurft hat, bis die Ausschüsse ge-
bildet waren, bis man sich über die Zusammen-
setzung und die Aufteilung des Vorsitzes der ver-
schiedenen Ausschüsse im Bilde war. Dann ist es 
so gelaufen, daß der Vorstand des 2. Deutschen 

Bundestags die Aufgabe, den Haushalt des Bundes-
tages aufzustellen, sofort aufgegriffen hat. Es ist 
eine Vorlage gemacht worden. Die Fraktionen 
haben, wie es notwendig ist, Gelegenheit gehabt, 
dazu Stellung zu nehmen. Dann ist darüber be-
raten worden. Herr Vizepräsident Dr. Jaeger hat 
sich mit einer Etatskommission des Vorstandes 
dieser Aufgabe hingebungsvoll angenommen. Dann 
gab es — und das soll ja nicht nur in diesem Falle 
vorkommen — Meinungsverschiedenheiten mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen. Man hat sich, 
wie ich glaube, im Interesse des Deutschen Bundes-
tags bemüht, sie auszuräumen, hat das geschafft 
und dann eine gemeinsame Vorlage an den Haus-
haltsausschuß gemacht. Es ist selbstverständlich, 
daß der 2. Deutsche Bundestag für den nächsten 
Haushalt wie jedes andere Ministerium oder jeder 
andere Einzelplan die notwendigen Termine ein-
hält, um rechtzeitig die Vorlagen zu machen. In 
diesem Jahr lag eben infolge der Neuwahl eine 
besondere Situation vor. Das muß in Betracht ge-
zogen werden. 
Herr Professor Gülich hat über den Gesetz-

gebungshilfsdienst gesprochen. Es ist damals die 
Auffassung, wie ich glaube, aller Parteien gewesen, 
daß dieser Gesetzgebungshilfsdienst nicht als eine 
Sonderorganisation, sondern in einem vernünftigen 
und, wie Herr Professor Gülich es auch dargestellt 
hat, den Anforderungen und Möglichkeiten ent-
sprechenden Ausbau der Abteilung III, der Wissen-
schaftlichen Abteilung des Bundestags, erfolgen 
sollte. Der Haushaltsausschuß hat auf Antrag — 
zum großen Teil des Herrn Professor Gülich — 
einige von uns dafür gewünschte Stellen gestrichen. 
Ich bedauere diese Entscheidung, glaube aber nicht, 
daß sie eine gefährliche Bedeutung hat, und habe 
darum im Augenblick keine Einwendungen zu er-
heben. Ich möchte aber doch folgendes sagen. Meine 
Damen und Herren, ich wäre dankbar, wenn Sie 
alle den Versuch machen würden, den, wie mir ge-
rade auch aus den Kreisen der Opposition bestätigt 
worden ist, viele Abgeordnete gemacht haben, sich 
des Funktionierens dieser Wissenschaftlichen Ab-
teilung einmal zu vergewissern, indem Sie sie auf-
fordern, für Ihre besonderen Zwecke das im Einzel-
fall erforderliche Material zusammenzustellen. Ab-
geordnete, die es getan haben, haben mir bestätigt, 
daß das in ausgezeichneter Form, und zwar in der 
für sie notwendigen und brauchbaren, geschehen 
sei. 

(Zustimmung in der Mitte. — Zuruf des 
Abg. Dr. Gülich.) 

— Nun, Herr Professor Gülich, ich wollte das hier 
nur feststellen, da aus Ihren Worten so etwas mehr 
Kritik an der Abteilung III erkannt werden konnte, 
als es vielleicht um der Arbeit der dort beschäftig-
ten Beamten und Angestellten willen nötig wäre. 

(Abg. Dr. Gülich: Das sei ferne von mir; 
das habe ich weder gesagt noch gemeint!) 

— Ich stelle also fest, daß wir auch in dieser Frage 
einig sind. Aber es ist ein gutes Recht des Präsiden-
ten dieses Hauses, für die Arbeitsleistung der ihm 
unterstellten Arbeiter, Angestellten und Beamten 
einzutreten, besonders wenn sie gelegentlich etwas 
summarisch mit dem Wort „Bürokratie" abgefertigt 
werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte auch feststellen, daß diese Beamten, 
Angestellten und Arbeiter — soweit es mich an-
geht — weder durch Zufall noch durch Protektion 
in dieses Haus hineingekommen sind; wenngleich 
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ich nicht leugnen kann, daß der Wunsch, manche 
Leute durch Protektion vorwärtszubringen, ziem-
lich weit verbreitet ist. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Es ist notwendig, sich manchmal dagegen zu 
wehren. Aber das wird wahrscheinlich nicht nur im 
Bundestag, sondern in jeder Stelle so sein, die 
irgendwelche Ämter zu vergeben, Beamte zu be-
rufen oder etwas Ähnliches zu tun hat. Besonders 
peinlich ist es natürlich, wenn Wünsche für die Be-
setzung irgendwelcher Posten ausgesprochen wer-
den, die gerade am Tage vorher im Haushaltsaus-
schuß gestrichen worden sind. 

(Heiterkeit.) 
Dann kann man natürlich in gar keiner Weise 
etwas tun. 
Da Sie nun — nicht ich, sondern Sie, Herr Pro-

fessor Gülich — das Wort „konfessionelle Gründe" 
ausgesprochen haben — Sie wissen ja, daß Sie in 
dieser Frage bei mir so etwas wie einen gewissen 
neuralgischen Punkt treffen — 

(Abg. Schoettle: Bei anderen auch!) 
— aber nehmen Sie mich einmal als Beispiel, Herr 
Kollege Schoettle! —, 

(Abg. Schoettle: Sie können mich auch 
nehmen!) 

möchte ich hier einmal aussprechen, daß niemals in 
diesem Hause eine Stelle unter irgendwelchen kon-
fessionellen Vorzeichen besetzt worden ist. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Ich habe allerdings einmal — ich möchte diesen 
Beispielfall anführen — abgelehnt, einen Oberin-
spektor einzustellen, der mir dringend empfohlen 
worden war. Dieser war aus der Kirche ausge-
treten; aber ich habe ihn nicht deswegen nicht 
eingestellt, weil er aus der Kirche ausgetreten 
war, sondern weil er in seinem Lebenslauf — 
wohl mit Rücksicht auf die Tatsache, daß ihm 
nicht verborgen geblieben war, daß ich evange-
lischer Oberkirchenrat bin — geschrieben hatte: 
„evangelisch getauft". Dann habe ich ihn gefragt: 
„Und was ist nun?" Da hat er gesagt: „Ich bin im 
Dritten Reich aus der Kirche ausgetreten und habe 
den Weg zurück nicht gefunden". Daraufhin habe 
ich ihm gesagt: „Wenn Sie mir geschrieben hätten: 
Ich bin aus der Kirche ausgetreten, dann hätte 
ich Sie auf Grund Ihrer Qualitäten eingestellt. 
Da Sie aber den Mut nicht gehabt haben und ge-
meint haben, Sie müßten gerade bei mir den Ein-
druck erwecken, Sie seien evangelisch, glaube ich, 
daß bei Ihnen die Dinge charakterlich nicht in 
Ordnung sind; und darum stelle ich Sie nicht ein." 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sodann sagten Sie, Herr Kollege Gülich, daß 
ich in diesem Hause nur „bequeme Untergebene" 
haben möchte. 

(Abg. Dr. Gülich: Den Vorwurf habe ich 
Ihnen doch nicht gemacht!) 

— Aber Herr Kollege Gülich, Sie haben gesagt, 
es seien nur Eignung und Charakter entscheidend 
— da stimme ich völlig mit Ihnen überein —, und 
.Sie haben hinzugefügt: nicht konfessionelle 
Gründe oder der Wunsch, bequeme Untergebene 
zu haben. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Da ich doch nun annehmen muß, daß Sie solche 
Ausführungen nicht als theoretische Ausführungen 

für das Archiv für Politik und Geschichte, sondern 
zum Haushalt des Deutschen Bundestags gemacht 
haben, 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte und 
rechts) 

möchte ich vor diesem Hause — ich will nicht 
sagen: vor der Geschichte; so anspruchsvoll bin 
ich gar nicht — feststellen, was ich zu diesem 
Thema meine. 

(Abg. Schoettle: Man könnte mit Ihnen, 
Herr Bundestagsabgeordneter, ja mal 
unter vier Augen über die Personalpolitik 
vom Beginn des Bundestags an reden!) 

— Herr Schoettle, ich würde sogar dieses Gespräch 
sehr gern mit Ihnen führen, hätte dann aber den 
Wunsch, es auszudehnen auf die Zeit des Frank-
furter Wirtschaftsrats. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zurufe von der SPD.) 

Wir sind nämlich von Frankfurt her unter ganz 
bestimmten Vorzeichen in personeller Beziehung 
in mancher Hinsicht so vorbelastet gewesen, daß 
wir uns Mühe haben geben müssen, zu einem 
ausgeglichen funktionierenden Apparat im Bundes-
tag zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Erneute Zu

-

rufe von der SPD. — Abg. Schoettle: Wes

-

halb Sie klatschen, versteht überhaupt 
kein Mensch! In Frankfurt haben Sie 
genau so viel zu sagen gehabt wie wir! 

Ihre Klatscherei ist doch ein Witz!) 
— Herr Kollege Schoettle, ich gehörte weder dem 
Wirtschaftsrat noch dem Personalamt in Frank-
furt an. Ich möchte nur ausdrücklich sagen: was 
ich hier ausgesprochen habe, bedeutet ja nun nicht 
eine summarische Aburteilung der Beamten und 
Angestellten, die von Frankfurt gekommen sind, 
sondern wir müßten uns dann über das Gesamt-
bild unterhalten. Ich stehe Ihnen jeden Tag zur 
Verfügung, Herr Kollege Schoettle. 
Zwei Dinge muß ich noch ansprechen. Herr 

Kollege Gülich hat den Wunsch ausgesprochen — 
der sich völlig mit meinen Wünschen und unser 
aller Wünschen deckt —, daß die Sitzungsproto-
kolle schneller erscheinen. Ich halte es für eine 
ausgezeichnete Sache des englischen Parlamenta-
rismus, daß man in ganz England morgens um 
8 Uhr den Hansard mit dem Bericht der Sitzung 
des Tages vorher, die abends um 11 Uhr zu Ende 
gegangen ist, im Hause haben kann. 

(Zuruf von der Mitte: Die nachts um zwei 
Uhr zu Ende gegangen ist!) 

— Das hat zwei Voraussetzungen, einmal vielleicht 
bestimmte drucktechnische. Es liegt hier nicht am 
Stenographischen Dienst, daß es länger dauert. Es 
schließt die Notwendigkeit ein, über die wir uns 
einigen müßten, daß man bereit ist, eine vor-
läufige Ausgabe dieser Berichte zu machen und 
die endgültige Ausgabe 8 Tage später erscheinen 
zu lassen. Denn es ist nicht möglich, alle 
Korrekturen wirklich einzufügen. Dann muß man 
vielmehr das tun, was das englische Unterhaus 
macht, daß jeder Abgeordnete eine halbe Stunde 
nach seiner Rede die Möglichkeit hat, Korrekturen 
anzubringen, sie aber endgültig noch binnen 
8 Tagen überprüfen kann. Wenn Sie das wollen 
— und ich halte es für richtig —, sollten wir das 
tun. Wir haben, um etwas abzuhelfen — das wis-
sen die Fraktionen —, erreicht, daß wir Korrek-
turabzüge des erscheinenden Berichts in einer 
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Zahl von etwa 30 jeden Morgen hereinbekommen. 
Sie liegen auch von der gestrigen Sitzung trotz 
ihres Umfangs bereits vor, so daß die Fraktionen 
und die unmittelbar interessierten Abgeordneten 
davon Gebrauch machen können. Das ist immerhin 
schon ein Vorzug. 
Dann ein letztes zum Handbuch. Ich habe vor mir 

— ich will Ihnen das nicht vorlesen — den Werde-
gang des Bundestagshandbuchs, die Aufforderung 
an die Abgeordneten, für dieses Handbuch Lebens-
läufe, Paßbilder usw. hereinzugeben. Sie ist am 
10. September 1953 ergangen. Wir wußten an 
diesem Tage noch nicht einmal genau, wer Abge-
ordneter dieses Bundestages ist. Ich habe das 
ständig überwacht. Das Buch ist so schnell heraus-
gekommen, wie es überhaupt nur möglich war. 
Die Herausgabe ist dadurch sehr erschwert worden, 
daß die eingereichten Lebensläufe zu einem 
großen Teil mit den Abgeordneten besprochen 
werden mußten, da sie in der verschiedenartigsten 
Form und Länge aufgestellt waren und eine ge-
wisse Gleichförmigkeit erwünscht schien. Es ist 
der Versuch gemacht worden, Bilder zu beschaffen. 
Auch da haben sehr viele besondere Eigenarten 
der Abgeordneten mitgespielt. Wir haben aber ge-
glaubt, daß es richtig ist, Bilder in ein Handbuch 
aufzunehmen, nach denen man die Abgeordneten 
wenigstens annähernd erkennen könnte, 

(Heiterkeit) 
und daß wir nicht in den Fehler verfallen sollten 
wie ein wesentlich schneller erschienenes Hand-
buch, das, ich glaube, einen Kollegen der sozialde-
mokratischen Fraktion in der Person seines Vaters 

dargestellt hat. 
(Heiterkeit.) 

Das spricht zwar für politische Tradition, aber nicht 
für die Richtigkeit. 

(Erneute Heiterkeit.) 
Ich habe geglaubt, unabhängig von allen Geschäfts-
interessen dafür sorgen zu sollen, daß dieses Hand-
buch erstens drucktechnisch und bildtechnisch gut 
und zweitens sachlich richtig ist. Das ist geschehen. 
Ich glaube, daß damit das getan ist, was nötig ist. 
Ein Wort noch zu dem Vorwurf gegen den Direk-

tor des Bundestages, daß er ein eigenes Handbuch 
herausgegeben hat. Ich habe nicht nur zufällig dieses 
Handbuch mit einem Vorwort versehen, Herr Kol-
lege Gülich, sondern ich habe das Erscheinen dieses 
Handbuchs sogar begrüßt. Denn es handelt sich um 
ein Handbuch, das nicht den Zweck wie das amt-
liche Handbuch hat, sondern das eine Übersicht 
über den 2. Deutschen Bundestag und seine Abge-
ordneten sein soll und der Popularisierung der Ar-
beit dieses Parlaments im Volke dienen soll, genau 
wie die kleinen Broschüren über den Deutschen 
Bundestag, die auch hier herausgegeben worden 
sind, über deren Erscheinen ich mich auch gefreut 
habe. Ich stelle ausdrücklich fest, daß der Direktor 
des Bundestages seine Verantwortung für die Her-
ausgabe des amtlichen Handbuchs unverkürzt 
wahrgenommen hat und daß das von ihm geschaf-
fene Handbuch nicht mit Unterstützung der Bun-
deszentrale für Heimatdienst herausgegeben wor-
den ist, sondern daß nach dem Erscheinen die Bun-
deszentrale für Heimatdienst durch eine Verein-
barung mit dem Verlag Exemplare im Sinne ihrer 
Aufgabensetzung übernommen hat, wie das auch 
mit einer großen Zahl von anderen Erscheinungen 
zum Thema des Parlaments und des öffentlichen 
Lebens geschieht. Wenn ich recht unterrichtet bin, 
ist die Bundeszentrale für Heimatdienst keine Insti-

tution einer politischen Richtung, sondern eine von 
einem Ausschuß aller politischen Richtungen ge-
leitete Institution. 
Darum habe ich es begrüßt, daß auf diese Weise 

auch diese Möglichkeit bestand, das Parlament in 
der Öffentlichkeit bekanntzumachen, genau so wie 
ich mich darüber gefreut habe, daß es möglich ist, 
die Mittel für die Einführung der Jugend in die 
Arbeit des Parlaments zu erhöhen. Wir können auf 
diesem Gebiet nicht genug tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Ich begrüße den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Gülich in der Zielsetzung. Ob der Weg über den 
Bundeskanzler und den besprochenen Millionen

-

Haushalt der richtige ist, mag dahingestellt bleiben. 
Ob es mehr in den Aufgabenbereich der Bundes-
zentrale für Heimatdienst gehört, mag ebenfalls 
noch geprüft werden. Je weiter die Kunde über die 
tatsächliche Arbeit des Parlaments in das Volk 
kommt, um so lieber ist es uns allen, und wir wer-
den alles dazu tun. 
Herr Kollege Gülich, Sie haben den Direktor des 

Bundestags noch deswegen etwas moniert, weil ich 
ein Vorwort zu seinem Buch geschrieben habe. Es 
gibt ja auch einige andere Erscheinungen, z. B. 
„Einer von 402" und einen Kommentar zur Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages, zu denen ich 
auch Vorworte geschrieben habe; 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 
zum ersten übrigens, Herr Kollege Gülich, nicht 
ohne daß ich von meinen Parteifreunden aus Hes-
sen deswegen politische Prügel bekommen habe, 
weil sie meinten, ich sei nun dabei, im Wahlkreis 
Dieburg-Michelstadt die Konkurrenz zu unter-
stützen. 
Ich meine, wir sollten etwas großzügiger sein und 

unabhängig davon, ob der Abgeordnete so oder so 
heißt, den Versuch, das Volk und die Wähler über 
die Arbeit des Parlaments und der Abgeordneten 
zu informieren, unterstützen. Darum habe ich so 
gehandelt; darum werde ich weiter so handeln, und 
darum glaube ich, daß wir auf diesem Wege auch 
im Bundestag weitergehen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Gülich. 
Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Ich muß wenige Worte sagen. Ich 
werde es keineswegs unversöhnlich tun; ich möchte 
nur folgendes klarstellen. 
Ich habe gesagt, daß zu Beginn des Deutschen 

Bundestages aus unsachlichen Gründen Menschen 
hier hereingekommen seien, die deshalb nicht un-
bedingt dauernd zu bleiben brauchen, die nicht be-
amtet zu werden brauchen und die nicht befördert 
zu werden brauchen. Das „beamtet zu werden 
brauchen" habe ich vorhin nicht gesagt, aber 
implicite gemeint. Da Sie zu Beginn des Bundestags 
nicht Präsident des Bundestags waren, sondern ich 
ja von Ihnen auch weiß, daß Sie die Last von ge-
wissen Menschen hier mitgetragen haben, könnte 
ich Ihnen daraus keinen Vorwurf machen. Insofern 
ist es also klargestellt. 
Ich habe Ihnen auch keinen Vorwurf gemacht in 

bezug auf die Personalpolitik, Konfessionalität oder 
Bequemlichkeit. Allerdings, Herr Kollege Ehlers, 
ich habe diese Ausführungen nicht theoretisch für 
das Archiv für Politik und Geschichte gemacht — 
das will ich Ihnen gern sagen —, sondern ich habe 
sie aus einer allgemeinen Erkenntnis und Erfah- 
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rung heraus gemacht, und wenn Sie wollen, konn-
ten Sie darin eine Mahnung sehen. Ich bin sehr 
gern bereit, nicht vor der Öffentlichkeit des Deut-
schen Bundestags, sondern mit Ihnen im persön-
lichen Gespräch auf diese Sache zurückzukommen. 
Jedenfalls handelt es sich hier auch nicht um einen 
Vorwurf, sondern um das Bemühen, das Funktio-
nieren des Parlaments sicherzustellen. 

(Abg. Kunze [Bethel]: Eine Logik!) 
Drittens zum Handbuch. Ich glaube, so kann man 

das nicht machen. Ich meine, mich doch verständlich 
ausgedrückt zu haben. Gegenstand meiner Kritik 
war nicht, daß das Handbuch so langsam erschienen 
ist — es hätte sich sicher beschleunigen lassen —, 
sondern Hauptgegenstand meiner Kritik war, daß 
ein Beamter, zu dessen dienstlichen Pflichten die 
Herausgabe eines amtlichen Handbuches gehört, ein 
privates Handbuch herausbringt; und zwar ist es 
ihm gelungen, das private Handbuch sechs bis acht 
Wochen vor dem amtlichen herauszubringen. 

(Abg. Heiland: Sonst hätte es sich j a nicht 
mehr verkaufen lassen!) 

Ich bin ganz prinzipiell der Meinung — das habe 
ich hier gesagt —, daß so etwas nicht sein soll und 
nicht Schule machen darf. Wenn das am grünen 
Holz des Bundestags geschieht, was soll am dürren 
Holz des Familienministeriums werden! 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Oh!- 
Rufe bei der CDU/CSU. — Abg. Arndgen: 

Das war aber billig!) 
— Ich konnte auch sagen: am dürren Holz der Mini-
ster ohne besondere Aufgaben! — 
Das amtliche Handbuch und das Inhaltsverzeich-

nis des privaten Handbuches decken sich zu gut 
90 %. Ich hätte gewünscht, daß die Bundeszentrale 
für Heimatdienst sich die Verbreitung des amt

-l

ichen Handbuches hätte angelegen sein lassen. 
(Sehr richtig! bei der SPD: — Abg. D. Dr. 

Ehlers: Hat sie ja!) 
Ich habe in einer Aufstellung der Bundeszentrale 
für Heimatdienst gelesen: „Verzeichnis der Bücher, 
die durch die Bundeszentrale für Heimatdienst 
herausgegeben oder gefördert worden sind." Diese 
Tatsache berechtigt mich zu der Feststellung, daß 
ich ein solches Verfahren nicht für glücklich halte, 
sondern es für glücklich hielte, das amtliche Hand-
buch in möglichst weitem Umfange herauszu-
bringen. 

Ich habe Ihnen — und damit bin ich fertig — 
auch nicht einen Vorwurf daraus gemacht, daß Sie 
ein Vorwort dazu geschrieben haben; ich habe ja 
gesagt, Sie haben freundlicherweise ein Vorwort 
dazu geschrieben; ohne Vorwurf. Ich wollte diese 
Tatsache nur nicht unterdrücken, weil sie zum 
Bilde gehört. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 

(Abg. Dr. Greve: Werden wir doch einmal 
deutlich und fragen wir: Was verdient 

Herr Troßmann au dem Buch?) 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Ehlers hatte die 
Freundlichkeit, darauf hinzuweisen, daß er in 
seiner Eigenschaft als Präsident des Deutschen 
Bundestages gebeten worden sei, zu zwei anderen 
Schriften ein Vorwort zu schreiben. Ich bekenne 
mich als Verfasser der einen Schrift — „Einer 
von 402" — und als Mitverfasser der anderen 
Schrift: „Kommentar zur Geschäftsordnung des 

Deutschen Bundestages". Ich möchte sagen, daß es 
einer alten Gepflogenheit entspricht, daß man den 
Präsidenten eines Parlaments um ein Vorwort 
bittet, wenn eine Schrift erscheint, die sich mit 
dem Parlament befaßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 
Eine Kritik daran wurde ja auch wohl nicht ge-
meint von dem Herrn Abgeordneten Dr. Ehlers 
in seiner Eigenschaft als Präsident. Aber zur Ver-
meidung von Irrtümern möchte ich, ohne damit 
auf die etwaigen anderen Regelungen in bezug auf 
das Buch des Herrn Direktors Troßmann hinzu-
weisen, nur eines feststellen: ich habe im Interesse 
der Sache bei dem Erscheinen dieser beiden Schrif-
ten auf jeden Pfennig Honorar verzichtet und habe 
auch niemals etwa einen Pfennig Honorar für Vor-
worte angeboten. Ich glaube, es ist nützlich zur 
Vermeidung irgendwelcher Legendenbildungen, die 
aus den Darlegungen hätten entstehen können, 
hier darauf hinzuweisen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Abgeordnete Ehlers hat 
hier über die Entwicklung der Personalpolitik so-
wohl im ersten Deutschen Bundestag wie im 
Frankfurter Wirtschaftsrat einige Bemerkungen 
gemacht, die ich nur auf seine mangelnde Kenntnis 
der Vorgänge zurückführen kann. Denn wenn er 
die Tatbestände gekannt hätte, hätte er nicht mehr 
zwei- als eindeutig hier zu dieser Frage gesprochen. 
Ich will deshalb nur eines feststellen, und das 
gegenüber den Damen und Herren, die so bereit-
willig Beifall geklatscht haben, weil sie den Ein-
druck hatten: Hier wird etwas gegen die Oppo-
sition gesagt. 
Im Frankfurter Wirtschaftsrat hatte die sozial-

demokratische Fraktion, die zu führen ich die 
Ehre hatte, auf die Personalpolitik des Wirtschafts-
rats so viel Einfluß, wie auf die Personalpolitik in 
diesem Hause; und das ist weiß Gott sehr wenig. 

(Zuruf rechts: Gott sei Dank!) 
Verantwortlich für die Personalpolitik war damals 
wie heute ein Angehöriger der Parteien, die jetzt 
zur Regierungskoalition gehören. Da ich im allge-
meinen höflich bin, nenne ich Namen nicht, vor 
allem, wenn sie mehr oder weniger der politischen 
Vergangenheit angehören. Aber wir haben jeden-
falls an dieser Personalpolitik keinen Anteil. Und 
was das Personalamt des Frankfurter Wirtschafts-
rats betrifft, so hatte das auf die Verbeamtung 
der Angestellten des Wirtschaftsrats, die allein der 
Ursprung einer Reihe von falschen personalpoliti-
schen Positionen in diesem Hause ist, so wenig 
Einfluß, wie viele andere Stellen. Es hatte ledig-
lich ein Gesetz zu vollziehen, das die Militär-
regierungen damals erlassen hatten. 
Meine Damen und Herren, wollen Sie leugnen 

— soweit Sie es mit beobachtet haben —, daß hier 
in diesem Hause bei Beginn zwar der Versuch 
gemacht worden ist, eine ordentliche Verwaltung 
zu schaffen, daß aber bei diesem Versuch auch eine 
Reihe von Dingen geschehen sind, die man nicht 
auf die parteipolitische Ebene, wohl aber auf ganz 
persönliche Protektion zurückführen kann? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich will hier gar nicht parteipolitisch werden, aber 
ich habe es miterlebt, meine Damen und Herren, 
und ohne hier Namen wieder ins Spiel bringen zu 
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(Schoettle) 
wollen, — ich bin gern bereit, Herr Abgeordneter 
Ehlers, mit Ihnen in Ihrer andern Eigenschaft über 
Dinge zu sprechen, über die man in der Öffent-
lichkeit am besten nicht spricht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache zu dem Einzelplan 02 
— Haushalt des Deutschen Bundestages —. 
Es liegt nur ein Entschließungsantrag vor, über 

den in der dritten Lesung abgestimmt wird. Ich 
komme daher zur Abstimmung über den Haus-
haltsplan. Wer dem Einzelplan 02 — Haushalt des 
Deutschen Bundestages —, Drucksache 352, zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. Damit ist dieser Punkt 
der Tagesordnung erledigt. 
Ich rufe auf: 

Einzelplan 10 - Haushalt für den Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — (Druck-
sache 360; Umdrucke 20, 26, 27, 33, 34, 35). 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, Ab-
geordneten Brese. 

(Präsident D. D r. Ehlers übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Brese (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Zur Beratung 
steht der Haushalt des Bundesministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten und seiner 
nachgeordneten Dienststellen, über den ich in den 
vergangenen sechs Jahren, zuerst in Frankfurt und 
dann hier in Bonn, regelmäßig berichtet habe. Ich 
bin dabei in der glücklichen Lage, mich trotz des 
Umfanges dieses Haushalts recht kurz fassen zu 
können. 
Zunächst eine erfreuliche Feststellung. Der Zu-

schußbedarf des Rechnungsjahres 1954 hat sich 
gegenüber dem Vorjahr vermindert. Die Vermin-
derung ergibt sich im besonderen aus einer Steige-
rung der Einnahmen und hier wiederum wesent-
lich bei den Abschöpfungen. 
Was nun die Einnahmeseite angeht, so habe ich 

eben schon erwähnt, daß hier eine wesentliche Er-
höhung bei den Abschöpfungen eingetreten ist. Es 
handelt sich dabei bekanntlich um den Unter-
schiedsbetrag, der auf Grund der Marktordnungs-
gesetze bei der Einfuhr von Lebensmitteln erhoben 
wird, um die Auslandspreise an den Inlandsmarkt 
anzupassen. Solche Abschöpfungen kommen im 
Rechnungsahr 1954 ebenso wie im abgelaufenen 
Rechnungsjahr nur bei Getreide und Zucker in Be-
tracht. Das Gesamtaufkommen war in der Regie-
rungsvorlage mit 198,2 Millionen DM veranschlagt. 
Der Haushaltsausschuß hat geglaubt, angesichts der 
Entwicklung, die die Weltmarktpreise in der 
Zwischenzeit gezeigt haben, eine Erhöhung des Ab-
schöpfungsaufkommens um 27,6 Millionen DM vor-
nehmen zu können. 
In diesem Zusammenhang möchte ich gleich er-

wähnen, daß in der Regierungsvorlage zwischen 
dem Abschöpfungsaufkommen und den neuen Aus-
gaben eine Bindung vorgenommen war. Es handelt 
sich dabei um die Durchführung von Maßnahmen 
des neuen Programms zur Verbesserung der Agrar-
struktur, auf die ich noch näher zu sprechen 
kommen werde. Nach der Regierungsvorlage sollten 
diese neuen Ausgaben bzw. Mehrausgaben in einem 

Umfange von 78,2 Millionen DM nur zum Zuge 
kommen, soweit sie 120 Millionen DM über-
schreiten. Der Haushaltsausschuß hat geglaubt, 
diese Bindung nicht aufrechterhalten zu sollen. Er 
stimmt dem Programm zur Verbesserung der Agrar-
struktur in vollem Umfange zu und ist der Mei-
nung, daß die im Rahmen dieses Programms vor-
gesehenen Maßnahmen von so grundlegender Be-
deutung sind, daß sie nicht von bestimmten Ein-
nahmen abhängig gemacht werden können. Der 
Haushaltsausschuß hat daher die Bindungs-
vermerke sowohl bei dem Einnahmetitel — 
Kap. 1002 Tit. 67 — als auch bei den ent-
sprechenden Ausgabetiteln — Kap. 1002 vor 
Tit. 531 sowie bei Tit. 532, 603, 618, 663, 670 und 
956 — gestrichen. 
Auf der Ausgabeseite ist zu erwähnen, daß bei 

den Subventionen eine erhebliche Verminderung 
eingetreten ist. Sie beträgt nach der Regierungs-
vorlage rund 101,8 Millionen DM. Die Subventionen 
— Kap. 1002 Tit. 951 — beruhen wie die Ab-
schöpfungen auf den Marktordnungsgesetzen und 
stellen ihr Gegenstück dar. Sie sind der Unter-
schiedsbetrag zwischen den höheren Einfuhrpreisen 
und den vergleichbaren niedrigeren Verkaufs-
preisen. Bei der heutigen Weltmarktlage kommen 
sie nur noch bei einem geringfügigen Teil der 
Getreideeinfuhren in Betracht. 
Diese Ausgabenverminderung ist die wesent-

lichste, die zu verzeichnen ist. Ihr stehen gegen-
über die schon erwähnten Ausgaben bzw. Ausgabe-
erhöhungen, die mit dem Programm zur Ver-
besserung der Agrarstruktur zusammenhängen. Es 
handelt sich hierbei um folgende Ausgabepositonen. 

1. Flurbereinigung, Kap. 1002 Tit. 532 und 663. 
Sie war im Haushalt 1953 nur mit dem Betrag von 
1 Million DM ausgestattet. Nach der Regierungs-
vorlage wird dieser Betrag auf 50 Millionen DM 
erhöht. Ich brauche über die große Bedeutung der 
Flurbereinigung nicht zu sprechen, da Ihnen allen 
die Größe der noch umlegungsbedürftigen Flächen 
und der Umfang dieser grundlegenden Maßnahme 
für eine rationale Wirtschaftsführung bekannt sind. 
Die Beträge sollen Verwendung finden für die 
Ausführungskosten von Meliorationen sowie für 
die Aussiedlung und Aufstockung von Betrieben 
im Rahmen der Flurbereinigung. 

2. Der Ansatz für die Wirtschaftsberatung, 
Kap. 1002 Tit. 603, wird nach der Regierungs-
vorlage von 4,2 Millionen DM auf 9,7 Millionen DM 
erhöht. Die Erhöhung soll u. a. für die verstärkte 
Wirtschaftsberatung in flurbereinigten Gemeinden 
sowie für die Wirtschaftsberatung auf dem Gebiete 
der Forstwirtschaft und der Jugendberatung Ver-
wendung finden. 
3. Neu ist der Bundeswasserwirtschaftsfonds, 

Kap. 1002 Tit. 618, der nach der Regierungsvorlage 
mit 15 Millionen DM ausgestattet ist. Hier werden 
damit erstmals Bundesmittel auch für die Durch-
führung von binnenwasserwirtschaftlichen Maß-
nahmen bereitgestellt. Bisher war das nur hinsicht-
lich der Küstenschutzmaßnahmen, Kap. A 1002 
Tit. 600, der Fall. 

4. Neu ist ebenfalls die Ausgabeposition für die 
Zinsverbilligung, Kap. 1002 Tit. 956. Hier sind 
16,275 Millionen DM vorgesehen. Diese Zins-
verbilligungen sollen für Besitzfestigung, Gemüse-, 
Obst- und Gartenbau, Binnenwasserwirtschaft, An-
schaffung von Gemeinschaftseinrichtungen, Mol-
kereiwirtschaft sowie für landwirtschaftliche Um- 
und Neubauten und die Aussiedlung von Gehöften 
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(Brese) 
außerhalb der Flurbereinigung und Siedlung ver-
wendet werden. Der Haushaltsausschuß hat bei 
dem letzteren Punkte eine Ergänzung der Er-
läuterungen beschlossen. Es soll auch der Land-
arbeiterwohnungsbau bei der Zinsverbilligung be-
rücksichtigt werden. Erwähnenswert ist dabei die 
Ergänzung der Erläuterungen, durch die die 
Grundlage dafür geschaffen wird, daß die Zins-
verbilligungsbeträge nicht nur für ein Haushalts-
jahr, sondern darüber hinaus für die erforderliche 
Dauer der Zinsverbilligung gegeben werden 
können. 
Auf der Ausgabeseite, wie sie die Regierungs-

vorlage zeigt, ist noch die Erhöhung der Vorrats-
kosten, Kap. 1002 Tit. 620, von 140,9 Millionen DM 
auf 181,2 Millionen DM bemerkenswert. Diese Er-
höhung um rund 40,3 Millionen DM ist aber keine 
echte Erhöhung der Vorratshaltungskosten. Sie be-
ruht vielmehr darauf, daß im Rechnungsjahr 1953 
noch Gewinne der Einfuhr- und Vorratsstellen von 
insgesamt 29 Millionen DM hinzugezogen werden 
konnten. Dazu sind im Rechnungsjahr 1954 
10,3 Millionen DM ausgebracht, die zur Abdeckung 
eines Vorgriffs aus dem Rechnungsjahr 1952 dienen 
sollten. Da dieser Vorgriff, wie sich nachträglich 
herausgestellt hat, schon im Rahmen des Haushalts-
ansatzes für 1953 seine Erledigung finden kann, 
hat der Haushaltsausschuß beschlossen, den in der 
Regierungsvorlage ausgebrachten Gesamtbetrag um 
10 Millionen DM zu ermäßigen. 
Der Haushaltsausschuß hat sich im Laufe seiner 

Beratungen dann noch mit einer Reihe von Mehr-
anforderungen auseinandersetzen müssen. Er ist 
dabei zu folgenden Ergebnissen gekommen. 
1. Es ist unbedingt notwendig, die Bekämpfung 

der Rindertuberkulose, für die bisher ERP-Mittel 
zur Verfügung standen, auch weiterhin von 
Bundesseite zu fördern. Der Haushaltsausschuß hat 
daher beschlossen, den Titel für die Zuschüsse zur 
Bekämpfung der Tierseuchen, Kap. 1002 Tit. 615, 
auf 10 Millionen DM zu erhöhen und da-
mit für die Bekämpfung der Rindertuberkulose 
9,770 Millionen DM zur Verfügung zu stellen. 
2. Der Absatz von Magermilchpulver, der im 

Interesse der Verwertung der überschüssigen 
Magermilch von großer Bedeutung ist, ist ein 
dringendes Problem geworden. Um hier Erleichte-
rungen zu schaffen, hat der Haushaltsausschuß 
unter Kap. 1002 Tit. 950 einen Betrag von 
5 Millionen DM unter Hinzufügung eines Sperr-
vermerks neu eingestellt. 
3. Bei den Küstenschutzmaßnahmen, für die im 

außerordentlichen Haushalt Kap. 1002 Tit. 600 
24 Millionen DM vorgesehen sind, schlägt der Haus-
haltsausschuß zusätzlich eine Erhöhung um 
6 Millionen DM vor. Wie die Katastrophen der 
letzten Zeit gezeigt haben, ist es unbedingt not-
wendig, die schwachen Stellen in den Nordsee-
deichen schleunigst zu sichern. Als Deckung hierfür 
hat der Haushaltsausschuß eine entsprechende Er-
mäßigung bei den Betriebsmittelzuweisungen an 
die Einfuhr- und Vorratsstelle, Kap. 1002 Tit. 950, 
vorgesehen. Er geht davon aus, daß mit dem dann 
verbleibenden Rest von 6 Millionen DM im Rech-
nungsahr 1954 noch der Ausgleich gefunden werden 
kann. 
4. Im Interesse der Förderung der Tierzucht ist 

der Ausbau von bestehenden und die Errichtung 
neuer Schweinemastprüfungsanstalten sowie die 
Errichtung einer Mastversuchsstation für Schafe 
von großer Bedeutung. Der Haushaltsausschuß hat 

es daher für notwendig angesehen, daß vom Bunde 
aus hierfür ein Betrag von wenigstens 190 000 DM 
zur Verfügung gestellt werde, und deshalb hierfür 
einen neuen Ausgabetitel bei Kap. 1002 Tit. 957 
ausgebracht. 
5. Den Ausgabeansatz für die Förderung des 

Weinbaues, Kap. 1002 Tit. 607, hat der Haushalts-
ausschuß um 100 000 DM erhöht und damit wieder 
auf den Vorjahrsbetrag gebracht. Für die Förde-
rung der Landtechnik und zur Förderung des land-
wirtschaftlichen Bauwesens hat der Haushaltsaus-
schuß den Zuschuß um 240 000 DM erhöht. Mit diesem 
Betrag sollen insbesondere neue Deulaschulden bei 
dem Kuratorium für Technik in der Landwirtschaft 
ausgestattet werden und die Maschinenprüfungen 
bei der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft in 
Verbindung mit dem Kuratorium für Technik in 
der Landwirtschaft ausgebaut werden. Als Deckung 
für diese Erhöhung um 340 000 DM hat der Haus-
haltsausschuß geglaubt, bei der Ausgabeposition 
für Schädlingsbekämpfung, Kap. 1002 Tit. 614, 
diesen Betrag einsparen und auch absetzen zu 
können. 
Damit habe ich die wesentlichen Veränderungen, 

die auf der Einnahme- und Ausgabeseite des 
Ministeriums selbst zu verzeichnen sind, erläutert. 
Es ist nun noch hinzuzufügen, daß der Stellenplan 
des Ministeriums nur eine geringfügige Ausweitung 
erfahren hat, und zwar um insgesamt 14 Stellen. 
Es handelt sich dabei um 5 Beamte, 5 Angestellte 
und 4 Arbeiter. Der Stellenplan der nach-
geordneten Dienststellen des Ministeriums hat ver-
schiedene größere Veränderungen erfahren. Her-
vorzuheben ist hier der Stellenplan der Außen-
handelsstelle, Kap. 1003. Auf der Grundlage eines 
Gutachtens des Bundesrechnungshofes ist hier eine 
Verminderung um 50 Dienstkräfte zu verzeichnen. 
In diesem Rahmen war auch die Umwandlung von 
18 Angestelltenstellen in Beamtenstellen vorge-
schlagen worden. Der Haushaltsausschuß war aber 
der Überzeugung, daß eine Umwandlung von 
10 Angestelltenstellen ausreichen würde. Die 
übrigen nachgeordneten Dienststellen sind For-
schungsanstalten. Hier sind einige Stellenvermeh-
rungen zu verzeichnen. Sie sind aber im wesent-
lichen auf besondere Umstände zurückzuführen, 
nämlich auf die Übernahme der Biologischen 
Zentralanstalt in Berlin — 88 Dienstkräfte —, auf 
den Ausbau der Bundesforschungsanstalt für Forst - 
und Holzwirtschaft in Reinbek — 19 Dienst-
kräfte —, auf den Ausbau der noch im Anfangs-
stadium befindlichen Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen —
105 Dienstkräfte — und auf den im Zusammen-
hang mit dem neuen Saatgutgesetz stehenden Aus-
bau des Bundessortenamtes in Rethmar, 19 Dienst-
kräfte. 
Meine Damen und Herren, in Bundestagsdruck-

sache 360 sind die Ergebnisse der Beratungen im 
Haushaltsausschuß enthalten. Sie liegt Ihnen vor. 
Soweit die Beschlüsse des Haushaltsausschusses von 
besonderer Bedeutung sind, habe ich sie Ihnen be-
reits vorgetragen. Ich darf daher namens des Haus-
haltsausschusses nun die Bitte ausprechen, den An-
trägen in Bundestagsdrucksache 360 zuzustimmen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Meine Damen und Herren, darf 
ich bezüglich der Regelung der Aussprache fragen: 
Wird in der Einzelberatung zunächst eine allge-
meine Aussprache über den Gesamtbereich des 
Haushalts gewünscht oder sollen wir in die Be- 
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ratung der gestellten Änderungsanträge eintreten 
und dann vielleicht im Anschluß daran und in Ver

-

bindung damit allgemeine Gesichtspunkte erörtern? 
(Zustimmung.) 

— Dann würde ich vorschlagen, daß zuerst die 
Änderungsanträge begründet werden. Zunächst 
Umdruck 33*), ein Antrag der SPD. Herr Schmidt, 
bitte! 
Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Meine Damen und 

Herren, gestatten Sie mir vorweg eine Berichti-
gung. In Umdruck 33 muß es heißen: 

In Kap. 1002 Tit. 615 ist der Ansatz von 
„10 000 000 DM" auf „40 000 000 DM" zu er-
höhen. 

Und drei Zeilen weiter: 
5. Beihilfen zur Ausmerzung tbc-kranker Kühe 
39 770 000 DM. 

Meine Damen und Herren! Im bisherigen Tit. 615 
waren nur Ausgaben für die Virusgewinnungsan-
lagen, für die Vorratshaltung von Impfstoffen 
und für Forschungsaufträge in Höhe von 230 000 DM 
vorgesehen. Keine Mittel, nicht eine einzige Mark, 
waren aber für die Bekämpfung der Tuberkulose 
als Tierseuche veranschlagt. Im Agrarprogramm 
des Bundeslandwirtschaftsministers Herrn Dr. 
Lübke nimmt die Qualitätsverbesserung, insbeson-
dere der Milch einen breiten Raum ein. Wir er-
innern uns an die Milchdebatte damals — ich 
glaube, es war im Dezember 1953 —, in der alle 
Redner darin übereinstimmten, daß das Milchpro-
blem nur durch Mehrverbrauch gelöst werden 
kann. Dieser Mehrverbrauch ist abhängig von einer 
wesentlichen Qualitätssteigerung. Diese wiederum 
ist abhängig in erster Linie von einer Gesundung 
der Tierbestände. 
Auf Grund dieser Erkenntnisse hat der Bundes-

landwirtschaftsminister beantragt, 5 Millionen DM 
für diesen Zweck im Haushalt einzusetzen. Das war 
ein bescheidener Betrag. Wir wissen, daß das Kabi-
nett die Bewilligung dieser Summe abgelehnt hat. 
Ich darf das ausdrücklich noch einmal feststellen 
und damit zum Ausdruck bringen, daß also dieser 
Teil des Programms des Herrn Lübke vom Kabi-
nett anscheinend abgeschrieben ist. 
Nun kann man natürlich verschiedene Einwände 

gegen Bundesbeiträge erheben. Man kann sagen, 
das sei Ländersache. Das haben wir genug gehört, 
auch auf anderen Gebieten. Aber ich mache darauf 
aufmerksam, daß die Länder bereits heute erheb-
liche Beträge aufbringen, und zwar schätzungs-
weise zwischen 10 und 15 Millionen DM. Davon 
bringt allein das reiche Land Nordrhein-Westfalen 
8 Millionen DM aus Haushaltsmitteln auf. Prak-
tisch heißt das, daß die armen Länder kaum Mittel 
für die Tbc-Bekämpfung aufbringen können. Die 
Posten, die dort aufgebracht werden, reichen bei 
weitem nicht aus, um dieses Problem zu lösen. 
Man könnte einen anderen Einwand bringen. 

Man könnte sagen, die Landwirtschaft solle selber 
mit diesem Problem fertigwerden. Wir müssen zu-
geben und darüber hinaus sogar anerkennen, daß 
die Landwirtschaft in den letzten Jahren Erheb-
liches getan hat, um damit fertigzuwerden. Ich darf 
darüber hinaus aber auch feststellen, daß es kein 
Land in der ganzen Welt gibt, das es der Land-
wirtschaft selbst überlassen hätte, mit der Tbc fer-
tigzuwerden. Überall sind Staatsmittel in einem 
größerem Umfang eingesetzt worden. 
Der Kollege Frühwald hat bei den Beratungen 

im Haushaltsausschuß 10 Millionen DM beantragt. 
Diesem Antrag wurde zugestimmt. Nun kommen 
*) Siehe Anlage 13 Seite 938.  

wir mit unserem Antrag, diesen Betrag von 10 auf 
40 Millionen DM zu erhöhen. Wie steht es um den 
Wirkungsgrad dieser 10 Millionen DM? Es gibt im 
großen und ganzen drei Möglichkeiten, die Tbc-Be-
kämpfung durchzuführen. Die erste wäre, das ge-
samte Vermittlungsverfahren auf Staatskosten zu 
übernehmen, d. h. die Unkosten für die einzu-
setzenden Hilfstierärzte zu tragen, die Tuberkulin-
beschaffung dem Staat und der allgemeinen Öffent-
lichkeit zu überlassen und auch die allgemeinen 
Untersuchungskosten zu übernehmen. Diese 10 Mil-
lionen DM reichen gerade aus, um eben diese allge-
meinen Kosten zu decken. Das ist nicht viel; sie 
würden praktisch nicht dazu beitragen, daß die 
Tbc-kranken Kühe ausgemerzt werden. Diese Hilfs-
maßnahmen waren bisher Aufgabe der Länder, 
und ich meine, das sollte auch Aufgabe der Länder 
bleiben. 
Eine zweite Möglichkeit, hier einzugreifen, wäre 

die Form einer Milchstützung entweder durch Zah-
lung von einem halben Pfennig oder, wie es auch 
in einigen Ländern üblich ist, von einem Pfennig 
je Liter Milch aus Tbc-freien Beständen. Nun, 
meine Damen und Herren, lassen Sie mich einmal 
eine kurze Rechnung aufmachen, und zwar zuerst 
in der allgemeinen Finanzierung. Wir haben im 
Bundesgebiet zirka 11 1/2 Millionen Rinder, davon 
rund 6 Millionen Kühe. Von diesen 11 1 /2  Millionen 
Rindern sind nach Schätzungen zirka 4 1/2 Millionen 
Tbc-krank, von den Kühen sind es zirka über 2 Mil-
lionen. Wir haben heute eine Produktion Tbc-freier 
Milch von zirka 2 1/2 Millionen Tonnen. Wenn Sie 
also nur einen Pfennig für die Tbc-freie Milch aus-
geben würden, dann brauchten Sie im Jahre 25 Mil-
lionen DM. Bei steigender Freimachung von Tbc 
würden also diese Beträge weiterhin ansteigen. Bei 
einer Stützung von einem Pfennig je Liter Milch 
würden Sie aber keinen ausreichenden Anreiz 
schaffen, daß die Kühe auch wirklich ausgemerzt 
werden. Darüber sind wir uns wohl alle einig. Erst 
dann wäre ein Anreiz gegeben, wenn Sie z. B. je 
Liter Milch fünf Pfennig mehr zahlten. Aber dann 
würde der Betrag ja auf 125 Millionen DM steigen. 
Ich glaube, eine solche Ausgabe könnte kaum ver-
antwortet werden. 
Ich darf auch einmal eine kleine privatwirt-

schaftliche Rechnung aufmachen, weil sie nämlich 
zeigt, daß hier für den Bauern Verluste eintreten, 
die er kaum allein tragen kann. Nehmen wir ein-
mal an, ein Bauer habe sechs Kühe, davon würden 
drei als Tbc-krank festgestellt. Wenn er seinen 
Stall vollkommen Tbc-frei machen würde d. h. 
er würde drei ausmerzen und drei neue dafür an-
schaffen —, dann bekäme er im Jahre bei einem 
Stützungspreis von einem Pfennig je Liter rund 
150 DM mehr. Das ist also der effektive Gewinn. 
Auf der anderen Seite steht aber ein Barverlust 
von rund 1500 DM. Ich frage mich, ob er bei einem 
Stützungspreis von einem Pfennig freiwillig zur 
Ausmerzung seiner Tbc-kranken Tiere schritte. Ich 
glaube kaum. Wir stellen also fest, daß dieser eine 
Pfennig kein effektiver Anreiz ist. 
Nach meiner Ansicht gibt es eine dritte, eine 

wirksame Möglichkeit, unsere Tierbestände gesund 
zu machen, und zwar in Form von Ausmerzungs-
beihilfen. Es gibt zwei oder drei Länder in unserer 
Bundesrepublik, die bereits heute solche Zuschüsse 
von 50 bis 100 DM je Tier zahlen. Aber die Wir-
kung ist nicht die, die man dabei im allgemeinen 
erwartet. Wir müssen zu einer Entschädigung kom-
men, die mindestens die Hälfte des Barverlustes 
deckt. Das wäre, sagen wir, im Schnitt der Tiere 
200 bis 250 DM. Ich glaube, diese Summe dürfte 
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wohl als richtig anzusehen sein. Mit den 10 Millio-
nen DM, die jetzt im Haushalt stehen, könnte man 
also im Jahre 40- bis 50 000 Tbc-kranke Rinder aus-
merzen. Das wären rund 2 % aller Tbc-Kühe. Wir 
brauchten also mindestens 20 bis 30 Jahre, um mit 
dem Problem fertigzuwerden. 

Aus diesem Grunde, um schneller fertig zu wer-
den, haben wir beantragt, den Ansatz auf 40 Mil-
lionen DM zu erhöhen, insbesondere zur direkten 
Ausmerzung. Wir würden also in der Lage sein, in 
jedem Jahr 160 000 bis 200 000 Tiere auszumerzen, 
und wir hätten die Gewähr, daß wir auf diese 
Art und Weise in acht bis zehn Jahren den Gesamt-
rindviehbestand Tbc-frei hätten. Der Einwand, daß 
man diese 160 000 bis 200 000 Tiere nicht ersetzen 
könne, sticht nicht. Umfragen haben ergeben, daß 
die Züchterverbände durchaus in der Lage wären, 
den Bestand auf die vorgesehene Zahl zu ergänzen. 

Gestatten Sie mir zum Schluß noch einen Hin-
weis auf die Leistungen anderer Länder. Ich habe 
mir z. B. sagen lassen, daß das kleine Holland in 
.einem Fünfjahresprogramm 100 Millionen Gulden 
aufbringt. Entsprechend unserer Größe, der Zahl 
unserer Tiere und dem Verseuchungsgrad müßten 
wir doch mindestens das Fünffache des Betrages 
aufwenden. Ich glaube, unsere Forderung nach 
40 Millionen DM ist außerordentlich bescheiden. 
Aus diesem Grunde und um der Wichtigkeit des 
Problems willen möchte ich Sie bitten, unserem An-
trag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
es ist vielleicht zweckmäßig, zunächst die Einzel-
besprechung über die einzelnen Aufträge durchzu-
führen, um nicht hin- und herspringen zu müssen. 
Bleiben wir also zunächst bei den Tierseuchen, 
bei der Rinder-Tbc! — Herr Abgeordneter Hor-
lacher, dazu? — Bitte! 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seien 
Sie mir nicht bös, wenn ich folgendes voraus-
schicke. Ich kann hier, wo es sich darum handelt, 
den Etat zu verabschieden, und zwar möglichst 
bald, keinen aus der Reihe tanzenden argrarpoliti-
schen Wildschützen machen. Die Rolle kann ich 
nicht übernehmen. Infolgedessen muß ich bei dem 
bleiben, was mir der sachliche Plan der ganzen 
Verhältnisse vorschreibt. 

Hier ist insbesondere darauf zu achten, daß der 
Etat des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten aus Einnahmen und 
Ausgaben besteht, daß er in den Beratungen des 
Ernährungsausschusses wie des Haushaltsausschus-
ses abgestimmt ist und daß nun, nachdem die 
Dinge im Haushaltsausschuß aufeinander abge-
stimmt worden sind, neue Anträge eingereicht 
werden. Wir haben ein allgemeines Interesse 
daran, daß wenigstens die Beträge, die neu in den 
Haushalt aufgenommen worden sind, Flurbereini-
gung, Zinsverbilligung, Tbc-Bekämpfung — ich 
will sie nicht alle aufzählen —, vom Bundesmini-
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten so rasch wie möglich flüssig gemacht werden 
und zur Verwendung kommen könen. Denn wenn 
wir die Etatberatungen hinausschieben, schädigen 
wir uns nur selber; erreichen können wir dabei 
gar nichts. Nun kommt man mit allerlei Anträgen 
hintennach. 

(Abg. Heiland: Die haben wir schon im 
Haushaltsausschuß gestellt!) 

— Aber nicht in der Höhe! 
(Abg. Heiland: Doch, doch! Von mir doch!) 

— Nein, die Geschichten sind im Haushaltsaus-
schuß ausgeglichen worden, und man sollte jetzt 
hier über die Verhältnisse nicht hinausgehen. 

(Abg. Schoettle: Sind das keine Witze?!) 
— Ja,  ja,  Sie kennen den Unterschied zwischen 
Regierung und Opposition genau! 

(Zurufe von der SPD: Richtig! — Ihr derft!) 

Man tut sich leichter, die Verantwortung ist ge-
ringer. Aber die Regierungsparteien müssen für 
die Abgleichung des Etats Sorge tragen, das ist 
ihre Aufgabe; das weiß jeder Mensch. Ich würde 
auch gern aus der Reihe tanzen. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

Ich könnte noch viel bessere, viel weitergehende 
Anträge stellen. Ich könnte sagen: Ich beantrage 
100 Millionen! Es kommt ja gar nicht darauf an. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Zu dem Antrag selber möchte ich folgendes aus-
führen. Ich bin abgesehen von der politisch-taktisch 
parlamentarischen Lage der Meinung, daß Ihr An-
trag im Augenblick auch sachlich nicht zu ver-
treten ist, 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Sehr gut!) 

und zwar aus einer Reihe von Gründen. Wir haben 
es nach großer Mühe fertiggebracht, die 10 Mil-
lionen hereinzubringen als Anlauf zur Bekämp-
fung der Rindertuberkulose und anderer Krank-
heiten, als Anlauf, nicht als Endpunkt. Die Sache 
muß ja einmal anlaufen, und sie muß auch mit 
den Ländern durchgesprochen werden. Sie haben 
von einem Fünfjahresplan in Holland gesprochen. 
Da sehen Sie schon! Wir wollen ja eine Entschlie-
ßung in die dritte Lesung bringen, wo wir auch 
einen Mehrjahresplan vorschlagen und darauf hin-
weisen, daß die Verhältnisse mit den Ländern ab-
gestimmt werden müssen, weil hier die Frage nicht 
bloß mit Geld, sondern organisch zu lösen ist: Wie 
bringe ich die alten Tiere, die tuberkulös verseucht 
sind, weg, und wie sorge ich für die entsprechende 
Nachzucht? Auf die kommt es ja an. Wie geht das 
alles im Marktgeschehen vor sich? Ich wende mich 
mit aller Entschiedenheit dagegen, daß man plötz-
lich bei der Verbraucherschaft die Vorstellung er-
weckt, als wenn jetzt das  Problem von heute auf 
morgen gelöst werden müßte. Wir haben in 
Deutschland die beste Veterinärpolizei. In anderen 
Ländern gibt es wohl kaum eine bessere. Wir 
haben unsere Verbraucherschaft auf dem Gebiet 
des Fleischverzehrs wie des Milchverzehrs genü-
gend geschützt. 
Bei der Gelegenheit möchte ich einmal darauf 

hinweisen, daß wir die Dinge auch nicht so über-
treiben dürfen, als wenn daraus ein Unglück für 
die ganze Versorgung und für die Bevölkerung 
entstünde. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Wir müssen die Kirche beim Dorf lassen. Darum 
sind wir für einen entsprechend organischen Auf-
bau. Wir brauchen einen organischen Marktverlauf. 
Wir können nicht sämtliche Rindviecher, die uns 
nicht gefallen, von heute auf morgen aus den 
Ställen hinauswerfen, 

(Heiterkeit) 
sondern wir müssen hier auf die mit 
Fleisch zu versorgende Bevölkerung und die 
Entwicklung Rücksicht nehmen. Es dürfen 
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nicht plötzlich stoßweise Angebote erfolgen, so 
daß wir nachher mit der Aufzucht der neuen Tiere, 
die hier das einzig Richtige ist, nicht mehr nach-
kommen können. 
Wir wenden uns außerdem dagegen, daß be-

hauptet wird, dies könne nur durch Ausmerzungs-
beihilfen geschehen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, es kann nur dadurch geschehen, daß 
man auch in der Landwirtschaft eine richtige 
Erziehungsarbeit leistet und das Vernünftigste 
durchführt. Das alles kann nicht im Galopptempo, 
sondern muß langsam, sicher und stetig vor sich 
gehen, ohne daß hier die fortlaufende Produktion 
der Landwirtschaft beeinträchtigt wird; sonst wür-
den beide Teile, die Landwirtschaft sowohl wie 
die Verbraucher, geschädigt. Deshalb sagen wir: 
in der Sache zwar vorwärtsschreiten, aber Tempo 
halten, vernünftig vorgehen! Solche Dinge lassen 
sich nicht überstürzen. Die Landwirtschaft ist kein 
mechanisches Geschäft; die Landwirtschaft ist ein 
Organismus, und es rentiert sich sehr schlecht, 
wenn plötzlich in etwas organisch Gewachsenes 
eingegriffen wird, ohne auf den Ablauf der Ver-
hältnisse Rücksicht zu nehmen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Das weiß jeder Landwirt. 

(Zurufe von der SPD.) 
— Wir wissen es; wir kennen unsere Pappen-
heimer genau! 

(Heiterkeit.) 
Das ist leicht zu sagen: „Wir sind die braven Kin-
der! Wir haben 40 Millionen verlangt! — 

(Heiterkeit.) 
Da schaut's her, was wir für Brüder sind! Wir gehen 
als Bannerträger voran!" Wir wollen auch, daß die 
Mittel künftig verstärkt werden, wir wollen aber 
zunächst einmal, daß hier planmäßig nach den 
Marktverhältnissen vorgegangen wird. Wir sind 
dafür, daß die Millionen im Verein mit den Län-
dern organisch eingesetzt werden. 

(Heiterkeit und Zurufe.) 
— Ich glaube, Sie, die Sie sich am meisten freuen, 
verstehen freilich von der Sache auch am wenig-
sten! 

(Erneute Heiterkeit.) 

Wir haben im Sinn, zur dritten Lesung eine 
Entschließung einzubringen, in der es heißt, daß 
wir von der Bundesregierung im Benehmen mit 
den Ländern einen Gesamtplan für die nächsten 
drei oder fünf Jahre zur Bekämpfung der Rinder-
tuberkulose vorgelegt haben möchten. Wenn auf 
Grund des Antrages dem Bundestag durch die 
Bundesregierung eine entsprechende Vorlage un-
terbreitet wird, dann können wir uns darüber 
unterhalten, ob hier zusätzlich Mittel notwendig 
sind. Es gibt ja auch einen Nachtragshaushalt, da 
kann man sich über diese Dinge unterhalten. Wir 
möchten aber nicht, daß durch diese Erhöhungs-
anträge — aus welchen Motiven sie gestellt sind, 
ist mir gleichgültig — unsere gesamten Etatbera-
tungen aufgehalten werden. Wir wollen, daß die 
Mittel für die Landwirtschaft möglichst bald effek-
tuiert werden und daß der Herr Bundesminister 
für Ernährung und Landwirtschaft die Gelegenheit 
erhält, nach Verabschiedung des Etats wenigstens 
das anlaufen zu lassen, was im Etat steht. Flur-
bereinigung, Zinsverbilligung und Tuberkulose-
bekämpfung — ich brauche es nicht im einzelnen 
aufzuzählen — möchten wir haben, und deswegen, 
meine ich, müssen wir maßhalten. Wir dürfen hier  

nicht scheinheilig sein, wir müssen bei der Heilig-
keit bleiben. Im Ernährungs- und Haushaltsaus-
schuß wäre reichlich Gelegenheit gegeben, das aus-
zugleichen. Wir können hier im Parlament nicht 
über Hürden springen, die wir dann nicht nehmen 
können, und dann unseren Gaul zum Scheuen brin-
gen und dem Ganzen mehr schaden, als wir ihm 
nützen können. 

(Beifall in der Mitte. — Heiterkeit. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich bitte doch, die Erwägungen, wie Herr Abgeord-
neter Horlacher über Hürden springt, die er nicht 
nimmt, nachher anzustellen. 

(Heiterkeit.) 
Das ist für Karikaturisten durchaus eine Möglich-
keit. 

(Abg. Dr. Horlacher: Es ist nicht nötig, so 
deutlich darauf hinzuweisen!) 

— Nein, nein, das ist richtig. 
Herr Abgeordneter Frühwald, bitte! 
(Abg. Frühwald: Nicht zu den einzelnen 
Anträgen, sondern zum Etat im ganzen!) 

— Aha, zum ganzen Etat. Dann würde jetzt zu 
diesem Antrag Herr Kriedemann sprechen. Ich 
schlage vor, daß wir dann zunächst zu dem Antrag 
Umdruck 35 *) übergehen, der es auch mit der 
Milch zu tun hat, diesmal mit einer Förderung auf 
eine andere Weise. 
Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Ich will mich mit dem Herrn Kollegen 
Horlacher nicht über Heiligkeit oder Scheinheilig-
keit streiten. Das mag durchaus mehr in sein Res-
sort gehören und seiner Beurteilung besser zu-
gänglich sein als meiner. Ich bin auch gar nicht 
böse darüber, daß er versprochen hat, sich bei der 
Etatberatung nicht als agrarpolitischer Wildschütz 
aufzuführen. Allerdings möchte ich darauf auf-
merksam machen, daß es Sinn der Etatberatung ist, 
zur Sache zu reden. Wir können den Etat nicht 
einfach als etwas hinnehmen, was nun, ich weiß 
nicht woher, gekommen ist, mit dem wir uns ab-
zufinden hätten. Wir können die Auffassung nicht 
hinnehmen, daß wir über die Sache selbst erst bei 
anderer Gelegenheit zu reden hätten. 
Wenn ich mich recht erinnere, so habe ich, als 

wir im 2. Deutschen Bundestag die traditionsgemäß 
stattfindende Milchdebatte mit den üblichen De-
monstrationsreden gehabt haben, wie z. B. „Trinkt 
mehr Milch, und ihr bleibt gesund" usw., gesagt, 
es werde demnächst eine Gelegenheit kommen, 
etwas sehr Wirkungsvolles zu tun, nämlich dann, 
wenn hier die Etatsmittel bewilligt werden, die 
nun einmal auch in der Landwirtschaft notwendig 
sind, wenn irgendwelche Maßnahmen durchgeführt 
werden sollen. Auch die Landwirtschaft kann nicht 
von Versprechungen, guten Ratschlägen und Er-
ziehung und was weiß ich leben. Auch dort kosten 
die Dinge Geld. Wenn es sich hier um ein Problem 
handelt, bei dem den unmittelbar Beteiligten, 
nämlich den Kuhhaltern, die finanzielle Bewälti-
gung nicht allein zugemutet werden kann — und 
der Herr Kollege Dr. Schmidt hat vollkommen 
recht, wenn er sagt, daß das auch in keinem andern 
Lande geschehen ist —, dann müssen wir uns 
darüber beim Etat unterhalten; denn nur hier hat 
die Sache Sinn und nicht, wenn wir erst vier 
Wochen später darauf zurückkommen und sagen, 

*) Siehe Anlage 15 Seite 940. 
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daß wir etwas tun sollten oder müßten; dann ist 
das genau so unverbindlich und reine Augen-
wischerei, wie wenn wir jetzt hinterher Ent-
schließungen in dem Sinne annehmen: Wir er-
warten von uns selber aber für das nächste Jahr 
mehr Mut vor dem Finanzminister oder vor an-
deren Instanzen. 
Es gibt mehrere Arten, Agrarpolitik zu be-

treiben. Man kann z. B. auf die Dörfer in die Ver-
sammlungen ziehen und dort furchtbare Reden 
halten, sich da als ganz besonders tüchtig und 
tapfer hervortun und dann hier später erklären, 
warum das alles nicht geht. Das braucht einen nicht 
einmal daran zu hindern, dann draußen die alten 
Reden fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Man kann aber Agrarpolitik auch so betreiben, 
daß man sagt: Hier ist nun einmal die Hürde des 
Haushaltes, über die wir nicht wegkommen. Und 
deshalb müssen wir mit dem einverstanden sein, 
was da drinsteht. Sie wissen doch, wie es ange-
fangen hat. Alles das, was heute. als Förderungs-
mittel zur Verfügung steht, hat ja im Haushalt, 
wie ihn die Bundesregierung vorgelegt hat, so 
eine ganz besondere Bemerkung mit sich herum-
geschleppt. Es hat ausdrücklich dringestanden, daß 
die Mittel für das, was hier jetzt wortreich ge-
priesen wird: Flurbereinigung, Zinsverbilligung, 
Wasserwirtschaft usw. — überhaupt nur dann zur 
Verfügung stehen werden, wenn aus einer ganz 
bestimmten, einer sehr peinlichen, sehr schmerz-
lichen Einnahme, nämlich aus der Abschöpfung, 
der Verteuerung der eingeführten Lebensmittel 
mehr als 120 Millionen DM zusammenkämen. 
Dabei weiß man doch ganz genau, daß das, was für 
die Landwirtschaft aufgewendet werden muß, un

-

bedingt verfügbar sein muß, wenn sie konkurrenz-
fähig bleiben soll. Wenn man Außenpolitik mit 
dem Ziel betreibt, Europa zu integrieren, muß man 
schon ein bißchen darauf achten, daß dabei die 
Landwirtschaft noch am Leben bleibt; dann hat 
man also ganz bestimmte Verpflichtungen. Diese 
ganzen Mittel sollen also erst aufgewendet wer-
den, wenn den Verbrauchern vorher eine ganz 
bestimmte Menge Geldes abgenommen worden ist, 
und zwar wenn zunächst der Finanzminister für 
die Erfüllung allgemeiner Aufgaben befriedigt 
worden ist und hinterher noch etwas übrigbleibt. 
Wir sind den Damen und Herren von der Mehrheit 
außerordentlich dankbar, daß sie im Haushalts-
ausschuß unserem Antrag zugestimmt haben, diese 
fürchterliche Bestimmung zu streichen, und daß 
die für die Landwirtschaft erforderlichen Mittel 
ohne jeden Vorbehalt und ohne jede Vorbelastung 
genau so eingestellt werden wie die Förderungs-
mittel für andere Wirtschaftszweige und für andere 
Aufgaben. Hätten wir uns schon damit abgefunden, 
Herr Horlacher, dann hätten wir nicht einmal 
diese Sicherheit gehabt. Es ist einfach nicht wahr, 
wenn gesagt wird: Wir haben es ja schon schwer 
genug gehabt, die 10 Millionen hereinzubekommen; 
mehr können wir nicht. Es ist vor allen Dingen 
nicht richtig, wenn Sie sagen: Mehr darf außerdem 
gar nicht getan werden, denn sonst kann man diese 
Aufgaben nicht richtig erfüllen. 
Was heißt nun auf einmal wieder: Die Landwirt-

schaft ist keine schematische und keine mechanische 
Angelegenheit, da geht alles ganz anders? In 
einem Fall geht es nicht anders: sie muß Mittel 
zur Verfügung haben. Daß es sich hier um eine 
vordringliche Aufgabe handelt, kann doch gar nicht 
bestritten werden. 

Es steht auch fest, daß der Antrag, wie er hier 
gestellt ist, nicht irgendwie aus — wie Sie sich 
ausgedrückt haben — Scheinheiligkeit gestellt ist. 
Sie fügten hinzu, wir seien die feinen Leute, wir 
beantragten 40 Millionen. Das können Sie ja nach-
rechnen. Das ist Ihnen eben vorgerechnet worden. 
Das ist genau der Betrag, der — und zwar viele 
Jahre hintereinander — eingesetzt werden muß, 
wenn wir mit dieser fürchterlichen Geschichte so 
fertig werden wollen, wie wir es in den vergan-
genen Jahren nicht einmal angestrebt, sondern 
versäumt haben. Wir haben vieles nachzuholen 
und haben keine Zeit zu vertrödeln. Es stimmt 
nicht, wenn gesagt wird, man könne so viele Tiere 
nicht einstellen; es stimmt auch nicht, wenn Sie 
sagen, daß das einen Druck auf die Preise be-
wirken würde. Das läßt sich alles machen, das 
wissen Sie selber. Der Betrag ist eher nicht groß 
genug. Es gibt auch keine von irgendwoher ge-
setzte Grenze für die Leistungen an die Landwirt-
schaft. Es gibt vielleicht Grenzen für die Verspre-
chungen, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

aber keine Grenzen für das, was nun einmal als 
notwendig getan werden muß. Die Tbc-Be-
kämpfung ist in diesem Haushalt die Aufgabe 
Nummer 1 für die Mehrheit der landwirtschaft-
lichen Betriebe — das sind gerade die kleinen und 
kleinsten —, die im wesentlichen von der Milch 
abhängen. Die sind es auch leider wieder, die allein 
schon gar nicht in der Lage sind, das durchzusetzen. 
Daß der Antrag, der für diese Aufgabe im Rahmen 
des Haushalts 40 Millionen DM fordert, nicht 
irgendein Antrag ist, den man als Demagogie oder 
ich weiß nicht was diffamieren kann, wird auch 
Ihnen bei ruhiger Überlegung, Herr Horlacher, 
ganz klarwerden. Wir haben hier eine Aufgabe 
vor uns, und wir unterscheiden uns im Augenblick 
nur hinsichtlich der Courage, mit der wir uns zu 
der Aufgabe bekennen und mit der wir die Mittel 
fordern, die zur Erfüllung dieser Aufgabe not-
wendig sind. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt wieder den Vorsitz.) 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit ruhig 
sagen: es sind auch in diesem Haushalt noch Re-
serven. Erstens möchte ich in gar keiner Weise 
gelten lassen, daß der Betrag für landwirtschaft-
liche Aufgaben, zusammengefaßt im Haushalt des 
Einzelplans 10, nun einmal irgendwie eine feste 
Größe ist, in die alles das hineingedrückt werden 
muß, was für die Landwirtschaft notwendig er-
scheint. Ich könnte mir einen größeren Etat vor-
stellen, und diejenigen, die draußen die Propa-
gandareden mit anhören müssen, werden auch aus-
nahmslos alle einen größeren Etat erwarten. Aber 
wenn abgesehen davon in diesem Etat darauf ge-
achtet würde, z. B. bei den Einfuhr- und Vorrats

-

stellen, daß wirklich nur das geschieht, was not-
wendig ist, und daß keinerlei Manipulationen aus 
irgendwelchen Interessentenwinkeln heraus be-
trieben werden, die Geld kosten, wenn man darauf 
verzichtete, Auslandsgetreide frachtfrei im Lande 
herumzufahren und ähnliche Dinge zu tun, die viel 
eher warten können als die Bekämpfung der Tbc, 
dann hätten wir auch hier noch Mittel dazu. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich glaube, wir sind es besonders in dieser Frage 
der praktischen Landwirtschaft schuldig, alles zu 
tun, was getan werden kann. Und was getan wer- 
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den kann, hängt von nichts anderem als von der 
Courage ab, die dieses Haus hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Strobel. 

Frau Strobel (SPD): Meine Damen und Herren! 
Milchdebatten haben wir in diesem Hause schon 
des öfteren erlebt. Die Ursache war meistens eine 
Absatzkrise in der Milchwirtschaft, die auch bis 
heute nicht überwunden ist. Wenn der Herr Kol-
lege Horlacher daran Anstoß nimmt, daß wir im 
Rahmen dieses Haushalts mit zwei konkreten Vor-
schlägen versuchen, endlich einmal dieser Absatz-
krise ernsthaft zu Leibe zu gehen, dann verstehe 
ich es deswegen nicht, weil ich mich fragen muß, 
wo denn anders als beim Haushalt man endlich 
einmal konkrete finanzielle Sicherungen anbringen 
könnte. Wir haben im ersten Antrag das Problem 
behandelt, gesunde Milch auf den Markt zu brin-
gen. Wir möchten im zweiten Antrag erreichen, daß 
die gesunde Milch auch den Teilen unseres Volkes 
als Nahrungsmittel zugeführt wird, die sie am 
allernotwendigsten brauchen. Milch ist für unsere 
Kinder das wichtigste Nahrungsmittel schon des-
wegen, weil sie in einer besonders günstigen Zu-
sammensetzung die wichtigsten Stoffe für den Auf-
bau und das Wachstum des Menschen enthält. Es 
ist bekannt, daß Milch sowohl das lebenswichtige 
Eiweiß als auch das leicht verdaulichste Fett, so-
wohl Kohlehydrate als auch Mineralstoffe, aber vor 
allem auch die wichtigen Vitamine A, B und D in 
einer hervorragenden Zusammensetzung enthält. 
Es ist wissenschaftlich unbestritten, daß der Mensch 
zu seiner gesunden Ernährung täglich einen halben 
Liter Milch braucht. In der Bundesrepublik beträgt 
der Milchverzehr pro Kopf im Jahr 120 Liter. Das 
allein beweist schon, daß neben den Erwachsenen 
ungezählte Kinder die für ihr Leben und ihr 
Wachstum unentbehrliche Milch nicht bekommen. 
Das muß uns dazu anregen, nicht nur darüber nach-
zudenken, sondern auch Mittel und Wege zu zeigen, 
die diese gesunde Ernährung für unsere Kinder 
sicherstellen. Wir produzieren doch genügend Milch, 
es besteht kein Mangel an Milch, es gibt heute auch 
kein Transportproblem mehr, man bringt Milch aus 
den Werkmilchgebieten in die Trinkmilchgebiete 
usw. Wir haben, wie schon gesagt, Absatzsorgen. 
Auf der anderen Seite haben wir eine Unzahl un-
genügend ernährter Kinder. Daß hier irgend etwas 
nicht stimmt, muß doch dem einfachsten Verstand 
sichtbar sein. 
Wir haben in der Bundesrepublik wie im Deut-

schen Reich das obligatorische Schulfrühstück so 
lange gehabt, als uns ausländische Hilfe dafür zur 
Verfügung gestellt worden ist. Ist es nicht eine 
Schande, daß wir, nachdem wir uns nach den 
beiden schweren Kriegen und der Nachkriegszeit 
wieder so weit erholt haben, daß wir imstande sind, 
unseren Kindern das Schulfrühstück aus eigener 
Kraft zu geben, dies noch nicht getan haben?! 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
In fast allen europäischen Ländern gibt es ein sol-
ches vom Staat finanziertes Schulfrühstück. Daß die 
Holländer heute einen Milchverbrauch pro Kopf 
von 200 Litern im Jahr, die Engländer von 156 
Litern haben, beruht darauf, daß sie ihren Kindern 
in der Schule täglich kostenlos die notwendige 
Milch verabreichen. Es gibt in der Bundesrepublik 
eine ganze Reihe von Einzelmaßnahmen auf die-
sem Gebiet, die aber leider nicht ausreichend sind. 
Ein Teil von Kindern bekommt z. B. aus der Kriegs

-

folgenhilfe ein verbilligtes Schulfrühstück. Aber 
das ist eben nur ein winziger Teil. Wenn man die 
Gemeinden und die Länder dazu anregen will, auf 
diesem Gebiet mehr zu tun, muß der Bund mit 
gutem Beispiel vorangehen. Der Bund hat dazu um 
so mehr Veranlassung, als er gerade im Haushalt 
des Bundesernährungsministeriums, wie von 
meinem Kollegen Kriedemann bereits angeführt 
wurde, wesentliche Teile der Einnahmen aus ein-
geführten Lebensmitteln abschöpft, für die die Ver-
braucher, also die Kreise, deren Kinder das Schul-
frühstück bekommen würden, sehr hohe Beträge 
zahlen müssen. 

Es wird hier immer wieder davon gesprochen, 
daß wir diese Anträge stellen, ohne gleichzeitig 
einen Deckungsvorschlag zu machen. Nun, der 
Haushaltsausschuß des Bundestages hat eine ganze 
Reihe von Positionen in diesem Etat erhöht. Leider 
hat er unsere beiden Anträge, die mündlich ge-
stellt worden sind, nicht angenommen. Das Parla-
ment muß doch die Möglichkeit haben, sich über 
den Haushaltsausschuß hinaus zu einer solchen 
Sache zu bekennen oder öffentlich zu zeigen, daß es 
nicht gewillt ist, ein solches Schulfrühstück an die 
Kinder kostenlos oder verbilligt abzugehen. Dar-
über kann man eben nur im Plenum des Bundes-
tages eine entsprechende Abstimmung herbei-
führen. 

Wir wissen genau, daß diese 40 Millionen DM zu-
nächst nur Anlaufmittel sein können. Sie sollen 
dazu führen, Schulmilch entweder verbilligt oder 
kostenlos zunächst für einen Teil, vielleicht die 
jüngeren Kinder, nach bestimmten Richtlinien ab-
zugeben. Wir wissen auch, daß die Ausweitung der 
Werkmilchgebiete in den großstadtnahen Gebieten 
nicht nur zu erheblichen Absatzsorgen, sondern 
auch zu unvertretbar niedrigen Preisen für die 
Milcherzeuger geführt hat. Durch die Hebung des 
Trinkmilchabsatzes und die Verringerung der 
Werkmilchgebiete würde nicht nur eine gesunde 
Ernährung unserer Kinder erreicht, sondern end-
lich auch das berechtigte Anliegen der Erzeuger 
erfüllt, daß sie einen vertretbaren Kostenpreis für 
ihre Milch bekommen. Es ist wissenschaftlich fest-
gestellt, daß eine Ausweitung des Trinkmilchab-
satzes um 10 % genügen würde, um den Auszah-
lungspreis wesentlich zu erhöhen. Es gibt selten 
Anträge auf dem Gebiet der Landwirtschaft, die 
in einem so hohen Maße sowohl den Erzeugern als 
auch den Verbrauchern und in diesem Falle der 
Volksgesundheit nützen. 

Ich sagte schon, daß der Haushaltsausschuß leider 
unserer Anregung nicht gefolgt ist. Nachdem der 
Herr Finanzminister heute vormittag so böse die 
rechte Seite des Hauses gewarnt hat, die vorliegen-
den Anträge anzunehmen, muß ich mit großem Be-
dauern fragen: haben wir denn tatsächlich kein 
Geld für den Aufbau und die Erhaltung des Lebens 
unserer Kinder? Die gesunde Jugend ist das beste 
und das schönste Gut, das ein Volk hat. Dieser An-
trag ist ein Anlauf dazu, im Wettlauf mit anderen 
europäischen Völkern für unsere Jugend das gleiche 
zu tun. Ich bitte Sie, trotz der bisherigen Ausein-
andersetzungen mit dem Herrn Finanzminister 
diesem Antrag zuzustimmen. Sie werden nicht nur 
die Zustimmung aller deutschen Mütter, sondern 
auch aller deutschen Verbraucher haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Frühwald. 
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Frühwald (FDP): Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Ich will nicht zu den einzelnen An-
trägen sprechen. Wir haben ja keine zu begründen, 
weil wir keine gestellt haben. Ich möchte jetzt den 
Versuch machen, aus einzelnen Positionen und 
Titeln des Etats besondere Maßnahmen, die hier 
eingeleitet sind, zu besprechen. 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn]: Zur Ge

-

schäftsordnung! Das geht nicht! Das ist ja 
nicht ausgemacht! — Gegenruf des Abg. 
Mellies: Sie können doch nicht mitten in 
der Rede das Wort zur Geschäftsordnung 

haben wollen!) 
Zu Tit. 101 — —

(Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn]: Ich hatte 
zu dem Antrag noch das Wort haben wol

-

len! — Abg. Dr. Dr. h. c. Müller [Bonn] 
begibt sich zum Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Es tut mir leid. 
Herr Präsident D. Dr. Ehlers hat mir gesagt, daß 
eine Wortmeldung von Frau Strobel zur Begrün-
dung eines Antrags vorliege. Andere Wortmeldun-
gen lägen nicht vor außer der Wortmeldung des 
Kollegen Frühwald, der hinter Frau Strobel 
komme. Ich bin also so, wie hier die Reihenfolge 
festgelegt ist, verfahren, und man kann mir daraus 
keinen Vorwurf machen. 
Ich bitte den Abgeordneten, weiter zu sprechen. 

Frühwald (FDP): Zu Tit. 101, der die Personal-
besetzung des Bundesernährungsministeriums be-
trifft, möchte ich besonders auf das Referat IV A 6 
der Abteilung IV hinweisen. Dies ist das Referat 
für die Boden- und Betriebsbewertung. Aufgabe 
dieses Referats ist es insbesondere, die Verhand-
lungen um die Bodenbewertungen zu führen, die 
infolge der erforderlichen Umsiedlungen wegen 
der Neugestaltung von Flugplätzen und Exerzier-
plätzen notwendig sind. In welcher Form und in 
welchem Ausmaß sich diese Aufgaben heute 
mehren und ständig häufen, ist jedem unter uns 
bekannt. Hier aber, in diesem Referat, bleibt die 
Erledigung zwangsläufig immer hängen; denn 
dieses Referat mit seinen wachsenden Aufgaben 
ist nur mit einem einzigen Beamten und einer 
Hilfskraft besetzt. Ich möchte dringend bitten, daß 
der Herr Bundesernährungsminister — und ich 
möchte auch um die Zustimmung des Herrn 
Bundesfinanzministers bitten — ein besonderes 
Augenmerk darauf richtet. Denn ich nehme nicht 
an, daß die gleiche Abteilung des Bundesfinanz-
ministeriums ein Interesse daran hätte, daß 
speziell dieses Referat nicht besonders gut besetzt 
wäre. 
Und nun zu den Einnahmen. Wir haben vorhin 

schon von Herrn Kollegen Kriedemann gehört, 
daß dieser Einzelplan 10 ursprünglich eine be-
sondere Gestalt hatte, indem er auf den Ein-
nahmen der Abschöpfungsbeträge aufgebaut war, 
daß aber besonders die Maßnahmen, die der Herr 
Bundesminister für Ernährung heute als die 
agrarpolitisch vordringlichsten betrachtet, immer 
wieder von dem Ergebnis dieser Abschöpfungen 
abhängig gemacht waren und nur soweit berück-
sichtigt werden sollten, als diese Abschöpfungen 
den Betrag von 120 Millionen DM übersteigen 
würden. Bevorrechtigt war dann aber noch der 
Titel 951, der den Zuschußbedarf der Getreide-
einfuhr festlegt. Hierzu eine Klarstellung. Bereits 
bei der Besprechung dieses Etats im Ernährungs-
ausschuß hat Herr Abgeordneter Dr. Dr. Müller 
(Bonn) darauf hingewiesen, daß dieses Junktim  

den ganzen Einzelplan 10 in seinem Grundbestand 
zu einem fragwürdigen Probeexempel macht. Er 
ist also eigentlich der geistige Vater dieses Kindes, 
das uns hier vorgestellt wurde — entschuldigen 
Sie, Herr Kriedemann! — in Form des Antrags 
der SPD im Haushaltsausschuß, wo dann auf 
Grund dieses Antrages meines Wissens einstimmig 
beschlossen wurde, die Bemerkungen zu Kap. 1002 
Tit. 67 der Einnahmen und vor Tit. 531, die sozu-
sagen den Grundsatz dieses finanzpolitischen Ex-
periments dargestellt haben, zu streichen. Das 
gleiche gilt natürlich für alle Titel dieses Einzel-
plans, die sich immer wieder auf dieses Junktim 
bezogen haben. 
Ich muß aber in diesem Zusammenhang noch 

auf etwas anderes hinweisen. Inzwischen scheint 
sich die Situation doch geändert zu haben. Bei 
jener ersten Besprechung im Ernährungsausschuß 
hat der Herr Bundesernährungsminister Bedenken 
erhoben, daß, wenn wir diese Lösung von dem 
Junktim beschlössen, auch im Plenum vielleicht 
sein Gesamtetat und seine besonderen Maßnahmen 
durch den Widerspruch des Herrn Bundesfinanz-
ministers gefährdet werden könnten. Nach dem 
Beschluß im Haushaltsausschuß ist ein Einspruch 
des Herrn Bundesfinanzministers nicht erfolgt. Es 
sind nicht nur die Abschöpfungen über 120 Mil-
lionen DM jetzt ohne Einschränkung verplant, 
sondern ohne Widerspruch des Herrn Bundes-
finanzministers ist dieser Einnahmeansatz um 
27 600 000 DM erhöht worden, und die letzten Ent-
scheidungen und Beschlüsse des Haushaltsaus-
schusses, die sich mit den Erhöhungen befassen, 
bauen zum Teil auf dieser Erhöhung der Ein-
nahmepositionen auf. Ich möchte aber bemerken: 
im Gesamthaushalt des Bundesernährungsministe-
riums sind von diesen 27 Millionen DM eigentlich 
nur rund 15 Millionen DM enthalten. Das ist der 
Betrag von rund 10 Millionen DM für die Tbc-
Bekämpfung und von 5 Millionen DM für die För-
derung der Verwertung von Magermilchpulver. 
Die übrigen Erhöhungen in diesem Einzelplan 10 
sind im allgemeinen durch Kürzungen im gleichen 
Einzelplan wieder ausgeglichen. 
Nun zu den einzelnen Titeln. Ich verbinde hier 

die Titel 531 und 662, die die Siedlung betreffen, 
miteinander. Dazu möchte ich folgendes sagen. 
Nach jahrelangem Warten, Bangen und Hoffen 
sind die Finanzierungsrichtlinien für diese Neu-
siedlungen endlich an das Licht der Welt ge-
kommen. Ich hatte nicht mehr geglaubt, daß ich 
das noch erleben könnte, denn seit Jahren gibt es 
hier die allergrößten Schwierigkeiten, und ich 
hatte bezweifelt, daß eine Einigung zwischen den 
einschlägigen Abteilungen oder Referaten des 
Bundesernährungsministeriums und dem Bundes-
finanzministerium zustande kommen würde. Die 
Richtlinien sind also jetzt da, und es besteht nun 
die Möglichkeit, die Neusiedlungen den betreffen-
den Siedlern auch tatsächlich zu übereignen. Da 
gibt es in Zukunft keine Ausrede mehr. In der 
Praxis haben nämlich die zum großen Teil öffent-
lich-rechtlichen Siedlungsgesellschaften die Pacht-
verträge in jedem Jahre um ein weiteres Jahr 
verlängert mit der Begründung, sie müßten die 
Richtlinien des Bundesfinanzministeriums und des 
Bundeslandwirtschaftsministeriums abwarten. Da-
durch ist unbedingt der Eindruck erweckt und 
immer mehr verstärkt worden, daß hier die Ab-
sicht bestehe, eine neue öffentlich-rechtliche Form 
eines ausgedehnten Eigentumsträgers von Grund 
und Boden zu schaffen und die Neusiedler auf die 
Pachtform abzudrängen. 
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Hiermit habe ich aber noch einen Wunsch zu 

verbinden, der meines Erachtens nicht in der 
Machtvollkommenheit des Bundesernährungsmini-
steriums liegt, wohl aber zu der Frage der Sied-
lung gehört. Das ist der Wunsch, daß endlich ein

-

mal auch ein Entscheid über das frühere Wehr-
machteigentum ergeht, das in der Zwischenzeit 
der Besiedlung zugeführt worden ist. Wir haben 
nicht nur in meiner engeren Heimat, sondern im 
ganzen Bundesgebiet eine Unzahl von Fällen, in 
denen auf früheren Wehrmachtgrundstücken, 
Flugplätzen, Truppenübungsplätzen usw. Sied-
lungen angelegt worden sind. Seit Jahren benutzen 
die Siedler diese Grundstücke, und sie haben auch 
Neubauten errichtet, Wohngebäude und Neben-
gebäude; aber die Übergabe an die Siedler scheitert 
immer noch daran, daß die Freigabe durch die 
Bundesvermögensverwaltung noch nicht erfolgt 
ist. Ich kann auf Grund der speziellen Erfahrun-
gen mit Hohenfels verstehen, daß unser Ministe-
rium hier sehr vorsichtig ist. Ich möchte aber doch 
dringend bitten, auch an diejenigen zu denken, 
die sich sozusagen auf einem neuen Ast befinden, 
von dem sie nicht wissen, ob er noch abgesägt 
wird. Ich möchte also auch hier dringend bitten, 
baldmöglichst klare Entscheidungen zu treffen, 
selbst für den Fall, daß die Siedler von diesen 
Stellen weichen und eine anderweitige Unterkunft 
suchen müssen. 

Zur Frage der Flurbereinigung habe ich an das 
Ministerium die Bitte, besonders darauf bedacht zu 
sein, daß aus den jetzt in größerem Umfange zur 
Verfügung stehenden Mitteln bereits eingeleitete 
Unternehmen nicht erhöhte Zuschüsse erhalten. 
Der Zweck muß der sein, mit diesen Mitteln nicht 
die bereits eingeleiteten Unternehmen noch mehr 
zu verbilligen, sondern neue Unternehmungen 
auszulösen. 
Es besteht eine weitere Gefahr, und ich bitte 

den Herrn Bundesernährungsminister, dazu Stel-
lung zu nehmen: Ist beabsichtigt, aus diesen Mitteln 
den Ländern Zuschüsse für neue Flurbereinigungs-
ämter und Personalvermehrungen zu geben? Wenn 
die Mittel in dieser Form Verwendung finden, ist 
der erwartete Zweck, nämlich die Vorbereitung 
einer Änderung der Agrarstruktur — und die 
Flurbereinigung ist ja lediglich die Voraussetzung 
dafür —, nicht in dem Umfang erfüllt, wie man 
es von diesen finanziellen Maßnahmen erwartet. 
Die Ausweitung der eingeleiteten Unternehmen, 
die Durchführung und damit auch die Frage der 
Behörden und ihrer Unterkunft sind meines Er-
achtens Angelegenheiten der Länder. 

Zum Tit. 614, Zuschüsse zur Bekämpfung der 
pflanzlichen und tierischen Schädlinge, gestatte ich 
mir die Bemerkung, daß nach meiner Auflassung 
dieser Betrag, der ja bereits gekürzt worden ist, 
ruhig noch etwas mehr gekürzt bzw. einer ander-
weitigen Zweckbestimmung zugeführt werden 
könnte. Ich habe überhaupt den Eindruck — es 
klingt aus dem Munde eines Mitglieds der Fraktion 
der Freien Demokratischen Partei vielleicht etwas 
komisch —, daß durch immer neue Aufnahmen 
von zweckbestimmten Zuschüssen indirekt die 
Aufgaben der Länder untergraben werden. Ich 
verstehe die Neigung der Länder, daß sie ihre 
Verwaltungsaufgaben in keiner Weise vom Bund 
,untergraben lassen wollen, und ich verstehe jetzt 
auch, daß sie keinen Widerstand leisten, wenn 
ihnen der Bund für die materielle Befriedigung 

dieser Aufgaben jetzt wieder indirekt Zuschüsse 
gibt. 

(Abg. Dr. Vogel: Dagegen haben sie sich 
nie gesträubt!) 

Aufgaben der Länder müssen und sollen von diesen 
auch finanziert werden, und die Aufgaben, die der 
Bund zu erfüllen hat, müssen sich auf Mittel-
punkte konzentrieren, die im Gesamtinteresse der 
ganzen Wirtschaft von besonderer Bedeutung sind. 
Vielleicht komme ich nachher in einem anderen 
Zusammenhang noch darauf zu sprechen. 
Nun komme ich zu dem Problem des Tit. 615, 

Tierseuchen. Unserem Antrag wurde insofern in 
vollem Umfang Rechnung getragen, als der Betrag 
von 230 000 DM auf 10 Millionen DM erhöht 
wurde. Dieser Betrag steht jetzt innerhalb des 
Bundeshaushalts unter den allgemeinen Ausgaben, 
und unter den allgemeinen Ausgaben versteht man 
normalerweise die allgemein wiederkehrenden 
Ausgaben. Ich habe besondere Veranlassung, das 
hier zum Ausdruck zu bringen. Diese Geschichte 
mit den 10 Millionen und die Debatte vorhin geben 
doch Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß es 
nicht nur im Haushalt des Bundes, sondern im 
Leben überhaupt zweckmäßig ist, alles mit Maß 
und Ziel zu machen. Zu diesem Maß und Ziel sind 
eben diese 10 Millionen die Einleitung. Wenn ich 
für diese Bekämpfungsmethoden heute urplötzlich 
einen vielfachen Betrag hineinpumpe, dann muß 
ich auch mit der Wirkung rechnen. Die Wirkung ist 
einerseits ein verstärktes Angebot auf dem 
Schlachtviehmarkt. Das verstärkte Angebot auf 
dem Schlachtviehmarkt bedeutet eine gewisse Ver-
steifung der Märkte, bedeutet, obwohl jetzt der 
Zuschuß zu erwarten ist, wenn er zu stark forciert 
wird, infolge des geringeren Markterlöses in Wirk-
lichkeit keinen Zuschuß für den Betreffenden 
mehr, sondern kann schließlich zu dem gleichen 
Ergebnis führen, als wenn dieser Zuschuß nicht ge-
währt würde. 

(Sehr wahr! in der Mitte. — Abg. Heiland: 
Wenn man's ganz dumm anpackt!) 

Also nur mit Maß und Ziel! 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Hinwiederum wird eine übersteigerte Inanspruch-
nahme dieser Maßnahme — daran kommen wir 
nicht vorbei — eine überhöhte Ersatzbeschaffung 
notwendig machen. Die sich dadurch vollziehende 
Marktentwicklung kann den Ausgleich, den man 
hier herbeizuführen versucht, durch höhere Preise 
für die Ersatztiere wieder aufheben. Also alles mit 
Maß und Ziel! 

Jetzt komme ich wieder auf die Länder zu 
sprechen. Was tun die Länder auf diesem Gebiet? 
Wir haben vorhin von Herrn Kollegen Dr. Schmidt 
gehört: nicht allzuviel. Er hat nur von drei Ländern 
gesprochen. Ich weiß nur von Bayern, das es vom 
Land aus 600 000 DM für diesen Zweck verwendet. 

(Abg. Hilbert: Das ist zuwenig!) 

Nun verlangt die SPD eine Vervielfachung dieses 
Betrags in unserem Haushaltsansatz. Soll damit 
erreicht werden, daß auch die Länder ihren Ansatz 
vervielfachen? Da würde es sich doch empfehlen, 
einmal für das laufende Etatsjahr abzuwarten, ob 
infolge der Erörterung dieses Problems die beiden 
viehstärksten Länder der Bundesrepublik — das 
sind Bayern und Niedersachsen — von sich aus 
auch ihren Aufwand, der ja nicht hoch ist — es 
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sind ja nur fünfmal 600 000 DM, 3 Millionen DM —, 
vervielfachen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Wenn wir das abwarten, dann haben wir vielleicht 
ein anderes interessantes Ergebnis festzustellen, 
nämlich welcher Unterschied zwischen dem Ver-
halten der Länderfinanzminister und dem des 
Bundesfinanzministers in dieser Frage besteht. Das 
ist das zweite, was dabei als interessant heraus-
kommt. Wer es nicht weiß, den mache ich darauf 
aufmerksam: der bayerische Finanzminister gehört 
der SPD an, und er unterscheidet sich in seiner 
Auffassung hinsichtlich seiner Aufgaben in gar 
nichts von unserem Herrn Bundesfinanzminister. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der SPD: Das ist 
auch ein Bayer!) 

Es ist hier kein Unterschied. 
(Abg. Kriedemann: Wir haben ihm gegen

-

über wahrscheinlich nur mehr Mut als Sie 
gegenüber Ihrem!) 

— Nein, ich für meine Person kann mir einen 
Finanzminister und einen Stadkämmerer in einer 
größeren Stadt — etwa in München — gar nicht 
anders vorstellen. Das nur dazu. 
Auf eines muß ich aber noch aufmerksam 

machen. In gewisser Beziehung wird mit der 
Rindertuberkulose auch etwas Unfug getrieben. 
Die Wochenzeitungen, die sich damit beschäftigen, 
stellen die Dinge so hin, daß man sich als ein 
Mensch, der in einem vergangenen Jahrhundert 
geboren ist, darüber wundern muß, daß man sich 
überhaupt noch unter den Lebenden befindet. 

(Heiterkeit.) 

Sie schaffen auch eine psychologische, eine geistige 
Verwirrung. Ich könnte Ihnen ein Beispiel an-
führen. Ich habe eine Zuschrift bekommen. Da 
protestiert jemand dagegen, daß man immer von 
der Rindertuberkulose spricht. Er schreibt: 

Das ist eine Irreführung der Öffentlichkeit, und 
die Behörden sind daran schuld, daß das Volk 
nicht auf die Gefahr aufmerksam gemacht 
wird, die durch die Kuhtuberkulose dem Volke 
drohen. Denn die Kühe geben Milch und nicht 
die Rinder. 

(Heiterkeit.) 

Ich möchte nur auf diese Begriffsverwirrungen 
hinweisen. 

(Abg. Heiland: Aber selbst die Kühe sind 
Rindviecher!) 

Nun zum Tit. 618, Bundeswasserwirtschaftsfonds. 
Es ist absolut notwendig, die Mittel für die 
Bundeswasserwirtschaft, wie sie hier in diesem 
Titel ausgewiesen sind, endlich einmal zusammen-
zufassen und einem Ressort zu übertragen, damit 
sie auch planmäßig und zweckentsprechend ein-
gesetzt werden. 
Nur einige grundsätzliche Bemerkungen jetzt 

zur Wasserwirtschaft überhaupt! Sie ist Sache der 
Länder, interessiert uns aber auch im Bund. Das 
sei nur grundsätzlich festgestellt. Die lineare, 
schnurgerade Entführung des Wassers aus dem 
Land ist vielleicht technisch notwendig. Ich habe 
das nie bezweifelt. Die Wassernot von heute be-
dingt aber gleichzeitig eine örtliche Stauung, und 
zwar erstens zur Erhaltung des Grundwasser-
spiegels, und zweitens, damit immer ein Wasser-
vorrat für die künstliche Bewässerung vorhanden . 

ist, der sich unsere fortschrittliche Landwirtschaft 

Gott sei Dank immer mehr und mehr zuwendet. 
Dann ist es auch wichtig — darüber ist sich alles 
einig —, daß die klimatischen Bedingungen, wie 
sie sich in diesen Gebieten entwickelt haben, durch 
die Erhaltung eines bestimmten Wasservorrates 
aufrechterhalten werden können. 

Nun zu dem neuen Tit. 950, Zuschüsse zur 
Förderung und Verwertung von Magermilchpulver. 
Hier fällt mir auf — und ich habe dem im Aus-
schuß bereits widersprochen —, daß die eingesetz-
ten 5 Millionen DM laut unserem Antrag Druck-
sache 283 unter „Einmalige Ausgaben" erscheinen. 
Ist damit das Problem gelöst? Das ist die Frage. 
Das Problem bleibt. Darüber müssen wir uns klar 
sein. Diese Magermilchüberschüsse stammen aus 
Gebieten, in denen die Milcherzeugung so groß ist 
— das ist klimabedingt —, daß die landwirtschaft-
lichen Betriebe nicht in der Lage sind, die Mager-
milch aus dieser Werkmilch zurückzunehmen. Wenn 
wir jetzt den Frischmilchkonsum um 10% steigern, 
dann ist ein Ausgleich möglich, aber nicht in 
diesen Gebieten; denn auch die Milchtrinker, die 
ich mehr gewinne, kann ich nicht dorthin bringen, 
wo dieser Magermilchüberschuß besteht. 

(Abg. Dr. Horlacher: Aber das Milchfett 
ist weg!) 

— Das Milchfett ist weg; das ist schon richtig. Ich 
meine nur, ich kann mit dem Frischmilchmehr-
verbrauch das Problem in diesen Gebieten nicht 
beseitigen. Ich kann auch den zusätzlichen Fettver-
brauch durch Schulkinder, der durch den Antrag 
der SPD herbeigeführt werden soll, nicht auf 
diese Überschußgebiete abwälzen. Das ist genau 
so unwidersprochen. 

Ich hätte aber eine Bitte: Der Vorrat von heute 
und der Zuwachs von Mai bis Juli bedingt, Herr 
Dr. Horlacher, daß diese Mittel — die Mittel sind 
gesperrt, steht drin — nicht im April nächsten 
Jahres, sondern im April 1954 ihrer Zweckbestim-
mung zugeführt werden. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das „gesperrt" ist schon 
erläutert worden!) 

— Das ist gesperrt für Schokolade- und Süßwaren-
fabriken, also gut, nehmen wir das an. Aber es 
kommt noch etwas anderes hinzu, nämlich, daß das 
Problem auch nachher bestehenbleibt. Deshalb 
wäre es nötig, daß sich die Forschung einmal mit 
der Frage beschäftigt, ob die Überschußgebiete auf 
dem Ernährungssektor bzw. in welcher anderen 
Form von diesem Magermilchpulver entlastet 
werden können. 

(Abg. Dr. Horlacher: Da langen die 
5 Millionen nicht einmal, dann müssen wir 

noch andere Quellen ausschöpfen!) 

— Das kommt von selber, der Bedarf wächst. 

Zuschüsse zur Verbilligung der Zinsen für Dar-
lehen zur Förderung vordringlicher agrarpolitischer 
Maßnahmen, Tit. 956. Hierzu hätte ich die Bitte, 
daß diese Zinszuschüsse nur für neu zu schöpfende 
Kredite verwendet werden, daß also bereits be-
stehende Kredite in diese Zinsbezuschussung nicht 
mit einbezogen werden. Von allen neuen Maß-
nahmen, die sich Herr Bundesminister Lübke vor-
genommen hat, kann diese am schnellsten wirk-
sam werden, aber nur dann, wenn sie sich nicht 
auf dieses Etatsjahr beschränkt, sondern sich 
laufend wiederholt. 

(Abg. Dr. Horlacher: Sehr richtig!) 
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Würde das nicht geschehen, dann würden die 
Kredite, die notwendig sind, von den einschlägigen 
Bankinstituten nicht gewährt werden. 

(Abg. Dr. Horlacher: Sehr richtigl) 
Darum ist der Platz, an dem dieser Posten steht, 
unter „Einmaligen Ausgaben", haushalttechnisch 
gesehen der ungeeignetste. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Horlacher.) 
Ich hoffe, daß diese Position bis zum nächsten 
Etatsjahr an einer anderen Stelle erscheint. 
Jetzt komme ich noch kurz zu Tit. 604 im außer-

ordentlichen Haushalt, Zuschüsse zur Erschließung 
des Emslandes. Hier können alle im Haushalt mobil 
zu machenden Mittel am zweckmäßigsten eingesetzt 
werden. Neulandgewinnung ist das wichtigste. 
Neulandgewinnung ist in unserem übervölkerten 
Gebiet überhaupt die Voraussetzung für die Neu-
siedlung. Wenn sich die Agrarstruktur so ent-
wickelt, wie es die Absicht des Herrn Ministers 
und, wie ich annehme, nicht nur meine, sondern 
auch unsere Absicht ist, dann wird infolge der der-
zeitigen Struktur unserer Bevölkerung in abseh-
barer Zeit Siedlungsland in den alten Siedlungs-
gebieten nicht in größerem Umfang zur Verfügung 
stehen. Deshalb ist es notwendig, daß man die Be-
mühungen, Land zu erschließen, das noch der Be-
siedlung zuzuführen ist — und dafür bietet das 
Emsland die schönste und beste Möglichkeit im 
ganzen Bundesgebiet —, mit allen Mitteln unter-
stützt. Alle Einsparungen, die sich im Laufe des 
Jahres und bei der Gestaltung des nächsten Haus-
halts ermöglichen ließen — ich habe vorhin gesagt, 
man könnte die Zuschüsse an die Länder eventuell 
etwas kürzen —, müßten meines Erachtens dieser 
Zweckbestimmung zugeführt werden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Aber jetzt noch etwas anderes. Im Protokoll Nr. 21 

des Haushaltsausschusses ist bei der Beratung 
dieser Position folgendes vermerkt: 

Eine Frage des Abg. Frühwald, ob bei der Er-
schließung des Emslandes auch Grundbesitz von 
nichtdeutschen Staatsbürgern betroffen sei, be-
antwortet der Regierungsvertreter dahin, ihm 
sei nicht bekannt, daß sich darunter Aus-
länderbesitz befinde. 

Auf meine Anfrage hin teilt mir Herr Kollege 
Dannemann folgendes mit: 

Als Direktor der Landwirtschaftskammer 
Oldenburg hatte ich den Dienststellen der 
Landwirtschaftskammer Anweisung gegeben, 
aus dem Emslandfonds den holländischen 
Grundbesitzern keine Beihilfen zu gewähren 
für ihre in Deutschland gelegenen Ländereien. 
Daraufhin hat der Kommissar für den Ems

-

landplan, Herr Ministerialdirektor Lauenstein, 
angeordnet, daß auch den holländischen Grund-
besitzern diese Mittel zur Verfügung stehen 
müßten. So wird auch heute durch ihn ver-
fahren. 

(Zuruf von der Mitte: Alter Brauch!) 
Zu dieser Feststellung habe ich nur noch eine 

Frage: wie verträgt sich dieses Verhalten mit der 
Behandlung der Traktatfrage durch die hollän-
dische Regierung? Denn was von uns hier getan 
wird, ist das direkte Gegenteil von dem, was dort 
geschieht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Dr. Müller. 

Dr. Dr. h. c. Müller (Bonn) (CDU/CSU): Herr  

Präsident! Meine Damen und Herren! Als Herr 
Kollege Frühwald seine Ausführungen begann, 
habe ich mich eingemischt, und zwar aus folgen-
dem Grunde. Herr Präsident Dr. Ehlers hatte dem 
Hause vorgeschlagen, daß zuerst die vorliegenden 
Anträge begründet und debattiert werden sollten 
und daß dann, wenn erforderlich, eine allgemeine 
Aussprache stattfinden solle. 

(Abg. Dr. Horlacher: „Wenn erforderlich!") 
In Verfolg dieser Feststellung hatte ich mich zu 
den beiden Anträgen Umdruck 33*) und 35**) zum 
Wort gemeldet. Der Präsident hat aber dann durch 
den Abgeordneten Frühwald die allgemeine Dis-
kussion eröffnet, weil ihm anscheinend diese Ab-
machung von Herrn Dr. Ehlers nicht mitgeteilt 
worden war. Ich darf feststellen, daß ich damit in 
keiner Weise meinem Kollegen Frühwald zu nahe 
treten wollte. 
Ein paar Bemerkungen zu diesen Anträgen, bei 

deren Begründung und Beratung immer wieder 
darauf hingewiesen wurde, es müsse unbenommen 
bleiben, im Plenum Anträge zu stellen, wenn man 
im Ausschuß nicht zum Zuge gekommen sei. Das 
stimmt. Aber, meine Damen und Herren, die 
beiden Anträge sind von der Opposition im Aus-
schuß nicht gestellt worden. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Abg. Heiland: 
Im Haushaltsausschuß! — Abg. Dr. Hor

-

lacher: Nein!) 
— Sie sind im Ausschuß nach Feststellungen, die 
ich noch im Laufe dieser Sitzung habe treffen 
können, nicht gestellt worden. 

(Abg. Dr. Horlacher: Sehr richtig! — Abg. 
Heiland: Ich hab e sie gestellt! — Abg. 

Dr. Horlacher: Vielleicht mündlich!) 
Wir lehnen diese Anträge ab, und zwar aus etat-
rechtlichen Gründen. Wir sind nicht bereit, über 
Anträge, die 10 oder gar 40 Millionen Mark er-
fordern, hier aus dem Handgelenk zu entscheiden, 
sondern wir halten es für notwendig, daß solche 
Forderungen in den Ausschüssen eingehend ge-
prüft werden. 
Damit aber draußen nicht erklärt wird, wir 

wendeten uns gegen die Schulspeisung, möchte ich 
feststellen, daß wir grundsätzlich der Schulspeisung 
zustimmen, 

(Abg. Heiland: Nur kosten darf sie nichts!) 
wann und wo sich das Erfordernis ergibt, sie 
durchzuführen. Die Situation ist heute aber eine 
andere als vor fünf Jahren. Es wäre sicherlich 
zweckmäßig gewesen, im Ausschuß auch einmal 
Berichte der Länder anzufordern, um festzustellen, 
wie sich die Dinge verhalten. 
Frau Strobel wies darauf hin, daß die Ver-

braucher durch die Abschöpfung die Kosten zahl-
ten. Demgegenüber darf ich mir erlauben, darauf 
aufmerksam zu machen, daß die Einfuhr- und 
Vorratsstellen geschaffen worden sind, um für die 
Landwirtschaft und die Konsumenten einen 
stabilen, ausgeglichenen Preis zu erhalten und zu 
sichern. Als in der Zeit der Korea-Krise Finanz-
minister Schäffer Hunderte von Millionen hat 
draufzahlen müssen, damit die Preise für die Ver-
braucher nicht bis zu einer unangemessenen Höhe 
anstiegen, hat man nichts gesagt. Nun soll man 
aber nicht umgekehrt immer wieder so argumen-
tieren: der Verbraucher zahlt jetzt drauf. Meine 

*) Siehe Anlage 13 Seite 938. 
**) Siehe Anlage 15 Seite 940. 
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Damen und Herren, wir wollen hoffen, daß es 
nicht passiert, aber es kann der Augenblick 
kommen, wo am Weltmarkt wieder ein Durchein-
ander kommt, so daß wir, da wir ja nun einmal 
in allen Lebensmitteln einfuhrabhängig sind, im 
Interesse der Verbraucher wieder werden Millionen 
draufzahlen müssen. 

(Abg. Heiland: Dann ist es aber wieder 
nicht der Finanzminister, sondern der 

Steuerzahler, der zahlt!) 
— Also gut, wenn ich vom Finanzminister spreche, 
betrachte ich ihn eben als den Exponenten der 
Steuerzahler. Ich glaube, Herr Heiland, diese kurze 
staatsrechtliche Belehrung hätten Sie sich sparen 
können. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zuruf von 
der SPD: Das wird aber gelegentlich ver

-

gessen!) 
Ich hielt es für notwendig, diese Bemerkungen 
noch zu den Anträgen zu machen, um klarzulegen, 
aus welchen Gründen wir sie ablehnen müssen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Elsner zur Begründung des Um-
drucks 20. 

Elsner (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bevor ich den Änderungsantrag be-
gründe, möchte ich vorweg an den Herrn Landwirt-
schaftsminister eine Anfrage richten. Mir ist be-
kanntgeworden, daß bei den Haushaltsberatungen 
im Kabinett über den Einzelplan 10 der Herr 
Finanzminister dem Herrn Landwirtschaftsminister 
zugesichert hat, er sei für den Fall, daß die Sied-
lungsmittel im laufenden Haushalt nicht ausreichen, 
bereit, einem Vorgriff auf den neuen Haushalt zu-
zustimmen. Ich frage den Herrn Landwirtschafts-
minister, ob diese Zusicherung zutrifft. In diesem 
Fall würde meine Fraktion bereit sein, den gestell-
ten Antrag zurückzuziehen. 

(Zuruf rechts: Es stimmt! Auf Wieder

-

sehen! — Heiterkeit.) 

— Ich stelle fest, daß der Herr Landwirtschafts-
minister erklärt, die Zusicherung des Herrn Finanz-
ministers sei zutreffend. 

(Zuruf von der Mitte: Nein, hat er gar 
nicht erklärt!) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Jawohl, er hat er-
klärt, daß er gleich dazu Stellung nehmen wird; so 
habe ich ihn jedenfalls verstanden. 

Elsner (GB/BHE): Dann darf ich Sie bitten, Herr 
Landwirtschaftsminister, dazu Stellung zu nehmen. 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Darf ich es vom Platz 
aus tun? 
Vizepräsident Dr. Schneider: Bitte sehr, Herr 

Minister. 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Ich darf vielleicht 
zwischendurch auf diese Frage antworten. Der Herr 
Finanzminister hat es ja durch ein Kopfnicken be-
reits bestätigt, daß zwischen uns diese Verein-
barung besteht und daß deshalb im laufenden 
Haushaltsjahr finanzielle Schwierigkeiten bei der 
Siedlung nicht auftreten können: 

Elsner (GB/BHE): Meine Dammen und Herren! 
Sie haben die Erklärung des Herrn Landwirt-
schaftsministers gehört und die Zusicherung des 

Herrn Finanzministers zur Kenntnis genommen. 
Diese Erklärung genügt uns. Ich ziehe hiermit den 
gestellten Antrag zurück. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort zur Be-
gründung des Umdrucks 26 hat der Abgeordnete 
Schneider (Bremerhaven). 

Schneider (Bremerhaven) (DP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin in der glück-
lichen Lage, dem Hause mitteilen zu können, daß 
auch wir den Antrag zurückziehen, da uns der Herr 
Ernährungsminister — ich darf ihn hier allerdings 
öffentlich beim Wort nehmen — zugesichert hat, 
daß er, zumindest was die Zinsverbilligungen für 
die Fischwirtschaft betrifft, großzügig verfahren 
und sogar noch etwas über die von uns gewünschten 
Maßnahmen hinaus tun will. Ich darf darum un-
seren Antrag zurückziehen und bitten, daß dement-
sprechend verfahren wird. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Keilhack zur Begründung des Ände-
rungsantrags Umdruck 34*). 

Frau Keilhack (SPD): Meine Damen und Herren, 
ich spreche zum Änderungsantrag unserer Fraktion 
Umdruck 34. Es handelt sich um den Posten für die 
Zwecke der Verbraucheraufklärung, der im Haus-
halt mit 350 000 DM angesetzt war. In diesem 
Posten waren noch geringere Mittel für die Ab-
satzwerbung enthalten. Er lief bereits durch die 
gesamten früheren Haushalte. Infolge einer irre-
führenden Erläuterung über den Verwendungs-
zweck ist in diesem Jahr im Haushaltsausschuß eine 
Kürzung um 100 000 DM beantragt und auch be-
schlossen worden. 
Unser Antrag, den ich jetzt begründe, bezweckt, 

daß diese wichtige Aufgabe der ernährungswirt-
schaftlichen und -wissenschaftlichen Aufklärung 
noch nachhaltiger erfüllt werden kann, als es bis-
her geschehen ist. Wir haben deshalb beantragt, die 
Summe auf 500 000 DM heraufzusetzen. Auch die 
Erläuterung über den Verwendungszweck, deren 
alte Fassung zu der Irreführung im Haushaltsaus-
schuß geführt hat, ist in unserem Antrag klarer 
formuliert. Sie werden daraus das Nähere entneh-
men. Wir bitten Sie um Zustimmung zu unserem 
Antrag. 
Ich darf sagen, daß die bisherige Aufklärungs - 

und Erziehungsarbeit durch verständliche und gut 
gedruckte Broschüren, durch allgemeine Ernäh-
rungshinweise, durch Lichtbild- und Lehrbild-
reihen, vor allen Dingen auch durch Wanderaus-
stellungen und Merkblätter für Warenkunde recht 
gut gewesen ist. Man müßte sie noch intensiver und 
besser gestalten, möglicherweise auch mit Filmen, 
die etwas Eindrucksvolles über Ernährungswerte 
und moderne Ernährungsweisen aussagen. Die 
Verbraucherberatung und -erziehung in andern 
Ländern wie Schweden, England, Schweiz und auch 
den USA ist schon lange mit bestem und nachhaltig-
stem Erfolg durchgeführt. Dort wird es als öffent-
liche Aufgabe angesehen, die Verbrauchererzie -
hung in die Hand zu nehmen, um bei der Fülle 
des Warenangebots den Käufer einerseits urteils-
fähiger zu machen, aber ihm andererseits auch, da 
er die schwächste Position im wirtschaftlichen 
Marktgeschehen hat, eine stärkere Stellung zu 
schaffen. Wir glauben, daß das in Deutschland ganz 
besonders notwendig ist, da die Kriegs- und Nach-
kriegsverhältnisse gerade bei uns dazu geführt haben, 

*) Siehe Anlage 14 Seite 939. 
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daß Millionen von Familien jahrelang keinen eigenen 
Haushalt führen konnten. Dadurch ist auch bei den 
Kindern, vor allen Dingen bei den Mädchen, die 
traditionelle Belehrung und Unterweisung in haus-
wirtschaftlichen Fragen und in der Warenkenntnis 
durch die Mütter unterblieben. Unsere Mädchen 
sind aber doch die künftigen Hausfrauen! Wir 
meinen, daß diese Aufgabe, die großenteils nicht 
mehr ausreichend in den Familien erfüllt wird 
oder nicht mehr erfüllt werden kann, mit von den 
Schulen, vor allem von den Fach- und Berufs-
schulen, übernommen werden muß, die diese ent-
standene Lücke auszufüllen haben. Die Schulen 
brauchen aber dazu ausreichendes und gutes Lehr-
material. Jede Lehrkraft wird Ihnen bestätigen, 
daß sie das bis jetzt nicht hat. Die öffentliche 
Pflicht zur Verbrauchererziehung und -beratung 
besteht auch deswegen, weil in der Lebens- und 
Arbeitsweise der Menschen von heute und auch in-
folge der modernen Ernährungsforschung erheb-
liche Veränderungen eingetreten sind. Diese Fragen 
treten den Hausfrauen heute entgegen, ohne daß 
sie sie richtig bewältigen können. Auch die sehr 
weitgehende chemische Bearbeitung von Nahrungs-
mitteln läßt es, im Interesse der Volksgesundheit 
geboten erscheinen, daß unsere Frauen, überhaupt die 
Konsumenten besser mit der Beschaffenheit der 
Nahrungsmittel, die sie für ihre Familien verwen-
den, vertraut gemacht werden. Ich meine, gerade 
wir in diesem Parlament haben alle Ursache, dafür 
zu sorgen, daß unter den Verbrauchern mehr Klar-
heit und besseres Wissen vorhanden ist. 

Ich hoffe, dieser Antrag trägt dazu bei, vielleicht 
im Rahmen des Ministeriums für Wirtschaft und 
des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten eine Verbrauchererziehung und -be-
ratung in die Wege zu leiten, die etwa der ähnlich 
wird, wie sie in anderen Ländern seit langem be-
steht. Vielleicht ist dieser Antrag ein Anlaß, diese 
Frage etwas gründlicher, etwas intensiver zu be-
handeln, als wir es bisher getan haben. 
Ich hoffe, daß wir Sie von dieser Notwendigkeit 

überzeugt haben und daß Sie unserem Antrag zu-
stimmen, zumal es sich im Verhältnis zum Gesamt-
haushalt des Ernährungsministeriums nur um eine 
ganz geringe Summe handelt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Weitere Wort-
meldungen zu diesem Einzelplan? — Bitte, Herr 
Dr. Vogel! 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muß noch mit einigen 
kurzen Worten auf den letzten Antrag, die 
500 000 DM, eingehen. Wir haben uns im Haus-
haltsausschuß mit dieser Angelegenheit sehr aus-
führlich befaßt. Der Antrag, ursprünglich einen 
weit größeren Betrag als 100 000 DM zu streichen, 
kam ja aus Ihren Reihen. Wir haben uns nachher 
überzeugen lassen, und, ich glaube, es geschah nicht 
zuletzt im Zeichen der weiblichen Gleichberech-
tigung unter einem Druck, dem wir vor allem 
von seiten der weiblichen Mitglieder dieses Hauses 
ausgesetzt waren. Wir haben 80 000 DM unter 
diesen Titel eingestellt und in den Erläuterungen 
eine Bemerkung ausgebracht, wonach diese 
80 000 DM der Gesellschaft für Ernährungswissen-
schaft zur Verfügung gestellt werden sollen. Dort 
sind sie, glaube ich, auch sehr richtig und gut an-
gewandt. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Kein Wort, Frau Kollegin, gegen die Notwendig-
keit einer Unterrichtung der Schulen und einer 
Aufklärung auf diesem Gebiete! Aber es hieße die 
Aufgabe gerade dieser Abteilung und der sicher 
ausgezeichneten Kräfte, die hinter ihrem Mini-
sterium stehen, überschätzen und sie in einer fal-
schen Richtung auslegen, wollte man ihnen die 
alleinige Aufgabe zuweisen, durch Massenpubli-
kationen alle diese überaus wertvollen Erkennt-
nisse in das Volk hineinzutragen. Die Hauptauf-
gabe besteht darin, derartige Erkenntnisse zu er-
arbeiten und weiteren Kreisen zugänglich zu 
machen. Die Gewerkschaften, die vielen Frauen-
organisationen, die Schulen usw. sollen sich nach-
her in ihrem Bereich um die Massenverbreitung 
der dort ausgearbeiteten Ideen, Ratschläge und 
Broschüren kümmern. Ich glaube, für diesen Zweck 
sind die 80 000 DM, die wir ja wieder eingeführt 
haben und die den Titel dann auf 330 000 DM 
bringen, ausreichend. 

Das ist mir übrigens auch von der betreffenden 
Abteilung des Ministeriums selber bestätigt wor-
den. Wir sollten keine Veranlassung nehmen, über 
einen solchen Betrag hinaus zusätzliche Mittel zu 
bewilligen; denn den Zweck, den Sie anstreben, 
würden Sie auch mit 500 000 Mark nicht erreichen, 
sondern dann müßten Sie einige Millionen dafür 
aufwenden; das wird auch Ihre Absicht nicht sein. 
Ich bitte also für meine Freunde, es bei dem alten 
Ansatz zu belassen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kriedemann. 

Kriedemann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diejenigen, die aus irgendwelchen 
Gründen mit steigender Ungeduld den Ablauf der 
Debatte verfolgen und auf die Uhr schauen, kön-
nen diesmal eigentlich ganz zufrieden sein. Die 
Regierungsparteien haben teils keine Anträge ge-
stellt, teils ziehen sie sie zurück; und zu den An-
trägen, die die Opposition gestellt hat, wird kurzer-
hand erklärt, sie würden abgelehnt, teils weil es 
nicht gehe, teils weil es nicht so schlimm sei. 
Dieses Schicksal ist nun auch dem dritten Antrag 
widerfahren. 

Lassen Sie Gnade vor Recht ergehen und ver-
stehen Sie, daß ich den Versuch mache, wenigstens 
bei denen, die sich noch nicht festgelegt haben 
und die von einer agrarpolitischen Debatte auch 
einmal etwas haben möchten — wir wissen ja, daß 
der Kreis derjenigen, die in die Einzelheiten dieser 
Dinge eingedrungen sind, leider nicht so groß ist, 
wie diejenigen es wünschen, die speziell auf dem 
Gebiet zu arbeiten haben —, den Eindruck zu zer-
stören, wir hätten unsere Anträge — wie Herr 
Kollege Müller sagte — aus dem Handgelenk ge-
stellt und forderten einfach mal so große Beträge, 
wodurch der Verdacht entstanden ist, den der Kol-
lege Horlacher schon ausgedrückt hat, das würde 
nur aus Gemeinheit, aus Bosheit gemacht, um der 
Landwirtschaft draußen etwas vorzumachen und 
zu zeigen, wie tüchtig wir sind. 

(Abg. Dr. Horlacher: Nein, aus Schein
-

heiligkeit!) 

— Von meinem Christentum aus ist die Schein-
heiligkeit auch eine Gemeinheit. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 
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Aber ich gebe ohne weiteres zu, daß andere Leute 
da feinere Unterschiede machen und so etwas nicht 
gemein finden; ich jedenfalls finde es gemein. 

(Abg. Dr. Horlacher: Die Scheinheiligkeit 
ist eine besondere Tugend!) 

Ich möchte mit Herrn Kollegen Müller nicht um 
die geistige Vaterschaft — Herr Kollege Frühwald, 
das zu Ihnen gesagt — streiten. Im Protokoll des 
Ausschusses können Sie nachlesen, daß beschlossen 
worden ist, hier zunächst nur die Reihenfolge zu 
ändern und erst im nächsten Jahr die Sache so zu 
machen, wie es jetzt passiert ist. Ich habe nur 
festgestellt — darüber braucht gar kein Streit zu 
'sein, es ist nun einmal so —, daß es sehr schön' 
ist, daß die Mehrheit dem Antrag, den im Haus-
haltsausschuß, wo die Dinge nun einmal zum 
Schwur kommen, einer meiner Freunde gestellt 
hat, zugestimmt hat, so daß dieses Junktim, wie 
Sie es hier genannt haben, weggefallen ist. 
Im übrigen braucht man darüber gar nicht zu 

streiten. Denn es gehört gar nicht viel Verstand 
dazu — dieses bißchen Verstand werden wir, Herr 
Kollege Müller und ich, uns gegenseitig bestimmt 
nicht streitig machen —, die unerhörte Schädlich-
keit, die diskriminierende Wirkung dieses Junktims 
auf die Landwirtschaft zu erkennen. Ich frage mich 
nur, was dazu gehört hat, dieses Junktim über-
haupt erst einmal in den Haushaltsplan hinein-
zubringen, den schließlich die Regierung — Ihre 
Regierung — uns vorgelegt hat. Im Ernährungs-
ausschuß waren wir uns über die Wirkungen, die 
davon ausgehen müßten, die Wirkungen in einer 
sehr gefährlichen Richtung, nämlich in Richtung 
auf die Vertiefung des Gegensatzes zwischen Stadt 
und Land, auf die Vertiefung eines sehr künst-
lichen Gegensatzes zwischen Erzeugern und Ver-
brauchern, durchaus einig. Und Sie werden meine 
Entrüstung und meine Kritik dieses Junktims 
durchaus teilen, für das mir leider der parlamenta-
rische Ausdruck nicht gewärtig ist. Ich glaube, daß 
es dafür überhaupt keinen parlamentarischen Aus-
druck gibt. Da sind wir einig wie meistens, Herr 
Horlacher, wenn wir im Ernährungsausschuß unter 
uns sind. 
Es kommt bei der Haushaltsberatung auf einige 

andere Dinge an. Gerade weil die Finanzminister 
nun einmal alle so sind und vielleicht gar nicht 
anders sein können, haben die anderen, die keine 
Finanzminister sind, aber auch Verantwortung 
tragen, nicht nur für die Zahlen, sondern für da s 

 eine oder andere Gebiet und für die Menschen, die 
auf diesem Gebiet ihre wirtschaftliche Existenz 
finden, die Verpflichtung, gegenüber dem Finanz-
ministergesichtspunkt eben noch ein paar andere 
Gesichtspunkte durchzusetzen. Davon haben wir 
uns hier leiten lassen und haben uns zu Dingen 
geäußert, die für die Landwirtschaft absolut not-
wendig sind. 
Ein Beispiel dafür, was man mit Zahlen so für 

falsche Eindrücke erwecken kann: Hier ist gesagt 
worden, wenn diese 40 Millionen DM für die Tbc

-

Bekämpfung ausgegeben würden, würde u. a. der 
Landwirtschaft dadurch Schaden zugefügt werden, 
daß dann die auszumerzenden Tiere auf den Markt 
kommen und der Preis sinkt. Will einer von Ihnen 
bestreiten, daß, wenn es hochkommt, mit diesen 
Mitteln etwa 10 % der üblichen Schlachtungen auf 
den Markt kommen könnten? Will einer von Ihnen 
behaupten, daß wir davor Angst haben müßten? 
Will einer im Ernst behaupten, daß die Gefahr, die 
mit diesen 40 Millionen DM für die Landwirtschaft  

heraufbeschworen werden könnte, auch nur an-
deutungsweise so groß ist wie der Nutzen, der da-
durch für die Landwirtschaft entstehen würde? 
Aber es kommt hier ja offenbar gar nicht auf die 
Sache selber an, sondern darauf, wie man mit ihr 
hier fertig wird, wo nun einmal der Rahmen des 
Haushalts gezogen ist, wo die Hürden gezogen sind, 
über die Sie aber wegspringen müssen, Herr Kol-
lege Horlacher, wenn Sie einmal weiterkommen 
wollen mit all dem, was Sie selber immer wieder 
und mit guten Argumenten fordern. 

(Abg. Dr. Horlacher: Wir sind beim Haus

-

halt! Das wissen Sie genau so wie wir!) 
— Nur im Haushalt können Sie doch die Mittel 
hinstellen, die Sie brauchen, um diese Aufgaben 
durchzuführen. Glauben Sie mir doch — das wissen 
Sie selber, ich brauche Sie gar nicht zu beschwö-
ren —, daß die beiden Dinge zusammengehören 
und daß die ganze Agrarpolitik sozusagen zu 
einem Gespött gemacht wird, wenn man sie in die 
beiden Gebiete zerteilt: einmal werden die Forde-
rungen aufgestellt, und beim anderen Mal werden 
die Mittel dafür nicht bewilligt. Das gehört zu-
sammen, und an Versprechungen ist niemand 
interessiert, wenn nicht — auch mit der Energie, 
die Ihnen sonst eigen ist — hier, wo die Entschei-
dung über die Mittel fällt, um diese Mittel ge-
kämpft wird. Was heißt es schon, Herr Kollege 
Müller: Wir sind ja auch für die Schulspeisung, 
wo sie nötig ist, soll sie gemacht werden. Soll denn 
erst einmal festgestellt werden, wo die Schulspei-
sung nötig ist, und wollen wir uns erst dann über 
die Mittel unterhalten? Es dreht sich auch gar 
nicht — das möchte ich mit aller Energie unter-
streichen — um irgendeine Notmaßnahme, und 
man kann sich davor nicht so leicht aus dem Staube 
machen, daß man sagt: Gott sei Dank geht es uns 
heute schon so viel besser, daß die anderen uns 
nicht mehr irgendwelche Spenden zu geben brau-
chen, und da brauchen wir die Schulspeisung nicht! 
In unserem Antrag ist sehr wohl darauf auf-

merksam gemacht worden, daß es sich hier auch 
noch um etwas anderes handelt, nämlich um einen 
Beitrag zur Überwindung des außerordentlich ge-
fährlichen Absatzproblems. 
Lassen Sie mich auch noch ein Wort über einen 

anderen Zusammenhang sagen, der hier beachtet 
werden soll. Wir haben die Marktordnung und die 
Marktordnungsgesetze gemeinsam geschaffen. Dar-
über wird also jetzt nicht diskutiert; sie wird 
weder angegriffen noch braucht sie hier vertei-
digt zu werden. Aus dieser Marktordnung ergibt 
sich seit geraumer Zeit für die Verbraucher eine 
nicht gerade sehr erfreuliche Konsequenz, nämlich 
die Abschöpfung der Preisspanne bei den einge-
führten Lebensmitteln. Aus den vom Haushalts-
ausschuß berichtigten Zahlen können Sie sehen, 
daß das schon ein Betrag von über 200 Millionen DM 
ist. Wenn wir die Marktordnung aufrechterhalten 
und für sie Verständnis bei allen denen erwecken 
wollen, die nun einmal für sie Verständnis haben 
und sich zu ihr bekennen müssen, dann muß man 
auch einmal an die andere Seite denken, und dann 
kann man nicht etwa sagen: „Das laßt nur so! 
Wenn dermaleinst wieder irgendwo ein neues 
Korea kommt, dann muß das Geld dafür ja wieder 
ausgegeben werden!" Wir haben im Interesse der 
Marktordnung geradezu die Verpflichtung, hier 
auch einmal nach der Seite der Verbraucher etwas 
zu tun. 
Wie die Stimmung im allgemeinen ist, darüber 

haben Sie ja in den Zeitungen, die Ihnen näher- 
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stehen als uns, einiges lesen können, als über das 
Marktordnungsgesetz für den Gartenbau berichtet 
wurde. Da noch von Sachlichkeit zu reden, ist doch 
nur am Rande möglich. Die Debatte war doch 
diktiert von einer geradezu fanatischen Wut gegen 
die Marktordnung als Prinzip. Haben wir etwa 
Veranlassung, diese Stimmung noch dadurch zu 
steigern, daß wir hier solche Einnahmen hinneh-
men, uns aber nicht darum kümmern, wie denn 
nun den Verbrauchern etwas von dem zurück-
gegeben werden kann, was ihnen hier beim Brot, 
beim Zucker usw. mehr abgenommen wird, als 
im Augenblick eigentlich notwendig wäre? Haben 
wir nicht geradezu die Verpflichtung, wenn wir 
die Marktordnung wirklich in unserem Volke ver-
ankern und landwirtschaftliche Angelegenheiten 
so zu einer Angelegenheit des allgemeinen Inter-
esses machen wollen, wie es in den anderen Län-
dern der Fall ist und bei uns leider nicht, daß wir 
hier auch einmal etwas tun, noch dazu, wenn wir 
das auf eine so elegante Weise tun können, daß 
wir bei der gleichen Gelegenheit nicht nur den 
Verbrauchern einen sehr wesentlichen Dienst er-
weisen, sondern auch hier den Kindern auf eine 
anständige, durchaus vertretbare und notwendige 
Weise helfen, sondern auch der Landwirtschaft? 
Denn vor welche Probleme wir angesichts der 
steigenden Erzeugung und dem längst nicht so 
weiterentwickelten Verzehr von Frischmilch in der 
Milchwirtschaft gestellt sind, das wissen Sie auch, 
und davon brauche ich hier nicht zu reden. Aber 
es sind eben zwei Dinge, Herr Horlacher: Forde-
rungen aufstellen, Versprechungen machen, Not-
wendigkeiten erkennen auf der einen Seite; auf 
der anderen Seite aber alles das nun auch reali-
sieren! Darauf kommt es an, und nur um das dreht 
es sich hier heute. 
Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem Antrag 

sagen, den eben meine Fraktionskollegin Frau 
Keilhack hier vertreten hat und zu dem Herr 
Dr. Vogel einige kritische Bemerkungen gemacht 
hat. Im Haushaltsausschuß ist, das ist hier schon 
gesagt worden, auf Grund eines Mißverständnisses 
ein Teilbetrag gestrichen worden. Dieses Mißver-
ständnis ergab sich ganz einfach aus der, zuge-
geben, doch wohl außerordentlich unglücklichen 
Begründung für diesen Posten. Man kann nämlich 
nicht sagen: Weil jetzt durch die Liberalisierung 
der Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse beein-
trächtigt wird, müssen wir die Verbraucher auf-
klären, damit sie wissen, wie sie sich richtig er-
nähren sollen. Diese Sorte von Verbraucherauf-
klärung ist einfach nicht glaubwürdig, und sie ist 
ebensowenig überzeugend wie die vielfache Propa-
ganda einzelner Interessentengruppen für das eine 
oder andere Nahrungsmittel. Was wir, da es sich 
hier ja auch um ein Ernährungsministerium han-
delt, den Verbrauchern schuldig sind, ist eine 
objektive Unterrichtung, frei von irgendwelchen 
Interessentengesichtspunkten, frei von einer so 
durchsichtigen Werbung, wie sie nun einmal vor-
liegt, wenn es heißt: „Eßt mehr Fisch! — Die 
Fischindustrie" oder „Trinkt mehr Milch! — Die 
Milcherzeuger". Darauf reagieren die Leute nicht 
so, wie sie sollen. Wir haben gerade im Interesse 
einer anständigen, vernünftigen und planmäßigen 
Produktionspolitik alle Veranlassung, eine wirk-
liche Verbraucheraufklärung zu unterstützen. In 
anderen Ländern werden für diese Aufgabe sehr 
viel höhere Beträge eingesetzt. Wir werden uns 
also auch daran gewöhnen müssen und möchten 
hier von uns aus mit 500 000 DM einen ersten An-
fang machen. 

Wie Sie zu den Anträgen stehen, meine Damen 
und Herren, müssen Sie mit sich ausmachen. Aber 
Sie können uns nicht übelnehmen, daß wir hier 
mit allem, was uns möglich ist, um die Anerken-
nung unserer Gesichtspunkte kämpfen; und wenn 
wir etwa jetzt hier — ich fürchte, darauf wird es 
j a hinauslaufen — wieder einmal erfahren, daß 
die Anträge abgelehnt werden, weil man sagt: „Es 
geht jetzt einfach nicht!", dann werden wir Sie 
daran erinnern, wenn Sie nun Ihrerseits einmal 
wieder mit irgendwelchen Proklamationen kom-
men. Es liegt dafür ja schon einiges Material auf 
dem Tisch; wir werden demnächst hier über For-
derungen in Richtung Parität debattieren. Da wer-
den wir Sie wieder fragen, ob Sie wenigstens im 
nächsten Haushalt die Mittel dafür bewilligen oder 
ob Sie auch da wieder die Debatte zwischen dem 
trennen, was mehr ins Gebiet der Propaganda und 
der Beruhigung gehört, und dem, was in das Ge-
biet der praktischen Politik gehört, zu der wir uns 
hier um einen Beitrag bemüht haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, Herr Minister Lübke. 

Dr. h. c. Lübke, Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will mit 
einer Äußerung des letzten Redners, des Herrn 
Kollegen Kriedemann, anfangen. Er sagte: 
„Man hat hier den Eindruck, der Etat liegt vor, die 
Hürden sind gesetzt, daran ist nichts mehr zu 
ändern. — Wir sind in der zweiten Lesung." Es 
würde sich also durch Beschlüsse noch manches dar-
an ändern lassen. Aber Sie wissen ja genau, daß 
letzten Endes ein Kampf um den Etat monatelang 
dauert und schließlich einmal zum Abschluß ge-
bracht werden muß. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das weiß ja Herr 
Kriedemann ganz genau! — Abg. Kriede

-

mann: Ich möchte ihn für die Landwirt

-

schaft gern einmal siegreich zum Abschluß 
bringen!) 

— Darauf wollte ich gerade kommen, Herr Kollege 
Kriedemann. — Der Etat lag im Rohentwurf vor, 
als ich mein Amt antrat, und es ist seitdem auf 
Grund meiner Unterhaltungen mit dem Herrn 
Finanzminister, im Kabinett und durch die sehr 
wirkungsvolle Unterstützung des Haushaltsaus-
schusses — und zwar eine einmütige Unterstützung, 
wie ich ausdrücklich feststellen möchte — doch eine 
beachtliche Besserstellung im landwirtschaftlichen 
Haushalt erfolgt. Wenn auch sehr viele Wünsche 
offenbleiben, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
ist doch zu sagen, daß das anerkannt werden muß. 

Nun darf ich zu einigen Wünschen Stellung neh-
men, die Ihnen besonders am Herzen liegen, zu-
nächst zur Tuberkulosebekämpfung. „Die Mittel 
reichen nicht aus", heißt es. Nun, meine Damen 
und Herren, es war mir zunächst nicht gelungen, 
diesen Ansatz von 5 Millionen DM, der im Haushalt 
enthalten war, durchzusetzen. Ich handelte dafür 
aber die Steuerfreiheit für alle diejenigen Maßnah-
men ein, die die einzelnen Bauern auf ihren Höfen 
und die Molkereigenossenschaften zur Tbc-Bekämp-
fung durchführen. Jetzt sind durch die Bemühungen 
des Haushaltsausschusses 10 Millionen DM zur Tbc

-

Bekämpfung hinzugekommen. Es kommt nunmehr 
darauf an, die Länder stärker für diese Aufgabe zu 
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interessieren — Kollege Frühwald hat vorhin den 
Betrag genannt, den das große Agrarland Bayern 
zu dieser Aufgabe beiträgt — und darauf hinzu-
weisen, daß wir nicht wahllos Ausmerzungsbeihil-
fen geben können; systematisch müssen wir die 
vorhandenen Inseln vergrößern. Ich glaube, wir 
werden im kommenden Jahr auf diesem Gebiet 
eine ganze Menge neuer Erfahrungen machen und 
uns dann im nächsten Jahr über dieselbe Frage 
noch einmal an dieser Stelle unterhalten müssen. 

Vielleicht darf ich einen Irrtum berichtigen, der 
Herrn Kollegen Dr. Schmidt unterlaufen ist. 
Herr Kollege Dr. Schmidt, Sie sagten, in Holland 
wende man 100 Millionen Gulden auf. Ich habe Sie 
so verstanden: „jährlich". 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Nein, in 
fünf Jahren!) 

— Das bedeutet also für Holland 20 Millionen Gul-
den im Jahr. Dabei kommen von holländischer 
Seite 10 Millionen und aus ERP-Mitteln, die die 
Holländer heute noch von den Vereinigten Staaten 
bekommen, nochmals 10 Millionen. Holland hat 
nur 2,6 und die Bundesrepublik 11,6 Millionen Rin-
der. So gesehen darf man nach unserem ersten Er-
folg noch nicht etwa zur Ruhe gehen und sagen: 
„Das wird ausreichen". Aber für den Anfang, um 
Erfahrungen zu sammeln, darf man sich damit ein-
verstanden erklären. 
Nun zur Frage der Schulmilchspeisung: Ich habe 

mich in Düsseldorf jahrelang darum bemüht und 
die Schulspeisung in Gang gebracht. Ich hatte ge-
glaubt, wenn es sich darum handelt, Kinder mit 
Milch zu versorgen, würden die Gemeinden, das 
Land und alle sonstigen Instanzen an einem 
Strange ziehen. Weit gefehlt! Es waren bei der 
Schulmilchspeisung vor allem die Gemeinden, die 
darüber klagten, daß die entstehenden Kosten ihren 
Haushalt zu sehr belasten würden. Sie wandten sich 
an das Land mit der Bitte, die Kosten allein zu 
übernehmen. So würde es in Zukunft seitens der 
Länder und Gemeinden dem Bund gegenüber 
gehen. Wir müssen auf diesem Gebiete ein Zusam-
menwirken sämtlicher Instanzen auf allen Ebenen 
bekommen, sonst fahren wir uns fest; denn wenn 
die Gemeinden nicht mitziehen, geht es gar nicht. 

(Abg. Kriedemann: Es fängt aber damit an, 
daß wir hier Geld haben!) 

— Sicher! 
(Abg. Kriedemann: Und das haben wir leider 

nicht!) 
— Auch ich wollte, wir kämen den Dingen schnel-
ler näher. Ihnen gegenüber darf ich an das Wort er-
innern, das Herr Frühwald gesagt hat: Langsam 
und mit Maßen! 

(Abg. Kriedemann: Das hören wir hier seit 
fünf Jahren!) 

-- Ja, ich hoffe, — — 

(Abg. Kriedemann: Das das noch lange 
so weitergeht! — Heiterkeit links.) 

— Nein, ich möchte glauben, daß die einmütige Ar-
beit des Haushalts- und des Ernährungsausschusses 
sowie des zuständigen Ministeriums auf diesem 
Gebiet für die nächsten Jahre erhebliche Fort-
schritte erwarten läßt. 

Obwohl das nun einmal als entschieden ange-
sehen werden muß, darf ich sagen, daß mir die 
Verminderung der 350 000 DM für Verbraucher-
aufklärung um 100 000 DM sehr schmerzlich ist. 
Aber es läßt sich jetzt, nachdem die Dinge im Haus-

haltsausschuß abgeklärt sind, daran leider wohl 
nichts mehr ändern. 

(Abg. Kriedemann: Hier findet die 
zweite Lesung statt!) 

Wenn man weiß, welche Aufgaben auf diesem Ge-
biet zu tun sind, — — 

(Abg. Dr, Bucerius: Höhere Gewalt!) 
—.Ja, wir wollen das ruhig als höhere Gewalt be-
zeichnen; aber wenn man weiß, welche Aufgaben 
uns da bevorstehen, muß man es bedauern. 
Nun zu den Fragen von Herrn Kollegen Früh

-

wald. Er hat den Wunsch, daß das Referat IV A 6 
— ORR. Herzog — stärker besetzt werden möge. 
Ich habe diese Klage in den Monaten, seit ich 
dieses Ministerium leite, schon mehrfach gehört. 
Durch gewisse Umbesetzungen im Hause werden 
wir versuchen, den zeitweise stärkeren Anfall zu 
bewältigen. Wir wollen für dieses Referat nicht 
etwa neue Kräfte anfordern, um die Besetzung 
unseres Hauses nicht erweitern zu müssen. 
Herr Kollege Frühwald meinte, der Wind für den 

agrarischen Haushalt müsse sich doch im ganzen 
wohl gebessert haben. Er hat vielleicht den Herrn 
Finanzminister dabei im Auge gehabt. Der Herr 
Finanzminister ist durch die volle Einmütigkeit, die 
im Ernährungsausschuß und im Haushaltsausschuß 
hinsichtlich der agrarischen Wünsche bestanden hat, 
offenbar doch stark beeindruckt worden. 

(Abg. Kriedemann: Nur hier könnte ihm 
ja eine Mehrheit imponieren, aber hier 

haben wir sie nie!) 
Ich könnte mir sonst nicht vorstellen, wie es 

hätte gelingen sollen, seinen Einspruch zu ver-
meiden. Jedenfalls darf ich ihm an dieser Stelle 
für seine Zustimmung zu diesen Anforderungen 
meinen besonderen Dank aussprechen. 

(Abg. Schoettle: Aber mit Rabatt, Herr 
Minister!) 

Die Sorge von Herrn Frühwald, daß etwa im Zu-
sammenhang mit der späten Eigentumsübertragung 
bei den Siedlern die Pachtform eingeführt werden 
solle, hat in der Praxis — das muß ich schon 
sagen — keinerlei Grundlagen. Herr Frühwald, 
man muß nicht hinter jeder Hecke — milde aus-
gedrückt — eine böse Absicht vermuten! 

(Heiterkeit.) 
Das frühere Wehrmachtgelände ist zum Teil aus 

Gründen höherer Gewalt nicht rechtzeitig in den 
Besitz der Siedler übergegangen. Wir werden uns 
um klare Entscheidungen bemühen. 

(Präsident D. Dr. Ehlers übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Ich weiß aber nicht, ob das in allen Fällen möglich 
sein wird, und es wäre vollkommen verfehlt, etwa 
frühzeitig derartiges früheres Wehrmachtgelände 
zu räumen; denn wenn es geräumt ist, besteht na-
türlich automatisch die Gefahr, daß es für andere 
Zwecke benutzt wird. Damit die Flurbereinigung 
schnell durchgeführt werden kann, dafür sind die 
Mittel ja angefordert. Wir haben nicht die Ab-
sicht, die angelaufenen Verfahren durch höhere Do-
tationen aus diesen 50 Millionen DM zu stützen. 
Die Mittel für den Pflanzenschutz würde ich 

nicht weiter zu kürzen bitten, denn wir wissen 
nicht, wie weit wir mit diesen Beträgen reichen 
werden, wenn auf diesem Gebiet neue Gefahren 
und neue Anforderungen kommen. 
Zur Frage, ob die Mittel für Magermilchpulver 

einmalig oder wiederholt zur Verfügung gestellt 
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werden: Der Finanzminister rechnet sie zu den ein-
maligen Ausgaben. Es wird also die Aufgabe des 
Haushalts- und des Ernährungsausschusses sein, 
dafür zu sorgen, daß diese Mittel, die zweifellos 
jedes Jahr notwendig sind, in diesem Rahmen im-
mer wieder bewilligt werden. 
Bei den hier angesprochenen Holländern in 

Deutschland handelt es sich um solche, die seit 
Jahren, vielleicht seit Jahrzehnten in Deutschland 
leben. Ihnen hat man dieselben Vergünstigungen 
gewährt oder man will sie ihnen gewähren wie 
den deutschen Staatsbürgern. Ich halte das für 
richtig, obwohl Holland durch die Wegnahme der 
Traktatländereien und durch die damalige Grenz-
berichtigung zweifellos uns gegenüber — milde 
ausgedrückt — in Verzug geraten ist. Zur Einstel-
lung der holländischen Regierung gegenüber den 
Traktatländereien heute, darf ich darauf hinweisen, 
daß die Verhandlungen über Rückkäufe zwischen 
den Bauernverbänden beider Seiten im Gange sind, 
wobei sich die staatlichen Stellen nicht nur nicht 
entgegenstellen, sondern dieses Vorgehen in ge-
wisser Weise fördern. Es wäre deshalb von uns 
sehr unklug, wenn wir diesen Gesinnungswechsel 
in Holland unsererseits dadurch gefährdeten, daß 
wir die holländischen Einwohner Deutschlands, die 
seit Jahrzehnten hier sind, anders behandeln 
wollten als deutsche Staatsbürger. 
Ich sprach vorhin von der Einmütigkeit des Er-

nährungs- und des Haushaltsausschusses. Ich habe 
mich darüber gefreut, daß sich der Ernährungs-
ausschuß und der Haushaltsausschuß nicht nur 
hinter die normalen, üblichen agrarpolitischen 
Maßnahmen und Forderungen gestellt haben, 
sondern gleichzeitig auch hinter das, was man so 
das neue Programm des neuen Ernährungsmi-
nisters nennt. Mein Programm beinhaltet nicht 
etwa nur die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur. Man kann ja nicht in jeder Rede 
von Selbstverständlichkeiten sprechen, noch we-
niger in einer Regierungserklärung. Es ist doch ganz 
selbstverständlich, daß die bewährten Maßnahmen 
zur Förderung der Landwirtschaft auf handelspoli-
tischem Gebiet oder auf dem Gebiet der Markt-
ordnung erhalten bleiben. Daß sich der Ernäh-
rungsausschuß und der Haushaltsausschuß völlig 
einmütig hinter alle Vorhaben gestellt haben, 
freut mich besonders deswegen, weil ich 
hieran die Bitte knüpfen kann, daß alle 
die Kollegen, die draußen über diese Dinge spre-
chen, doch mit mir zusammen für diese Maßnahme 
eintreten. Denn es wird draußen leider Gottes u. a. 
erzählt, daß die Flächen zur Aufstockung der klein-
bäuerlichen Betriebe oder der Kleinstbetriebe aus 
solchem Land genommen werden sollen, das man 
Kleinbetrieben zwangsweise enteignet. 

(Abg. Kriedemann: Das ist Greuel

-

propaganda!) 
Ich vermag mir nicht vorzustellen, daß ein ein-
ziges Mitglied dieses Hauses Derartiges draußen 
mit gutem Gewissen verbreiten kann. 

(Abg. Dr. Vogel: Sehr richtig!) 
Ich möchte daher alle diejenigen, die sich durch die 
Beschlüsse hinter dieses Programm gestellt haben, 
bitten mitzuhelfen, die Leistungskraft und Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft, 
um die es uns allen geht, zu steigern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Kriedemann: Da würden Sie manche 
Leute schwer in Verlegenheit bringen, 
wenn sie sich sachlich äußern können!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung zu 
Einzelplan 10. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Ände-

rungsanträge. Ich weise noch einmal darauf hin, 
daß die Anträge auf Umdruck 26 der Abgeordneten 
Schneider (Bremerhaven), Dr. Schild (Düsseldorf), 
Müller (Wehdel) und Genossen und Umdruck 20 
der Fraktion des Gesamtdeutschen Blocks/BHE zu-
rückgezogen sind. Es bleiben also die drei Anträge 
der Fraktion der SPD Umdruck 33, Umdruck 34 
und Umdruck 35. 
Ich bitte die Damen und Heren, die dem Ände-

rungsantrag der Fraktion der SPD auf Um-
druck 33*) zuzustimmen wünschen, eine Hand zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das zweite war die Mehrheit; dieser 
Antrag ist abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 

auf Umdruck 34**) zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das letztere war die Mehrheit; der Antrag ist 
abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 

auf Umdruck 35***) zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das ist die Mehrheit; ist abgelehnt. 
Über den Entschließungsantrag auf Um-

druck 27****) wird in der dritten Beratung abzu-
stimmen sein. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Einzel-

plan 10 entsprechend dem Antrag Drucksache 
360 zuzustimmen wünschen, eine Hand zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; dieser Haushalt ist an-
genommen worden. 
Ich bitte die Damen und Herren, die der Ziffer 2 

des Antrags auf Drucksache 360 betreffend die Er-
ledigung von Anträgen der FDP zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; ist angenommen. Damit ist dieser Einzel-
plan erledigt. 
Meine Damen und Herren, wir kommen zu dem 

Einzelplan 13 — Haushalt für den Geschäfts-
bereich des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen — (Drucksache 363). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ohlig. Ich 
bitte ihn, das Wort zu nehmen. 

Ohlig (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Einzelplan 13 be-
steht nur aus 2 Kapiteln, 1301 und 1303. Das 
Kap. 1301 enthält nur den Ansatz für die Bezüge 
des Herrn Ministers; sie regeln sich nach dem 
Ministergesetz. 

Das Kap. 1303 betrifft die Bundesdruckerei in 
Berlin mit den Zweigstellen in Frankfurt und in 
Bonn. Zum erstenmal erscheint seit 1945 bei der 
Bundesdruckerei der Personaltitel 101 mit Dienst-
bezügen für planmäßige Beamte. Nach einer Ver-
ständigung zwischen Bundesfinanzministerium, 
Postministerium und Bundesrechnungshof wurden 
65 Planstellen geschaffen, von denen 8 Stellen mit 
einem ku-Vermerk versehen wurden. Der bei-
gegebene Erfolgsplan der Bundesdruckerei für 1954 

*) Siehe Anlage 13 Seite 938. 
**) Siehe Anlage 14 Seite 939. 

***) Siehe Anlage 15 Seite 940. 
****) Siehe Anlage 12 Seite 937. 
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schließt mit einem Gewinn von 2 525 500 DM ab. 
Davon werden 1 277 600 DM zur Kapitalausstattung 
der Bundesdruckerei überlassen, 1 247 900 DM ver-
bleiben dem Bund als Gewinn. 
Der Haushaltsausschuß empfiehlt die Annahme 

des Einzelplans 13 entsprechend seinen Beschlüssen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für den kurzen Bericht. Ich er-
öffne die Aussprache der zweiten Beratung. Das 
Wort hat der Abgeordnete Diekmann. 

Diekmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen, 
meine Herren! Der Herr Berichterstatter hat schon 
darauf aufmerksam gemacht, daß es sich im Einzel-
plan 13 nur um zwei Positionen handelt. Uns inter-
essiert in erster Linie die Position Gehalt des 
Herrn Bundesministers für das Post- und Fern-
meldewesen.. Im Zusammenhang mit diesem Politi-
kum möchte ich einige politische Betrachtungen an-
stellen. Der Herr Minister ist nach § 2 des Gesetzes 
über die Verwaltung der Deutschen Bundespost da-
für verantwortlich, „daß die Deutsche Bundespost 
nach den Grundsätzen der Politik der Bundes-
republik Deutschland, insbesondere der Verkehrs-, 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik verwaltet 
wird". 
Herr Minister, als ich nach Ihrer Ernennung zum 

Bundesminister für das Post- und Fernmelde-
wesen die erste Unterhaltung mit Ihnen hatte, war 
ich außerordentlich erfreut — wie ich wirklich ge-
stehen muß — über die Frische und Tatkraft, die 
aus Ihren Worten sprach. Als geübter Kaufmann 
und versierter Betriebswirtschaftler haben Sie 
durchaus die gegenwärtige Lage der Bundespost 
erkannt. Sie machten auf die Symptome aufmerk-
sam, die zu den Verlusten bei der Bundespost ge-
führt haben, und betonten, wenn nicht schnellstens 
Sanierungsmaßnahmen zur Konsolidierung der 
wirtschaftlichen Lage der Post getroffen würden, 
würde die Post einen ähnlichen Weg gehen wie 
die Bundesbahn. 
Sie machten bei unserer Unterhaltung einige 

Vorschläge. Sie wiesen noch auf das große Defizit 
von 500 Millionen DM hin und auch darauf, daß 
die alljährlich in Zukunft entstehenden Betriebs-
verluste etwa 200 Millionen DM betragen würden, 
wenn nichts dagegen unternommen würde. 
Ich muß wirklich gestehen, ich bin von Ihnen 

gegangen in dem Glauben, daß die Wahl Ihrer 
Person zum Minister nicht falsch gewesen ist und 
daß nunmehr, nachdem ein guter Verwaltungs-
beamter hat gehen müssen, ein Minister mit kauf-
männischem Blick an die Spitze des Ministeriums 
für Post- und Fernmeldewesen getreten ist. 
Ich darf aber vielleicht auf eine kleine Erinne-

rung aufmerksam machen, die mir kam, als ich von 
Ihnen wegging. Ich möchte jedoch nicht von der 
gesamten Verwaltung erschlagen werden, wenn ich 
nun ein kleines Beispiel berichte, das ich selbst 
erlebt habe. Die Verwaltung, meine Damen und 
Herren, ist innerhalb der Grenzen ihres Ressorts 
leider eine außerordentlich souveräne Macht. Das 
ist auf ihre historische Entwicklung und auf ihre 
Tradition zurückzuführen. Jeder, der nicht un-
mittelbar zur Verwaltung gehört, wird es nicht 
ganz leicht haben, mit dieser Verwaltung fertigzu-
werden. Das sage ich nicht nur der Verwaltung 
des Post- und Fernmeldewesens, sondern ganz 
allgemein. 
Ich habe also einmal Gelegenheit gehabt, ein 

Gespräch zu hören, das zwei höhere Ministerial-

beamte miteinander führten. Der eine dieser 
beiden Beamten beklagte sich außerordentlich dar-
über, daß er es mit einem sehr vitalen Minister zu 
tun habe, der sehr oft seine politische Konzeption 
zerstöre. Sein Herr Kollege sagte ihm daraufhin: 
Dem ist leicht abzuhelfen. Packe ihm einen Haufen 
Akten hin, möglichst kleine Sachen, dann wird er 
genug zu tun haben, und du kannst dann deine 
Politik weitermachen. — 

(Heiterkeit.) 
Das nur ganz allgemein gesprochen. Es kann einem 
aber auch dasselbe passieren, wenn man als Mi-
nister dauernd auf Reisen ist. Ich will hoffen, Herr 
Minister, daß dieses Beispiel aus der Reihe der 
Erfahrungen, die ich im Laufe der Zeit gesammelt 
habe, auf Sie nicht zutrifft. Aber ich hielt es immer-
hin für notwendig, davon zu sprechen. 
Die Deutsche Bundespost ist das zweitgrößte 

Unternehmen der Bundesrepublik. Es wäre für 
uns außerordentlich interessant gewesen, wenn 
wir uns hier über die Einnahmen und Ausgaben 
im Haushalt des Ministeriums für Post- und Fern-
meldewesen hätten auseinandersetzen können. 
Aber das Parlament ist nicht dazu berufen. Es ist 
nunmehr ein Postverwaltungsrat gebildet worden, 
der in der Zukunft darüber zu befinden hat. Aber, 
wie gesagt, immerhin wäre es für uns außerordent-
lich interessant, wenn wir uns einmal mit dem Post-
ministerium befassen würden; denn man darf nicht 
übersehen, daß Einnahmen und Ausgaben unge-
fähr 2,8 Milliarden DM umfassen und daß das ge-
samte Anlagevermögen der Post ungefähr 3,4, 
wenn nicht sogar 3,5 Milliarden DM beträgt. Genau 
kann ich diese Zahlen nicht angeben. Das wird 
dem Herrn Minister vielleicht vorbehalten sein, 
wenn er zu dieser Frage Stellung nimmt. 

(Abg. Dr. Vogel: Das steht in den Vor

-

bemerkungen!) 
In Anbetracht der vorgeschrittenen Zeit würde ich 
es für richtig halten, daß der Herr Minister in 
einer anderen Sitzung des Bundestages einmal zu 
diesen Fragen Stellung nimmt. 
Ich darf vielleicht, weil ich auf die Gebühren-

erhöhung noch zu sprechen komme, darauf auf-
merksam machen, daß die Einnahmen im Jahre 
1953 an Postgebühren allein 1336 Millionen DM 
und an Fernsprechgebühren 1260 Millionen, DM 
betragen und daß dem auf der Ausgabenseite 
selbstverständlich noch entsprechende Posten 
gegenüberstehen, z. B. die Bezüge, die ungefähr 
1370, wenn nicht sogar über 1400 Millionen DM 
betragen, Versorgungsbezüge usw. Das Ministe-
rium hat nach § 21 des Postverwaltungsgesetzes 
alljährlich von seinen Betriebseinnahmen an das 
Bundesfinanzministerium abzugeben. Das Bundes-
ministerium für Post- und Fernmeldewesen hat 
alljährlich etwa 150 bis 190 Millionen DM an den 
Bund abgegeben. Mit dieser Schilderung will ich 
darauf aufmerksam machen, daß die Bundespost 
in den Augen der deutschen Bevölkerung immer-
hin als ein rentables und sehr gesundes Unter-
nehmen erscheint. Nun spricht man plötzlich und 
unerwartet von den großen Verlusten. Die deut-
sche Wirtschaft ist sich völlig darüber im klaren, 
daß diese Verluste wahrscheinlich von ihr aufge-
bracht werden müssen. Im Jahre 1951 hatte man 
noch einen Betriebsgewinn in Höhe von 102 Mil-
lionen DM, im Jahre 1952 einen solchen von 
35 Millionen DM, und im Jahre 1953 stellte sich 
erstmals ein Verlust heraus, der sehr wahrschein-
lich im Jahre 1954, wie ich vorhin schon gesagt 
habe, 200 Millionen DM betragen wird. Daß diese 
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aufgezeigten Verluste und die zur Sanierung not-
wendige Gebührenerhöhung, von der gesprochen 
worden ist, in der deutschen Wirtschaft heftigste 
Reaktion hervorgerufen hat, ist doch wohl durch-
aus verständlich. 
Man muß die Frage aufwerfen: Worauf sind 

diese Verluste zurückzuführen? Es wird angegeben, 
das Defizit der Berliner Post habe bei der Über-
nahme etwa 76 Millionen DM, die Ausgleichs-
forderungen hätten etwa 22 Millionen DM und die 
Gesamtpersonalkosten hätten ungefähr 500 Mil-
lionen DM mehr als im Jahre 1948/49 betragen. 
Mittlerweile sind die Materialkosten um 50 % ge-
stiegen; denn die Post hat ganz erhebliche Investi-
tionen gemacht. Nun müssen noch Leistungen für 
aufgenommene Hypotheken und Anleihen gezahlt 
werden. Die Post hat — das soll zugegeben wer-
den — durchaus erhebliche Investitionen machen 
müssen, um ihre kriegszerstörten Gebäude — un-
gefähr 43 % ihres ganzen Gebäudekomplexes ist 
zerstört gewesen — wieder instandzusetzen. Sie 
hat ihre Fernsprecheinrichtungen modern gestalten 
müssen. Es ist Großes geleistet worden, das soll 
zugegeben werden. Aber um alle diese Investi-
tionen durchführen zu können, hat sie sehr viel 
Fremdkapital aufgenommen. 
Hier stehen wir einer weiteren Schattenseite 

gegenüber; denn die Relation des Eigenkapitals 
zum Fremdkapital ist mittlerweile sehr ungünstig 
geworden. Wenn man bedenkt, daß die Bundes-
post auch im kommenden Jahr Investitionen von 
etwa 841 Millionen DM zu übernehmen hat, ergibt 
sich von selbst, daß diese Relation noch viel 
schlechter werden wird. Im Fremdkapital ist zu-
dem ein sehr großer Posten kurzfristiges Kapital, 
das außerordentlich drückend für die Post ist. 
Meine Damen und Herren, alle diejenigen, die 

in der freien Wirtschaft und in der Industrie zu 
tun haben, wissen, wie gefährlich es ist, kurzfristi-
ges Kapital aufzunehmen. Die gesamte deutsche 
Wirtschaft hat in den Jahren von 1948 bis heute 
darunter zu leiden gehabt. Das ist kein Vorwurf, 
den ich der Bundespost hiermit machen will. Die 
Bundespost konnte nicht anders als die übrige 
deutsche Industrie nur diesen Weg der kurzfristi-
gen Kredite nehmen. Wer weiß, wie teuer das 
kurzfristige Kapital ist, der kennt durchaus die 
prekäre Situation, in der sich die Bundespost im 
Augenblick befindet. Kurzfristiges Kapital ist 
meistens nur mit 12 und 13 % zu haben gewesen. 
Die deutsche Wirtschaft hat zum Teil mit diesem 
teuren Kapital aufbauen müssen, und es ist all-
seitig bekannt, wie schwer die deutsche Wirtschaft 
es gehabt hat und wie viele Betriebe leider daran 
zugrunde gegangen sind. 
Daß die Post einmal diese Verluste haben würde, 

hat man nach meiner Auffassung zeitig genug ge-
sehen. Aus den Protokollen der Ausschußsitzungen 
ist durchaus ersichtlich, daß man sich in den letzten 
beiden Jahren der vergangenen Legislaturperiode 
eingehend mit diesem Problem befaßt hat. Nur ist 
es nicht ganz verständlich, daß man nicht zu einem 
Abschluß und zu einem vernünftigen Vorschlag 
gekommen ist. Deshalb muß ich hier die Frage 
stellen, ob nicht übergeordnete politische Aspekte 
die zu treffenden Maßnahmen verhindert haben. 
Es gibt böse Zungen, die behaupten, daß man 
solche Maßnahmen vor der Wahl nicht habe treffen 
wollen. 
Zur Gebührenerhöhung sind im Verlauf der Zeit 

so viele Vorschläge gemacht worden, daß man zu-
letzt gar nicht mehr weiß, welcher Vorschlag nun  

der richtige ist. Es darf wohl angenommen werden, 
daß die Vorschläge, die letztens dem Postverwal-
tungsrat gemacht worden sind, diejenigen sind, die 
nun zur Diskussion stehen. Ich bin überhaupt der 
Meinung, daß über dieses Problem nicht nur viel 
zuviel, sondern auch viel zu früh gesprochen 
worden ist. Es wäre besser gewesen, man hätte 
zunächst in der Regierung und nachher vor dem 
Verwaltungsrat dieses prekäre Kapitel behandelt 
und sich erst dann an die Öffentlichkeit gewandt. 
Der Herr Minister hat in irgendeiner Versamm-

lung einmal die Formulierung gebraucht, man 
könne ja weniger Briefe schreiben, man könne 
weniger telefonieren. 

(Abg. Stücklen: Das ist nie gesagt worden!) 
Ich will diese Formulierung gar nicht zum Gegen-
stand der Aussprache machen, denn die deutsche 
Volkswirtschaft hat entsprechend reagiert. Sollte 
tatsächlich vom Herrn Minister in dieser Weise 
formuliert worden sein, nun, so sehe ich das letzten 
Endes nur als rhetorischen Schnitzer an, der jedem 
von uns einmal passieren kann. Jedenfalls wird 
dieser Schnitzer nach meiner Auffassung in den 
Erfahrungsschatz des Herrn Ministers übergehen 
und wird dann sehr wahrscheinlich nicht wieder 
vorkommen. 
Die Gebührenerhöhungen, die im einzelnen für 

Drucksachen, für Briefe und für das Fernsprech-
wesen vorgesehen sind, will ich jetzt gar nicht 
ansprechen. 

(Abg. Stücklen: Das gehört in den Ver

-

waltungsrat!) 
— Bitte schön, im Parlament kann man sich auch 
darüber unterhalten! Ich habe schon gesagt, wir 
werden wahrscheinlich dafür sorgen, daß auch dem 
Parlament einmal die Situation der Bundespost 
dargestellt wird; denn ich glaube, das Parlament 
hat auch ein Recht dazu, nicht nur der Ver-
waltungsrat. Das ist meine persönliche Auffassung 
als Parlamentarier; darüber kann man sich ja 
schließlich unterhalten. Ich mache dem Herrn 
Minister in bezug auf die Situation bei der Bundes-
post keinen persönlichen Vorwurf. Sie ist leider 
Gottes auf die etwas komische Entwicklung zu-
rückzuführen, die die deutsche Wirtschaft nun ein-
mal genommen hat. 

(Zuruf rechts: Sie meinen Korea, nicht 
unsere Entwicklung!) 

— Bitte schön, ich komme darauf noch näher zu 
sprechen, denn ich habe auch dazu noch einiges 
zu sagen. 
Meine Damen und Herren, die Gebühren für 

Drucksachen sollen etwa um 50 bis 100 % erhöht 
werden. Für die kleineren Betriebe — ich denke 
da in erster Linie an die freien Berufe - sind 
diese Mehrbelastungen nicht gerade sehr ange-
nehm. Wenn die Fernsprechgebühren, und zwar 
die Grundgebühren erhöht werden, dann trifft dies 
in erster Linie die kleineren Betriebe, beim Fern-
verkehr allerdings die Großbetriebe. Diese Vor-
lage, die im Postverwaltungsrat vorliegt, wird die 
deutsche Wirtschaft noch beschäftigen. Ich bin der 
Meinung, daß auch diese Vorlage die Betriebsaus-
gaben der deutschen Wirtschaft noch erhöhen wird. 
Schon heute muß die deutsche Wirtschaft äußerst 
scharf kalkulieren. Ich habe gar nicht die Absicht, 
hier Schwarzmalerei zu treiben, ich mache nur 
darauf aufmerksam, daß mein Kollege Dr. Deist 
gestern schon von den Schwierigkeiten bei der 
Grundstoffindustrie gesprochen hat und daß es 
auch in der Investitionsgüterindustrie nicht mehr 
so aussieht wie vor einem Jahr. Es gibt bestimmte 
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Wirtschaftszweige, die heute außerordentlich hart 
zu kämpfen haben und einer sehr scharfen Kon-
kurrenz gegenüberstehen. Jeder Betrieb ist heute 
bestrebt, durch Betriebsanalyse und genaue 
Kostenrechnung die Betriebskosten zu senken. Je 
schärfer die Konkurrenz ist, desto größer wird 
auch die Werbung und damit die Belastung durch 
Postgebührenerhöhungen. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir darüber 
völlig im klaren, daß sich die verantwortlichen 
Männer der Deutschen Bundespost ihrer bedeu-
tenden Stellung in der deutschen Wirtschaft voll 
bewußt sind. Deshalb darf ich wohl hier zum Ab-
schluß sagen, daß die Behandlung der Gebühren-
erhöhung nicht aus der Perspektive der fiska-
lischen Kellerluke gemacht werden darf. Ich bin 
selber der Meinung, daß wir wahrscheinlich gar 
nicht um eine Gebührenerhöhung herumkommen. 
Nur sollte man sich, meine ich, die Vorschläge, die 
von der Post gemacht werden, noch sehr genau 
ansehen. 
Ein Haushalt hat nicht nur eine Einnahmen-, 

sondern auch eine Ausgabenseite. Ich glaube, daß 
bei den Ausgaben nach Möglichkeit Einsparungen 
gemacht werden müssen. Ich hatte schon vorhin 
darauf aufmerksam gemacht, daß Investitionen 
fortlaufend gemacht werden müssen und daß damit 
zu rechnen ist, daß in diesem Jahre noch weitere 
800 000 DM für die Instandsetzung von Gebäuden 
und die Herrichtung moderner Fernsprechanlagen 
ausgegeben werden müssen. Es ist außerordentlich 
erfreulich, daß nunmehr Deutschland d as  Land ist, 
das über das beste Fernschreibnetz verfügt. Ge-
rade dieser Tage habe ich gelesen, daß wir mehr 
als 11 000 Anschlüsse haben und damit in Europa 
an der Spitze liegen. 
Für diese Zwecke müssen also Mittel aus-

gegeben werden; dagegen können wir uns gar 
nicht sperren. Trotzdem bin ich sicher, daß es auf 
der Ausgabenseite noch einige Positionen gibt, die 
man sich genauer anzusehen hat. Ich habe nicht 
die Absicht, jetzt nochmals auf den Neubau in der 
Koblenzer Straße einzugehen. Soviel ich gelesen 
habe, hat sich dieses Parlament schon mehrere 
Male mit dieser Frage beschäftigt. An der Fertig-
stellung und den Ausgaben läßt sich wahrscheinlich 
nicht mehr sehr viel ändern. Vielleicht überlegt 
man sich, ob in der Betriebsorganisation noch 
einiges zu machen ist, ob es nicht Überschneidun-
gen bei den Oberpostdirektionen und der Bahn-
post gibt und ob nicht Leerlauf verhütet werden 
kann. 
Nun noch ein sehr wichtiger Posten. Wenn er 

auch hinsichtlich der Einsparungen nicht von so 
großer Bedeutung ist, möchte ich doch darauf ein-
gehen. Es handelt sich um die Ernennung der 
beiden Staatssekretäre. 

(Zurufe von der Mitte und rechts.) 
— Erlauben Sie, ich kann als Parlamentarier auch 
einiges dazu sagen; das wird man mir nie ver

-

bieten können. Beide Herren Staatssekretäre habe 
ich kenengelernt und bin durchaus davon über

-

zeugt, daß sie außergewöhnlich tüchtige Beamte 
sind. Trotzdem bin ich der Meinung, man hätte 
sich überlegen müssen, ob nicht einer ausgereicht 
hätte. Wir haben uns doch gerade gestern mit der 
Besetzung des Außenministeriums befassen müssen 
und sind zu der Ansicht gekommen, daß es nicht 
ausreichend mit höheren Beamten besetzt ist. Wir 
haben für dieses Ministerium, das nur einen 
Staatssekretär hat, einen zweiten Staatssekretär 

gefordert. Ich bin durchaus. der Auffassung, daß 
im Ministerium für das Post- und Fernmeldewesen 
ein Staatssekretär genügt hätte. Aber, meine 
Damen und Herren, das ist keine persönliche 
Spitze gegen die beiden berufenen Herren. 

(Abg. Stücklen: Wen von den beiden sollen 
wir abberufen?) 

— Ich bin ja kein Minister; damit habe ich ja 
nichts zu tun. 
Ich könnte hinsichtlich der Personalausgaben 

noch einiges sagen. Vielleicht ist es sogar notwen-
dig, daß ich es tue. Ich weiß, daß die Anforderun-
gen an das technische Personal seit 1935 oder 1936 
— ich darf einmal dieses Jahr herausgreifen — um 
ein Beträchtliches gestiegen sind; denn die Technik 
hat sich fortentwickelt, man verlangt mehr von 
den Leuten. Soviel ich weiß, werden sie aber 
nicht entsprechend bezahlt. Deshalb ist zu über-
legen, ob diese technischen Angestellten nicht in 
eine höhere Besoldungsgruppe gebracht werden 
können. 
Damit habe ich zu dem Einzelplan 13 Stellung 

genommen. Ich möchte der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß Postverwaltungsrat und Postministe-
rium im Interesse der deutschen Volkswirtschaft 
bestens zusammenarbeiten. Weil wir aber in 
diesem Ministerium noch viele ungeklärte Ver-
hältnisse haben, sieht sich die Fraktion der Sozial-
demokratischen Partei veranlaßt, den Einzelplan 
abzulehnen. 
Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-

geordnete Hübner. 
Hübner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 

und Herren! Ich bin eigentlich darüber erstaunt, 
daß Herr Diekmann soeben beantragt hat, den Ein-
zelplan für das Post- und Fernmeldewesen abzu-
lehnen. Aus seinen Ausführungen ging eigentlich 
nicht hervor, daß er sehr viele Ansätze zur Kritik 
sah. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich hatte vielmehr den Eidruck, daß das, was er 
sagte, mehr ein Kommentar zu der effektiven Lage 
war, in der sich das Bundespostministerium und 
insbesondere der Herr Bundespostminister befin-
den. Ich möchte aber doch noch zu einigen seiner 
Ausführungen Stellung nehmen. 
Herr Diekmann, Sie haben beanstandet, daß die 

Relation zwischen Fremd- und Eigenkapital zu 
sehr nach der Fremdkapitalseite neige. Ich habe 
schon im Ausschuß darauf hingewiesen, daß ich 
mich dieser Auffassung nicht anschließen kann. Die 
Relation war früher bereits eins zu eins. Dieses 
Verhältnis zwischen Fremd- und Eigenkapital be-
steht nach meiner Untersuchung jetzt noch. Aber 
mir ist wichtig zu wissen, ob Sie damit etwa für 
eine Investition auf dem Weg über die Preise, also 
in diesem Fall über die Gebühren, eintreten wol-
len. Wenn das der Fall ist, möchte ich Ihnen schon 
jetzt ankündigen, daß Sie damit unsere schärfste 
Gegnerschaft herauslocken würden. 
Zu den Ausführungen über die Gebühren ge-

statte ich mir auch noch einige Anmerkungen zu 
machen. Ich schließe mich durchaus der Auffassung 
an, daß die Wirtschaft mit etlicher Besorgnis dieser 
geplanten Gebührenerhöhung entgegensieht. Das 
ist verständlich. Aber man sollte darüber nicht all-
zuviel sagen, bevor man nicht konkret weiß, welche 
Gebührenerhöhungen das Bundespostministerium 
vorhat. Wenn es stimmen sollte, daß einzelne 
Tarife um 100 % erhöht werden sollen, dann wür-
den wir uns allerdings auch den großen Bedenken 
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anschließen, die Herr Kollege Diekmann zum Aus-
druck gebracht hat. 
Ich würde es für richtig halten, daß der Herr 

Bundespostminister bei der Erörterung einer Ge-
bührenerhöhung gleichzeitig mit den Plänen über 
die Gebührenerhöhung eine Rationalisierung der 
Verwaltung bekanntgibt, und zwar eine spezifi-
zierte Rationalisierung. Auf diesem Gebiet ist 
durchaus noch verschiedenes zu tun. Erlauben Sie 
mir deshalb, Herr Minister, daß ich noch einige Be-
merkungen zu Einrichtungen mache, wo ich Ver-
besserungen durchaus noch für möglich halte. Ich 
weiß nicht, ob es heute noch erforderlich ist, bei-
spielsweise die Instandsetzungswerkstätten für 
Kraftfahrzeuge in demselben Umfang wie bisher 
aufrechtzuerhalten. Diese Werkstätten sind vor 
einigen Jahrzehnten gegründet worden, als man 
in dem Gebiet unseres Landes noch nicht an jeder 
Ecke eine Kraftfahrzeugwerkstätte hatte. Heute hat 
sich die Situation völlig verändert. Es scheint mir 
doch etwas sonderbar, daß heute noch die Kraft-
fahrzeuge der Bundespost bei Reparaturen in die 
zentralen Werkstätten kommen müssen. Das be-
deutet lange Zufahrtwege, so daß die Nebenkosten, 
die sich hierdurch ergeben, zu den tatsächlichen 
Kosten in gar keinem Verhältnis stehen. Ich weiß, 
daß Sie, Herr Minister, diese ungesunde Entwick-
lung erkannt und eine Verfügung erlassen haben, 
die sie zurückzudrehen sucht. Aber man scheint mir 
hier doch nicht weit genug gegangen zu sein. Ich 
könnte Ihnen mit einigen Beispielen aufwarten, 
sogar mit Zahlen; ich möchte darauf verzichten. 
Ein Beispiel nur! Mir ist bekanntgeworden, daß 
man an einem Dreitonner-Lastwagen ein Führer-
haus hat herstellen lassen, einmal in einer Bezirks-
werkstatt und ein anderes Mal — dasselbe Führer-
haus — bei einer Privatfirma. Die Bezirkswerk-
statt rechnete hierfür 1450 DM, die Privatfirma 
1200 DM. 
Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit aber auch 

darauf lenken, daß die Besetzung der Stellen doch 
reichlich verschieden vorgenommen worden ist und 
vorgenommen wird. Es wäre nötig, auch hierbei 
rationelle Gesichtspunkte zum Zuge kommen zu 
lassen. 
Noch etwas Grundsätzliches! Herr Minister, ich 

glaube, daß es an der Zeit ist, eine wirklich grund-
sätzliche Verwaltungsreform auf dem Gebiete des 
Postwesens ins Auge zu fassen. Denn die jetzige 
Gliederung, nach der die Postverwaltung arbeitet, 
besteht — in Preußen jedenfalls — nun etwa 100 
Jahre. Sie ist seinerzeit von dem verdienstvollen 
Leiter der Preußischen Post, Schmückert, einge-
führt worden und hat sich lange Zeit hindurch be-
währt. Aber schon vor wenigen Jahrzehnten haben 
sich Anzeichen bemerkbar gemacht, daß diese Glie-
derung nicht mehr ganz den Zeiterfordernissen ent-
spricht. Das ist verständlich, denn zur Zeit der Fest-
legung dieser Gliederung lebten wir in einer Zeit, 
die in keiner Weise verkehrsintensiv war, während 
wir doch heute in einer verkehrsintensiven Zeit 
leben, in der es nicht mehr nötig ist, derart viele 
Mittelbehörden zu unterhalten, wie jetzt bestehen. 
Ich weise auch darauf hin, daß die Mittel-

behörden, die Oberpostdirektionen, in ihrer Funk-
tion zum Teil schon etwas durch die technischen 
Ämter ausgekreist worden sind, nämlich durch das 
Fernmeldetechnische Zentralamt und das Post-
technische Zentralamt. Beide Ämter sind aus dem 
gesunden Erfordernis unserer Epoche entstanden, 
die technische Entwicklung und Installation 
im Postwesen zentral und einheitlich durch-

zuführen. Es würde aber durchaus genügen, 
diese Funktion den Zentralämtern zu über-
lassen. Statt dessen laufen noch die Ober-
postdirektionen als Mitlaufwerke bei zahl-
reichen Funktionen dieser beiden Ämter mit. Hier 
sollte man Abhilfe schaffen, zunächst in dem 
Sinne, daß man den beiden Ämtern gegenüber den 
Oberpostdirektionen eine andere Stellung gibt. Ich 
darf Sie bitten, sich ernstlich zu überlegen, ob 
nicht, nachdem diese Verwaltungsform sich hundert 
Jahre bewährt hat, eine grundsätzliche Reform 
jetzt an der Zeit ist. 

Noch etwas anderes. In der Öffentlichkeit wird, 
ich glaube, von seiten Ihres Ministeriums, als Be-
gründung für die Gebührenerhöhung unter 
anderem immer wieder herausgestellt, daß sich seit 
1949 die Personalkosten um etwa 500 Millionen DM 
erhöht hätten. Ich bin nicht auf diesen Satz ge-
kommen, aber er mag stimmen. Immerhin wird 
nicht gesagt — und das scheint mir nicht ganz un-
wesentlich zu sein —, daß sich in derselben Zeit 
der Verkehr, also die Leistung des einzelnen, ganz 
erheblich erhöht hat, zum Teil bis auf 294%. Die 
niedrigsten Sätzen liegen bei 129 %. Auch dies 
sollte einmal erwähnt werden.  
In dem gleichen Zusammenhang wird auch 

immer wieder auf das Defizit der Post in Berlin 
hingewiesen. Gestatten Sie mir, daß ich als Ber-
liner Abgeordneter hierzu einiges sage. Diese An-
gaben könnten in der Öffentlichkeit ein falches 
Bild hervorrufen. Das Defizit in Berlin entsteht 
nicht etwa durch eine mangelhafte Bewirtschaftung 
des Postwesens dort. Es handelt sich um nicht ganz 
60 Millionen DM, es sind 57 oder 58 Millionen DM. 
In den Verlautbarungen hört man immer von 
70 Millionen DM. Die Ziffer von 70 Millionen DM 
ist nicht mehr effektiv. Weiter ist nicht berück-
sichtigt worden — das ist sehr beachtlich —, daß 
Berlin die Sozialausgaben für die Postangehörigen 
außerordentlich gesenkt hat. Die Einsparung 
sozialer Beihilfen hat dazu geführt, daß in Berlin 
nur 50 °/o der Kopfsätze des Postpersonals im Bund 
in Anspruch genommen werden. Das hängt aller-
dings zum großen Teil damit zusammen, daß in 
Berlin noch die Krankenversicherungspflicht für 
die Beamten besteht, die damit bei eigenen Krank-
heitsfällen in voller Höhe selber durch ihre Bei-
träge aufkommen. Es muß aber auch berücksichtigt 
werden, daß Pensionslasten, und zwar zum 
größten Teil Pensionslasten für verdrängte Ange-
hörige der Post, in Höhe von 47,5 Millionen DM 
vorhanden sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Noch ein weiterer Posten ist zu erwähnen, den 
man in Berlin einfach unverständlich findet, näm-
lich die Ablieferung. 

(Abg. Dr. Vogel: Muß das alles hier erörtert 
werden, Herr Kollege?) 

— Ich komme gleich zum Ende. Es ist immerhin 
für uns Berliner schon wichtig. Entschuldigen Sie, 
Herr Dr. Vogel, Sie haben auch mehrfach in der 
Debatte gesprochen. Ich fasse mich kurz, ich bin 
gleich am Ende. — Diese Ablieferung von 10 Mil-
lionen DM an den Bund ist bei der Lage Berlins, 
meine ich, in keiner Weise zu begründen. 
Um nun wirklich zum Schluß zu kommen, Herr 

Minister, noch einen Wunsch und eine Bitte. 

(Abg. Stücklen: Was ist mit der Personal-
politik in Berlin? Die ist ja auch mal dran!) 
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Sie wollen natürlich Einsparungen vornehmen. Ich 
mache Ihnen hier im Zusammenhang mit Berlin 
einen konkreten Vorschlag. Das Fernmelde-
technische Zentralamt und das Posttechnische 
Zentralamt haben zur Zeit in Darmstadt ihr Do-
miziel in Mietunterkünften in Kasernen. In Berlin 
steht, vollkommen wiederhergestellt, das Gebäude 
des ehemaligen Reichspostzentralamtes zur Ver-
fügung, das jederzeit bezogen werden könnte. Ich 
darf dabei erwähnen, daß dieses Gebäude mit 
technischen Anlagen von außerordentlichem Wert 
ausgerüstet ist, die zur Zeit so gut wie gar nicht 
ausgenutzt sind. Allein die Stromversorgungs- und 
Stromverteileranlage hat nach den Abschätzungen 
eines Angehörigen der Besatzungsmächte einen 
Gegenwartswert von rund 7 bis 8 Millionen DM. 
Ich möchte Sie dringend bitten, diesem Vorschlag 
näherzutreten und dafür zu sorgen, daß diese 
beiden Ämter bzw. eines dieser beiden Ämter dort-
hin zurückkehrt, wohin es von Natur aus gehört, 
nämlich nach Berlin. 
Im übrigen gebe ich mich in der Frage der Be-

seitigung des Defizits der Hoffnung hin, daß sie 
nicht nur über die Inanspruchnahme der Wirt-
schaftskraft des Postbenutzers erfolgen wird, son-
dern daß sie auch mit dem Rotstift zuwege ge-
bracht wird, der von einem zeitgerechten Denken 
geführt werden sollte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen. 

Dr. Balke, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin noch nicht lange genug Mi-
nister,  um zu wissen, ob es oft vorkommt, daß ein 
Minister seinen beiden Herren Kritikern zu danken 
hat, wie etwa seinen beiden Herren Staatssekre-
tären. Die beiden Herren haben zum Faktischen, 
zur Finanzlage und zu den Problemen der deut-
schen Bundespost beinahe alles Wesentliche gesagt. 
Ich darf vielleicht mit dem beginnen, was Herr 

Abgeordneter Diekmann zu der Frage des Ver-
hältnisses Chef der Behörde und Ministerialbüro-
kratie gesagt hat. In den ersten Monaten habe ich 
einige Maßnahmen auf personalpolitischem Gebiet 
durchführen müssen. Ich hoffe, es ist nicht der 
Eindruck entstanden, daß ich mich durch besondere 
Ängstlichkeit gegenüber der sogenannten Büro-
kratie ausgezeichnet hätte. Im übrigen darf ich 
feststellen, daß ähnliche Probleme nicht nur in 
einer Behörde, sondern auch in der Wirtschaft auf-
treten. Mit der Methode des Zusammenrauf ens 

 werde ich, so glaube ich, die Gefahren bannen 
können, die bei einer solchen Zusammenarbeit auf-
treten können. 
Was die durch Reisen bedingte Abwesenheit des 

Leiters einer so großen Behörde betrifft, so glaube 
ich, daß wir hier zu einem Kompromiß kommen 
können. Die Deutsche Bundespost hat 38 000 Be-
triebsstätten, die natürlich über das ganze Bundes-
gebiet verteilt sind, und ich glaube kaum, daß 
man von einem Schreibtisch in Bonn aus alle Pro-
bleme bewältigen kann, die bei diesen 38 000 Be-
triebsstätten auftreten. 
Zur Finanzlage der Bundespost ist von Herrn 

Diekmann das Wesentliche gesagt worden. So ganz 
neu ist die schlechte Betriebslage der Bundespost 
eigentlich nicht; denn schon im Jahre 1952 wurde 
darauf aufmerksam gemacht, daß sich hier Ge-

fahrenzeichen bemerkbar machen. Betriebswirt-
schaftlich gesehen ist die Lage der Bundespost da-
durch gekennzeichnet, daß sie ihre Abschreibungen 
nicht mehr verdient. Die Summe von 200 Millionen 
DM, die als unbedingt notwendige Einnahmeer-
höhung genannt worden ist, damit wenigstens der 
Substanzverzehr bei der Bundespost gestoppt wird, 
errechnet sich auf Grund der sogenannten kame-
ralistischen Abschreibungen. Wenn man, wie es 
sich für ein Wirtschaftsunternehmen gehört, die 
Wiederbeschaffungswerte zugrunde legt, würde 
sich dieser Verlust noch um etwa 80 Millionen DM 
erhöhen. 
Die Frage der Einsparungsmöglichkeiten auf der 

Ausgabenseite ist durch folgende Zahlen gekenn-
zeichnet. Von den Betriebsausgaben der Bundes-
post entfallen 6,6 v. H. auf die Ablieferung an den 
Bund laut Postverwaltungsgesetz, 2,2 v. H. auf den 
Zuschuß im Durchschnitt an das Post- und Fern-
meldewesen im Land Berlin, 1 v. H. auf die Ver-
zinsung der Ausgleichsforderungen, 2,6 v. H. auf 
die Verzinsung von Schuldverpflichtungen und 
rund 74 v. H. auf Personalausgaben, so daß etwa 
13 bis 14 v. H. für sachliche Ausgaben bleiben. 
Schon dadurch ist gekennzeichnet, ein wie kleiner 
Spielraum der sogenannten technischen Rationali-
sierung auf dem Postgebiet verbleibt. Wenn man 
einen Rationalisierungseffekt von 10 % — wie wir 
aus der Wirtschaft wissen, ist das schon eine be-
trächtliche Leistung — erzielen will, so hat man 
nur etwa 1,4 % der Gesamtausgaben der Bundes-
post damit erreicht. 
Ich brauche nicht zu versichern, daß ich der 

Frage der Rationalisierung ein besonderes Augen-
merk zuwende. Ich weiß sehr genau, daß eine Ge-
bührenerhöhung so ziemlich die ultima ratio sein 
soll, die man der Wirtschaft zumutet. Ich habe 
aber mit diesem Vorschlag versucht, die Finanz-
lage der Post in eigener Zuständigkeit in Ordnung 
zu bringen, d. h. nicht auf dem Umweg über den 
Steuerzahler, d. h. den Herrn Bundesfinanzminister. 

Zu den Fragen, die Herr Hübner angeschnitten 
hat — Rationalisierung z. B. auf dem Gebiet der 
Kraftwagenreparaturwerkstätten —: Wir haben 
gerade erreicht, daß von den 4000 Arbeitern und 
Angestellten, die in unseren Werkstätten be-
schäftigt waren, jetzt nur noch knapp 2000 be-
schäftigt sind. Die Rationalisierung ist also im 
Gange. 
Zur Verwaltungsreform auf dem Postgebiet ließe 

sich sehr viel sagen. Ich möchte aber doch fest-
stellen, daß hier ein gewisser Widerspruch besteht 
zwischen den Wünschen nach einer Reform auf 
dem Postgebiet, die an mich herangetragen werden, 
und anderen Wünschen, die z. B. darauf abzielen, 
Oberpostdirektionen, die früher bestanden, wieder 
zu errichten. 
Was Berlin angeht, so möchte ich bemerken: Das 

Gebäude des früheren Reichspostzentralamts in 
Berlin ist tatsächlich voll ausgenutzt durch Aus-
bildungs- und Schulungseinrichtungen, durch die 
Außenstellen des fernmeldetechnischen Zentral-
amts und des posttechnischen Zentralamts. 
Die Schwierigkeiten bei der Post liegen in der 

kurzfristigen Verschuldung, die bei einer Gesamt-
verschuldung von 2 Milliarden 1,1 Milliarden DM 
ausmacht, und zudem noch in der Überfremdung. 
Leider ist das Verhältnis 1 zu 1 Fremdkapital zu 
Eigenkapital zuungunsten des Eigenkapitals bei 
der Post schon überschritten. Ich bin selbstver-
ständlich gern bereit, dem Wunsche des Herrn Kol- 
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legen Diekmann nachzukommen und diesem Hohen 
Hause auch Einzelheiten über die Finanzlage der 
Bundespost in den Sitzungen nach Ostern vorzu-
legen, ebenso wie die Einzelheiten der Gebühren-
vorschläge, die das Ministerium für Post und Fern-
meldewesen an den Postverwaltungsrat gerichtet 
hat. Ich darf aber darauf hinweisen, daß die Be-
schlußfassung über diese Gebührenerhöhung beim 
Postverwaltungsrat liegt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Neumann! 

Neumann (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
wollte an den Herrn Bundespostminister doch gern 
eine Bitte richten. Ich bin nicht der Spezialist für 
Postfragen in Berlin; aber ich möchte doch auf 
eine Schwierigkeit hinweisen, die aus Anlaß der 
Überführung der Landespostdirektion in eine 
Oberpostdirektion eingetreten ist. Wir hatten durch 
die Spaltung wahrscheinlich im Verhältnis zu an-
deren Oberpostdirektionen, im Verhältnis zum 
Bundesgebiet eine größere Zahl von Beamten, Ar-
beitern und Angestellten. Aber ich darf wohl auch 
darauf hinweisen, daß sich durch die Berliner 
Schwierigkeiten besondere Verhältnisse ergeben. 
Ohne, daß ich im Augenblick Unterlagen zur Ver-
fügung habe, möchte ich Sie, Herr Minister, doch 
bitten, Ihr Augenmerk insbesondere auf die 
Schwierigkeiten in Berlin zu lenken. Es ist Tat-
sache, daß durch die Übernahme der Post auf den 
Bund jetzt eine erhebliche Unruhe unter den Be-
amten, Angestellten und Arbeitern der Post in Ber-
lin eingetreten ist, weil in den letzten Wochen 700 
bis 800 Herabgruppierungen vorgenommen, d. h. 
die Kündigungen für diese Herabgruppierungen 
ausgesprochen worden sind und weil eine größere 
Zahl von Angestellten in das Arbeiterverhältnis 
übergeführt werden soll. 
Ich bin, wie gesagt, nicht Spezialist auf diesem 

Gebiet und kann im Augenblick nicht mit Einzel-
heiten aufwarten. Aber ich möchte Ihnen doch 
sagen, daß wir es gerade dem Personal der Post in 
Berlin verdanken, daß wir bei der Spaltung der 
Stadt alles Material retten konnten, das notwendig 
war, urn die Post wieder in Bewegung zu bringen. 
Das mußten wir bei der Spaltung zum zweiten

-

mal machen. Sie alle, die Sie mit Postdingen etwas 
zu tun haben, wissen genau, mit welchen beson-
deren Schwierigkeiten wir 1945 in Berlin zu 
kämpfen hatten. Ich möchte Sie also nochmals 
bitten, Ihr Augenmerk auf diese Dinge in Berlin 
zu lenken und insbesondere daran zu denken, wie 
groß der persönliche Einsatz des Berliner Post-
personals in diesen schwierigen Zeiten gewesen ist. 
Infolgedessen sollte man hier in großherziger Weise 
verfahren und nicht Gruppenkündigungen oder 
Herabgruppierungen in größerem Ausmaße durch-
führen. 

(Beifall be i  der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Keine weiteren Wortmeldungen; ich kann die Be-
sprechung schließen. 
Änderungsanträge liegen nicht vor. Ich komme 

zur Abstimmung über den Antrag des Haushalts-
ausschusses Drucksache 363. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesem Antrag betreffend Einzel-
plan 13 zuzustimmen wünschen, eine Hand zu er-
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dieser Haushalt ist mit Mehrheit an-
genommen worden. 

Ich rufe auf: 
Einzelplan 07 — Haushaltsplan für den 
Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Justiz (Drucksache 357). 

Meine Damen und Herren, es war eigentlich ver-
einbart, daß der Bericht schriftlich erstattet wer-
den sollte. Der Herr Berichterstatter, Abgeordneter 
Brandt, hat ihn nicht schriftlich zur Verfügung, so 
daß er ihn in Kürze mündlich erstatten will. Darf 
ich bitten! 

Brandt (Berlin) (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Einzel-
plan 07 zerfällt in drei Teile: einmal den Teil, der 
sich mit dem Ministerium der Justiz selbst befaßt, 
zum anderen den Abschnitt über den Bundesge-
richtshof und drittens den Teil, der das Bundes-
patentamt betrifft. 
Beim Ministerium ist wegen der starken Arbeits-

belastung und einer Reihe neuer Aufgaben eine 
Personalvermehrung erforderlich gewesen. Der 
Regierungsvorschlag hatte 11 zusätzliche Beamten-
stellen und einen Zugang von 7 Hilfskräften vor-
gesehen. Als Ergebnis der Ausschußberatungen 
sind 4 weitere Beamtenstellen und 3 weitere Hilfs-
kräfte beim Ministerium hinzugekommen. Dieses 
verfügt jetzt über 117 Beamte, 138 Angestellte und 
57 Arbeiter, wozu im Rechnungsjahr 1954 etwa 30 
beamtete Hilfskräfte kommen werden. Die übri-
gen Änderungen, die das Ministerium selbst be-
treffen, sind geringfügiger Art; ich darf dazu auf 
die Drucksache verweisen. 
Beim Bundesgerichtshof hat sich wegen der 

außergewöhnlichen Zunahme der Strafsachen die 
Notwendigkeit ergeben, zur Bildung eines weite-
ren Strafsenats zu schreiten, der als erste und 
letzte Instanz in politischen Strafsachen entscheidet. 
Die Personalausgaben haben sich nach dem Regie-
rungsentwurf gegenüber dem Vorjahr um die Ge-
hälter für einen Senatspräsidenten und 4 Richter, 
ferner für einen Bundesanwalt und 12 weitere Be-
amte sowie 19 nichtbeamtete Kräfte erhöht. Als 
Ergebnis der Ausschußberatungen sind noch wei-
tere 11 beamtete Kräfte hinzugekommen. Dadurch 
steigt die Zahl der Richter- bzw. Beamtenstellen 
beim Bundesgerichtshof auf 238. 
Der Herr Regierungsvertreter hat in diesem Zu-

sammenhang bei den Beratungen im Ausschuß eine 
Erklärung abgegeben, die ich an dieser Stelle wie-
dergeben möchte. Staatssekretär D r. St rauß hat 
erklärt — ich zitiere —, 

daß der ständig steigenden Geschäftslast des 
Bundesgerichtshofs durch Personalvermehrung 
allein auf die Dauer nicht zu begegnen sei. 
Mit dem Wesen der Autorität des höchsten 
Gerichtshofs auf dem Gebiet der ordentlichen 
Rechtspflege sei es nicht vereinbar, daß der 
Gerichtshof ein bestimmtes Optimum der Zahl 
der Richter überschreite. Es sei dann ausge

-

schlossen, die Qualität zu halten, wie sie das 
frühere Reichsgericht aufzuweisen gehabt 
habe. Es müsse zu anderen Mitteln gegriffen 
werden. Unter anderem seien Überlegungen 
notwendig, inwieweit die Zulassung von Re

- visionen eingeschränkt werden könne, um dem 
Bundesgerichtshof den Charakter zu verlei

-

hen, den das Reichsgericht seinerzeit gehabt 
habe, den Charakter eines Grundsatzgerichts. 

Die 11 zusätzlichen Planstellen, die ich erwähnt 
habe und für die 11 Angestelltenstellen bei Tit. 104 
wegfallen, waren erforderlich im Zusammenhang 
mit der ab 1. April dieses Jahres wirksamen Über- 
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nahme des Zentralstrafregisters in Berlin als Bun-
desstrafregister in den Geschäftsbereich des Ober-
bundesanwalts. Diese Stellen waren auch deshalb 
notwendig, um die zur Zeit beim Auslandsstraf-
register vorhandenen Beamten in den Bundes-
dienst übernehmen zu können. Auf die gleiche Ur-
sache ist es zurückzuführen, daß sich die Ansätze 
bei den Tit. 870 und 871 erhöht haben; es handelt 
sich um Ausgaben für erstmalige Anschaffung von 
Einrichtungsgegenständen sowie von Schreibma-
schinen usw. 
Bei Tit 103, Dienstbezüge der beamteten Hilfs-

kräfte, sind die Erläuterungen wie folgt vervoll-
ständigt worden: 

Die Voruntersuchungen in erstinstanzlichen 
Strafsachen steigen ständig. Das bisherige Ver-
fahren, für jedes Land aus seinen Richtern auf 
Vorschlag der Landesjustizverwaltungen Er-
mittlungs- und Untersuchungsrichter des Bun-
desgerichtshofs zu bestellen, hat sich nicht be-
währt. Um die Voruntersuchungen ordnungs-
mäßig und in kürzester Frist durchzuführen, 
ist es unabweisbar notwendig, daß eine An-
zahl geeigneter Richter aus den Ländern an 
den Bundesgerichtshof abgeordnet und mit der 
Wahrnehmung der Geschäfte der Ermittlungs- 
und Untersuchungsrichter betraut werden. In 
Frage kommen zunächst je zwei Richter der 
Besoldungsgruppen A 1 b und A 2 b. Die für 
die zusätzlichen beamteten Hilfskräfte erfor-
derlichen Mittel können aus Einsparungen 
durch zeitweise nichtbesetzte Planstellen bei 
Tit. 101 gewonnen werden, so daß die Anfor-
derung zusätzlicher Mittel nicht erforderlich 
ist. 

Ich komme zum Bundespatentamt. Der steigende 
Geschäftsanfall hat die Errichtung eines weiteren 
Beschwerdesenats erforderlich gemacht. Darüber 
hinaus war wegen des seit Jahren infolge von Pa-
tentanmeldungen und aus anderen Gründen ge-
stiegenen Geschäftsanfalls eine allgemeine Perso-
nalvermehrung erforderlich. Als Grundlage für 
einen Nettozugang von 120 Beamten diente hier-
bei ein Gutachten des Bundesrechnungshofs. Es 
will jedoch zweifelhaft erscheinen, ob die vorge-
schlagene Personalvermehrung ausreichen wird. 
Falls die erwähnten Stellen bewilligt werden, 
wird das Patentamt über 1734 Kräfte verfügen, 
777 Beamte, davon 506 im höheren Dienst, 755 An-
gestellte und 202 Arbeiter. 
Das Patentamt erfordert bei gut 22 Millionen 

DM Einnahmen einen Zuschuß von etwas über 
500 000 DM. Der Haushaltsausschuß hat dem 
Wunsch Ausdruck gegeben, daß das Justizministe-
rium darauf hinwirkt, daß sich das Patentamt im 
nächsten Rechnungsjahr wieder selbst trägt. Vom 
Haushalt 1955 ab kann — das darf ich vielleicht 
in diesem Zusammenhang erwähnen — in Aus-
wirkung der geplanten Gebührenreform mit einer 
erheblichen Steigerung der Einnahmen gerechnet 
werden, so daß der Haushalt des Patentamts wie-
der Überschüsse abwerfen wird. Im übrigen darf 
ich auch hier wegen einiger kleiner Änderungen 
auf die Drucksache 357 verweisen. 
Der Einzelplan 07 enthält erstmalig einen außer- 

ordentlichen Haushalt. Beide darin enthaltenen 
Posten sind während der Ausschußberatungen un-
verändert geblieben. Bei A 0701 Tit. 710 sind die 
dort vorgesehenen 300 000 DM allerdings nicht für 
den Neubau eines weiteren Bürobehelfsgebäudes 
für das Ministerium vorgesehen, sondern jetzt für 
eine Erweiterung des Dienstgebäudes. Bei A 0705 

Tit. 710 sind — wie im vorhergehenden Fall ge-
sperrt — 350 000 DM als Planungskosten für die 
Fortführung des vom Freistaat Bayern begonnenen 
Neubaus eines Dienstgebäudes für das Deutsche 
Patentamt in München eingesetzt. Das Patentamt 
ist zur Zeit in Mieträumen im Deutschen Museum 
untergebracht, die bis 1958 zurückgegeben werden 
müssen. Der vorgesehene Neubau, der voraussicht-
lich 22 Millionen DM erfordern wird, soll im Rech-
nungsjahr 1955 begonnen werden. Im Ausschuß 
wurde von einigen Mitgliedern der Meinung Aus-
druck gegeben, daß durch die Planung dieses Vor-
habens nicht darüber vorentschieden werden dürfe, 
daß Berlin als künftiger Sitz des Patentamtes aus-
scheide. Dem Berichterstatter wurde aufgegeben, 
vor dem Hohen Hause zu betonen, daß die Frage 
der endgültigen Niederlassung des Patentamtes 
durch diese Bewilligung nicht berührt werde. 

(Abg. Neumann: Wir haben ein fertiges 
Gebäude in Berlin!) 

Der Regierungsvertreter hat erklärt — ich 
zitiere —, 

es sei hierdurch keine Vorentscheidung über 
den endgültigen Sitz des Patentamtes getrof-
fen. Mit dem bayerischen Staat werde ein Ver-
trag dahingehend abgeschlossen werden, daß 
der bayerische Staat das Gelände kostenlos, 
wahrscheinlich im Erbbaurecht, mit der Maß-
gabe zur Verfügung stelle, daß, wenn das Pa-
tentamt das Gebäude nicht benötige, dem baye-
rischen Staat ein Heimfallrecht zustehe. Es sei 
vorgesehen, daß bei Inkrafttreten des Heim-
fallrechts dem Bund die Kosten, die er ge-
tragen habe, nach Abzug des als Wertminde-
rung durch Abnutzung zu ermittelnden Betra-
ges zu erstatten seien. 

Ich darf noch auf die Veränderung der Abschluß-
ziffern hinweisen, die sich aus den vorgetragenen 
und im übrigen in der Drucksache enthaltenen Än-
derungen der Ansätze ergeben. Für den Einzel-
plan 07 betragen die Gesamteinnahmen nunmehr 
nicht 24 659 800 DM, sondern 24 729 800 DM, die 
Gesamtausgaben nicht 33 719 200 DM, sondern 
34 170 000 DM. Der Zuschußbedarf unter Inrech-
nungstellung der Kürzung gemäß § 4 des Haus-
haltsgesetzes beträgt nicht 7 640 900, sondern 
8 169 600 DM. 
Ich darf Sie namens des Haushaltsausschusses 

ersuchen, den Einzelplan 07 mit den aus der Druck-
sache 357 ersichtlichen Änderungen und den sich 
daraus ergebenden Änderungen der Abschlußsum-
men annehmen zu wollen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Meine Damen und Herren, es war in den Frak-

tionen abgestimmt, daß man eine Aussprache nicht 
benötige. Ist das die Meinung des Hauses? — 
Offenbar. Dann kann eine Einzelaussprache ent-
fallen. 
Ich komme zur Abstimmung über den Einzelplan 

07, Drucksache 357. Ich bitte die Damen und Her-
ren, die diesem Einzelplan zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit; dieser Einzelplan ist angenommen. Damit 
ist dieser Punkt erledigt. 

Ich rufe den Einzelplan 06 auf: 
Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäfts-
bereich des Bundesministers des Innern 
(Drucksache 356). 
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Ich habe Wortmeldungen zu den einzelnen An-

trägen. Wird eine Aussprache über den Einzelplan 
insgesamt gewünscht? 

(Zuruf von der Mitte: Nein!) 
Oder sollen wir wieder die Aussprache sich bei der 
Beratung der einzelnen Anträge entwickeln lassen? 

(Zustimmung.) 

— Das scheint zweckmäßig zu sein. Es liegen An-
träge auf den Umdrucken 36, 48, 37, 38 und 39 vor. 
Sämtliche Anträge sind von der Fraktion der SPD 
gestellt. 
Zur Begründung also Herr Abgeordneter Maier, 

bitte! 
(Zuruf rechts: Berichterstattung!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, meine Damen und 
Herren, ganz so schnell kann es allerdings nicht 
gehen. Berichterstatter sind Herr Abgeordneter 
Niederalt und Herr Abgeordneter Willeke. Ich bitte 
also zunächst Herrn Abgeordneten Niederalt, das 
Wort zu nehmen. 

Niederalt (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Einzel-
plan 06 des Bundesministeriums des Innern ist 
wegen der Verschiedenartigkeit der Aufgaben die-
ses Ministeriums und wegen der Vielzahl der nach-
geordneten Behörden und Institute sehr umfang-
reich. Daher hat sich der Haushaltsausschuß ent-
schlossen, die Berichterstattung im Haushaltsaus-
schuß und im Plenum des Bundestags auf zwei Mit-
glieder des Haushaltsausschusses zu verteilen. Der 
Herr Kollege Dr. Willeke wird den Bericht über die 
Haushaltsfragen der Beamtenrechtsabteilung, der 
Abteilung für kulturelle Angelegenheiten, der Ab-
teilung für das Gesundheitswesen, der Sozialabtei-
lung sowie der Unterabteilungen für Staatsrecht 
und Verwaltung erstatten. Meine Berichterstattung 
dagegen wird den Haushalt des Ministeriums selbst, 
die Abteilung für öffentliche Sicherheit, das Bun-
desamt für Verfassungsschutz, das Bundeskriminal-
amt und den Bundesgrenzschutz einschließlich See-
grenzschutz umfassen. Ich habe Ihnen ferner über 
die Haushaltsfragen des zivilen Bevölkerungsschut-
zes einschließlich der Bundesanstalt für zivilen 
Luftschutz und des Technischen Hilfswerks und 
schließlich über den Haushalt der Bundeszentrale 
für Heimatdienst und der Bundesdienststelle für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge zu be-
richten. 
Ich will mich dabei bemühen, mich auf das Wich-

tigste zu beschränken, muß Sie aber doch im Hin-
blick auf die Fülle der Probleme um etwas Geduld 
bitten. 
Zunächst darf ich Ihnen einen Überblick über den 

Gesamtabschluß des Einzelplans 06 geben. Nach der 
Regierungsvorlage sah der Gesamtabschluß des 
Einzelplans 06 Ausgaben von rund 332 Millionen 
DM vor, nach Abzug der vorgesehenen 4%igen 
Streichung noch rund 319 100 000 DM. Bei Berück-
sichtigung der vorgesehenen Einnahmen und des 
Ergebnisses der Beratungen im Haushaltsausschuß 
wird der Einzelplan 06 im Rechnungsjahr 1954 
einen Gesamtzuschuß von 317 434 300 DM erfordern. 
Dies bedeutet gegenüber dem Rechnungsjahr 1953 
eine Erhöhung des Gesamtzuschusses um etwa 
82 Millionen DM. Diese Mehrausgaben beruhen im 
wesentlichen auf folgenden Faktoren: 12 Millionen 
DM für die gesetzliche Besoldungsverbesserung, 
6,4 Millionen DM für die verstärkte Fürsorge für 
Kriegsgräber, 10,5 Millionen DM für die Entschädi-
gungen an ehemalige Bedienstete jüdischer Ge-

meinden, 4 Millionen DM für die Fortsetzungsrate 
für den Neubau des Statistischen Bundesamts und 
65 Millionen DM fürdie Vermehrung des Bundes-
grenzschutzes. Diese fünf Faktoren zusammen be-
deuten eine Mehrausgabe von 97,9 Millionen DM. 
Da der gesamte Zuschuß von 1953 auf 1954 nur um 
rund 82 Millionen DM erhöht wird, sind also im 
gesamten Einzelplan 06 gegenüber 1953 Einsparun-
gen von rund 16 Millionen DM zu verzeichnen. 
Im Stellenplan des Innenministeriums wird die 

Hebung einer Ministerialratsstelle in eine Dirigen-
tenstelle vorgeschlagen. Es handelt sich um die 
Stelle des Unterabteilungsleiters für Verfassungs-
fragen. Stellenvermehrungen sind für das Ministe-
rium selbst weder bei den Beamten noch bei den 
Angestellten und Arbeitern vorgesehen. 
Im Einzelplan des Innenministeriums ist ein An-

satz von 350 000 DM zum Ausgleich überhöhter 
Fahrtkosten im Verkehr mit Berlin vorgesehen. Der 
Haushaltsausschuß hat das Innenministerium er-
sucht, Richtlinien darüber herauszugeben, unter 
welchen Voraussetzungen Reisende nach Berlin 
eine Fahrtverbilligung oder Flugverbilligung er-
halten. 
Der Haushaltsausschuß hat ferner nach eingehen-

der Beratung den Ansatz für die Abschlußkosten 
des Sachverständigenausschusses für die Neuglie-
derung des Bundesgebietes von 75 000 DM auf 
120 000 DM heraufgesetzt. Dies erwies sich als 
zweckmäßig, da der Ausschuß durch der. erhöhten 
Ansatz in die Lage versetzt wird, seine Arbeiten 
bestimmt im Rechnungsjahr 1954 abzuschließen. 
Der Ansatz wurde daher mit einem kw-Vermerk 
versehen. Eine bindende Erklärung des Vorsitzen-
den des Sachverständigenausschusses über den Ab-
schluß der Arbeiten im Rechnungsjahr 1954 liegt 
vor. 
Die Deutsche Dienststelle für die Benachrichti-

gung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der 
ehemaligen Wehrmacht in Berlin wird von dem 
Land Berlin bearbeitet. Durch eine Vereinbarung 
mit der Bundesrepublik werden die Gesamtkosten 
dieser Dienststelle dem Lande Berlin durch das 
Bundesinnenministerium erstattet. Eine Überprü-
fung der Dienststelle hat ergeben, daß sie infolge 
unzulänglicher Personalausstattung außerordent-
lich viele Rückstände hat. Von den Auskünften der 
Dienststelle hängen wichtige Entscheidungen der 
Gerichte, Versorgungsämter und sonstiger Behör-
den ab. Der Haushaltsausschuß hat sich daher ent-
schlossen, den in der Regierungsvorlage vorgesehe-
nen Zuschußbetrag von 2 800 000 DM um rund 
500 000 DM zu erhöhen. Um die Bearbeitung der 
Rückstände nicht zu erschweren, wurde Überein-
stimmung dahingehend erzielt, daß dieser Zuschuß 
nicht von der vierprozentigen Streichung betroffen 
wird. 
Bei dem Bundesamt für Verfassungsschutz be-

schloß der Haushaltsausschuß nach längerer Dis-
kussion, der von der Bundesregierung beantragten 
erheblichen Personalvermehrung zuzustimmen. 
Dementsprechend wird die Beamtenzahl von 34 um 
17 auf 51 und die Zahl der Angestellten und Arbei-
ter von 158 um 101 auf 259 erhöht werden. Der 
Haushaltsausschuß will jedoch nach Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes die Stellenbesetzungen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz an Ort und 
Stelle durch Mitglieder der Fraktionen überprüfen 
lassen. Durch die Überprüfung soll festgestellt wer-
den, ob nunmehr der Aufbau des Amtes abgeschlos-
sen ist oder welche Maßnahmen in Zukunft zu er-
greifen sind. 
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Bei Tit. 300 des Bundesamts hat die Bundesregie-

rung die Erhöhung des Ansatzes von 3 Millionen 
DM auf 3,9 Millionen DM vorgeschlagen. Bei dem 
Ansatz dieses Titels ist wie in den früheren Jahren 
vermerkt, daß der Titel nur der Prüfung durch den 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt. 
Über diesen Titel konnte eine Übereinstimmung im 
Haushaltsausschuß nicht erzielt werden. Mit Stim-
menmehrheit wurde jedoch beschlossen, diesen 
Vermerk wieder in den Haushaltsplan aufzu-
nehmen. 

(Vizepräsident Dr. Schneider über

-

nimmt den Vorsitz.) 
Da ein Teil dieses Titels, in allerdings geringerer 
Höhe als in den früheren Jahren, nicht vom Bun-
desamt, sondern vom Ministerium selbst bewirt-
schaftet wird, wurde beschlossen, diese Bewirt-
schaftung durch zwei verschiedene Stellen in einem 
Vermerk bei dem Haushaltsansatz zum Ausdruck 
zu bringen. Der für das Bundesamt für Verfassungs-
schutz erforderliche Gesamtzuschuß erhöht sich von 
1953 auf 1954 um 2 400 000 DM auf insgesamt 
7 686 000 DM. Im außerordentlichen Haushalt ist 
ferner eine zweite Baurate von 1,5 Millionen DM 
für den Neubau des Bundesamtes vorgesehen. Die-
ser Neubau erfordert insgesamt einen Aufwand von 
3 Millionen DM. 
Ebenso wie beim Bundesamt für Verfassungs-

schutz ist auch beim Bundeskriminalamt der perso-
nelle und sachliche Aufbau mit dem Haushaltsjahr 
1953 noch nicht abgeschlossen worden. Das Bundes-
kriminalamt war zunächst in Hamburg unterge-
bracht. Inzwischen hat die Stadtgemeinde Wies-
baden ein Gebäude für das Bundeskriminalamt 
errichtet und es dem Bund vermietet. Der Umzug 
des Bundeskriminalamtes von Hamburg nach Wies-
baden wurde am 1. August 1953 durchgeführt. 
Infolge des Raummangels in Hamburg konnten die 
für die Sachaufgaben erforderlichen Kräfte nicht 
eingestellt werden. Deshalb wurden auch erst in 
den Haushaltsplan 1954 die hoffentlich abschließend 
erforderlichen Beamten- und Angestelltenstellen 
eingesetzt. Die Zahl der Beamtenstellen wurde von 
247 um 59 auf 306 erhöht. Demgegenüber sieht der 
Haushaltsplan 1954 eine Verringerung der Zahl der 
Angestellten und Arbeiter um 31 vor, so daß sich 
eine Gesamterhöhung des Personals um 28 Kräfte 
ergibt. Die Vermehrung der Arbeitskräfte tritt 
hauptsächlich bei den Abteilungen für Ermittlungen 
und für Daktyloskopie ein. Da diese Arbeitsgebiete 
ausschließlich hoheitliche Aufgaben umfassen, wur-
den die genannten 31 Angestelltenstellen in Beam-
tenstellen umgewandelt. Auf Wunsch des Haus-
haltsausschusses wird das Innenministerium veran-
lassen, daß der Beauftragte für die Wirtschaftlich-
keit der Verwaltung die Notwendigkeit der Stel-
lenvermehrung und Stellenumwandlung überprüft. 
Das Innenministerium hat zugesagt, daß es bis zum 
Eingang des Gutachtens auch nach Inkrafttreten 
des Haushaltsgesetzes nur die notwendigsten Stel-
len besetzt. 

Die Bundesregierung hat durch Organisations-
erlaß vom 11. Dezember 1953 die Bundesanstalt für 
zivilen Luftschutz als nicht-rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts gebildet. Die Bundesanstalt 
wird am 15. Mai 1954, zunächst in provisorischen 
Räumen in Godesberg, ihre Tätigkeit beginnen. 
Durch die Bundesanstalt sollen die Grundlagen für 
einen neuzeitlichen zivilen Luftschutz geschaffen 
und die leitenden Luftschutzkräfte für die Hilfelei-
stung und Betreuung der Bevölkerung bei Luft-
angriffen unterwiesen werden. Die Bundesanstalt  

soll ferner die Entwicklung und Fertigung des 
Luftschutzgerätes lenken. Es ist beabsichtigt, den 
Vertrieb des Geräts in einem Gesetz für zulassungs-
pflichtig zu erklären, um sicherzustellen, daß nur 
geeignetes Gerät, und zwar zu tragbaren Preisen, 
in den Handel kommt. Die sich hieraus ergebenden 
Aufgaben der technisch-wissenschaftlichen Prüfung 
und der Erteilung von Vertriebsgenehmigungen 
sollen der Bundesanstalt übertragen werden. Nach 
den vom Haushaltsausschuß genehmigten Ansätzen 
werden der Bundesanstalt im Rechnungsjahr 1954 
rund 850 000 DM zur Verfügung stehen. Zu diesem 
Betrag treten weitere rund 500 000 DM für ein-
malige Ausgaben, die bereits in früheren Haus-
haltsplänen veranschlagt sind und die für mehrere 
Jahre zur Verfügung stehen. 
Im Haushaltsausschuß wurde die Frage aufge-

worfen, ob mit den beabsichtigten Maßnahmen und 
mit den eingesetzten Beträgen überhaupt ein wirk-
samer Schutz für die Bevölkerung erreicht werden 
könne. Bei Kap. 0602 Tit. 674 sind für die Erfor-
schung, Entwicklung, Erprobung und Aufklärung 
auf dem Gebiet des Luftschutzes sowie für den 
Luftschutzwarndienst weitere 5 Millionen DM ein-
gesetzt. Von diesem Betrag entfallen auf den inzwi-
schen gebildeten Bundesluftschutzverband rund 
3,5 Millionen DM. Außerdem sind bei Tit. 956 
300 000 DM für Beschaffung von Luftschutzgerät 
und bei Tit. 958 4,5 Millionen DM für den Aufbau 
des Luftschutzwarndienstes eingesetzt. Daraus er-
gibt sich insgesamt ein Betrag von etwa 11 Millio-
nen DM für Zwecke des Luftschutzes. Dieser Betrag 
ist nach Auffassung des Haushaltsausschusses bei 
der ungeheuren Bedeutung der Aufgabe sehr 
gering. Es darf allerdings nicht übersehen werden, 
daß die meisten Maßnahmen für den Luftschutz 
noch einer gesetzlichen Grundlage bedürfen. 
Das Technische Hilfswerk hat durch Erlaß der 

Bundesregierung vom 25. August 1953 den Charak-
ter einer nicht-rechtsfähigen Bundesanstalt erhal-
ten. Der Gesamtzuschußbedarf des Technischen 
Hilfswerks hält mit 5 284 400 DM die Höhe des 
Vorjahres. Von der Möglichkeit der Schaffung von 
Planstellen für Beamte ist auch für das Jahr 1954 
kein Gebrauch gemacht worden. Die Zahl der An-
gestellten und Arbeiter ist mit 276 Kräften dieselbe 
wie im Vorjahr. 
Umfangreiche Diskussionen entstanden im Haus-

haltsausschuß über die Frage, ob das Kapitel für 
das Bundesamt für Landbeschaffung erneut in den 
Haushaltsplan aufgenommen werden soll. Dieses 
Kapitel befindet sich seit dem Rechnungsjahr 1952 
im Haushaltsplan, ohne daß bisher die gesetzliche 
Grundlage für die Schaffung eines solchen Bundes-
amtes zustande gekommen wäre. Bei Landbeschaf-
fungen für künftige militärische Zwecke muß eine 
Rechtsgarantie dafür geschaffen werden, daß der 
Ankauf und notfalls die Enteignung sowie der 
Kaufkreis und die Entschädigung nach rechtsstaat-
lichen Grundsätzen bearbeitet werden. Der Haus-
haltsausschuß war übereinstimmend der Auf-
fassung, daß man die Aufgaben der Landbeschaf-
fung sowie der Entschädigung nicht einer militä-
rischen Dienststelle übertragen solle. Dagegen er-
scheint es zweifelhaft, ob für die Bearbeitung 
dieser Fragen wiederum eine neue Bundesober-
behörde geschaffen werden muß. Das Bundes-
ministerium der Finanzen bearbeitet mit seiner 
Liegenschaftsverwaltung die umfangreichen Grund-
stücke, die früher in der Hand der Wehrmacht 
waren und die heute dem Bund gehören. Es liegt 
daher nahe, daß das Bundesministerium der 
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Finanzen auch die Fragen der Landbeschaffung 
für die künftigen militärischen Zwecke bearbeitet. 
Es wird auch zu prüfen sein, ob es überhaupt nötig 
ist, daß Bundesbehörden zur Bearbeitung der 
Landbeschaffung herangezogen werden. Bei den 
Landräten und Regierungspräsidenten der Länder 
befinden sich in ausreichender Anzahl Fachkräfte, 
die geeignet sind, die Fragen der Landbeschaffung 
geordnet zu bearbeiten. Der Haushaltsausschuß sah 
sich zwar nicht in der Lage, endgültig dazu Stel-
lung zu nehmen, wie die Zuständigkeiten in einem 
künftigen Gesetz über die Landbeschaffung ge-
regelt werden sollen. Da aber die Regelung im 
Gesetz noch nicht erfolgt ist, hielt es der Haushalts-
ausschuß für richtig, das Kapitel über das Bundes-
amt für Landbeschaffung nicht auch noch ein 
drittes Jahr im Haushaltsplan stehenzulassen, son-
dern es zu streichen. Die Streichung wurde mit 17 
gegen 4 Stimmen beschlossen. 
Etwas ausführlicher muß ich noch auf die 

Kapitel des Bundesgrenzschutzes und Seegrenz-
schutzes eingehen, da die Ausgaben für diese Ein-
richtungen von besonderer Bedeutung für den 
Bundeshaushalt sind. Die Vermehrung des Bundes-
grenzschutzes von 10 000 auf 20 000 Beamte wurde 
durch den Deutschen Bundestag bekanntlich am 
19. Juni 1953 beschlossen. Es lag nahe, daß un-
mittelbar nach dem Zustandekommen des Be-
schlusses mit der Verstärkung begonnen würde. 
Dies war aber nicht möglich, weil sich bei der an-
gespannten Finanzlage des Bundes erhebliche haus-
haltsmäßige Schwierigkeiten ergaben. Auf Grund 
des Haushaltsgesetzes 1953 hatte der Finanz-
minister durch Sparerlasse vom 28. Juli und 5. Au-
gust 1953 angeordnet, daß die gesperrten letzten 
10 %  aller Ansätze des Bundeshaushalts nicht mehr 
zur Verausgabung freigegeben würden. Nach 
längeren Verhandlungen zwischen Innenminister 
und Finanzminister wurde dann im November 1953 
vereinbart, daß der Innenminister die in seinem 
Einzelplan einzusparenden 10 % für die Vermeh-
rung des Bundesgrenzschutzes im Rechnungsjahr 
1953 verwenden könne. Der nach dieser Einigung 
für 1953 zur Verfügung stehende Betrag dürfte 
sich auf etwa 15 Millionen belaufen. Dieser 
Betrag reichte selbstverständlich nicht aus, weitere 
10 000 Mann unterzubringen, zu besolden, zu be-
kleiden, auszurüsten und zu verpflegen. Der 
Innenminister beschränkte sich daher im Rech-
nungsjahr 1953 auf Anschaffungen zur Vorbereitung 
der Vermehrung des Bundesgrenzschutzes und auf 
zahlenmäßig unbedeutende Einberufungen. 

Im Rechnungsjahr 1954 würde der Innenminister 
mindestens etwa 110 Millionen für die zweite 
Welle des Bundesgrenzschutzes brauchen. Diese 
Zahl beruht auf den bereits in dem Aufstellungs-
jahr der ersten 10 000 Mann gesammelten Erfah-
rungen. Infolge der schwierigen Finanzlage des 
Bundes sieht der Haushaltsplan für die zweite 
Welle des Bundesgrenzschutzes jedoch nur einen 
Mehrbetrag von 65 Millionen vor. Das Personalsoll 
des Bundesgrenzschutzes in dem vorliegenden 
Haushaltsplan 1954 sieht 19 970 Planstellen für 
Vollzugsbeamte, Verwaltungsbeamte und Medi-
zinalbeamte des Bundesgrenzschutzes vor. 

Wie ich bereits ausführte, reichen, die 65 Mil-
lionen DM für die zweite Welle des Bundesgrenz-
schutzes nicht aus. In erster Linie mußten daher 
in den Haushaltsplan diejenigen Ausgabeansätze 
eingestellt werden,. die für die Unterbringung und 
Bekleidung erforderlich sind. Hinsichtlich der 

Unterbringung stellte der Haushaltsausschuß fest, 
daß die Abteilungsunterkünfte nicht gleichmäßig 
längs der Zonengrenze verteilt sind. Es wird da-
her im Interesse der Grenzbevölkerung zu er-
wägen sein, ob unbedingt an der Unterbringung 
in Abteilungsstärke festgehalten werden muß. Als 
erste Auflockerungsmaßnahme und in Würdigung 
der besonderen wirtschaftlichen Lage des dortigen 
Grenzlandes beschloß der Haushaltsausschuß, dem 
Plenum des Bundestags zu empfehlen, die Bundes-
regierung zu ersuchen, im Raum Cham, Furth im 
Walde und in Ratzeburg je eine Hundertschaft des 
Bundesgrenzschutzes unterzubringen. 

Der Gesamtzuschuß für den Bundesgrenzschutz 
einschließlich Seegrenzschutz in den fortdauernden 
und einmaligen Ausgaben beträgt nach der Be-
schlußfassung des Haushaltsausschusses 147,1 Mil-
lionen DM. In dieser Summe sind rund 6,5 Mil-
lionen DM für den Paßkontrolldienst enthalten, 
der 1954 als echter Teil des Bundesgrenzschutzes 
kein eigenes Kapitel mehr im Haushaltsplan be-
kommen hat. Im Rahmen des Solls von 20 000 Mann 
wurde die Zahl der im Paßkontrolldienst be-
schäftigten Beamten von 723 auf 850 heraufgesetzt. 
Über diese Stellenvermehrung konnte im Haus-
haltsausschuß keine einheitliche Auffassung erzielt 
werden. Bei der Liberalisierung des Reiseverkehrs 
erscheint es unlogisch, daß immer mehr Beamte 
für die Paßkontrolle eingesetzt werden sollen. Da 
aber der Reiseverkehr stark angestiegen ist und 
eine schnelle Abfertigung der Reisenden notwendig 
erscheint, beschloß der Haushaltsausschuß mit ge-
ringer Mehrheit, der beantragten Stellenver-
mehrung um 127 Beamte zuzustimmen. Der Haus-
haltsausschuß erwartet jedoch, daß sich die Bundes-
regierung auf internationaler Ebene weiterhin und 
verstärkt darum bemüht, die Paßkontrolle zu be-
seitigen. 

Im Rahmen des Bundesgrenzschutzes besteht 
eine zentrale Beschaffungsstelle. Sie arbeitet nicht 
nur für den Bundesgrenzschutz, sondern führt im 
Rahmen der inneren Verwaltung auch Beschaf-
fungen z. B. für den Luftschutz, für das Technische 
Hilfswerk und andere Organisationen durch. Die 
Beschaffungsstelle trägt die Verantwortung für die 
Bewirtschaftung außerordentlich hoher Geld-
beträge. Zur Konsolidierung der Verhältnisse bei 
dieser Beschaffungsstelle stimmte der Haus-
haltsausschuß der Regierungsvorlage zu, wonach 
6 Angestelltenstellen in Beamtenstellen umge-
wandelt und gleichzeitig 5 weitere Beamtenstellen 
geschaffen werden. 
Ebenso wie bei der Verstärkung des Paßkontroll-

dienstes entwickelten sich im Haushaltsausschuß 
grundsätzliche Erörterungen auch bei der Be-
ratung über das Büro für Aufenthaltsgenehmi-
gungen. Der Haushaltsausschuß hält es für bedenk-
lich, daß trotz der Liberalisierung des Reise-
verkehrs noch immer die Reisenden-Zentralkartei 
unterhalten wird. Er nahm zwar von der Er-
klärung der Bundesregierung Kenntnis, daß durch 
diese Kartei nur noch ein- und ausreisende Aus-
länder und Staatenlose erfaßt werden und j eden-
falls  an dieser Form der Kartei ein Interesse 
deutscher Stellen nicht mehr besteht; aber er hält 
es nicht für ausreichend, daß sich die Bundes-
regierung mit dem jetzigen, aufwendigen Zustand 
dieser Kartei abfindet. Bei dieser Auffassung sah 
sich der Haushaltsausschuß auch nicht in der Lage, 
die von der Bundesregierung beantragten 8 An-
gestelltenstellen für die Verfeinerung der Kartei 
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zu genehmigen. Es verbleibt also bei den Beamten, 
Angestellten und Arbeitern bei den Zahlen des 
Vorjahres. Der Haushaltsausschuß gibt dringend 
der  Hoffnung Ausdruck, daß durch organisatorische 
Änderungen schon im Rechnungsjahr 1954 erheb-
liche Einsparungen eintreten. 
Der Zuschuß für die Bundesstelle für die An-

erkennung ausländischer Flüchtlinge in Valka 
bleibt mit rund 350 000 DM gegenüber dem Vor-
jahr fast unverändert. 
Als letzte in meine Berichterstattung gehörende 

Dienststelle des Innenministeriums darf ich die 
Bundeszentrale für Heimatdienst erwähnen. Die 
Ausgabenansätze für sie halten sich im wesent-
lichen im Rahmen der Sätze des Vorjahres. Bei 
dem Sachtitel 300 dagegen ist eine Erhöhung des 
Ansatzes von 3 Millionen DM um 300 000 DM auf 
3,3 Millionen DM vorgesehen. Aus diesem Titel 
werden z. B. die Unkosten für die Wochen-
zeitschrift „Das Parlament", für die staatsbürger-
lichen Informationen für Schulen usw. bezahlt. 

Damit bin ich am Ende meines Berichts. Zur 
weiteren Berichterstattung über den Haushaltsplan 
des Innenministeriums darf ich Sie, Herr Präsident, 
bitten, nunmehr dem Herrn Kollegen Dr. Willeke 
das Wort zu erteilen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter und bitte den zweiten Be-
richterstatter, Dr. Willeke, das Wort zu nehmen. 

Dr. Willeke (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf die 
Berichterstattung kurz fortsetzen. Der Bund hat 
mit der Evangelischen und mit der Katholischen 
Kirche vor einigen Jahren vereinbart, daß die Kir-
chen die Versorgung der heimatvertriebenen und 
verdrängten versorgungsberechtigten Seelsorger 
und Kirchenbeamten sowie ihrer Hinterbliebenen 
regeln. Zu den Kosten dieser Versorgung gewährt 
der Bund einen Zuschuß. Der Zuschuß betrug in 
den letzten Jahren jährlich 6 Millionen DM. Für 
das Rechnungsjahr 1954 sind 4,5 Millionen DM 
vorgesehen, wie überhaupt anzunehmen ist, daß 
sich der Betrag nunmehr von Jahr zu Jahr senkt. 
Im Haager Abkommen wurde vereinbart, daß die 

Bundesrepublik den jüdischen Bediensteten der jü-
dischen Kultgemeinden nach rentenähnlichen 
Grundsätzen eine Entschädigung zahlt. Nach In-
krafttreten der Vereinbarung sind inzwischen die 
Anträge der Berechtigten eingegangen. Aus den 
Anträgen geht hervor, daß wahrscheinlich 6,3 Mil-
lionen DM jährlich für diese Entschädigung be-
nötigt werden. Dieser Betrag mußte in den Haus-
haltsplan 1954 eingesetzt werden. Für die Zeit 
vom 1. Oktober 1952 bis zum 31. März 1954 ergab 
sich aber noch ein Nachholbedarf in der gleichen 
Höhe, so daß der Gesamtbedarf für 1954 12,5 Mil-
lionen DM beträgt. 
Im Aufbau der Disziplinargerichtsbarkeit des 

Bundes ist erfreulicherweise mit dem Haushalts-
plan 1953 ein Abschluß zu verzeichnen. Bei dem 
Bundesdisziplinarhof und bei dem Bundesdiszi-
plinaranwalt brauchte im Haushaltsplan 1954 — 
abgesehen von geringfügigen Berichtigungen — 
kein neues Personal mehr beantragt zu werden. 
Zu längeren und wiederholten Erörterungen 

führten im Haushaltsausschuß die Ansätze für die 
wissenschaftliche Forschung. Durch die Verhält-
nisse seit 1933 ist die deutsche wissenschaftliche 

Forschung gegenüber dem Ausland auf weiten Ge

-

bieten des Wissens erheblich zurückgeblieben. Nach 
Auffassung des Haushaltsausschusses sollte die 
Bundesrepublik alle Bemühungen darauf ver-
wenden, den Rückstand in der wissenschaftlichen 
Forschung gegenüber dem Ausland so bald wie 
möglich aufzuholen. Der Haushaltsausschuß be-
dauerte es, daß die Bundesregierung auch im Jahre 
1954 zur Förderung von Schwerpunkten in der 
deutschen wissenschaftlichen Forschung wiederum 
nur 10 Millionen DM in den Haushaltsplan ein-
setzen konnte. Die Regierungsvorlage sah die Kür-
zung des Zuschusses für die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft von 3 Millionen DM auf 2,5 Millio-
nen DM vor. Der Haushaltsausschuß glaubte diese 
Einsparung nicht verantworten zu können und er-
höhte den Ansatz wieder auf den vorjährigen 
Stand von 3 Millionen DM. 

Das Institut für Zeitgeschichte in München er-
hielt im Vorjahr einen Zuschuß von 192 000 DM. 
Der Haushaltsausschuß glaubte eine Kürzung auf 
150 000 DM gemäß der Regierungsvorlage nicht 
vertreten zu können und setzte den Zuschuß auf 
170 000 DM fest. Der Haushaltsausschuß setzte 
ferner den mit 30 000 DM vorgesehenen Zuschuß an 
die Kommission für die Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien auf 
70 000 DM herauf. Ebenso wurde der Zuschuß für 
die Studienstiftung des deutschen Volkes von 
600 000 DM auf '750 000 DM erhöht. Der Ausschuß 
folgte damit dem Beispiel der Länder, die den Be-
trag für die Studienstiftung auf 1 1 /2 Pfennig pro 
Kopf der Bevölkerung erhöht haben. Ferner er-
höhte der Haushaltsausschuß entsprechend dem 
Antrag der Bundesregierung den allgemeinen Kul-
turtitel des Innenministeriums von 600 000 DM auf 
770 000 DM, um u. a. einen Zuschuß für die Bay-
reuther Festspiele geben zu können. 
Schließlich stellte der Haushaltsausschuß den 

vorjährigen Ansatz für die Bekämpfung der Sucht-
gefahren in Höhe von 150 000 DM wieder her. Mit 
Bedauern nahm der Haushaltsausschuß davon 
Kenntnis, daß auch in dem Haushaltsplan 1954 
wieder nur 690 000 DM zur Förderung der volks-
gesundheitlichen Bestrebungen und zur Be-
kämpfung menschlicher Krankheiten eingesetzt 
sind. Insbesondere erwartet der Haushaltsausschuß, 
daß im nächsten Jahre der Betrag für die Be-
kämpfung der Kinderlähmung erheblich heraufge-
setzt wird. 

Für den Bundesjugendplan sind wie im Vorjahre 
30 Millionen DM eingesetzt. Entsprechend den Vor-
schlägen des Ausschusses des Bundestages für Ju-
gendfragen wurde vom Haushaltsausschuß eine 
eingehende Aufgliederung dieses Betrages festge-
legt. 
Die Ausnutzung der Bestimmungen des Grund-

gesetzes hat zu einer außerordentlich starken Be-
lastung der Verwaltungsgerichtsbarkeit geführt. 
Das Bundesverwaltungsgericht wurde erst durch 
Gesetz vom 23. September 1952 errichtet und hat 
seine Tätigkeit mit einer Verspätung von etwa 
einem Dreivierteljahr aufgenommen, da sich die 
Wahl der Bundesverwaltungsrichter verzögerte. 
Die ursprünglich vorgesehene Zahl von 16 Bun-
desrichtern ist nunmehr auf 23 erhöht worden, 
nach den Ansätzen des Haushaltsplans die Anzahl 
der juristischen Regierungsräte von 4 auf 9. Man 
darf nicht verkennen, daß dieses neue höchste Ge-
richt der Verwaltungsgerichtsbarkeit sofort einen 
Rückstand von über 1000 Verfahren vorfand. 
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Bei dem Statistischen Bundesamt ist mit dem 

Rechnungsjahr 1953 der personelle Aufbau leider 
ebenfalls noch nicht abgeschlossen. Das Personal 
ist inzwischen auf 1865 Kräfte angewachsen, wozu 
noch 200 Angestellte kommen, die aus Sachmitteln 
vorübergehend für Einzelstatistiken beschäftigt 
werden. Diese Personalvermehrung ist zu einem 
erheblichen Teil durch die Ausweitung der Außen-
handelsstatistik bedingt, im übrigen durch eine 
Fülle von Einzelaufträgen und durch die Bundes-
gesetze, die statistische Erhebungen in diesem 
Umfange verlangen. Der Gesamtzuschußbedarf des 
Statistischen Bundesamtes, für das ein neues Ge-
bäude errichtet wird, ist im Rechnungsjahr 1954 
auf 23,7 Millionen DM angestiegen. Für das neue 
Gebäude sind inzwischen bereits 10,9 Millionen DM 
zur Verfügung gestellt, für 1955 wird noch ein 
Restbetrag von 2,2 Millionen DM erforderlich sein. 

Das Bundesgesundheitsamt in Koblenz wurde 
vor etwa einem Jahr als Nachfolgeorganisation 
des früheren Reichsgesundheitsamtes eingerichtet. 
Es muß hervorgehoben werden, daß, zum Bundes-
gesundheitsamt noch so bedeutsame Institute ge-
hören wie das Robert-Koch-Institut, das Petten-
kofer-Institut und das Institut für Boden-, Wasser- 
und Lufthygiene. Diese Institute wurden nach dem 
Zusammenbruch in dankenswerter Weise von dem 
Lande Berlin betreut. Die Gebäude wurden durch 
die Kriegsereignisse beschädigt und zum Teil zer-
stört. Der Aufbau schreitet mit Hilfe von Bundes-
mitteln und Mitteln des Marshallplans fort. Um 
die volle Arbeitsfähigkeit der Institute nach Über-
nahme auf den Bund zu gewährleisten, ließ sich 
eine Vermehrung des Personals für das Rechnungs-
jahr 1954 nicht vermeiden. Der Zuschußbedarf des 
Bundesgesundheitsamtes einschließlich der ge-
nannten Institute beträgt 1954 rund 5,2 Millionen 
DM gegenüber 4,4 Millionen DM im Vorjahr. 
Das Bundesamt für Auswanderung hat in seinen 

personellen und in seinen Sachausgaben bereits 
mit dem Haushaltsjahr 1953 seinen Endzustand er-
reicht. Angeschlossen ist die Bundesstelle für 
Staatsangehörigkeitsangelegenheiten. 
Die Bundesregierung sieht für das Bundesarchiv 

eine Personalvermehrung von 92 Kräften im Haus-
haltsjahr 1953 um 30 Kräfte auf 122 Kräfte im 
Haushaltsjahr 1954 vor. In dieser Personalvermeh-
rung sind 1 Beamter, 18 Angestellte und 11 Ar-
beiter enthalten. Die Personalvermehrung ist fast 
ausschließlich auf die Errichtung der Zentralnach-
weisstelle in Kornelimünster zurückzuführen. Dort 
werden die personellen Wehrmachtunterlagen ge-
sammelt, die bisher in der Bundesrepublik an mehr 
als 100 verschiedenen Stellen lagerten. Die Zusam

-

menfassung ist erforderlich, da sonst die für weite 
Personenkreise notwendigen Auskünfte aus den 
Unterlagen nicht beschafft werden können. 

Für das Institut für Raumforschung in Bad 
Godesberg ergab sich eine Ermäßigung des Zu-
schusses um rund 100 000 DM auf annähernd 
600 000 DM. Der Bundesrat hat angeregt, festzu-
stellen, ob nicht eine Zusammenlegung der Insti-
tute für Raumforschung in Bad Godesberg und für 
Landeskunde in Remagen vorgenommen werden 
kann. Auch der Haushaltsausschuß erwartet, daß 
diese Prüfung durchgeführt wird. Die Überprüfung 
ist bereits im Gange. 
Das Institut für Angewandte Geodäsie erfordert 

eine erhebliche Personal- und Kostenvermehrung. 
Das liegt aber daran, daß erstens bisher das Land 
Berlin diese Stelle betreut hat, und daß zweitens  

dieses Institut Aufgaben übernehmen muß, die bis-
her von den Alliierten wahrgenommen wurden. 
Die Bundesausgleichsstelle einschließlich Bundes-

stelle für Entschädigung der ehemaligen Bedien-
steten jüdischer Gemeinden weist einen geringfü-
gigen Rückgang der Ausgaben auf. 
Zum Schluß darf ich noch auf das Deutsche Ar-

chäologische Institut hinweisen. Den Bemühungen 
der Bundesregierung, insbesondere des Herrn 
Bundeskanzlers, ist es gelungen, daß im Laufe der 
letzten zwei Jahre die Auslandsabteilungen des 
Archäologischen Instituts in Rom, Athen, Istambul 
und Madrid zurückgegeben wurden. Auch die Ab-
teilung Frankfurt am Main, also die Römisch-Ger-
manische Kommission, geht in diesen Tagen wieder 
in die Verwaltung des Bundes über. Durch die 
Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse hat die Arbeit 
der Auslandsinstitute zum Teil geruht. Diese In-
stitute erfreuten sich früher eines hervorragenden 
internationalen Rufes. Es liegt durchaus im 
Interesse des deutschen Ansehens und der For-
schung, erhebliche Mittel aufzuwenden, damit diese 
Institute wieder entsprechend ihrem früheren Ruf 
aktionsfähig werden. Ähnlich liegen die Verhält-
nisse bei dem Deutschen Historischen Institut in 
Rom. 
Ich bin am Ende meiner Ausführungen und darf 

noch kurz folgendes wiederholen. Der Einzelplan 
des Innenministeriums für das Jahr 1954 sieht eine 
Erhöhung der Ausgaben um etwa 82 Millionen 
DM und damit einen Gesamtzuschuß von 
317 434 900 DM vor. Ohne Berücksichtigung des 
von Herrn Niederalt behandelten Bundesgrenz-
schutzes sieht der Haushaltsplan des Innenministe-
riums eine Vermehrung um 121 Beamte, 181 Ange-
stellte und 67 Arbeiter vor. Diese Vermehrung be-
trifft ausnahmslos nicht das Ministerium, sondern 
die zum Bereich des Innenministeriums gehörenden 
oberen Bundesgerichte und die nachgeordneten 
Dienststellen und Institute. Mit Ausnahme des 
Luftschutzes und überhaupt des Schutzes der Zi-
vilbevölkerung dürften in Zukunft kaum weitere 
erhebliche Aufgaben für das Bundesministerium 
des Innern anfallen. Wir dürfen daher hoffen, daß 
auch in diesem Ressort eine gewisse Konsolidierung 
eingetreten ist. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 
Wir treten in die Aussprache ein. Damit wir 

nicht wieder durcheinandergeraten wir vorhin, 
darf ich fragen, ob das Haus damit einverstanden 
ist, daß ich die Damen und Herren, die sich zu 
Wort gemeldet haben, frage, ob sie allgemein zum 
Einzelplan 06 oder zu bestimmten Anträgen spre-
chen wollen. Dann nehme ich die Begründung der 
Anträge voraus und erteile die Wortmeldungen 
zur allgemeinen Debatte hinterher. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Das ist der Fall. 
Ich habe folgende Wortmeldungen vorliegen: 

Maier (Freiburg), Ritzel, Frau Dr. Hubert, Prof. 
Dr. Gülich, Schmitt (Vockenhausen), ferner be-
schränkte Wortmeldungen für einen Antrag von 
den Abgeordneten Seiboth und Frau Dr. Lüders. 
Wer will allgemein sprechen? Herr Maier? 

Maier (Freiburg) (SPD): Zu den Anträgen. 

Vizepräsident Dr. Schneider: Frau Dr. Hubert? 

Frau Dr. Hubert (SPD): Allgemein! 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Ritzel? 
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Ritzel (SPD): Zu den Anträgen! 

Vizepräsident Dr. Schneider: Professor Gülich? 

Dr. Gülich (SPD): Allgemein! 

Vizepräsident Dr. Schneider: Und Abgeordneter 
Schmitt. — Ich danke schön. Das Wort hat der Ab-
geordnete Maier. 

Maier (Freiburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn meine Fraktion sich 
auf die Stellungnahme zu einzelnen Kapiteln des 
Etats des Bundesministeriums des Innern — Ein-
zelplan 06 — beschränkt, dann soll das nicht be-
sagen, daß wir zu anderen Kapiteln nichts zu sagen 
hätten. Wir sind aber der Meinung, daß beispiels-
weise die Frage des THW, die noch im Stadium 
der Verhandlungen zwischen dem Bundesinnen-
ministerium und den Gewerkschaften steht, durch 
Ausführungen hier nicht gestört werden sollte und 
daß die Probleme der Organisierung des Grenz-
schutzes noch diskutiert werden, so daß wir durch 
die Einbeziehung dieser Frage in die heutige De-
batte nur störend in den Gang der Dinge eingrei-
fen würden. Wir werden bei der Beratung  des 

 Nachtragshaushalts noch Gelegenheit haben, un-
sere Meinung zu den offenen Fragen zum Aus-
druck zu bringen. 
Ich möchte zunächst zum Antrag auf Umdruck 

48 *) sprechen, einem Antrag, der in einer anderen 
Form gestern schon einmal bei dem Geheimfonds 
des Bundeskanzlers gestellt und der vom Hause 
abgelehnt worden ist. Bei dem Ersuchen meiner 
Fraktion zu Kap. 0609 Tit. 300 handelt es sich aber 
um einen Antrag, der sich von dem bei Einzelplan 
04 gestellten insofern unterscheidet, als dieser 
Tit. 300 zweierlei Beträge beinhaltet: einmal die 
Ausgaben für den Nachrichtendienst durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz in Köln, zum 
anderen einen Teil, der im Bundesinnenministe-
rium verwaltet wird und dem sogenannten kon-
struktiven Verfassungsschutz dient. Diese Zweitei-
lung des Titels gibt uns Veranlassung, hier wie bei 
den Geheimfonds überhaupt zu beantragen, ein 
Dreimännerkollegium zu schaffen, das diesen Titel, 
soweit er vom Innenministerium selbst beansprucht 
wird, kontrolliert. Ich glaube, es läge auch im In-
teresse des Herrn Ministers selber, daß keinerlei 
Zweifel etwa über mißbräuchliche Ausgaben aus 
diesem Titel bestehen. Für die Kontrolle der Aus-
gaben, die der Nachrichtenapparat des Bundesver-
fassungsschutzamtes erfordert, genügt uns die al-
leinige Kontrolle durch den Präsidenten des Bun-
desrechnungshofs. Ich möchte das Hohe Haus bit-
ten, unserem Antrag auf Schaffung einer solchen 
Kontrollinstanz, wie sie in dem Ihnen in Umdruck 
48 vorliegenden Antrag vorgesehen ist, zuzustim-
men. 
Von wesentlicher Bedeutung ist uns das Kapitel 

0618 — Bundesanstalt für zivilen Luftschutz —. 
Zu diesem Kapitel haben wir den Ihnen vorlie-
genden Ergänzungsantrag — Umdruck 37 **) — ge-
stellt, wonach in diesem Kapitel nach Tit. 302 ein 
neuer Titel 302 a eingefügt werden soll, in dem 
Bauten und Einrichtungen für den Luftschutz der 
zivilen Bevölkerung mit einem — zunächst — Ge-
samtkostenaufwand von 1 Milliarde DM gefordert 

*) Siehe Anlage 20 Seite 943 A. 
**) Siehe Anlage 17 Seite 941 B. 

werden. Ziffer 2 des Antrags enthält die Deckungs-
vorlage: In Einzelplan 35 Kap. 3501 Tit. 300 ist 
der Beitrag der Bundesrepublik an die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft — zum Teil Stationie-
rungsbeitrag — um diese Milliarde zu kürzen. 

Seit vielen Monaten füllt die Diskussion über 
die Wirkungen der verschiedenen neuen Atom

-

Massenvernichtungswaffen die Spalten -der Zeitun-
gen der ganzen Welt, und in jüngster Zeit ange-
stellte Versuche mit der Wasserstoffbombe haben 
offenbar werden lassen, was der Menschheit war-
tet, wenn aus dem kalten ein heißer Krieg ent-
stehen sollte. 

Während ein Teil der Wissenschaft alle Kräfte 
darauf verwendet, mit immer neuen Atomwaffen 
einen Wirkungsgrad höchster Vernichtung zu er-
zeugen, ist ein anderer dabei, in den Laboratorien 
und Forschungsinstituten nach Schutz- und Gegen-
mitteln zu suchen, die die Wirkung dieser Vernich-
tungswaffen abschwächen und damit einen Teil 
der Todgeweihten retten könnten. Freilich stehen 
diesem Teil der im Dienst der Menschlichkeit täti-
gen Forscher nicht die gleichen ungezählten Gelder 
zur Verfügung wie der die Atomwaffen entwik-
kelnden Waffenindustrie. Die Ergebnisse bei der 
Forschung nach Gegen- und Schutzmitteln werden 
also immer länger auf sich warten lassen und des-
halb der Entwicklung der Zerstörungsmittel nach-
hinken. Eines ist deshalb gewiß: wenn es zu 
einem dritten Weltkrieg kommen sollte, dann dürf-
ten die Gefahren für die am Kampfgeschehen un-
beteiligte Zivilbevölkerung ungeahnte Ausmaße 
erreichen. Gegenüber dem ersten Weltkrieg, der 
etwa 800 Bombentote forderte, und dem zweiten 
Weltkrieg, bei dem wir im Reichsgebiet rund eine 
halbe Million Menschen aus Kreisen der Zivilbe-
völkerung als Todesopfer zu beklagen hatten, 
würde ein Vielfaches an Menschenverlusten ent-
stehen, wenn diese Atomwaffen zum Einsatz 
kämen und wenn nicht von Bundes wegen Maß-
nahmen zum Schutze der Bevölkerung getroffen 
würden. 

Wenn wir über die Grenze unseres Landes hin-
ausschauen, um festzustellen, was andere Nationen 
auf dem Gebiet des Luftschutzes seit langem ge-
leistet haben und noch fortgesetzt leisten, dann 
wird uns die eigene fast als trostlos zu bezeich-
nende Situation erst klar, und wir könnten in Re-
signation verfallen, wenn wir allein an den uns 
erwachsenden Nachholbedarf auf dem Gebiete des 
Luftschutzes und des Katastrophenschutzes den-
ken. Der Gedanke, daß der zivile Schutz der Be-
völkerung eines Landes eine reine Defensivmaß-
nahme ist, die mit der möglichen militärischen Be-
teiligung an einem Kriege in keinem unmittelba-
ren Zusammenhang steht, hat gerade die Länder, die 
an den beiden Weltkriegen unbeteiligt gewesen 
sind, die Schweiz und Schweden, schon sehr früh 
auf den Plan gerufen. Beide Länder wenden all-
jährlich große Haushaltssummen auf, um entspre-
chende Einrichtungen zum Schutze ihrer Zivilbe-
völkerung zu schaffen. Zahlen verdeutlichen diese 
Anstrengungen am besten. Während die Vereinig-
ten Staaten zur Zeit jährlich pro Kopf der Be-
völkerung etwa 2,30 DM, England 4,10 DM und 
Schweden 8 DM ausgeben, weist der Haushalt, der 
Ihnen vorliegt, auf dem Gebiet des Luftschutzes, 
auf unsere Bevölkerungszahl umgerechnet, je Kopf 
ganze 20 Pfennig aus.' 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 



2. Deutscher Bundestag — 24. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 8. April 1954 	923 
(Maier  [Freiburg])  

Ziehen wir einen Vergleich zwischen dem im 
gleichen Haushalt vorgesehenen Wehrbeitrag von 
rund 9 Milliarden und den in verschiedenen Titeln 
ausgebrachten Beträgen für Zwecke des Luft-
schutzes von insgesamt 12 Millionen, dann muß 
uns die jüngst beschlossene Verfassungsergänzung, 
die die zivile Verteidigung in den Aufgaben- und 
Kompetenzbereich des Bundes einbezieht, als eine 
reine Deklamation erscheinen. Der EVG-Vertrag 
weist die zivile Verteidigung den Nationen als 
Aufgabe zu, und deshalb haben die Alliierten wohl 
auch stillschweigend geduldet, daß sich die Bundes-
regierung auf dem Gebiete des Luftschutzes in-
sofern bereits betätigt hat, als sie in die letzten 
Haushalte immer wieder Beträge für Luftschutz

-

zwecke eingesetzt hat. 
Wiederholt hat der Herr Bundesinnenminister 

Dr. Lehr im Bundestag und in den Ausschüssen 
die Vorlage des Entwurfs eines Luftschutzgeset-
zes in Aussicht gestellt, und noch im Dezember des 
vergangenen Jahres hat das amtliche Bulletin der 
Bundesregierung den Entwurf für das 1. Quartal 
dieses Jahres angekündigt. Es wurde in dieser 
Verlautbarung allerdings der Zusatz gemacht, daß 
die Kostenfrage noch nicht endgültig geklärt sei. 
Als Hinweis für die Realisierung eines solchen Ent-
wurfs eines Luftschutzgesetzes war in der Bulle-
tin-Verlautbarung angegeben, daß man auf der 
Grundlage der Etattitel im schwedischen Haushalt 
rund 350 Millionen DM für die deutschen Zwecke er-
rechnet habe. Wenn wir aber in Betracht ziehen, 
daß Schweden uns schon um viele Jahre voraus ist 
und daß dieses Land keine Kriegszerstörungen er-
fahren hat, muß uns Angst werden um den Nach-
holbedarf. Die im Bulletin erwähnten Mittel dürf-
ten also nicht ausreichen, den Forderungen des 
Tages gerecht zu werden. Angesichts des Dilem-
mas, in das die Bundesregierung durch die Verfas-
sungsergänzung gekommen ist, aus der seither di-
latorischen Behandlung des Luftschutzproblems zu 
einem wirksamen Schutz der Zivilbevölkerung zu 
kommen, vermeidet man in Regierungskreisen be-
greiflicherweise, Schätzungen der wahrscheinlichen 
Kasten für einen einigermaßen sinnvollen passi-
ven Luftschutz bekanntzugeben. 
Was bisher auf dem Gebiet des Luftschutzes ge-

schehen ist, beschränkt sich auf informatorische, or-
ganisatorische und wissenschaftliche Forschungs-
maßnahmen. Keine Mark stand und steht für 
echte Luftschutzeinrichtungen zur Verfügung. 
Nun läuft demnächst das neue Wohnungsbaupro-
gramm der Bundesregierung an, und es ist höchste 
Zeit, sich darüber schlüssig zu werden, wie die er-
forderlichen Luftschutzräume in die Neubauten 
eingebaut werden können. Wie man hört, soll das 
Wohnungsbauministerium wertvolle Vorarbeiten 
geleistet und Pläne verfügbar haben, deren Vor-
schläge auf den Erfahrungen im Ausland beruhen. 
Es wäre nur zu wünschen, daß sich die Bundesre-
gierung dieser Vorarbeiten bedient und sie mög-
lichst bald im Interesse unserer Zivilbevölkerung 
nutzbar macht. Eine Initiative wäre auch deshalb 
wichtig, weil die Städteneuplanung der 82 Städte 
mit über 100 000 Einwohnern, die als besonders 
luftgefährdet angesehen werden, erfordert, daß der 
Planer bei seiner Aufgabe die luftempfindlichen 
Gebiete besonders berücksichtigen kann. 
Nun taucht die Frage auf: Wer soll die Kosten 

solcher Schutzeinrichtungen übernehmen? Meine 
Fraktion ist der Auffassung, daß die Zivilverteidi-
gung eine Aufgabe des Bundes ist und deshalb auch 
die Kosten für den Luftschutz vom Bund zu tragen  

sind. Weder die Länder noch die jetzt schon unter 
dem Druck immer neuer Lasten seufzenden Ge-
meinden werden in der Lage sein, anteilige Kosten 
zu übernehmen. Desgleichen scheint uns auch in-
opportun, Mittel dadurch zu gewinnen, daß man 
das neue Wohnungsbauprogramm um etwa 7 bis 
8 % der vorgesehenen Wohnungen kürzte. Wir 
glauben, daß der Herr Bundesfinanzminister den 
Schlüssel zur Lösung des Problems in der Hand 
hat. Der  Herr Bundesfinanzminister hat 
sich zwar heute schon bei der Beratung eines an-
deren Etattitels über unseren Antrag, in dem wir 
eine Milliarde für Luftschutzeinrichtungen fordern, 
und über den Deckungsvorschlag, diese Milliarde 
dem EVG-Beitrag zu entnehmen, dahin ausgelas-
sen, eine solche Maßnahme hätte zur Folge, daß 
wir bei den Alliierten wegen Vertragsuntreue in 
Mißkredit kämen und die Gefahr für das deutsche 
Volk noch steigen würde, weil dann die Vertei-
digung unseres Gebietes nicht mehr gewährleistet 
sei. Wir sind anderer Auffassung, Herr Bundes-
finanzminister. Wir sind nämlich der Meinung, daß 
nach der Entwicklung, soweit sie überhaupt bezüglich 
des Zustandekommens oder des Nichtzustandekom-
mens des EVG-Vertrages mindestens zu über-
schauen ist, ein Zustandekommen vor Herbst 
nicht erwartet werden kann. Daher bleibt Ihnen, 
Herr Bundesfinanzminister, für die ersten sechs 
Monate dieses Haushaltsjahres immerhin die Diffe-
renz zwischen den reinen Besatzungskosten und 
den für die EVG vorgesehenen Beträgen, also rund 
150 Millionen DM je Monat, übrig. Zur Erfüllung 
des Luftschutzprogramms stünden also 6 mal 150 
Millionen DM zur Verfügung, und damit käme man 
nahe an die von uns geforderte Einsparung in 
Höhe von einer Milliarde DM heran. Wenn deshalb 
der Herr Bundesfinanzminister, anstatt das Wehr-
beitragskonto anschwellen zu lassen, diese sechs 
Monatsbeträge dem Herrn Bundesinnenminister 
zur Verfügung stellte, würde der Herr Bundesinnen-
minister, wie wir meinen, angesichts der Vorberei-
tungsarbeiten, die in seinem Ministerium geleistet 
worden sind, in der Lage sein, die Luftschutzmaßnah-
men so in Angriff zu nehmen, daß das Volk das 
Gefühl haben kann, in der Stunde der Gefahr den 
höchstmöglichen Schutz zu genießen. Es obläge 
dann dem Bundeskabinett, schnellstens die erfor-
derlichen Maßnahmen zu beschließen. 
Wie bekannt, läuft im Frühsommer dieses Jahres 

die Frist für den ersten festgesetzten Wehrbeitrag 
ab. Es wird also vermutlich schon in den nächsten 
Wochen oder spätestens im Monat Mai zu weiteren 
Verhandlungen kommen, die der Herr Bundes-
finanzminister mit den Partnern des Vertrags zu 
führen hat. Der Herr Minister hat also Gelegen-
heit, bei diesen Verhandlungen seinen Verhand-
lungspartnern erneut die besondere Notlage 
Deutschlands auf dem Gebiet des Luft- und Kata-
strophenschutzes, die überall in der Welt aner-
kannt wird, vor Augen zu führen. Es genügt dabei 
die Feststellung, was es heißt, im Zeitalter der 
Atombombe unmittelbar am Eisernen Vorhang in 
so dicht besiedeltem Gebiet zu leben, wie es bei 
uns der Fall ist. Es wäre unverantwortlich, ein-
seitig die militärische Aufrüstung zu betreiben und 
die Zivilbevölkerung praktisch ihrem Schicksal zu 
überlassen. Wir treiben ja beinahe auf den gro-
tesken Zustand hin, daß man sagt: Der Staat hat 
kein Geld, also muß das Volk im Kriegsfall 
sterben. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wenn auch mit noch so großem Aufwand an Mit

-

teln ein totaler Schutz unmöglich ist, so stimmen 
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doch die Erfahrungen der Sachverständigen darin 
überein, daß das Ausmaß der Vernichtung im Ka-
tastrophenfall wirksam begrenzt werden kann. 
Jeder Mensch, der dabei vor dem Tod geschützt 
werden kann, ist es wert, daß wir entsprechende 
Mittel aufwenden. 
Glücklicherweise stehen wir keiner unmittel-

baren Kriegsgefahr gegenüber, und auf mehrere 
Jahre verteilt könnte es gelingen, gute, zuverläs-
sige Arbeit zu leisten. Geschieht das nicht, so 
würde unmittelbar nach dem Ausbruch von Feind-
seligkeiten, ja, schon vorher, wenn sich ernste po-
litische Spannungen ankündigten, in der Bundes-
republik die Gefahr von Massenpanik bestehen, 
und weder Polizei noch Militär könnten ihrer Herr 
werden. 

Der zivile Luftschutz ist, wie ich schon einmal 
betonte, eine reine Defensivmaßnahme, die in kei-
nem Zusammenhang mit der EVG steht, die eigent-
lich Vorrang vor der Organisierung einer militäri-
schen Verteidigung haben müßte. Meine Fraktion 
ist sich ihrer Verantwortung der Zivilbevölkerung 
gegenüber bewußt und erwartet von Ihnen, meine 
Damen und Herren, daß Sie ihr mit Ihrer Zustim-
mung zu unserem Antrag auf dem Wege folgen, 
alles zu tun, was zum Schutz der Zivilbevölkerung 
möglich ist, was wir auch von der Regierung er-
warten dürfen. 

Nun lassen Sie mich noch kurz zu einem anderen 
Kapitel sprechen, nämlich zum Umdruck 39*), wo 
wir einen Antrag zu Kap. 0635 — Bundeszentrale 
für Heimatdienst — gestellt haben. Der Herr Prä-
sident hat heute nachmittag im Anschluß an die 
Diskussion über das Handbuch des Bundestags ge-
sagt: Jedes Mittel, um die Bevölkerung und vor 
allen Dingen unsere Jugend über die Tätigkeit des 
Bundestages und der anderen Organe der Bundes-
republik aufzuklären, ist es wert, daß wir die 
Kosten dafür aufwenden. Diesen Gedanken möchte 
ich aufgreifen, wenn ich Sie bitte, unserem Antrag 
auf Erhöhung des Titels für die Bundeszentrale für 
Heimatdienst von 3 300 000 DM auf 4 500 000 DM 
zuzustimmen. 
Die Bundeszentrale für den Heimatdienst ist eine 

Einrichtung, die von uns in bezug auf das Auf-
gabengebiet, das ihr gestellt ist, durchaus bejaht 
wird. Wir befürworten und unterstützen alle Be-
strebungen und Bemühungen der demokratischen 
Aufklärung, ganz gleichgültig, in welcher Form — 
ob durch Druckschriften, durch Vorträge, durch 
Filme, durch Preisausschreiben usw. — der demo-
kratische Gedanke propagiert wird. 

Die Bundeszentrale für Heimatdienst unterliegt 
der Kontrolle eines Kuratoriums, das aus Mitglie-
dern dieses Hauses gebildet ist und dem Abgeord-
nete aller Parteien angehören. Dieses Kuratorium 
gibt uns die Gewähr dafür, daß die Mittel gemäß 
den gestellten Aufgaben verwendet werden. Meine 
politischen Freunde arbeiten in diesem Kuratorium 
positiv mit, auch durch konstruktive Kritik. Um 
der Bundeszentrale eine Ausweitung ihrer Tätig-
keit zu gestatten, möchten wir Sie bitten, unserem 
Vorschlag auf Erhöhung dieser Mittel zuzustim-
men. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 

*) Siehe Anlage 19 Seite 942 B. 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe von meiner Fraktion den Auftrag, 
einen Antrag zu vertreten, der Ihnen auf Um-
druck 38 vorliegt. Unter der Voraussetzung, daß 
dieser Antrag angenommen wird, glaube ich sagen 
zu dürfen, daß das Hohe Haus damit Balsam auf 
das wunde Herz unseres verehrten Herrn Bundes-
finanzministers träufeln wird. Es handelt sich um 
das Kap. 0628 — Büro für Aufenthaltsgenehmi-
gungen beim Bundesminister des Innern —, und 
zwar um die Tit. 101 bis 110 und um den Tit. 200. 
Dieses Büro für Aufenthaltsgenehmigungen hat 
zwei große Aufgaben. Nur eine interessiert uns in 
diesem Zusammenhang. In der Einführung zu dem 
Kapitel heißt es: 

Eine neue Aufgabe hat das Büro für Aufent-
haltsgenehmigungen auf Grund der Verein-
barungen der Bundesregierung mit der 
Alliierten Hohen Kommission vom 29. August 
1952 durch die Einrichtung des Ausländer

-

Zentralregisters und der Reisendenkartei er-
halten. 

Wenn Sie im Etat auf Seite 327 nachsehen, finden 
Sie allein bei den Sachausgaben eine Steigerung 
von 15 500 DM im Vorjahr auf 150 000 DM in 
diesem Jahre und in der Erläuterung folgende 
Bemerkung: 

Mehr infolge Zentralbeschaffung von Kartei-
kartenvordrucken, und zwar für 12 Millionen 
Zählkarten 90 000 DM, für 300 000 Ausländer-
zentralkarteikarten 20 000 DM, für 7200 Vor

-

merklisten 10 000 DM. 
Eine Seite vorher finden Sie bei den Personal-

ausgaben einen Ansatz von insgesamt 415 700 DM. 
Im Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Ver-
waltung hat diese Frage auch bereits eine Rolle 
gespielt. Meine Fraktionsfreunde haben dort an-
gekündigt, daß sie zur Etatberatung einen ent-
sprechenden Antrag stellen würden. Dieser Antrag 
liegt Ihnen nun, wie gesagt, auf Umdruck 38 vor. 
Er verlangt, das Hohe Haus wolle beschließen, die 
Personalkosten von 415 700 DM um 215 700 DM 
auf den Betrag von 200 000 DM und die Sachkosten, 
soweit sie durch die Geschäftsbedürfnisse ver-
ursacht sind, von 150 000 DM um 110 000 DM auf 
40 000 DM zu senken. 
Zur Begründung darf ich ganz kurz sagen, daß 

nach unseren Feststellungen auch bei den west-
lichen Alliierten ein sehr geringes Interesse an die-
ser Registerkartei vorliegt und daß eine Beschrän-
kung dieser Kartei auf Staatenlose und Personen 
aus Satellitenstaaten möglich ist. Dann verbleiben 
noch etwa 10 % des Personenkreises, um den es 
sich theoretisch hier handelt. Ich glaube, hier liegt 
eine echte Möglichkeit zur Einsparung von 
325 700 DM vor. Ich wäre dankbar, wenn dieser 
Antrag entsprechend der Haltung der Vertreter der 
Regierungsparteien im Fachausschuß die Zustim-
mung des Hohen Hauses finden würde. 
Gestatten Sie mir nun noch zu einer ganz ande-

ren Sache eine kurze Bemerkung. Nachher wird 
wohl noch über die Verwendung der Forschungs-
mittel, die in diesem Haushalt enthalten sind, ge-
sprochen. Ich möchte im Zusammenhang mit 
Kap. 0602, ohne einen Antrag auf Mehrausgaben 
zu stellen, eine Lanze für eine Sache brechen, die 
in der deutschen Öffentlichkeit sowohl vom Stand-
punkte der Gesundheitswahrung und der Über-
windung von Gesundheitsschäden als auch vom 
Standpunkte der Entwicklung der Technik noch 
nicht genügend berücksichtigt wird. Wir haben im 
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Tit. 617 des Kap. 0602 einen Betrag von 10 Mil-
lionen DM für die Förderung von Schwerpunkten 
in der deutschen wissenschaftlichen Forschung, der 
vorhin schon erwähnt wurde. Ich möchte Ihnen 
vorschlagen, Ihrem Willen dahin Ausdruck zu 
geben, daß entsprechend der Feststellung von wis-
senschaftlichen Organen, so des Wissenschaftlichen 
Beirats des Präsidiums des Deutschen Ärztetages 
vom 6. Februar 1954 in München, und entsprechend 
einem eingehenden Gutachten der Fraunhofer-Ge-
sellschaft vom 20. November 1953 aus diesem 
Schwerpunktprogramm zur Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung ein erheblicher Betrag ohne 
zusätzliche Belastung des Etatansatzes durch das 
zuständige Ministerium zugunsten der Ultraschall-
forschung bewilligt wird. Ich darf mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten drei Sätze aus dem Gut-
achten des Deutschen Ärztetages verlesen. In die-
sem neuesten Gutachetn, das jetzt zwei Monate alt 
ist, heißt es u. a.: 

Die günstige Wirkung des Ultraschalls ist bei 
bestimmten Erkrankungen durch gründliche 
wissenschaftliche und praktische Untersuchun-
gen der letzten zehn Jahre nachgewiesen wor-
den. Dazu gehören z. B. bestimmte Formen von 
Erkrankungen des peripheren Nervensystems 
wie Neuritiden, Neuralgien sowie Erkrankun-
gen des Bewegungsapparates, Erkrankungen 
der Haut usw. Die Ultraschallbehandlung kann 
daher auch den Versicherten der RVO und Er-
satzkassen und sonstigen Empfängern sozialer 
Leistungen nicht grundsätzlich vorenthalten 
werden. 

Damit das einmal kommt und in hoffentlich nicht 
allzu ferner Zeit kommt, sind gewisse Vorausset-
zungen zu erfüllen. Die Fraunhofer-Gesellschaft 
hat in einem eingehenden Gutachten vom 20. No-
vember 1953 festgestellt, daß Ultraschall in Medi-
zin, Landwirtschaft und Nahrungsmitteltechnolo-
gie zur Erzielung bestimmter biologischer Wirkun-
gen, zur Anregung des Zellenwachstums, Abtötun-
gen usw., als Mittel der Meßtechnik und als Form 
der zuzuführenden Energie in der Verfahrens-
technik große Bedeutung besitzt. 

Meine Damen und Herren, wir stehen in einem 
heftigen Konkurrenzkampf besonders mit den Ver-
einigten Staaten von Nordamerika. Die Vereinig-
ten Staaten haben nicht wenige hervorragende 
deutsche Wissenschaftler wegengagiert. Wenn wir 
diesen Konkurrenzkampf, der für unsere Gesund-
heitspflege und für die Wirtschaft, besonders auch 
für unseren Export von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung ist — es gibt auf diesem Gebiet ganz 
verblüffende Tatsachen —, nicht verlieren wollen, 
dann müssen innerhalb des Rechnungsjahres 1954 
auch vom Bund erhebliche Anstrengungen gemacht 
werden zur Förderung der wissenschaftlichen For-
schung auf dem Gebiet des Ultraschalls. 

Ich verzichte, wie gesagt, auf einen Antrag. Aber 
mein Appell richtet sich an die Bundesregierung, 
auf allen Gebieten, wo das möglich ist, besonders 
im Bereich des Bundesinnenministeriums, alles zu 
tun, um der Ultraschallforschung weiter voranzu-
helfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt (Vockenhausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe von meiner 

Fraktion den Auftrag, den in Umdruck 36 Ihnen 
vorliegenden Antrag zur Erhöhung des Ansatzes in 
Kap. 0602 Tit. 640 von 140 900 DM auf 640 900 DM, 
also um 500 000 DM, zu begründen. 

Leipzig, jahrhundertelang Hauptplatz des deut-
schen Buchhandels, ist durch die Trennung Deutsch-
lands seiner früheren Stellung beraubt worden. In 
Leipzig befand sich seit vielen Jahren die deutsche 
Nationalbibliographie in Gestalt der Deutschen 
Bibliothek. Diese Einrichtung wurde zur Hälfte 
vom Deutschen Reich, zu einem Drittel von der 
Stadt Leipzig und zu einem Sechstel vom Lande 
Sachsen getragen. Schon im Jahre 1946 ergab sich 
die Notwendigkeit, eine ähnliche Einrichtung in den 
damaligen Westzonen, im Gebiet der heutigen Bun-
desrepublik, zu schaffen. Die Stadt Frankfurt, 
unterstützt durch das Land Hessen und die dama-
ligen Landesverbände des Deutschen Buchhandels, 
ergriff damals die Initiative, und in Anlehnung an 
die Stadt- und Universitätsbibliothek Frankfurt 
wurde die Deutsche Bibliothek unter Leitung von 
Professor Dr. Eppelsheimer, dem verdienten Lite-
rarhistoriker, begründet. Nach der Bildung der 
Bundesrepublik haben die Bundesregierung, das 
Land Hessen und die Stadt Frankfurt im Benehmen 
mit dem Börsenverein die Deutsche Bibliothek als 
Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt und 
unterhalten sie jetzt zu gleichen Teilen. Der Füh-
rung dieser Bibliothek, ihren persönlichen und 
sächlichen Aufgaben dienen die 140 900 DM, die im 
Haushaltsplan des Ministeriums des Innern veran-
schlagt sind. 

Nun ist der Zustand festzustellen, daß seit zwei 
Jahren die Bibliothek völlig unzulänglich unterge-
bracht ist. Die Bestände in Frankfurt können nicht 
mehr sachgemäß eingeordnet werden. Die Biblio-
thek mußte einen Luftschutzbunker in einem Vor-
ort von Frankfurt am Main mieten und dort die 
Bände unterbringen. Das ist für eine Bibliothek ein 
unmöglicher Zustand, und hier muß baldigst Ab-
hilfe geschaffen werden, wenn der eigentliche 
Zweck der Bibliothek erhalten bleiben soll. 

Die Stadt Frankfurt hat sich großzügigerweise 
bereit erklärt — Herr Bürgermeister Dr. Leiske ist 
in diesem Hause als Mitglied und Kollege —, das 
Baugelände für den Bau einer neuen Deutschen 
Bibliothek zur Verfügung zu stellen. Darüber hin-
aus wird sie sich an dem Neubau mit einem Drittel 
der Baukosten in Höhe von 500 000 DM beteiligen. 
Das Land Hessen hat ebenfalls einen Zuschuß in 
Höhe von 500 000 DM vorgesehen. Es geht nunmehr 
darum, das letzte, das Bundesdrittel für einen Neu-
bau zu erhalten. Dies ist der Zweck unseres heuti-
gen Antrages, der Ihnen in dem Umdruck 36 vor-
liegt. 
Ich glaube, ich brauche die Bedeutung der Deut-

schen Bibliothek, die eine ähnliche Einrichtung wie 
die französische Nationalbibliothek in Paris und die 
Bibliothek des britischen Museums in London dar-
stellt, nicht noch besonders hervorzuheben. Jedes 
Land braucht seine Nationalbibliographie, nicht nur 
für den Buchhandel, nicht nur für die Wissenschaft, 
sondern auch für die Technik, die Wirtschaft und 
die Industrie. Ich glaube, Sie sollten daher heute 
dem Antrag meiner Fraktion zustimmen. Die Sache 
drängt; denn wenn nicht schnell gehandelt wird, 
dann wird das Chaos in den Beständen, die schon 
heute unübersichtlich gelagert sind, so groß werden, 
daß eine Änderung nachher nur mit Riesenkosten 
und großen Umständen möglich sein dürfte. Ich 
möchte Sie daher im Namen meiner Freunde bitten, 
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unserem Antrag, wie er Ihnen in Umdruck 36 vor-
liegt, zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Bevor ich weiter 
das Wort erteile, frage ich den Abgeordneten Sei-
both, ob er nur zu dem neuen Umdruck 61 oder all-
gemein sprechen will. 

Seiboth (GB/BHE): Zur Auswanderung, auch 
allgemein! 
Vizepräsident Dr. Schneider: Dann hat das Wort 

Frau Abgeordnete Dr. Hubert. 

Frau Dr. Hubert (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es gibt kaum ein Gebiet des 
öffentlichen Lebens, auf dem der Bund nicht hel-
fend und fördernd auftritt. Wir finden in verschie-
denen Einzelplänen Millionensummen für die ver-
schiedensten Aufgaben und Zwecke. Für die Erhal-
tung der menschlichen Gesundheit finden sich aber 
nur im Haushaltsplan des Ministeriums des Innern 
zwei kleine Posten von insgesamt nicht mehr als 
840 000 DM, 

(Abg. Frau Dr. Steinbiß: Hört! Hört!) 
einmal 150 000 DM für die Bekämpfung der Sucht

-

gefahren, zum anderen 690 000 DM für gesundheit-
liche Volksbelehrung und für die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten. Wenn wir nun 
noch die Unterteilung dieses Titels betrachten, wo 
100 000 DM für die Bekämpfung der Krebskrank-
heit, 100 000 DM für die Bekämpfung der Säug-
lingssterblichkeit, 100 000 DM für die Bekämpfung 
der Kinderlähmung und 100 000 DM für Volks-
belehrung gesundheitlicher Art angesetzt sind, so 
muß man sich bei der Geringfügigkeit dieser Sum-
men fragen, welche Wirkungen hier eigentlich 
erzielt werden sollen. Fast hat man den Eindruck, 
daß es nur noch Erinnerungsposten sind. Vielleicht 
wird hier eingewandt — und ich nehme an, daß 
es die Einwendungen des Herrn Finanzministers 
sind daß das Gesundheitswesen Angelegenheit 
der Länder und nicht des Bundes sei. Nun, zumin-
dest die Bekämpfung der gemeingefährlichen 
Krankheiten gehört zur konkurrierenden Gesetz-
gebung und somit auch zur Kompetenz des Bundes. 
Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit einen Augen-

blick gerade auf die Bekämpfung der Kinderläh-
mung lenken. Die Schrecklichkeit und Unheimlich-
keit dieser Krankheit liegt ja darin, daß zwar das 
akute Stadium abheilt, daß aber dann die betroffe-
nen Menschen schwerste Schädigungen und Körper-
behinderungen für ihr ganzes Leben davontragen. 
Nun haben die Erfahrungen der letzten Jahre ge-
zeigt, daß hier langdauernde und langjährige Nach-
behandlung sehr wohl weitgehende Erfolge, die 
fast bis zur Heilung gehen, erzielen kann. In 
Amerika ist man in dieser Beziehung schon sehr 
weit und hat auch sehr energische Maßnahmen 
ergriffen. Bei uns in Deutschland scheitert es mei-
stens an der Kostenfrage. Die Kranken sind aus 
ihren Krankenkassen ausgesteuert. Für die Ange-
hörigen ist eine langjährige Nachbehandlung infolge 
der Kosten einfach nicht tragbar. Hier klafft eine 
Lücke. Ich hoffe sehr, daß sich der Herr Bundes-
minister des Innern den Wunsch des Haushaltsaus-
schusses zu eigen macht, im nächsten Bundeshaus-
haltsplan Mittel für die Nachbehandlung der Kin-
derlähmung und damit die Bekämpfung dieser 
Krankheit selbst einzusetzen. 
Wir begrüßen es zwar, daß man jetzt einen Bun-

desausschuß für gesundheitliche Volksbelehrung 
gegründet hat; aber das ist nicht genügend. Wahr-

scheinlich werden auch hier Mittel notwendig sein. 
Bei all dem, was heute in der Presse, besonders den 
Illustrierten, über Krankheiten veröffentlicht wird 
und verwirrend und irreführend wirkt, ist es wirk-
lich notwendig, sachliche Aufklärung zu treiben. 
Daß die Säuglingssterblichkeit bei uns noch 4 bis 
5 % beträgt — in Holland ist sie nur 2,1 % —, 
müßte uns ebenfalls zu denken geben. Es ist auch 
allgemein bekannt, daß durch frühzeitige Erken-
nung des Krebses viele Menschen geheilt werden 
können. 
Ich bin aber der Meinung, daß die Aufgaben des 

Bundes auf dem Gebiete der Gesundheit noch sehr 
viel weiter gehen. Kriegs- und Nachkriegszeiten 
sind keineswegs spurlos an der Gesundheit unserer 
Bevölkerung vorübergegangen. Ich glaube, man 
kann hier wirklich auch von Kriegsschäden und 
Kriegsfolgen sprechen, deren Beseitigung ja eine 
Aufgabe des Bundes ist. Wir sanieren unsere Wirt-
schaft, wir sanieren unser Verkehrsnetz, aber wir 
sanieren nicht den Menschen, 

(Abg. Frau Dr. Steinbiß: Sehr richtig!) 
ja wir sanieren nicht einmal die Einrichtungen, die 
zur Wiederherstellung der menschlichen Gesund-
heit dienen, nämlich unsere Krankenanstalten. Wir 
müssen in der Notlage der Krankenanstalten auch 
eine Folge des Krieges sehen. Diese Notlage hat 
— wir haben es in diesem Hause schon einmal be-
sprochen — auch Auswirkungen auf das Problem 
des Schwesternnachwuchses, der Angestellten

-Ä

rzte, ja des ärztlichen Nachwuchses überhaupt. 
Schon lange ist ein Bundesrahmengesetz für das 
Krankenhauswesen verlangt worden, ein Gesetz, 
das eigentlich ein Finanzierungsgesetz für die 
Krankenanstalten sein müßte. Man streitet sich 
aber hier über die Kompetenzen, streitet sich dar-
über, ob es der Bund oder ob es die Länder tun 
müßten. Man sollte den Kompetenzstreit fallen-
lassen und die Notlage der Krankenhäuser als eine 
echte Kriegsfolge ansehen und von seiten des Bun-
des nun endlich einmal die Initiative ergreifen. 
Das Recht auf Schutz und Erhaltung der Gesund-

heit ist zwar nicht ausdrücklich in unserem Grund-
gesetz niedergelegt, aber doch so sehr allgemeines 
Gedankengut geworden, daß wir dem auch in unse-
rer Gesetzgebung mehr Rechnung tragen müßten. 
Dazu gehört allerdings eine zielbewußte Gesund-
heitspolitik, die auch die Gesundheitsfürsorge und 
-vorsorge einbezieht. Eine solche haben wir von 
seiten der Bundesregierung in diesen ganzen Jah-
ren leider vermißt. Wenn man hört, daß der Leiter 
der Gesundheitsabteilung nun schon zum zweiten 
Male wechseln soll, fragt man sich doch, ob er für 
seine Aufgaben immer das nötige Verständnis des 
Herrn Ministers gefunden hat. 
Das Ziel und die Aufgabe der Gesundheitspolitik 

ist aber nicht nur Schutz und Erhaltung der Ge-
sundheit; sie soll auch dazu dienen, den Menschen 
gesundheitlich in die bestmögliche Verfassung zu 
bringen. Das gilt nicht bloß für den Gesunden, son-
dern in verstärktem Maße für den Behinderten. Im 
Hinblick auf unsere Kriegsversehrten möchte ich 
dem Herrn Bundesinnenminister die Förderung des 
Versehrtensports besonders ans Herz legen und 
hoffe, daß er gerade für diese wichtige Aufgabe 
stets die erforderlichen Mittel zur Verfügung stellt. 
Um gesetzgeberische Maßnahmen auf dem Ge-

biete des Gesundheitswesens durchführen zu kön-
nen, braucht man auch einen Überblick über den 
Gesundheitszustand unserer Bevölkerung. Hier sind 
allgemeine Untersuchungen notwendig. Ich weiß, 
daß mit ERP-Mitteln Repräsentativuntersuchungen 
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an Schulkindern begonnen und zu sehr interessan-
ten Ergebnissen geführt haben. Ich meine, daß 
solche Untersuchungen nicht nur fortgesetzt wer-
den müssen, sondern auf weitere Bevölkerungs-
kreise auszudehnen sind. Die Gesundheit ist das 
kostbarste Gut des Menschen. Sie ist auch die Vor-
aussetzung für jede Lebensleistung. Dem sollten 
wir auch von seiten des Bundes stärker Rechnung 
tragen. 
Meine Fraktion hat darauf verzichtet, zu diesem 

Einzelplan heute Anträge auf Einsetzung bestimm-
ter Summen zu stellen. Aber ich möchte der Hoff-
nung Ausdruck geben, daß im Bundesinnenministe-
rium die notwendigen Vorbereitungen getroffen 
werden und entsprechende Mittel für gesundheit-
liche Maßnahmen in den nächstjährigen Etat einge-
setzt werden. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Ich erteile das 
Wort dem Abgeordneten Seiboth, wobei ich ihn 
gleichzeitig bitte, sich möglichst so einzurichten, 
daß er 19 Uhr 30 zu Ende ist. 

Seiboth (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion des Gesamt-
deutschen Blocks/BHE hat den Änderungsantrag 
Umdruck 61*) gestellt. Der in Kap. 0602 Tit. 605 
für Zuschüsse für gemeinnützige Einrichtungen 
auf dem Gebiet des Auswanderungswesens einge-
setzte Betrag von 207 000 DM soll gesperrt wer-
den. 
Gestatten Sie mir, daß ich namens meiner Frak-

tion zu diesem Antrag und zur Aussiedlungspolitik 
im allgemeinen folgendes bemerke. Wir sind im 
Prinzip gegen die staatlich geförderte Auswande-
rung; und zwar so lange, als nicht alle Möglich-
keiten der innerdeutschen Eingliederung und, auf 
dem Sektor der Landwirtschaft, der innerdeutschen 
Kolonisation erschöpft sind. Wir geben in diesem 
Jahr 1954 einschließlich der im Einzelplan 40 ein-
gesetzten Beträge rund 27 Millionen DM für Aus-
wanderungszwecke aus. Wenn man diese Summe 
auf vier Jahre umrechnet — auch in den vorher-
gehenden Jahren ist ja für diesen Zweck Beträcht-
liches ausgegeben worden, und das wird auch im 
nächsten und übernächsten Jahr der Fall sein —, 
dann bedeutet das, daß wir in vier Jahren über 
100 Millionen DM für die Auswanderung deut-
scher Menschen, für die Ansetzung deutscher Men-
schen im Ausland zur Verfügung stellen. Mit die-
sen Mitteln, die wir in vier Jahren etwa für diese 
Zwecke ausgeben, könnten wir innerhalb West-
deutschlands über 3000 landlose Bauernfamilien 
auf Bauernhöfen ansetzen. Ich darf in diesem Zu-
sammenhang daran erinnern, daß der Herr Bun-
deskanzler in der Regierungserklärung im Okto-
ber vorigen Jahres beim Kapitel „Landwirtschaft" 
erklärt hat, trotz Intensivierung, Modernisierung 
und Technisierung der deutschen Landwirtschaft 
sei es nur möglich, den deutschen Inlandsbedarf an 
Nahrungsmitteln zu zwei Dritteln aus eigener Pro-
duktion zu decken; ein Drittel müsse nach wie vor 
aus dem Ausland gegen Devisen bezogen werden. 
Auf der anderen Seite wird unbestritten behaup-
tet, in Deutschland gebe es genügend Landreser-
ven, nämlich zur Zeit — die Zahlen schwanken — 
zwischen 600 000 und 1,2 Millionen Hektar unbe-
bauten oder unkultivierten Landes. Wir sind der 
Meinung, bevor man das Hauptaugenmerk bei der 
Ansiedlung landloser Bauern auf die Auswande-
rung, auf die Ansetzung im Ausland, in Übersee 
*) Siehe Anlage 21 Seite 943 B.  

richtet, sollte man sich darüber im klaren sein, 
daß hier in Westdeutschland selber bei dieser 
Situation ein ausgesprochener Siedlungs- und zum 
Teil Ernährungsnotstand vorliegt. 

Dabei handelt es sich nicht in erster Linie, wie das 
vielleicht hier und da dargestellt werden mag, um 
ein soziales Problem, das bei den heimatvertrie-
benen Bauern oder bei den Flüchtlingsbauern aus 
der Sowjetzone auftritt, sondern es handelt sich 
dabei in erster Linie um ein gesamtdeutsches, 
nationales Anliegen. 
Bei der Auswanderung Deutscher in andere 

Länder müssen nicht nur die Mittel von uns auf-
gebracht werden, die im Bundeshaushalt dieses 
Jahres mit insgesamt 27 Millionen DM veran-
schlagt sind. Es ist errechnet worden, daß jeder 
voll Arbeitsfähige, der ins Ausland geht, den 
deutschen Staat und den deutschen Steuerzahler 
allein durch den Schulbesuch und seine Ausbildung 
mehrere tausend D-Mark gekostet hat. Das heißt, 
daß dieses arme Deutschland sozusagen die Aus-
bildungskosten für jene Menschen übernimmt, die 
wir bei einer intensiv betriebenen inneren Kolo-
nisation hier ansetzen könnten. Das bedeutet wei-
ter, daß wir die Kosten für die Ausbildung dieser 
Menschen übernehmen, damit sie uns von den an-
deren Ländern her nach Jahren vielleicht oder erst 
in anderen Generationen wirtschaftliche Konkur-
renz machen. 

Diese Erwägungen bestimmen uns, im Prinzip so 
lange gegen jede vom Staat geförderte Auswan-
derung eingestellt zu bleiben, als es noch Möglich-
keiten der innerdeutschen Kolonisation und Ein-
gliederung gibt. Wir wollen selbstverständlich dem 
einzelnen Menschen, der, weil er hier zu lange auf 
Eingliederung oder Ansetzung warten muß, weil 
er es nicht mehr aushalten kann, es vorzieht, sich 
für die Auswanderung zu melden, und sich an die-
ser Auswanderung beteiligt, keinen Vorwurf 
machen. Wir meinen aber, daß bei der staatlichen 
Hilfestellung für solche Vorhaben Vorsorge ge-
troffen werden muß, daß diese Menschen nicht aus 
einem Elend in ein noch größeres Elend hinein-
rennen. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 
Gerade in den letzten Wochen sind in der deut-

schen Presse vielfach Berichte und Nachrichten 
über das Versagen der Auswanderungspolitik er-
schienen, wie sie besonders von der Deutschen Ge-
sellschaft für Siedlung im Ausland betrieben wird. 
Namhafte Zeitungen wie die „Frankfurter Allge-
meine", die „Berliner Morgenpost", „Der Volks-
wirt", „Der Wiesbadener Kurier", selbstverständ-
lich auch die Blätter der Heimatvertriebenen, der 
„Ost-West-Kurier", der „Wegweiser für Heimat-
vertriebene", haben in den letzten Wochen beson-
ders auf den Fall La Serena hingewiesen. Ich habe 
vor wenigen Wochen Gelegenheit gehabt, mit 
einem der aus La Serena auf eigene Kosten zu-
rückgekehrten Siedler zu sprechen. Dieser Siedler 
namens Knobel, der in Marburg an der Lahn 
wohnt, hat mir erzählt — er hat es im übrigen, 
soviel ich weiß, auch den Fraktionen des Bundes-
tages schriftlich zugeleitet —, daß er vor etwa ein-
einhalb Jahren vom St. Raphaels-Verein — der 
hier wohl von der Degesa, wie diese Gesellschaft 
abgekürzt genannt wird, für die Anwerbung der 
Siedler für das Projekt La Serena in Chile mit 
eingeschaltet war — mit 19 anderen auswande-
rungslustigen Familien unter Versprechungen an-
geworben wurde, die, als diese Gruppe von 
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20 heimatvertriebenen Bauernfamilien drüben in 
Chile landete, in keiner Weise zu verwirklichen 
waren. 

(Hört! Hört! beim BG/BHE.) 
Wie mir zum Teil nachgewiesen worden ist, ist 
diesen Auswanderern damals hier in Deutschland 
erklärt worden, sie würden drüben in Chile be-
reits gepflügte Felder vorfinden, es würden fertige 
Häuser, Bewässerungsanlagen dasein, man würde 
ihnen Saatgut zur Verfügung stellen, und die im 
Gange befindliche Inflation in Chile würde sich für 
die Siedler sozusagen positiv und fördernd aus-
wirken. Von den Siedlern, von denen ich in charak-
terlicher wie fachlicher Hinsicht einen tadellosen 
Eindruck gewonnen habe, ist erklärt worden, daß 
nicht eine dieser Zusagen eingetroffen sei. Statt 
gepflügter Felder seien ihnen verqueckte, versteinte 
Felder, zum Teil Steinwüsten zur Verfügung ge-
stellt worden. Es seien keine fertigen Häuser da-
gewesen, und die Kühe, die ihnen versprochen 
wurden, hätten sie nicht bekommen. Die Fabrik 
in La Serena, von der es hieß, dort könnten ihre 
Frauen zusätzlich Geld verdienen, sei überhaupt 
noch nicht erbaut gewesen. Darüber hinaus wird 
von diesen Siedlern berichtet — ich behaupte nicht, 
daß es so sein mag, aber die Zeitungen berichten 
es, und die Siedler haben es mir gesagt —, daß 
drüben die Degesa, also die Deutsche Gesellschaft 
für Siedlung im Ausland, oder ihre Vertreter sich 
diesen Siedlern gegenüber in einer Art und Weise 
verhalten hätten, die vielleicht vor 100 Jahren in 
jenen Breitengraden, wo die Siedlungen angelegt 
wurden, bei der Behandlung von Menschen üblich 
war, aber nicht in diesem Jahrhundert und in Eu-
ropa üblich ist. Mir ist berichtet worden, daß 
einem Chile-Deutschen, der seit vielen Jahren 
drüben ansässig ist und sich für diese Auswanderer 
in ihrer Not eingesetzt hat — den Brief dieses 
Mannes habe ich selbst gelesen —, von seiten der 
Degesa gedroht worden sei, er würde seine eigene 
Existenz gefährden, wenn er sich weiter um die 
deutschen Siedler kümmere. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 
Von den Siedlern ist weiter berichtet worden, 

daß der Vertreter der Degesa in La Serena einem 
der angesetzten Siedler beispielsweise eine Rech-
nung über sogenannte Traktorentagwerke vorge-
legt habe, auf der 98 Tagwerke verrechnet worden 
seien, obwohl dieser Siedler, wie alle dort bezeu-
gen wollen, nur 15 Tagewerke in Anspruch ge-
nommen habe. Als dieser Siedler sich geweigert 
habe, die Rechnung anzuerkennen, seien ihm die 
Unterstützungen solange gesperrt worden, bis er 
diese Rechnung anerkannte. 

Einige dieser Siedler sind nun auf eigene Kosten, 
indem sie alles, was sie noch besaßen, in Chile ver-
schleuderten, nach Deutschland zurückgekehrt. Die 
amtlichen oder mehr oder weniger amtlichen Be-
richte über das Verhalten der Siedler und die Zu-
stände in La Serena besagen eigentlich, daß nicht 
die Degesa, sondern die Siedler und zum Teil die 
Inflation in Chile an diesen Zuständen schuld sein 
sollen. 

Ich hatte vor etwa eineinhalb Stunden Gelegen

-

heit, hier mit einem maßgebenden Herrn der 
Degesa zu sprechen. Ich habe ihm die Dinge genau 
so, wie ich es hier tue, vorgetragen, und es wurde 
mir von diesem Herrn eben diese schon in den 
amtlichen Berichten zum Ausdruck gekommene 
Gegendarstellung gegeben. Man behauptet dort, 
nicht die Degesa habe versagt, sondern die Sied-
ler hätten versagt. Ich bin der Meinung: ich und 
wir können das ja von hier aus nicht beurteilen! 
Aber Tatsache ist doch eines: daß diese Siedler von 
der Degesa oder ihren Beauftragten in Deutsch-
land für dieses Vorhaben in La Serena ausgesucht 
worden sind; und wenn man mir heute sagt, gerade 
dieser Herr Knobel, der sich an die Fraktionen des 
Bundestages gewandt hat, sei der Allerunfähigste, 
und er sei schon deshalb für die Siedlung und für 
das harte Leben der Neusiedler ungeeignet, weil 
seine Frau an Zuckerkrankheit leide, so kann ich 
dazu nur sagen: diese Zuckerkrankheit hätte doch 
vor anderthalb Jahren hier von den Vertretern der 
Degesa oder von den Ärzten festgestellt werden 
können. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

sind der Meinung, — — 

Vizepräsident Dr. Schneider: Herr Abgeordne-
ter, ich bitte, zum Schluß zu kommen. 

Seiboth (GB/BHE): Ich komme zum Schluß. Wir 
sind der Meinung, daß es notwendig ist, im Inter-
esse sowohl der Siedler wie auch im Interesse 
dieser Gesellschaft, der Degesa, die vom Innen-
ministerium vorher schon auf Grund der in den 
vergangenen Jahren bewilligten Haushaltspläne 
finanziert wurde, daß das Innenministerium als 
das zuständige Ministerium eine eingehende Unter-
suchung einleitet. Wir werden uns gestatten, in 
den nächsten Tagen schon eine große Anfrage die-
serhalb einzubringen. 

Wir beantragen, bis das Ergebnis dieser Unter-
suchungen bekannt ist, die Mittel, die in Tit. 605 
des Kap. 06 02 für die Unterstützung der Degesa 
vorgesehen sind, zu sperren. Ich bitte Sie, im In-
teresse dessen, was ich vorgetragen habe, diesem 
Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Schneider: Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, wir sind damit durch 
Zeitablauf am Ende unserer heutigen Sitzung. 

Ich darf nochmals darauf hinweisen, daß der 
Ältestenrat gemäß einem Beschluß jetzt gleich im 
Anschluß an das Plenum in Zimmer 119 P tagen 
wird. 
Ich gebe noch bekannt, daß der Herr Bundesin-

nenminister morgen früh als Erster sprechen wird. 

Ich berufe die nächste, die 25. Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf Freitag, den 9. April 1954, 
9 Uhr vormittags, und schließe die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 19 Uhr 36 Minuten.) 
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Anlage 1 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 
(Umdruck 51) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 40 — Haushalt der sozialen Kriegsfolgeleistungen 

(Drucksachen 200, 350, 375) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 4007 ist ein neuer Tit. 340 zu bilden und in 
diesen Titel ein Betrag in Höhe von 450 000 000 DM 
zur Abdeckung der der Deutschen Bundesbahn 
auferlegten betriebsfremden Aufwendungen ein-
zustellen. 

Bonn, den 7. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 2 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Schild (Düsseldorf), Matthes, Weyer, Illerhaus und Genossen 

(Umdruck 22) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kap. 0902 die folgenden neuen Titel einzufügen: 

a) „Tit. 601 a Maßnahmen zur För

-

derung gesamtdeut-
scher Fragen des 

1 000 000 DM" 

Einzelhandels 

b) „Tit. 601 b Gewerbeförderungs

-

maßnahmen für das 
250 000 DM" 

Gaststätten- und 
Hotelgewerbe 

Deckungsvorschlag: 

Im Einzelplan 32 Kap. 3205 Tit. 681 (Verzinsung 
der zur vorübergehenden Verstärkung der Be-
triebsmittel der Bundeshauptkasse aufgenommenen 
Mittel) ist der Betrag von 50 000 000 DM auf 
48 750 000 DM zu kürzen. 

Bonn, den 5. April 1954 

Dr. Schild (Düsseldorf) 
Matthes 
Dr. von Merkatz und Fraktion 

Weyer 
Dr. Bucher 
Frau Friese-Korn 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 
Dr. Mende 
Dr. Preusker 
Scheel 

Illerhaus 
Barlage 
Berendsen 

Brand (Remscheid) 
Burgemeister 
Dr. Dollinger 
Griem 
Dr. Hesberg 
Holla 
Kemper (Trier) 
Kirchhoff 
Leonhard 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 
Sabaß 
Schmidt-Wittmack 
Schmücker 
Dr. Storm 
Stücklen 
Unertl 
Dr. Willeke 
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Anlage 3 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
(Umdruck 29 [neu]) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen, 
in Kap. A 0901 Tit. 604 (neu) einzusetzen: 

„Zuschüsse zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft im Emsland 	5 000 000 DM". 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 4 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 30) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

in Kap. 0902 folgenden neuen Titel einzufügen: 
„Anpassungsbeihilfen für Belegschaftsmit-
glieder des Eisenerzbergbaues, die durch Still-
legung oder Einschränkung der Betriebe ihre 
Arbeitsplätze verlieren 	4 000 000 DM" 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 5 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 31) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Klärung der strittigen Fragen des ehemaligen 
Reichsvermögens und der noch offenen Fragen 
zwischen Bundes- und Landesvermögen und der 
Beteiligungen des Bundes an Gesellschaften des 
öffentlichen Rechts wird ein 21er-Ausschuß des 
Bundestages eingesetzt, in den je 7 Mitglieder des 

Haushaltsausschusses, des Ausschusses für Finanz- 
und Steuerfragen und des Ausschusses für Wirt-
schaftspolitik zu entsenden sind. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 6 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 

der Fraktion des GB/BHE 
(Umdruck 47) 

zur zweiten Beratung  des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. A 0901 ist nach Tit. 613 folgender neuer 
Tit. 613a einzufügen: 
„Zuschuß für Förderungsmaßnahmen des Handels 
2 000 000 DM" 

Bonn, den 7. April 1954 

Samwer Meyer-Ronnenberg 
Dr. Eckhardt und Fraktion 
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Anlage 7 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Naegel, Scheel, Samwer, Dr. Elbrächter und Genossen 

(Umdruck 52) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Das Gesetz über die Bundesstelle für den Waren-
verkehr läuft am 30. September 1954 aus. Über 
die für die Zeit vom 1. Oktober 1954 bis zum 
Ende des Haushaltsjahres 1954 veranschlagten 
Haushaltsmittel (etwa 50 v. H. des Ansatzes des 
Kap. 0905) darf nur zur Durchführung der dann 
noch verbleibenden Aufgaben und der Abwick-
lungsarbeiten in der erforderlichen Höhe verfügt 
werden. 

Bonn, den 7. April 1954 

Naegel 
Brand (Remscheid) 
Dr. Bürkel 
Dr. Hellwig 
Holla 
Kirchhoff 
Lenze (Attendorn) 
Leonhard 
Müser 
Raestrup 
Sabaß 
Dr. Serres 
Stücklen 

Scheel 
Dr. Blank (Oberhausen) 
Dr. Wellhausen 

Samwer 

Dr. Elbrächter 
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Anlage 8 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Abgeordneten Scheel und Genossen 

(Umdruck 54) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen: 
In Kap. A 0901 erhält Tit. 530 folgende Fassung: 

„Darlehen für Investitionen in der demontagege-
schädigten Wirtschaft 100 000 000 DM". 

Bonn, den 7. April 1954 
Scheel 
Dr. Atzenroth 
Dr. Wellhausen 

Dr. Elbrächter 
Schwann 
Dr. Drechsel 

Dr. Hoffmann 

Anlage 9 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion des GB/BHE 

(Umdruck 55) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 09 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtfchaft 

(Drucksachen 200, 350, 359) 

Der Bundestag wolle beschließen, 
in Kap. A 0901 die Summe Tit. 610 zu erhöhen auf 
30 000 000 DM. 

Bonn, den 7. April 1954 

Bender 
Dr. Eckhardt und Fraktion 
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Anlage 10 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion des GB/BHE 

(Umdruck 20) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über  die  

Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kap. A 1002 einen neuen Titel 
„Darlehen zur Förderung der ländlichen Siedlung 
45 500 000 DM" 

und einen neuen Titel 
„Beihilfen zur Förderung der ländlichen Siedlung 
22 600 000 DM" 

einzubringen. 

Bonn, den 1. April 1954 

Elsner 
Dr. Mocker und Fraktion 
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Anlage 11 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Abgeordneten Schneider (Bremerhaven), Dr. 
Schild (Düsseldorf), Müller (Wehdel) und Genossen

(Umdruck 26) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 

über die 

Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wollt beschließen: 

In Kap. 1002 ist 
a) bei Tit. 650 der Betrag von 250 000 DM auf 

550 000 DM zu erhöhen mit der Maßgabe, daß 
in den Erläuterungen die Verwendung dieses 
Betrages für wirtschaftliche Beratung und be-
rufsfachliche Ausbildung in der Fischwirtschaft 
bestimmt wird; 

b) bei Tit. 956 der Betrag von 16 275 000 DM auf 
16 575 000 DM zu erhöhen mit der Maßgabe, daß 
in den Erläuterungen die Verwendung dieses 
Betrages für die Zinsverbilligung von der Fisch-
wirtschaft aufgenommener Kredite, die der Ab-
satzförderung und Werbung für den Fischkon-
sum dienen, bestimmt wird. 

Deckungsvorschlag: 
Der Betrag in Kap. 1002 Tit. 67 (Abschöpfung von 
Preisunterschieden bei Lebensmitteleinfuhren) in 
Höhe von 225 800 000 DM wird auf 226 400 000 DM 
erhöht. 

Bonn, den 6. April 1954 

Schneider (Bremerhaven) 

Dr. Schild (Düsseldorf) 

Müller (Wehdel) 

Dr. von Merkatz und Fraktion 
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Anlage 12 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

(Umdruck 27) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
der 

Wirtschaftsberatung und Fachausbildung in 
der Fischerei 
und der 

Rationalisierung fischwirtschaftlicher Verar-
beitungs- und Absatzeinrichtungen 

ihre besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und 
bemüht zu sein, daß entsprechende Mittel für diese 
wecke zur Verfügung gestellt werden. 

Bonn, den 6. April 1954 

Krammig 
Müller-Hermann 
Dr. von Brentano und Fraktion 
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Anlage 13 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 

(Umdruck 33 [berichtigt]) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 

über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 

Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 1002 Tit. 617 ist der Ansatz von 
„10 000 000 DM" auf „40 000 000 DM" zu erhöhen. 

Hierzu wird die folgende Ergänzung der Erläute-
rungen empfohlen: 

5. Beihilfen zur Ausmerzung tbc-kranker 
Kühe 39 770 000 DM. 

Zu 5. Die Beihilfen sind nach bundeseinheit

-

lichen Richtlinien den Tierhaltern zu ge

-

währen, die ihre Reagenten über die 
Schlachtung endgültig ausmerzen. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 14 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 34) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Kap. 1002 Tit. 650 wird wie folgt geändert: 
„Ernährungswirtschaftliche Verbraucherauf

-

klärung 	 500 000 DM." 
Hierzu wird die folgende Erläuterung empfohlen: 
Zu Tit. 650 
Der Verbraucher muß seinen Nährstoffbedarf 
kennenlernen und in die Lage versetzt werden, ihn 
volkswirtschaftlich und gesundheitlich zweckmäßig 
und in Anpassung an seine Einkommensverhält-
nisse zu decken. Die hierzu notwendige Beratung 
und Aufklärung, in die der beim Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
gebildete Verbraucher-Ausschuß maßgeblich ein-
geschaltet ist, soll insbesondere durch Herausgabe 
von Broschüren und Plakaten, durch Kochvorfüh-
rungen, durch Vorträge sowie durch Beschaffung 
von Unterrichtsmaterial auch für die Schulen ge-
fördert werden. 

Eine solche objektive Verbraucheraufklärung muß 
als eine Aufgabe des Bundesministeriums neben 
die Werbung für einzelne Lebensmittel treten. Sie 
ist eine notwendige Ergänzung der Erzeugungs-
politik und dient so auch der Absatzförderung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 15 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 

(Umdruck 35) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 

über die 

Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 10 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(Drucksachen 200, 350, 360) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 1002 wird folgender neuer Titel angefügt: 
„Tit. 958 Zuschuß an die Länder zur Durch-
führung der Schulmilchversorgung 40 000 000 
DM" 

Hierzu wird folgende Erläuterung empfohlen: 

Zu Tit. 958 
Die Verbraucher werden durch die Abschöpfung 
(siehe Kap. 1002 Tit. 67) in erheblichem Umfang 
zusätzlich belastet. Da sich diese Belastung der Le-
benshaltung bei der Durchführung der Marktord-
nung zwangsläufig ergibt, die Marktordnung aber 
sowohl den Erzeugern wie den Verbrauchern die-
nen soll, besteht die Verpflichtung, den Verbrau-
chern einen gewissen Ausgleich zu geben. Das kann 
nur in einer Weise geschehen, die den Grundsätzen 
der Marktordnung entspricht. Die finanzielle Un-
terstützung der Schulmilchversorgung aus Bundes

-

mitteln, denen die erwähnten Einnahmen aus der 
Abschöpfung zufließen, dient den Verbrauchern 
respektive ihren Kindern durch die Verbilligung 
der Milch und dient zugleich der erzeugenden 
Landwirtschaft durch die so bewirkte Steigerung 
des Trinkmilchabsatzes, der gerade für die kleine-
ren landwirtschaftlichen Betriebe von entscheiden-
der wirtschaftlicher Bedeutung ist. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 16 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 36) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 0602 Tit. 640 ist der Ansatz in Höhe von 
140 900 DM um 500 000 DM auf 640 900 DM zu  
erhöhen. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 17 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 17) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Einzelplan 06 Kap. 0618 ist nach Tit. 302 fol-
gender neuer Tit. 302a einzufügen: 

„Bauten und Einrichtungen für den Luft-
schutz der zivilen Bevölkerung 

1 000 000 000 DM" 

2. In Einzelplan 35 Kap. 3501 Tit. 300 ist der Bei-
trag der Bundesrepublik an die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft (zum Teil Stationie-
rierungsbeitrag) um 1 000 000 000 DM 

auf 8 000 000 000 DM 
zu kürzen. 

Bonn, den 6. April 1954 
Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 18 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 38) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 
In Kap. 0628 ist 
a) die Summe Personalausgaben (Tit. 101 bis 110) 

auf 	 „200 000 DM" 
und 

b) der Ansatz von Tit. 200 
auf 	 „40 000 DM" 

zu kürzen. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 19 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 39) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der in Kap. 0635 (Bundeszentrale für Heimat-
dienst) bei Tit. 300 veranschlagte Betrag von 
3 300 000 DM ist um 1 200 000 DM auf 4 500 000 DM 
zu erhöhen und vorwiegend zur Steigerung der 
Aufwendungen für staatsbürgerliche Informatio-
nen und Lehrgänge, zur Förderung von Filmen 
und Hörspielen und zur Veranstaltung von Preis-
ausschreiben unter der Jugend zu verwenden. 

Bonn, den 6. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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Anlage 20 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 

(Umdruck 48) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die 

Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 - Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 0609 Tit. 300 wird der letzte Absatz des 
Zweckbestimmungsvermerks wie folgt geändert: 
„Die Jahresrechnungen über die Ausgaben dieses 
Betrages unterliegen der Prüfung einer nach Maß-
gabe der Geschäftsordnung des Bundestages aus 
drei Mitgliedern des Bundestages zu bildenden 
Kommission und der Prüfung durch den Präsiden-
ten des Bundesrechnungshofes. 

Die Erklärungen der Kommission und des Präsi-
denten des Bundesrechnungshofes bilden die 
Grundlage für die Entlastung der Bundesregie-
rung." 

Bonn, den 7. April 1954 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 21 zum Stenographischen Bericht der 24. Sitzung 

Änderungsantrag 
der Fraktion des GB/BHE 

(Umdruck 61) 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1954 

(Haushaltsgesetz 1954) 

Einzelplan 06 — Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern 

(Drucksachen 200, 350, 356) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die unter Kap. 0602 Tit. 605 eingesetzten Mittel 
sind gesperrt. 

Bonn, den 8. April 1954 

Seiboth 
Dr. Gille 
Dr. Eckhardt und Fraktion 
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